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249. Sitzung 

Bonn, den 26. November 1986 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Haus-
haltsberatungen fort: 

I. Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1987 (Haushalts-
gesetz 1987) 
— Drucksachen 10/5900, 10/6209 — 

Beschlußempfehlungen und Bericht des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksachen 10/6301 bis 10/6331 — 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 04 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 
— Drucksachen 10/6304, 10/6331 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Nehm 
Deres 
Echternach 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Müller (Bremen) 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/6558 unter Num-
mer 1 ein Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung fünf 
Stunden vorgesehen. Weiter ist interfraktionell ver-
einbart worden, die Beratung ohne Unterbrechung 
bis ungefähr 14 Uhr durchzuführen. Eine Mittags-
pause ist von 14 Uhr bis 15 Uhr vorgesehen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen, meine Herren! Der Tag, an dem die 
zweite Lesung des Einzelplans 04, also der Einzel-
plan des Bundeskanzlers und des Bundeskanzler-
amtes, auf der Tagesordnung steht, ist nach einer 
bewährten parlamentarischen Tradition der Tag,  

an dem sich der Herr Bundeskanzler und seine Po-
litik vor der freigewählten Volksvertretung zu ver-
antworten hat. Es ist der Tag, an dem das Parla-
ment über Ihr Tun und Unterlassen, Herr Bundes-
kanzler, über Inhalt und Stil Ihrer Arbeit, aber auch 
über die Folgen und die Perspektiven Ihrer Politik 
urteilt. Das nämlich will unsere Verfassung. Sie 
will, daß der Bundestag die Bundesregierung und 
vor allem den Bundeskanzler kontrolliert. 

Koalitionsmehrheiten — das sage ich nicht nur in 
bezug auf die gegenwärtige Koalitionsmehrheit — 
verfehlen ihren Auftrag, wenn sie sich vor allem als 
Hilfs- und Schutztruppe der jeweils aus ihrer Mitte 
hervorgegangenen Regierung verstehen oder — 
besser — mißverstehen als eine Truppe, die die Re-
gierung zu unterstützen, bis zur Selbstverleugnung 
zu bewundern und selbst um den Preis der Wahr-
heit und der intellektuellen Redlichkeit zu verteidi-
gen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Um so mehr — ich betone das Wort „jeweilige" — 
muß die jeweilige Opposition dieses Defizit ausglei-
chen. Wir haben das im Laufe dieser Legislaturpe-
riode in vielen Einzelberatungen getan. Heute geht 
es um mehr. Heute geht es um eine Gesamtbewer-
tung des Zustandes unserer Republik, um eine Ge-
samtbeurteilung der positiven und der negativen 
Aspekte Ihrer Arbeit seit dem März 1983, und es 
geht um die Zukunftsentwürfe, die sich gegenüber-
stehen, um Ihre und unsere Vorstellungen, Ziele 
und Programme für die weitere Entwicklung unse-
rer Gesellschaft und unseres Staates. Und es geht 
um die Interessen und die Prinzipien und die Werte, 
an denen sich diese Programme orientieren. 

Hierüber, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, lohnt es sich, zu streiten, nein, hierüber muß in 
einer demokratischen, in einer parlamentarischen 
Demokratie gestritten werden, wenn sie nicht schal 
und unglaubwürdig werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur so, meine Damen und Herren, in dieser streiti-
gen Auseinandersetzung, bleibt das Parlament 
auch der Ort, an dem die für unser Volk wesentli-
chen Entscheidungen vorbereitet und getroffen 
werden. Sonst fallen diese Entscheidungen in den 
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verschiedensten Chefetagen und den informellen 
Zirkeln, deren Macht im Gegensatz zu diesem Par-
lament der demokratischen Legitimation entbehrt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Viel Theorie!) 

Sonst verliert das Parlament seine zentrale Funk-
tion und wird zu einer bloßen Beglaubigungs- und 
Bestätigungsmaschinerie, von der keine Orientie-
rung, aber auch keine Konsensbildung mehr aus-
geht. 

Wir halten diese Auseinandersetzung auch des-
halb für geboten, weil sie notwendig und geeignet 
ist, den Grundkonsens zu erhalten und zu beleben, 
auf dem unsere Verfassungsordnung beruht. Wir 
sollten diesen Konsens, für dessen wichtigste Ele-
mente Sozialdemokraten in unserer Geschichte, 
insbesondere im letzten Jahrhundert lange allein 
gekämpft haben und zu dem unser Volk schließlich 
auf Grund der bitteren Erfahrungen zwischen 1914 
und 1945 gefunden hat, pfleglich bewahren und fort-
entwickeln. Wer seine Gegner durch fortgesetzte 
Diffamierungen und Denunziationen aus diesem 
Konsens zu verdrängen sucht, wie das der General-
sekretär der Union immer wieder in provokatori-
scher Weise tut, oder wer wie ein Teil der GRÜNEN 
das Gewaltmonopol des Staates in Frage stellt, der 
untergräbt die Fundamente, auf denen unser Ge-
meinwesen beruht. 

(Beifall bei der SPD) 

Innerhalb dieses von der Verfassung gezogenen 
Rahmens stehen sich unsere politischen Grundpo-
sitionen diametral gegenüber. Sie, Herr Bundes-
kanzler, sagen: Es ist doch alles in bester Ordnung. 
Ihre Zukunftsmaxime lautet: Weiter so! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei suggerieren Sie auch durch den Beifall, den 
Sie gerade spenden, das Trugbild vom ewigen Auf-
schwung und vom ewigen Wachstum. Sie nähren 
den Irrglauben: Mehr sei stets auch besser. Die kri-
tische Frage, die Analyse, die Betonung der End-
lichkeit der Ressourcen, die Sorge um den Verlust 
des menschlichen Maßes, allein schon der Hinweis 
auf die Grenzen, die allem menschlichen Tun ge-
setzt sind, das alles verdächtigen Sie als Pessimis-
mus und als Miesmacherei. Ja, Sie empfinden es 
bereits als destruktiv, vielleicht sogar als subversiv, 
wenn vom Elend und der Not in anderen Kontinen-
ten und erst recht wenn von Not und Armut in 
unserem eigenen Volk die Rede ist. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Machen Sie 
so weiter!) 

Sie verdrängen alles, was Ihrer penetranten Schön-
färberei widerspricht, 

(Beifall bei der SPD) 

und wo Sie es nicht verdrängen können, da über-
tünchen Sie es, 

(Seiters [CDU/CSU] und Klein [München] 
[CDU/CSU] sowie weitere Zurufe von der 

CDU/CSU: Weiter so, Herr Vogel!) 

oder Sie diffamieren den Hinweis auf konkrete 
Sachverhalte und auf konkretes Unrecht als den 

Einspruch der Neider und der Unzufriedenen; oder 
schlimmer noch: Sie diffamieren Widerspruch als 
eine Position von Minderheiten, die nur stören und 
über die man sich hinwegsetzen müsse. 

Wir sagen keineswegs, daß alles schlecht sei. Wir 
anerkennen das Positive. Wir freuen uns über den 
Wohlstand der Mehrheit unseres Volkes 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und über den Reichtum, zu dem unsere Volkswirt-
schaft im Laufe der Jahrzehnte gelangt ist. Wir wis-
sen, daß wir beides dem technischen Können und 
dem ökonomischen Fleiß unseres Volkes zu verdan-
ken haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber anders als Sie — oder gerechterweise als 
die meisten von Ihnen — sind wir nicht blind für 
die Schattenseiten dieses Zustandes. Wir sind nicht 
blind für den humanen und den ökologischen Preis 
des Wohlstandes. Wir sind nicht blind für die Span-
nungen und die Brüche in unseren Strukturen. Wir 
sind nicht blind für die Not derer, die auf der 
Strecke bleiben, und vor allem sind wir nicht blind 
für die Herausforderungen, denen sich noch keine 
Generation in einem auch nur annähernd vergleich-
baren Ausmaß gegenübergesehen hat wie die unse-
re. 

Sie sagen: Weiter so. Ein Mitbürger, der nicht nur 
seines Amtes wegen, sondern auch wegen seiner 
Nachdenklichkeit und seiner geistigen Souveräni-
tät Gehör verdient und Gehör findet, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der heißt aber 
nicht Vogel!) 

sieht das anders. Dieser Mitbürger ist Richard von 
Weizsäcker, unser Bundespräsident. 

(Seiters [CDU/CSU]: Ihr Kronzeuge!) 

Vor wenigen Wochen hat er in einer großen Rede 
vor der Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen 
wörtlich ausgeführt: 

Ist ... alles auf dem besten Weg? Brauchen wir 
nur den eingeschlagenen Weg unbeirrt fortzu-
gehen ...? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei der Neuen 
Heimat nicht!) 

Dies 

— so sagt Richard von Weizsäcker — 

wäre ein folgenschwerer Irrtum. 

Und er fährt fort: 

Wir stehen vor Überlebensfragen. Alle sind be-
troffen. 

Wir — und ich glaube, nicht nur wir — halten dafür: 
Richard von Weizsäcker hat mit dieser Aussage 
recht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 
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Was bedeutet denn, Herr Bundeskanzler, Ihr 

„Weiter so" konkret? 

(Bohl [CDU/CSU]: Wir sind beim Haushalt 
des Bundeskanzlers!) 

Es bedeutet die Fortsetzung des atomaren Rü-
stungswettlaufs und seine Ausdehnung auf den 
Weltraum. Das „Weiter so" bedeutet, daß im Jahre 
2000 weltweit mehr als 1 300 Milliarden Dollar für 
Rüstungszwecke ausgegeben werden, gleichzeitig 
aber viel mehr Menschen als heute — und heute 
sind es schon Hunderte von Millionen — im bitter-
sten Elend leben, nein, vegetieren werden. Wollen 
Sie das? Wir wollen das nicht. Nicht weiter so! 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Wer hat es denn herbeige-

führt?) 

Weiter so, das bedeutet, Herr Bundeskanzler, daß 
wir in den nächsten Konjunkturabschwung mit 
über 2 Millionen Arbeitslosen eintreten und daß 
dann britische Arbeitslosenzahlen in den Bereich 
des Möglichen rücken. Wollen Sie das? Weiter so? 
Wir wollen es nicht, Herr Bundeskanzler! 

(Beifall bei der SPD) 

Für die Bauern bedeutet das „Weiter so", daß sie 
endgültig in der Überproduktion ersticken und daß 
Hunderttausende ihre Existenz verlieren werden. 
Wollen Sie das wirklich? Weiter so? Wir Sozialdemo-
kraten wollen das nicht! 

(Beifall bei der SPD) 

Auch für die Atomenergie lautet ihre Devise: wei-
ter so. Das heißt, Sie wollen weiterhin ein räumlich 
und zeitlich unbegrenztes Risiko in Kauf nehmen, 
das Menschen anderen Menschen gegenüber nicht 
verantworten können und nicht verantworten dür-
fen. Wir wollen das nicht! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiter so! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sind Sie wirklich so blind und so taub, wie Sie 
sich manchmal gebärden? Fehlt Ihnen wirklich die 
Sensibilität für die Fragen, die der Bundespräsident 
„Überlebensfragen" nennt? Spüren Sie nichts von 
all den radikalen Veränderungen, mit denen wir es 
zu tun haben? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Warum haben Sie 
gegen den Mann eigentlich überhaupt mal 

kandidiert?) 

Geht es Ihnen, Herr Bundeskanzler, nicht unter die 
Haut, wenn Richard von Weizsäcker — und er steht 
damit ja weiß Gott nicht allein — in der erwähnten 
Rede wörtlich folgendes ausführt: 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Deshalb hat er Sie 
auch geschlagen in Berlin! Das ist der 
Mann, der Ihnen die Flügel gestutzt hat!) 

Noch nie zuvor in der Geschichte hat jeder ein-
zelne Mensch so große Ansprüche an unseren 
Mutterplaneten gestellt, ihn für das eigene ma-
terielle Wohlergehen so weitgehend ausge-
nutzt. 

Er fährt fort: 

Nie zuvor gab es Waffen, die in der Lage gewe-
sen wären, die Gattung Mensch im ganzen zu 
vernichten. Nie gab es Energieerzeugungstech-
niken, deren tödliche Abfallprodukte ihre Ge-
fährlichkeit erst nach einer Frist verlieren, die 
länger ist als die Menschheitsgeschichte. 

Nie hat der Mensch die Erde so schonungslos 
bis auf die letzten Winkel durchsucht und aus-
gebeutet. 

Herr Bundeskanzler, ist Ihnen das alles im 
Grunde eigentlich nur lästig? 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: War Ihnen das 
in Berlin lästig?) 

Ich weiß, daß nicht alle in Ihren Reihen das „Weiter 
so" für ausreichend halten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wie war das im Mai 81 
in Berlin? Was haben Sie da alles über ihn 
gesagt! — Seiters [CDU/CSU]: Gegen von 
Weizsäcker haben Sie doch einmal kandi

-

diert, Herr Vogel!) 

Ich weiß, daß nicht wenige über die Oberflächlich-
keit und die redselige Sprachlosigkeit bedrückt 
sind, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

mit der Sie, Herr Bundeskanzler, dem allen nur 
allzu häufig begegnen. 

(Beifall bei SPD) 

Auf Sie, Herr Bundeskanzler, treffen zwei Sätze 
von Erich Fried wie auf kaum einen anderen zu, 
nämlich die Sätze: „Zweifle nicht an dem, der dir 
sagt, er hat Angst; aber hab' Angst vor dem, der dir 
sagt, er kenne keinen Zweifel." 

(Beifall bei SPD) 

Es mag sein, daß Sie auf diese Weise ein paar tau-
send oder sogar hunderttausend Stimmen zusätz-
lich gewinnen. Ganz sicher ist noch nicht einmal 
das. Sicher aber ist, daß Sie auf diese Weise den 
geringsten Ansatz zu einer geistigen Führung ver-
schütten und daß Sie zugleich die Zukunft aufs 
Spiel setzen. 

(Beifall bei SPD) 

Sie sprechen ständig von Zukunft und malen neuer-
dings das Wort „Zukunft" in zierlichem Blau auf 
Ihre Parteidrucksachen. Das ist der Versuch, ein 
Wort zu erobern, wie man früher eine Festung er-
obert hat; aber Sie kämpfen nur um das Wort, nicht 
um die Sache, die mit dem Begriff „Zukunft" ausge-
drückt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie überlassen die Zukunft dem Selbstlauf, weil 
Sie weder die Kraft haben, die Herausforderungen 
der Zukunft beim Namen zu nennen und zu akzep-
tieren, noch den Mut und die Phantasie, sie zu ge-
stalten. Wir wollen die Zukunft nicht einfach erlei-
den, wir wollen die Zukunft gestalten. Deshalb set-
zen wir Ihrem „Weiter so!" auf wichtigen Feldern 
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der Politik unsere Alternativen und unsere Kon-
zepte entgegen. 

(Beifall bei SPD — Bohl [CDU/CSU]: Wo 
sind die denn?) 

Ich beginne mit dem Feld der Friedenssiche-
rung. 

(Seiters [CDU/CSU]: Seitwärts? Rück-
wärts? — Weitere Zurufe von der CDU/-

CSU) 

Zunächst: Sieben Wochen nach Reykjavik haben 
sich — ich sage das mit großem Bedauern — die 
Fronten zwischen den Weltmächten verhärtet. Die 
Wiederbegegnung der Außenminister Shultz und 
Schewardnadse hat keinen Fortschritt, sondern 
Verhärtung gebracht. Das Wettrüsten geht trotz al-
ler beiderseitigen Erklärungen weiter. Die Vereinig-
ten Staaten haben die Aufeinanderfolge ihrer 
Atombombenversuche sogar noch beschleunigt, und 
gegen die Null-Lösung formiert sich immer deutli-
cher militärischer und ziviler Widerstand. 

Inzwischen ist auch klar geworden, Sie, Herr 
Bundeskanzler, sind nicht für, sondern in Wahrheit 
gegen die umfassenden Vereinbarungen, deren Um-
risse sich in Reykjavik abgezeichnet hatten. 

(Beifall bei der SPD - Frau Hürland [CDU/-
CSU]: An der Berliner Mauer wird geschos-
sen! Hoffentlich erwähnen Sie das auch!) 

Hinter einer Nebelwand allgemeiner Redensarten 
geschieht in Wahrheit alles, um das Zustandekom-
men konkreter Vereinbarungen da, wo sie jetzt 
schon möglich wären, zu verhindern. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Deshalb haben Sie das Treffen von Reykjavik mit 
der Münchner Konferenz von 1938 in einen gedank-
lichen Zusammenhang gebracht. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Das bedeutet doch — wenn Worte in Ihren Inter-
views irgendeinen Sinn machen — Präsident 
Reagan sei in Gefahr, sich von der sowjetischen 
Führung ebenso täuschen zu lassen, wie Chamber-
lain im September 1938 von der damaligen deut-
schen Führung in München getäuscht worden ist. 
Diese Parallele ist noch abwegiger, ist noch düm-
mer als die, die uns zu Beginn des Monats beschäf-
tigt hat. Einmal werden hier gleich beide Führungs-
personen in einem Atemzug beleidigt; zum anderen 
kann man Hitler alles vorwerfen, nur das eine kann 
man ihm nicht nachsagen, daß er jemals ernsthafte 
Abrüstungsvorschläge zur Verhinderung eines 
Krieges gemacht hat. Das haben selbst die intensiv-
sten Hitler-Forscher bisher noch nicht herausge-
funden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht einmal der 
„Stern"! — Weitere Zurufe von der CDU/-

CSU) 

Offenbar ging es Ihnen im Grunde doch wohl nur 
darum, vor Reykjavik zu warnen. 

Ihr sogenannter Abrüstungsexperte wird da noch 
deutlicher. Der wirft nämlich nicht Präsident 
Reagan, sondern Herrn Kollegen Genscher, Ihrem 

Außenminister, der neben Ihnen sitzt, sogar Ap-
peasement — und das ist der Münchner Ausdruck: 
Appeasement — gegenüber der Sowjetunion vor. 
Da kommen die wahren Gedanken aus Ihrer Mitte 
zum Ausdruck und zum Vorschein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir warten mit Interesse darauf, was Sie, Herr Kol-
lege Genscher, als Appeasementpolitiker in diesem 
Zusammenhang zu sagen haben. 

Jetzt lassen Sie zu, Herr Bundeskanzler, daß die 
Null-Lösung zerredet wird, daß ihr immer neue 
Hindernisse in den Weg gelegt werden. 

(Ströbele (GRÜNE): Der will das gar 
nicht!) 

Dazu haben Sie selber im Oktober mit Ihrer Rede 
vor dem Council On Foreign Relations in Chicago 
einen ersten Beitrag geleistet. Dann haben Herr 
Dregger und Herr Wörner, der ja Ihrem eigenen 
Kabinett angehört, die Realisierung der Null-Lö-
sung von einer Nachrüstung bei anderen Raketen 
abhängig gemacht, während sich Herr Genscher 
gleichzeitig vernünftigerweise gegen eine solche 
Verknüpfung wendet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ganz stimmt das 
nicht!) 

Und Herr Rühe muß sich wieder einmal die übli-
chen Beschimpfungen aus München gefallen las-
sen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der arme Rühe!) 

weil er den vernünftigen Gedanken geäußert hat, 
daß auch eine totale Abschaffung der Mittelstrek-
kenraketen und eine Verringerung der strategi-
schen Raketen um die Hälfte kein Problem für die 
NATO-Doktrin der flexiblen Vergeltung sei. 

Keiner von Ihnen wagt auch, General Rogers ent-
gegenzutreten, der in offenem Widerspruch zu sei-
nem Präsidenten beklagt, daß mit der Null-Lösung, 
die der Präsident ausdrücklich befürwortet, der Zu-
stand vor dem Doppelbeschluß wiederhergestellt 
werde. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Dem Sie ja 
immer zustimmen, dem Präsidenten! — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Darüber muß man 

doch mal nachdenken!) 

Gerade der Zustand von 1978 ist doch von allen 
Beteiligten und auch von Ihnen als das Ziel der 
gemeinsamen Anstrengungen bezeichnet worden. 

Oder — und die Frage drängt sich auf — begrü-
ßen Sie die Abrüstungsvorschläge eigentlich nur so 
lange, solange keine Einigung zu erwarten ist, um 
sie abzulehnen, wenn die andere Seite darauf ein-
geht? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn es so wäre, Herr Bundeskanzler, wäre das der 
politische Betrug an unserem Volk in Reinkultur. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das Gebot der Stunde ist demgegenüber ein reali-
stischer Beitrag der Bundesrepublik zur Verständi- 
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gung der Supermächte, ist ein beharrliches Drän-
gen auf weitreichende Vereinbarungen, insbeson-
dere auf den Abzug der Mittelstreckenraketen, sind 
eigene Initiativen unter voller Wahrung der Bünd-
nisloyalität. Herr Bundeskanzler, Sie haben doch 
eine erdrückende Mehrheit aller Deutschen, und 
zwar in beiden deutschen Staaten, hinter sich, wenn 
Sie beiden Supermächten immer dringlicher zuru-
fen: Haltet endlich ein, macht dem wahnwitzigen 
Rüstungswettlauf ein Ende. — Hundert Prozent un-
seres Volkes stünden hinter Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Von all dem findet sich leider bei Ihnen kaum 
eine Spur. Der Außenminister — Appeasement — 
kann Gedanken, die dahin zielen, nur in verschlüs-
selten Formulierungen und gegen wachsenden Wi-
derstand der Stahlhelm-Gruppe äußern. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie selbst bremsen, wo Sie antreiben sollten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Vorsicht 
mit dem Vokabular, Herr Vogel! — Dr. 
Scheer [SPD]: Der Begriff kommt doch von 

Ihnen!) 

— Lieber Herr Klein, ich bin Ihnen für den Zwi-
schenruf dankbar. Jetzt habe ich wenigstens einen 
Anlaß, Ihren Brief vorzulesen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Der Kollege Klein, der sich hier über den Begriff 
„Stahlhelm" beschwert, schreibt an den „lieben Kol-
legen Czaja", und zwar im Dezember 1985 — ist 
auch allgemein zugänglich — 

(Bohl [CDU/CSU]: Wir sind beim Haushalt 
1987! — Seiters [CDU/CSU]: Uralt! Weiter 

so!) 

— wollen Sie nicht erst mal zuhören, nein? Das fällt 
Ihnen immer schwer, ich weiß —: 

Lieber Herr Kollege Czaja! 

Vor einigen Wochen setzte eine Pressekam-
pagne ein, in der eine Gruppe von Kollegen 
beklagt, daß die rechte Riege der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion in der Öffentlichkeit das 
große Wort führe. 

Sehr wahr. — Das ist von mir. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Die von dieser Gruppe konstatierten Fraktions-
flügel werden von ihr selbst 

— von ihr selbst — 

bzw. von der Presse als Stahlhelm und Gen-
scheristen bezeichnet. 

Das ist Ihr fraktionsinterner Sprachgebrauch. Be-
schweren Sie sich nicht, wenn wir den überneh-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Bundeskanzler, lassen das gebotene 
Maß-- 

(Abg. Klein [München] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage — Dr. Ehmke 

[Bonn] [SPD]: Stahlhelm aufsetzen!) 

— Nein. Setzen. 

(Heiterkeit — Zurufe von der CDU/CSU: 
Oberlehrer! Oberlehrer, weiter so! Jetzt ist 
der Oberlehrer durchgehauen! — Dr. Dreg

- ger [CDU/CSU] [zu Abg. Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD] gewandt]: Setzen Sie sich mal selbst 
einen auf! — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

— Können wir weitermachen? 

Meine Damen und Herren, es gibt Fragen, die 
sind eine Bereicherung. Es gibt Fragen, da kann 
man schon von der Person des Fragestellers her 
erkennen, daß sie eine Zumutung darstellen. Diese 
Zumutung möchte ich uns ersparen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie lassen jede sicherheits-
politische Klarheit vermissen. Sie zerstören durch 
flotte Sprüche — wie der Herr Außenminister sagt; 
ich sage: durch unverantwortliches Gerede — sogar 
ihre persönliche Gesprächsfähigkeit gegenüber 
wichtigen Akteuren der Weltpolitik. Uns — und da 
können Sie Ihre Verdächtigungen noch so oft wie-
derholen — geht es nicht um die Interessen der 
Sowjetunion. Die kann sich selbst helfen, und sie 
tut es ja auch. Uns geht es darum, daß Sie sich 
gesprächsunfähig, daß Sie sich zur Wahrung der 
deutschen Interessen unfähig machen, daß Sie in 
leichtfertiger Weise die Sowjetunion in den Wahl-
kampf hineinziehen. Das ist nämlich die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Inzwischen geraten Sie durch Ihre distanzlose 
und unreflektierte Parteinahme in Fragen, die in 
Amerika selbst hoch umstritten sind, noch in zu-
sätzliche Schwierigkeiten. Sie haben es nämlich da-
hin kommen lassen, daß mittlerweile jede Nieder-
lage der gegenwärtigen Administration in Washing-
ton gegenüber dem Kongreß und gegenüber der 
amerikanischen Öffentlichkeit — diese Niederlagen 
reichen inzwischen von der Haltung gegenüber 
Südafrika bis zu den schwer zu durchschauenden 
Vorgängen um die Waffenlieferungen an den Iran 
— als eine Niederlage unseres Bundeskanzlers und 
der Bundesregierung erscheint. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — La

-

chen bei der CDU/CSU) 

In Amerika liest man bereits in den Zeitungen, die 
letzten Bastionen der gegenwärtigen amerikani-
schen Administration seien nicht Kalifornien und 
Georgia, 

(Zander [SPD]: Sondern Oggersheim!) 

sondern Bonn und München. 
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Wenn nicht alles trügt, stehen auch dem SDI-

Projekt im Kongreß in den nächsten Jahren weitere 
erhebliche Dämpfer bevor. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Hoffentlich!) 

Auch hier gehören Sie infolge des törichten Bange-
mann-Vertrages zu den Mitverlierern. Nur dies ist 
von Ihrem so umkämpften SDI-Engagement übrig-
geblieben. Von den großspurigen Ankündigungen, 
die deutsche Industrie würde an diesem Projekt mit 
gewaltigen Aufträgen partizipieren, ist schon längst 
keine Rede mehr. Auch der angebliche Technolo-
gietransfer hat sich als Märchen entpuppt, an das 
höchstens noch Ihr Wirtschaftsminister Herr Ban-
gemann glaubt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie versuchen all das mit Verdächtigungen zu 
übertönen, die Ihnen immer häufiger als Politiker-
satz dienen, nach innen und nach außen. 

Ich wiederhole deshalb einmal mehr: Die Grund-
positionen des demokratischen Sozialismus und 
des Kommunismus sind unvereinbar. Die Unverein-
barkeit besteht in prinzipiellen Fragen, vor allem 
aber hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Indivi-
duum und Gesellschaft und hinsichtlich der Struk-
tur und der staatlichen sowie der gesellschaftlichen 
Organisation. Wir verurteilen mit Ihnen, daß an der 
Grenze zwischen den beiden deutschen Staaten und 
an der Mauer in Berlin noch immer geschossen 
wird, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

daß dort noch immer Menschen getötet werden. 
Das Wort von der Grenze als einer blutenden 
Wunde — es stammt von dem Dresdner Landesbi-
schof Hempel — ist gerade in diesen Tagen von 
bedrückender Aktualität. 

Ich wiederhole ebenso das Ja zum Atlantischen 
Bündnis und zur Bundeswehr als Instrumente der 
Kriegsverhütung. Ein deutscher Sonderweg würde 
unsere Nachbarn insgesamt beunruhigen, die Mitte 
unseres Kontinents destabilisieren und unsere Si-
cherheit nicht stärken. Er würde auch nicht zu ei-
ner umfassenden europäischen Friedensordnung 
führen. Wir lehnen ihn deshalb ab. Aber das Ja zum 
Bündnis kann nicht eine Preisgabe der deutschen 
Interessen bedeuten. Bündnis bedeutet: Wir wollen 
Verbündete des amerikanischen Volkes, nicht aber 
Liebediener der jeweiligen Administration sein. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/-
CSU]: Er ist demokratisch gewählt, der 

Präsident!) 

Wenn Sie diese Position für antiamerikanisch 
halten, dann ist Herr Strauß, dem Sie ja gelegent-
lich begegnen, der schärfste Antiamerikaner in der 
Bundesrepublik. Denn er hat schon Mitte der 60er 
Jahre gesagt: Wir müssen Bundesgenossen und 
nicht Schutzbefohlene der Amerikaner sein. Er hat 
sogar den Satz hinzugefügt, den die „Süddeutsche 
Zeitung" vor wenigen Tagen in Erinnerung ge-
bracht hat: Es sei völlig falsch, in hysterisches 
Angstgeschrei auszubrechen, wenn amerikanische 
Truppen Europa verließen. In welches hysterische 

Geschrei würden Sie wohl ausbrechen, wenn ein 
Sozialdemokrat einen solchen Satz wagen und for-
mulieren würde? 

(Beifall bei der SPD) 

Auch auf dem Gebiet der Beschäftigungs- und 
der Wirtschaftspolitik sagen Sie „Weiter so", und 
Sie berufen sich dabei vor allem auf die Preisstabi-
lität und die anhaltende Konjunktur. Wir freuen 
uns nicht weniger als Sie über die Preisstabilität. 
Aber glauben Sie wirklich, die Weltwirtschaftskon-
junktur und der rapide Rückgang der Ölpreise von 
rund 620 DM pro Tonne auf ungefähr 200 DM pro 
Tonne seien von Ihnen und Ihrer Regierung herbei-
geführt worden? Die Wahrheit ist doch — das sage 
ich nicht nur für Ihren Zeitraum, sondern auch für 
die Vergangenheit —, daß sich weder die Weltwirt-
schaftskonjunktur noch die Ölpreise viel darum 
kümmern, wer bei uns gerade regiert. Ich bestreite 
gar nicht, daß auch wir zu unserer Regierungszeit 
dazu geneigt haben, günstige Entwicklungen unse-
rer Regierungsarbeit, ungünstige Entwicklungen 
hingegen jeweils der Weltwirtschaftskonjunktur zu-
zuschreiben. Und wenn die Daten schlechter wer-
den, dann werden Sie selbstverständlich genauso 
verfahren. Das hat im Grunde mehr mit Öffentlich-
keitsarbeit und Psychologie als mit Wirtschaftspoli-
tik zu tun. Unser Einfluß auf die Weltwirtschafts-
konjunktur ist nun einmal geringer als die Auswir-
kungen der Ölpreisentwicklung oder der Faktoren, 
die in Amerika gesetzt werden, etwa der giganti-
schen Budgetdefizite, der Auslandsverschuldung 
oder des Dollarkurses. Hier müßte ein geeintes Eu-
ropa mit einem einheitlichen Währungssystem ge-
genhalten. Wir allein können das nur in begrenztem 
Maße, und gestern ist von unseren Sprechern dar-
gelegt worden, daß Sie noch nicht einmal das tun. 

Darum will ich vor allem nach solchen Fakten 
fragen, die wir selbst beeinflussen, ja gestalten kön-
nen: nach der Abgabenbelastung, nach den Firmen-
zusammenbrüchen, nach den Subventionen, vor al-
lem aber nach der Arbeitslosigkeit und ihren sozia-
len Folgen. Das waren doch in Ihrer Oppositionszeit 
auch Ihre Themen. So haben Sie sich noch im Au-
gust 1982 darüber beschwert, daß das durchschnitt-
liche Arbeitseinkommen des Arbeitnehmers mit 
Lohnsteuern und Sozialabgaben von 31,7 % belastet 
sei. Das sei unzumutbar, und — so sagten Sie wört-
lich — die große Mehrheit der Bürger leide darun-
ter, daß sie durch Steuern und Abgaben um den 
Ertrag ihrer Leistungen betrogen würden. Das war 
1982. Jetzt, nach vier Jahren Ihrer Kanzlerschaft, 
liegt die Belastung nach der von Ihnen gewählten 
Berechnungsmethode nicht mehr bei 31,7, sondern 
bei 34,7 %, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

also nach vier Jahren um 3 % höher. Das sind allein 
in den letzten vier Jahren 20 Milliarden DM mehr 
abgaben, die Sie den Arbeitnehmern abverlangt ha-
ben. Und Sie kündigen in Ihren amtlichen Druck-
sachen eine weitere Steigerung dieser Abgabenbe-
lastung an. Ich frage: Wer betrügt denn da die Ar-
beitnehmer eigentlich, um Ihre Worte zu wählen? 

(Beifall bei der SPD) 
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Wer ist denn auf dem Weg in den Abgabenstaat? 
Doch wohl der, der die Arbeitnehmer bei günstiger 
Konjunktur stärker belastet, als wir das bei ungün-
stiger Konjunktur getan haben. 

(Dr. Scheer [SPD]: Das ist es!) 

Im September 1982 haben Sie sich mit der von 
Ihnen so bezeichneten Konkurswelle beschäftigt 
und wörtlich ausgeführt — wörtliches Zitat —: 
„Diese Konkurswelle von 1982, das ist mehr als der 
Zusammenbruch irgendeines wirtschaftlichen Be-
reichs, das ist eine tiefe Veränderung der soziologi-
schen Struktur unseres Volkes. Was hier geschieht," 
— immer noch Originalton — „ist irreparabel." Herr 
Bundeskanzler, damals waren es 15 000 Insolven-
zen, nach vier Jahren Ihrer Kanzlerschaft sind es 
heute über 19 000, also über 4 000 mehr. Warum 
schweigen Sie jetzt? 

(Zuruf von der SPD: „Weiter so"! — Zurufe 
von der CDU/CSU: Neugründungen!) 

Sind diese Zusammenbrüche jetzt harmlos? Erzäh-
len Sie doch nicht das Märchen von den Neugrün-
dungen! Das zahlenmäßige Verhältnis zwischen 
Neugründungen und Konkursen war zu unserer 
Zeit genauso, wie es heute ist. Reden Sie sich doch 
nicht heraus! 

(Beifall bei der SPD — Jung [Lörrach] 
[CDU/CSU]: Das stimmt nicht! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Um weitere Zahlen zu nennen, weil wir schon von 
Konkurs reden: Die Zahl der Zwangsversteigerun-
gen von Einfamilienhäusern und von anderen Im-
mobilien ist doch in Ihren vier Jahren noch stärker 
als die zahl der Konkurse gestiegen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Über Woh-
nungsbau würde ich an Ihrer Stelle schwei-

gen!) 

nämlich auf über 66 000 im Jahre 1985, d. h. in Ihren 
vier Jahren um mehr als 25%. Wissen Sie was das 
für die betroffenen Familien bedeutet? Da sagen 
Sie „Weiter so"! 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben Helmut Schmidt 
den Kanzler der Arbeitslosen genannt. Das sind Sie 
sowieso. Aber auf Grund dieser Zahlen sind Sie 
auch der Kanzler der Konkurse und der Zwangs-
versteigerungen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Der Konkurskanzler!) 

Ein anderes Beispiel, Herr Bundeskanzler, sind 
die Subventionen. Dazu Originalton Kohl vom 
19. Januar 1982: 

Ich erinnere an den Vorschlag 

— haben Sie damals gesagt — 

der  5 %igen Kürzung, 

— der Subventionen — 

einen Vorschlag, 

— und es war gut, daß Sie das hinzugefügt ha-
ben  — 

der  nicht so dahingesagt war.  

Und im August 1982 haben Sie noch zugelegt. Da 
sagten Sie, Sie würden möglicherweise nicht um 
5 %, sondern linear um 8 % kürzen. In kluger Voraus-
sicht haben Sie dann noch davor gewarnt, Sie we-
gen dieser Ankündigung zu verlachen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Auch das ist im Protokoll zu finden. 

In den vier Jahren, die seitdem vergangen sind, 
Herr Bundeskanzler, haben Sie die Subventionen 
nicht nur um keinen Pfennig gekürzt, sondern al-
lein die Steuersubventionen um 15 bis 16 Milliarden 
DM auf den absoluten Rekordbetrag seit Gründung 
der Bundesrepublik von 44,5 Milliarden DM erhöht. 
Das ist eine Steigerungsrate von 50% in vier Jah-
ren. Auch hier haben Sie das Gegenteil von dem 
getan, was Sie vorher lautstark angekündigt hat-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Der schlimmste Negativposten in Ihrer Bilanz 
aber ist die andauernde Massenarbeitslosigkeit. 
Auch hier gibt es die großspurigen Versprechungen 
aus Ihrer Oppositionszeit. Helmut Schmidt — so 
sagten Sie damals — solle Ihnen endlich Platz ma-
chen; Sie würden die Arbeitslosigkeit binnen zwei 
Jahren um 1 Million senken. Tatsächlich verharrt 
die Arbeitslosigkeit auf einer Rekordhöhe von über 
2 Millionen. 

Damals nannten Sie 880 000 arbeitslose Frauen 
einen Skandal. Heute sind es fast 1 Million arbeits-
lose Frauen. Sind diese Zahlen nach vier Jahren 
Ihrer Kanzlerschaft und nach vier Jahren des Auf-
schwungs auf einmal kein Skandal mehr? Und war-
um, bitte? 

(Beifall bei der SPD) 

Wann wollen Sie eigentlich überhaupt etwas ge-
gen die Arbeitslosigkeit tun, wenn nicht jetzt nach 
vier Jahren des Aufschwungs? 

(Zuruf von der SPD: Er will doch über

-

haupt nicht!) 

Daß Sie jetzt untätig bleiben, ist der eigentliche 
Vorwurf, den wir gegen Sie erheben. 

Wissen Sie eigentlich nicht — ich hoffe, Sie wis-
sen es, Herr Bundeskanzler —, was Arbeitslosigkeit 
an materieller Einschränkung, an sozialer Beein-
trächtigung, an verlorener Selbstachtung für die 
Betroffenen bedeutet? Die katholischen Bischöfe 
der Vereinigten Staaten wissen es. Sie haben in 
ihrem jüngsten Hirtenbrief geschrieben — wört-
lich —: „Bittere Armut plagt unser Land trotz sei-
nes großen Reichtums. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und daran 
ist Herr Kohl schuld?) 

Daß so viele Menschen in einem so reichen Land 
wie dem unseren arm sind," — sagen die Bischö-
fe — „ist ein moralischer und sozialer Skandal, den 
wir nicht ignorieren können." 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Diese Sätze gelten doch wohl auch — zumindest die 
Nachdenklicheren unter Ihnen werden das so se-
hen — für die Situation in unserem Land. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Neue Hei- 
mat!) 

Auch wir sind doch ein reiches Land, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lappas!) 

und die Unternehmensgewinne sind doch in den 
beiden letzten Jahren geradezu explodiert. Aber 
das, was die amerikanischen Bischöfe nicht können, 
können Sie: Sie ignorieren den sozialen und morali-
schen Skandal der Massenarbeitslosigkeit in unse-
rem Lande. 

(Beifall bei der SPD) 

Mehr noch: Viele in Ihren Reihen — sie sagen es 
j a auch — halten die hohe Arbeitslosigkeit für ganz 
nützlich zur Dämpfung der Begehrlichkeit oder — 
wie sie sagen — zur Zähmung der Gewerkschaften. 
Sie wissen doch ganz genau, daß es einen Auf-
schwung, der die Arbeitslosigkeit beseitigt oder 
auch nur entscheidend mildert, gar nicht geben 
kann. Das sagen alle Wirtschaftsinstitute, und das 
hat zu Beginn dieser Woche auch der Sachverstän-
digenrat in völliger Klarheit gesagt. Sie wissen doch 
genauso wie wir, daß auch der ausdauerndste Kon-
junkturzyklus früher oder später wieder in einen 
Abschwung übergehen wird. Deshalb bedarf es — 
und wir werden nicht müde werden, das zu fordern 
— zum Abbau' der Arbeitslosigkeit einer ähnlich 
großen Gemeinschaftsanstrengung, wie wir sie 
nach dem Krieg in Zeiten nationaler Armut zur Ein-
gliederung der Flüchtlinge und zur Behebung der 
Wohnungsnot alle miteinander unternommen ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Kernstück dieser Gemeinschaftsanstrengung 
muß unser Projekt „Arbeit und Umwelt" sein, das 
jährlich 20 Milliarden DM zur Wiederherstellung 
zerstörter und zum Schutz bedrohter Umwelt ver-
fügbar machen 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Und wer bezahlt 
das?) 

und schon im ersten Jahr mehrere 100 000 Arbeits-
plätze schaffen kann. Das wäre ebenso ein Akt der 
Solidarität und der wirtschaftlichen Vernunft wie 
die weitere Arbeitszeitverkürzung und die Stär-
kung der Investitionskraft der Gemeinden. Aber 
das halten Sie ja bekanntlich alles für „dumm, ab-
surd und töricht". 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Wir fürchten, es wird sich bald als dumm, absurd 
und töricht herausstellen, daß Sie die Zeit des wirt-
schaftlichen Aufschwungs nicht genutzt haben, um 
das Mögliche und Notwendige gegen die Arbeitslo-
sigkeit zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Hirtenbrief, den ich bereits zitierte, ent-
hält noch eine Vielzahl anderer bemerkenswerter 
Sätze. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der ist aber, 
glaube ich, für Amerika geschrieben, 

oder?) 

— Der Satz, den ich jetzt vorlese, gilt selbstver-
ständlich nicht nur für Amerika. — Einer lautet, die 
Gerechtigkeit eines Gemeinwesens werde vor allem 
an der Behandlung gemessen, die es den Machtlo-
sen in der Gesellschaft angedeihen lasse. Welche 
Behandlung Sie den Arbeitslosen angedeihen las-
sen, habe ich gerade dargelegt. Mit anderen, die 
machtlos sind oder die Sie für machtlos halten, ge-
hen Sie nicht besser um: mit den Arbeitnehmerkin-
dern, denen das Schüler-BAföG gestrichen wurde, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach!) 

oder den älteren Müttern, denen Sie das Babyjahr 
trotz aller Ankündigungen vorenthalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sind bittere Ungerechtigkeiten. 

Zutiefst ungerecht sind aber auch Ihre steuerli-
chen Maßnahmen. Sie können reden was Sie wol-
len: Nichts täuscht darüber hinweg, daß Sie den 
Millionären ein Vielfaches von dem geben, was Sie 
den normalen Arbeitnehmern zukommen lassen. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Herrn Lappas z. B.! — von 
Schmude [CDU/CSU]: Sozialneid! — Sei

-
ters [CDU/CSU]: So habt ihr auch in Ham

- burg geredet! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Hans Apel hat gestern Beispiele genannt. Ich füge 
ein weiteres Beispiel hinzu: Ein Verheirateter mit 
einem Jahreseinkommen von 260 000 DM spart auf 
Grund Ihrer Entscheidungen, verglichen mit seiner 
steuerlichen Belastung, 

(von Schmude [CDU/CSU]: Nehmen Sie 
doch einmal Herrn Lappas als Beispiel! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

ab 1. Januar 1987 jährlich mehr als 7 000 DM. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Herr Lappas 
hatte noch mehr als 260 000 DM! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wollen wir die Zeit anrechnen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Stücklen: Nein. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte alle Seiten 
hier um etwas mehr Aufmerksamkeit. 

Dr. Vogel (SPD): Meine Damen und Herren, ich 
will das alles wiederholen, weil die Reaktion zeigt, 
daß Ihnen das besonders unangenehm ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge für die steuerliche Ungerechtigkeit ein 
weiteres Beispiel hinzu: 

(Seiters [CDU/CSU]: Weiter so, Vogel!) 
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Ein Verheirateter mit einem Jahreseinkommen von 
260 000 DM spart auf Grund Ihrer Entscheidung 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber Lappas meine Sie 
nicht?) 

— ich will ja die Ersparnis gar nicht, Sie können 
doch nicht mich als Beispiel anführen; ich kämpfe 
ja dagegen, daß ich diese Entlastung bekomme —

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Sie geben kein gutes Beispiel! — von 
Schmude [CDU/CSU]: Ein schlechtes Bei-
spiel! — Lachen und weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

7 330 DM jährlich. Der verheiratete Durchschnitts-
verdiener mit 36 000 DM im Jahr, also mit 3 000 DM 
im Monat, spart auf Grund Ihrer Entscheidungen 
ganze 144 DM im Jahr. 7 330 DM zu 144 DM — das 
ist Ihre Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Verglichen mit Ihren Maßnahmen ist die große 
Steuerreform in den Vereinigten Staaten geradezu 
eine soziale Großtat. Was Sie hingegen den norma-
len Arbeitnehmern auf steuerlichem Gebiet zumu-
ten, das würde man gegenwärtig noch nicht einmal 
in Großbritannien wagen, und dort ist man weiß 
Gott nicht zimperlich, wenn es um die Wiederher-
stellung alter Klassenunterschiede geht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Och!) 

Dem konservativen britischen Beispiel sind Sie 
hingegen auf anderem Gebiet gefolgt, nämlich in 
Ihrer Politik der Konfrontation mit den Gewerk-
schaften. Die Änderung des § 116 AFG, das soge-
nannte Beschäftigungsförderungsgesetz, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ein Riesenrenner 
bei Versammlungen heutzutage! — Zuruf 
des Abg. Klein [München] [CDU/CSU]) 

und der Entwurf eines neuen Betriebsverfassungs-
gesetzes sind ebenso Kampfansagen an die Ge-
werkschaften wie die Ablehnung des von uns einge-
brachten Gesetzentwurfs zur Sicherung der Mon-
tan-Mitbestimmung. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt eröffnen Ihnen das Desaster der Neuen Hei-
mat und die Krise der Gemeinwirtschaft neue Mög-
lichkeiten. Nicht wenige von Ihnen — das zeigt 
auch der heutige Vormittag — haben diese Möglich-
keiten zur Schwächung der Gewerkschaften bisher 
weidlich, einige sogar genüßlich wahrgenommen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ist so eine Unter-
stellung fies!) 

Das Gemeinwohl gebietet jedoch, die Dinge nicht 
auf die Spitze zu treiben. Wer den sozialen Frieden 
will, muß auch funktionsfähige Gewerkschaften 
wollen. Wer versucht, die deutschen Gewerkschaf-
ten auf die Knie zu zwingen, der zerstört die Grund-
lagen unserer sozialen Stabilität, 

(Beifall bei der SPD) 

der braucht sich nicht zu wundern — und die Klü-
geren im Unternehmerlager wissen es und sagen es 
auch —, wenn auch bei uns Arbeitskämpfe künftig 
mit der Erbitterung ausgetragen werden, die bisher 

nur aus dem konservativ regierten Großbritannien 
bekannt war. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Zu Labour-Zei

-

ten!) 

Damit gar kein Zweifel entsteht: Wer so mit den 
Gewerkschaften umspringen will, der hat auch die 
deutschen Sozialdemokraten geschlossen gegen 
sich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben von Anfang an gefordert, daß die Ge-
werkschaften, die Banken und die öffentlichen 
Hände die Probleme der Neuen Heimat gemeinsam 
so lösen, daß die Mieter, die Arbeitnehmer und die 
Steuerzahler so wenig wie möglich Schaden neh-
men. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Die Sozialmieter!) 

Die Gewerkschaften sind nach der Beendigung ei-
nes nicht leicht verständlichen Zwischenspiels 
heute bereit, 

(von Schmude [CDU/CSU]: „Nicht leicht 
verständlich"! — Seiters [CDU/CSU]: Das 

ist aber sehr milde!) 

sich zu diesem Zweck auch finanziell zu engagieren. 
Bereitschaft zur Mithilfe haben inzwischen auch 
die Banken erkennen lassen. Ich appelliere an die 
Länder und den Bund, nunmehr auch das ihrerseits 
Erforderliche zu tun. Ein Bundesland, nämlich Hes-
sen, hat dafür ein Beispiel gegeben. Andere sollten 
diesem Beispiel direkt oder auf dem Weg der Zu-
sammenarbeit mit der jetzt gegründeten Auffang-
gesellschaft folgen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Hessen mit 
Joschka Fischer vorn!) 

Nach der Sicherung des äußeren Friedens, der 
Überwindung der Arbeitslosigkeit und der Wieder-
herstellung der sozialen Gerechtigkeit und des so-
zialen Friedens bleibt als viertes zentrales Thema 
die Bewahrung der Umwelt, konkreter noch: die 
Neuordnung unseres Umgangs mit der Natur. Sie 
sagen auch hier: „Weiter so!", wobei ich Herrn Wall-
mann gern konzediere, daß er das „Weiter so!" klü-
ger und geschickter verpackt als sein glückloser 
und deswegen von Ihnen abgelöster Vorgänger. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ich sehe ihn 
immer noch auf der Regierungsbank!) 

Demgegenüber frage ich: Ist die Erhaltung der 
Umwelt nur ein Kriterium neben anderen für unse-
ren Standard an Lebensqualität? Meine Antwort 
lautet: Über solche Relativierung geht die Entwick-
lung mit Macht hinweg. Die Frage lautet nicht 
mehr, ob wir uns aus Qualitätsbewußtsein eine 
mehr oder weniger schöne oder saubere Umwelt 
schaffen oder auch zugunsten anderer Ziele darauf 
verzichten wollen. Die Umweltfrage ist selber zur 
Überlebensfrage der Menschheit geworden. Das 
grundlegende Ziel ist es, die Schöpfung zu bewah-
ren. Nur wenn wir die Natur um ihrer selbst willen 
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schützen, wird sie uns Menschen erlauben, weiter-
hin zu leben und menschenwürdig zu leben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Werner 
[Dierstorf] [GRÜNE]) 

Das ist übrigens nicht meine Frage und meine Ant-
wort. Es ist die Frage und die Antwort des Mannes, 
der auch hier von dem banalen „Weiter so!" meilen-
weit entfernt ist. Es ist wiederum die Frage und die 
Antwort Richard von Weizsäckers. 

Dieser Antwort hält Ihre Umweltpolitik nicht 
stand. Spätestens seit den Rhein-Katastrophen 
spüren Sie das doch auch selber. Natürlich sind Sie 
nicht als Person für die Rhein-Katastrophen, für 
das Sterben des Flusses, der draußen vorbeifließt, 
verantwortlich. Aber die Substanz Ihrer Umweltpo-
litik ist mit diesen Katastrophen endgültig wider-
legt. Die Formel vom Restrisiko, das man hinneh-
men müsse, ist endgültig als das entlarvt, was sie in 
Wahrheit ist, nämlich als eine fatale Formel der 
Beschwichtigung, der Ablenkung, j a der Täu-
schung. 

(Beifall bei der SPD) 

Erinnern wir uns: Ebenso wie die Atomindustrie 
hat die chemische Industrie immer wieder die Si-
cherheit und die Ungefährlichkeit der von ihr ange-
wandten Technologien und Verfahren bekräftigt. 
Zuletzt hat sie uns in einer Public-Relations-Kam-
pagne, in einer großen Anzeigenaktion, deren Ko-
sten auf viele Millionen Mark geschätzt werden, die 
Sicherheit und Zuverlässigkeit ihrer Produktions-
verfahren versichert. So hieß es noch nach der Ka-
tastrophe, als im Oberrhein kaum mehr ein lebendi-
ger Fisch anzutreffen war, unter der Überschrift 
„Lieber Fisch": „Es wird Dir guttun, daß die chemi-
sche Industrie die organische Belastung der Gewäs-
ser in den letzten zwanzig Jahren um mehr als 90% 
gesenkt hat." 

Dem lieben Fisch hat es gar nicht mehr gutgetan; 
er war nämlich schon tot. 

In einer weiteren Anzeige, die dem „lieben Fluß" 
gewidmet war, brüstete man sich damit, daß das 
Wasser aus den chemischen Fabriken in der Regel 
sauberer in den Rhein zurückfließe, als es aus dem 
Rhein dorthin gekommen sei. 

Meine Damen und Herren, das klingt wie blanker 
Hohn, so als ob man den Fluß und die Fische noch 
im nachhinein verhöhnen wollte und die Mitbürge-
rinnen und Mitbürger dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazwischen liegen nicht nur die Ereignisse vom 
1. November 1986. Dazwischen liegt nicht nur die 
Vergiftung eines ganzen Stroms. Dazwischen liegt 
nicht nur das Sterben des Oberrheins und die Schä-
digung des übrigen Flußlaufs. Dazwischen liegt 
auch die Erkenntnis, daß andere in der Nachbar-
schaft die Brandkatastrophe dazu benutzt haben, 
selbst heimlich Gifte in den Rhein zu leiten. Schon 
wenige Tage nach der Katastrophe erklärte der ge-
wählte Sprecher derselben Industrie, die vorher das 
Restrisiko als minimal, als kaum gegeben bezeich-
net und jeden Zweifel als Panikmache denunziert  

hat — wie Sie das heute noch tun —, ein Null-Risiko 
gebe es eben nicht. 

Wohl wahr! Und das wird ja seitdem fast täglich 
mit immer neuen Giftschüben und Giftwellen de-
monstriert. Ein Massenblatt, das die Nutzung der 
Atomkraft mit besonderem Engagement befürwor-
tet, schrieb denn auch acht Tage nach der ersten 
Katastrophe: „Wohlstand ist nicht ungefährlich. Das 
ist die Formel, nach der wir leben, leben müssen. 
Die Formel geht nur auf, wenn wir ehrlich zu uns 
selber sind, schonungslos ehrlich." 

In diesem kleinen Kommentar sind die Dinge auf 
den Punkt gebracht, nicht nur für die Großchemie, 
sondern eher noch stärker für die Atomkraft. Bei 
ihr liegen die Dinge doch um kein Haar anders. 
Auch hier wird uns von der Industrie und von Ih-
nen, Herr Bundeskanzler, in Anzeigen und in Re-
den täglich die völlige Ungefährlichkeit versichert. 
Wenn das angeblich Unmögliche dann eines Tages 
doch geschieht, wird man uns genauso kaltschnäu-
zig wie im Falle der jüngsten Katastrophen sagen, 
ein Null-Risiko gebe es eben nicht, Wohlstand sei 
halt nicht ungefährlich, Wohlstand habe eben sei-
nen Preis. Wer etwas anderes geglaubt habe, sei 
nicht ehrlich mit sich, sei eben selber schuld. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Können Sie 
das widerlegen?) 

Wir haben inzwischen gelernt, daß es kein Null

-

Risiko gibt. Wir wollen den Preis einer Katastrophe 
unabsehbaren Ausmaßes für eine weitere Steige-
rung des Wohlstands nicht zahlen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Behauptung, wir müßten nach dieser Formel 
leben, ist nicht nur falsch; diese Behauptung ist 
blasphemisch, genauso blasphemisch wie die Be-
hauptung, der Mensch sei — jedenfalls wenn er 
Kernkraftwerke konstruiere und betreibe — un-
fehlbar und werde keine Fehler begehen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wer sagt 
denn so einen Quatsch? — Zuruf des Abg. 

Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

Ja, wir müssen schonungslos ehrlich sein. Und 
diese Ehrlichkeit besagt: Dem Menschen sind Gren-
zen gesetzt, die er nicht überschreiten darf. Tut er 
es trotzdem, dann wird ihn die Natur in seine 
Schranken verweisen. Die Vorgänge um den Rhein 
sind eine weitere dringende Mahnung, wie dies 
dann aussehen wird. 

Sie sagen „Sei's drum!" und propagieren Ihre For-
mel „Weiter so". Wir sagen: Diese Formel geht nicht 
auf. Wir wollen nicht nach dieser Formel leben. Wir 
wollen zurückfinden zu einer menschengemäßen 
Entwicklung der Technologie. Dafür haben wir kon-
krete Vorschläge gemacht. Sie sind bisher leider 
noch nicht einmal zu ernsthafter Diskussion dieser 
Vorschläge bereit. 

Herr Bundeskanzler, Sie sind einmal mit dem 
Anspruch angetreten, von Ihnen würde eine geistig

-

moralische Erneuerung der Politik ausgehen. 

(Lachen bei der SPD) 
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In Ihrer Rede vom 9. September 1982 haben Sie im 
Bundestag dazu gesagt, Sie wollten die geistig-mo-
ralische Kraft unseres Volkes mobilisieren, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Ist bei Ihnen 
nicht gelungen!) 

und Sie fuhren fort, dabei seien nicht nur Appelle 
und Reden erforderlich, sondern auch das ganz per-
sönliche Beispiel. Es ist nicht unfair, Sie heute an 
Ihren eigenen Worten zu messen und danach zu 
fragen, was Sie eigentlich in den vergangenen vier 
Jahren zur moralischen Erneuerung der Politik und 
zur geistigen Erneuerung des politischen Klimas 
konkret getan haben. Ich fürchte, die Antwort 
dürfte Ihnen schwerfallen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie geben 
die Wähler!) 

Gewiß, Sie haben das moralische und das geistige 
Klima der deutschen Politik verändert, aber nicht 
zum Besseren, sondern zum Schlechteren. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Für euch!) 

Viele Ihrer Handlungen waren und sind mit den 
Prinzipien, die Sie selbst aufgestellt haben, schwer-
lich vereinbar, nein: unvereinbar, z. B. der Amne-
stieversuch, die Vielzahl der Affären, von denen ich 
nur die Affäre Wörner/Kießling nenne, weil sie der 
Bundeswehr bis heute zu schaffen macht, oder die 
Tatsache, daß Sie dem Parlament von dieser Stelle 
aus vor drei Wochen die Unwahrheit gesagt haben, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Unglaublich! 

Eine Frechheit ist das!) 

oder Ihre Absicht, an der Sie jetzt noch festhalten, 
trotz des inzwischen bei Ihrem Koalitionspartner 
gewachsenen Widerstandes Mörder unter gewissen 
Voraussetzungen straffrei zu lassen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ganz billig, 
Herr Vogel!) 

Das ist schlimm genug. 

Schlimmer aber ist die Entwicklung, die das gei-
stige Klima unseres Landes unter Ihrer Kanzler-
schaft genommen hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Als erster 
hat das ein Sozialdemokrat gefordert!) 

Unter Ihrer Schirmherrschaft haben sich Schlag-
worte aus dem Vokabular derer, die der Republik 
von Weimar den Todesstoß gaben, allmählich wie-
der im politischen Sprachgebrauch eingebürgert. 
Da ist wieder vom Verzichtpolitiker, von den Agen-
ten Moskaus, von den Parasiten am Volkskörper, ja 
sogar von Rotfront die Rede. Da wird mit Hilfe 
einer konzertierten, kühl geplanten Kampagne eine 
Stimmung erzeugt, die den Ausländern mancher-
orts derart als Haß entgegenschlägt, daß die Kir-
chen Sie und Ihre Freunde an die einfachsten Ge-
bote der christlichen Nächstenliebe erinnern müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Da folgen antisemitische Ausfälle in immer kürze-
ren Abständen aufeinander. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ihre Zeit ist abgelaufen, 
Herr Vogel!) 

Sicher, Herr Bundeskanzler — ich unterstreiche 
das ausdrücklich —, Sie sind kein Antisemit. Sie 
haben selbst sicherlich auch keine Sympathie für 
den Rechtsradikalismus. Aber Sie haben durch 
viele Äußerungen daran mitgewirkt, daß unter dem 
Stichwort der Normalisierung die Hemmschwelle 
— und ich sage auch: die Schamschwelle — gegen-
über den Gedanken und dem Vokabular, gegenüber 
der Sprache niedriger geworden ist, die seinerzeit 
dem Verderben vorausgingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier, meine Damen und Herren, zeigen sich Sym-
ptome einer geistigen Immunschwäche auf einem 
außerordentlich sensiblen Gebiet. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr Satz, Herr Bundeskanzler, von der Gnade der 
späten Geburt spielt hier ebenso eine verhängnis-
volle Rolle wie Ihre Parteinahme für Herrn Wald-
heim oder der Goebbels-Vergleich, der — und Sie 
wissen es doch ganz genau — nirgends so umjubelt 
worden ist wie unter der Anhängerschaft des Herrn 
Schönhuber und unter der Leserschaft der „Deut-
sche National Zeitung". 

(Beifall bei der SPD) 

Die Warnung und Mahnung eines Verfolgten, der 
nur mit Mühe überlebt hat, der Gnade der späten 
Geburt könne der Fluch des frühen Rückfalls fol-
gen, galt sicherlich auch Ihnen. 

Es ist ja auch kein Zufall, daß sich in jüngster 
Zeit immer ungenierter Stimmen erheben, die sich 
von der historischen Rede des Bundespräsidenten 
vom 8. Mai 1985 distanzieren, ja sie als würdelos 
kritisieren. Es ist doch schon lange nicht mehr al-
lein Herr Niegel aus Ihrer Fraktion, der sich so 
äußert. Wen meint Herr Strauß eigentlich, Herr 
Bundeskanzler, wenn er vor wenigen Tagen öffent-
lich sagt, er habe die Akte der Demütigung und der 
Selbsterniedrigung satt, die aus allerhöchstem 
Munde kämen? Wir haben etwas ganz anderes satt. 
Wir haben es satt, daß das Vertrauen und das Anse-
hen, das die Bundesrepublik unter allen Ihren Vor-
gängern, von Adenauer über den Friedensnobel-
preisträger Willy Brandt 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und Helmut Schmidt, erworben hat, auf so 
schlimme Weise verspielt wird. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

In den letzten Wochen sind wir immer wieder 
gefragt worden, was wir Sozialdemokraten errei-
chen wollen. Auch aus Ihren Reihen kamen dazu 
interessierte Fragen. Ich will diese Frage beantwor-
ten: Wir wollen, daß Sie, Herr Bundeskanzler, am 
25. Januar 1987 abtreten. Wir wollen, daß Sie nicht 
vier weitere Jahre die Richtlinien einer Politik be-
stimmen, die wir für rücksichtslos, für oberflächlich 
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und für gefährlich halten. Wir wollen, daß Johannes 
Rau an Ihre Stelle tritt. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Zurufe von der CDU/CSU: Wo 

ist er denn?) 

— Regen Sie sich nicht auf! Um sich mit Ihnen aus-
einanderzusetzen, reicht schon der Fraktionsvorsit-
zende der SPD, und zwar völlig. 

(Beifall bei der SPD) 

Dafür werden wir bis zum 25. Januar 1987 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist Rau?) 

innerhalb und außerhalb des Parlaments mit allem 
Nachdruck eintreten. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der CDU/-
CSU — Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren! — Herr Dr. Vogel, der Beifall stört Sie in der 
Fortführung Ihrer Rede genauso wie die Unruhe. 

(Lachen bei der SPD) 

Fahren Sie bitte fort. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident, ich danke Ihnen 
für diese diffizile Bewertung meines Gefühlslebens. 
Die Geschäftsordnung verbietet mir zu widerspre-
chen. 

(Heiterkeit bei der SPD: — Lachen und Zu-
rufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Ihre Heiterkeit gönne 
ich Ihnen von Herzen. Sie werden sich täuschen, 
wenn Sie meinen, daß Sie die deutsche Sozialdemo-
kratie in die Ecke drängen können. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Waigel. 

(Dr. Scheer [SPD]: Wo bleibt denn der 
Kanzler? Ein Kneifer, der Kanzler!) 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Kanzler ist 
da, der Kanzlerkandidat nicht. Der Kanzler bleibt, 
und der Kanzlerkandidat bei Ihnen wechselt wie-
der. Das ist der Unterschied, der uns trennt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Morgenlektüre der Zeitung hat uns heute 
eine Zwischenüberschrift beschert: „Lustig wird's, 
wenn Vogel gegangen ist." 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Dort heißt es weiter: „Einmal im Monat diniert" — 
Respekt! — „Oppositionsführer Vogel im Séparée" 
— was das für feine Leute sind! — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

„mit seinen acht Stellvertretern. Gelegentlich wird 
jemand, der etwas Kluges vorzutragen hat, dazuge-
laden." Das war heute früh nicht der Fall. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Darum 
sind Sie auch noch nie eingeladen worden! 

— Dr. Scheer [SPD]: Büttenniveau!) 

Denn sonst wäre die Rede anders ausgefallen. 

Aber es geht weiter: „Richtig lustig wird es erst, 
behauptet ein Genosse, wenn Vogel gegangen ist." 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich kann nur sagen: Der Mann hat absolut recht. 
Nur: Dieser „Kronzeuge" steht unter Vertrauens-
schutz, sonst hält er es die nächste Zeit in seiner 
Fraktion nicht mehr aus. 

Lieber Herr Kollege Vogel, auch ich nehme Ihren 
Satz auf: Weiter so! Machen Sie weiter so. Sie schaf-
fen es noch, 

(Dr. Scheer [SPD]: Das ist doch der billig

-

ste Jakob!) 

daß die 38 %, die Sie das letzte Mal bekommen ha-
ben, unterschritten werden. Nicht wir drängen die 
Sozialdemokratie in eine Ecke. Sie drängen sie in 
eine Ecke, weil Sie die Feinde der Sozialdemokratie 
nicht bekämpfen, weil Sie die GRÜNEN an der lin-
ken Ecke Ihrer Positionen aufwerten und weil Sie 
durch Ihre verfehlte Abgrenzungspolitik dafür ge-
sorgt haben, daß die GRÜNEN überhaupt in den 
Bayerischen Landtag und woanders hineingekom-
men sind. Sie tragen dafür die Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Biedenkopf! — Ströbele 
[GRÜNE]: Was hat denn der Biedenkopf 
über die GRÜNEN gesagt? — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Da brauchen wir keine Hilfe!) 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen auch 
noch eines sagen: Herr Kollege Vogel, lassen Sie die 
mißbräuchliche und peinliche Vereinnahmung des 
Bundespräsidenten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie erweisen damit dem Amt und der Person kei-
nen guten Dienst. 

(Dr. Scheer [SPD]: Sagen Sie mal was zum 
Inhalt!) 

Wir wissen es zu würdigen, daß der Bundespräsi-
dent auch bei Ihnen geschätzt ist und gewürdigt 
wird. 

(Dr. Vogel [SPD]: Im Gegensatz zu Ihnen!) 

Wir haben das mit allen Bundespräsidenten — auch 
denen, für die wir bei der Wahl vielleicht nicht 
gestimmt haben — so gehalten. Das ist gute Übung; 
das ist guter Stil. Sie sind der erste, der davon 
abrückt und den Bundespräsidenten mit dem oder 
jenem Satz für sich und gegen andere vereinnah-
men möchte. Das ist ein miserabler Stil. Lassen Sie 
das bleiben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das macht Strauß doch 
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selber! Reden Sie mit Strauß! — Dr. Scheer 
[SPD]: Der Strauß darf ihn diffamieren!) 

Offensichtlich leiden Sie noch unter dem Trauma, 
daß der Mann Sie vom Bürgermeister in Berlin zum 
Oppositionsführer degradiert hat, was auch eine 
große Leistung von Herrn von Weizsäcker gewesen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Vogel, Sie brauchen dem Parteivor-
sitzenden der CSU keinen Nachhilfeunterricht in 
Geschichte und Bewältigung des eigenen Lebens in 
schwierigen Geschichtslagen zu geben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Der kann sich hier gegenüber jedem in diesem 
Hause weiß Gott behaupten und sein Leben in dem 
Zusammenhang sehr positiv und untadelig darstel-
len. Sie brauchen hier keine Belehrungen zu ge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Übrigens eine philosophische Anweisung viel-
leicht für den SPD-Fraktionsvorsitzenden, die nicht 
aus meinem Mund stammt. Da heißt es: „Gelassen-
heit ist die Haltung dessen," 

(Dr. Scheer [SPD]: Man nimmt die Hand 
aus der Tasche, wenn man Philosophen zi-

tiert!) 

— wo ich meine Hand lasse und in welcher Tasche 
ich sie lasse, geht Sie überhaupt nichts an; ich habe 
sie links, damit Sie das auch sehen — „der das, was 
er nicht ändern kann, als sinnvolle Grenze akzep-
tiert." Ich kann Ihnen nur sagen: Sie können nicht 
ändern, daß die SPD dort gelandet ist, wo sie heute 
ist. Sie sollten das anerkennen. Nur, Sie sollten 
nachdenken, warum die SPD dort gelandet ist. Sie 
ist dort gelandet auch wegen des bodenlosen Oppor-
tunismus von Herrn Vogel, der von seinen früheren 
Positionen abgerückt ist, nur nach Mehrheiten 
sucht und jetzt feststellen muß: Er und andere ha-
ben die SPD in eine Ecke gebracht, wo sie nicht 
mehr mehrheits-, wo sie nicht mehr koalitionsfähig 
ist. Sie werden, wie es Ihnen Herbert Wehner pro-
gnostiziert hat, lange, mehr als 15 Jahre brauchen, 
bis Sie aus dieser Ecke wieder herauskommen. 

Als Sie das erste Mal einen Kurswechsel begon-
nen haben, nämlich Mitte, Ende der 50er Jahre, Go-
desberger Programm und danach, hatten Sie Per-
sönlichkeiten, die mit einem neuen Kurs außen-, 
verteidigungs-, finanz- und wirtschaftspolitisch 
identifiziert werden konnten. Aber jetzt ist bei Ih-
nen j a überhaupt niemand mehr da, der in der SPD 
einen Kurs zur Mitte symbolisiert, darstellt und 
verdeutlicht. Ihnen fehlt jede Identität mit dem, was 
einmal freiheitliche Sozialdemokratie in der Bun-
desrepublik Deutschland ausgemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das müssen Sie uns er-

zählen!) 

Das also sollte die große Generalabrechnung mit 
der Politik der Bundesregierung und mit dem Bun-
deskanzler sein. Daraus ist ein müdes, lustloses 

Nachhutgefecht ohne Substanz und ohne Inhalt ge-
worden. 

(Bindig [SPD]: Haben Sie auf Ihren Ohren 
gesessen?) 

Ich habe Verständnis dafür, daß es Ihnen schwer-
fällt, denn alle ökonomischen Daten sprechen ge-
gen Sie. Die deutsche Wirtschaft befindet sich nun-
mehr im vierten Jahr der konjunkturellen Erho-
lung, und trotz einiger kleiner Schwankungen läuft 
die Konjunktur mit einer Trendrate von real 3 %. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber für wen läuft 
denn die Konjunktur?) 

Alle vorliegenden Prognosen, von der Bundesbank 
über die Forschungsinstitute bis hin zum Sachver-
ständigenrat, signalisieren das Anhalten dieser 
Aufwärtsbewegung. 

Sie sollten sich einmal daran erinnern, was für 
Untergangsprophetien Sie uns in den letzten Jah-
ren präsentiert haben. Ginge es nach dem Kollegen 
Roth, dann wäre es schon 1984 zu einer erneuten 
Rezession gekommen, und ginge es nach dem Kol-
legen Vogel, dann müßten wir Ende dieses Jahres 
bei 4 Millionen Arbeitslosen angekommen sein. 
Diese Schwarzmalerei nimmt Ihnen doch niemand 
mehr ab. Sie können die Bürger doch nicht für 
dumm verkaufen. Die Leute glauben Ihnen nicht, 
und die Arbeiter laufen Ihnen davon. Und unter die-
sem Trauma leiden Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gegenüber dem Tiefpunkt im Jahre 1983 hat die 
Zahl der Erwerbstätigen um rund 600 000 zugenom-
men. Nach den vorliegenden Gutachten dürften es 
Ende 1987 rund 830 000 sein. Das ist ein hervorra-
gendes Ergebnis angesichts des Abbaues von etwa 
1 Million Arbeitsplätzen zu Beginn der 80er Jahre. 

Aus rund 1 Million durch Kurzarbeit gefährdeter 
Arbeitsplätze sind mittlerweile weitgehend gesi-
cherte Arbeitsplätze geworden. Die Wirtschaft hat 
mit unserer Unterstützung das Lehrstellenverspre-
chen eingehalten. 

(Widerspruch von der SPD) 

— Wollen Sie das vielleicht leugnen? Jedes Jahr im 
Juni haben Sie in dem Zusammenhang Kassandra 
bemüht, und im Herbst sind Sie immer ganz ruhig, 
weil weit über 95 % derer, die eine Lehrstelle su-
chen, anschließend eine Lehrstelle bekommen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Weisskirchen? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Nein. 
(Zurufe von der SPD) 

— Nein. Ich bin nämlich der Meinung, Herr Präsi-
dent, daß solche sinnlosen Fragen bei richtigen Be-
merkungen die Debatte nicht weiterführen. 

(Oostergetelo [SPD]: Woher weiß er das? — 
Weitere Zurufe von der SPD) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wäre 

man der SPD gefolgt und hätte eine Lehrstellenab-
gabe eingeführt, dann wären mit Sicherheit weni-
ger Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt wor-
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Heute stellt sich wieder heraus — die Zeitungen 
zeigen das —, daß das Angebot an Lehrstellen und 
Facharbeitern in manchen Bereichen bereits grö-
ßer als die Nachfrage ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ich welcher Welt 
leben Sie eigentlich?) 

— Lesen Sie doch nach, was in Teilen von Baden-
Württemberg, von Bayern und auch woanders pas-
siert! Sie wissen genau: Selbst in Gegenden, in 
denen eine Arbeitslosigkeit von 10% und 15% 
herrscht, gibt es offene Stellen; hier werden qualifi-
zierte Kräfte gesucht, aber man findet keine. Das 
ist die Wirklichkeit der ökonomischen Situation 
und des Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Bestand der offe-
nen Stellen liegt um 40% über dem Vorjahreswert 
— das kann niemand bestreiten —, und trotz der 
sektoralen Probleme im Bereich von Stahl und 
Werften nimmt die Zahl der Arbeitslosen ab. Wer 
das leugnet, betreibt politischen Analphabetismus. 
Das ist allmächlich die Semantik und die Strategie 
der SPD. Nur, das glaubt Ihnen niemand mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erstmals seit Beginn der 80er Jahre können wir 
wieder einen realen Anstieg der Einkommen von 
Arbeitnehmern und Rentnern verzeichnen. Mit ei-
nem realen Plus von 4,5% bei den Arbeitnehmern 
haben wir die stärkste Zunahme seit 16 Jahren. 
Wann haben denn unter Ihrer Regierung die Arbei-
ter und die Rentner einen so realen Zuwachs ihrer 
Einkommen bekommen? Das ist soziale Politik im 
Gegensatz zu dem, was Sie sich geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hinzu kommt: Der Geldwert ist stabil, Einkom-
menssteigerungen schlagen sich wieder in einer 
realen Erhöhung der Kaufkraft nieder, die kalte 
Enteignung der Sparer durch die Inflation hat auf-
gehört, und nicht nur bei den Verbraucherpreisen, 
sondern auch bei den Mieten haben wir mit einer 
Steigerungsrate von rund 1,5% den niedrigsten 
Wert seit 25 Jahren erreicht. 

Können Sie sich eigentlich noch an die Mieten

-

lüge des Jahres 1983 erinnern? Wo ist denn der 
Herr Jahn, der hier die ganze Kampagne damals 
emporgeschaukelt hat? Die Leute, die Hunderttau-
sende und Millionen mit Angst zu beeinflussen ver-
sucht haben, sollten sich schämen, sollten ihre Po-
sten niederlegen, sich hinsetzen und eine Zeitlang 
ihren Mund halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wundert mich nicht, daß angesichts des neuen 
Jahresgutachtens des Sachverständigenrates bei  

der SPD Überraschung ausgelöst worden ist. In der 
Tat: Angesichts der Horrorprognosen müssen Sie 
von den vorliegenden Ergebnissen, nämlich: anhal-
tendes Wachstum, Anstieg der Erwerbstätigkeit um 
rund 600 000 sowie stabile Preise, weiß Gott über-
rascht sein. Wenn nun alle vorliegenden Gutachten 
von einem Anhalten der konjunkturellen Aufwärts-
bewegung ausgehen, dann — dafür habe ich auch 
Verständnis — hat das der SPD die Sprache ver-
schlagen. 

Eine treffende Beurteilung des Aufschwungs hat 
Franz Thoma von der Süddeutschen Zeitung, ein 
sicher über alle Lager hinweg geschätzter Kenner, 
gegeben. 

(Dr. Scheer [SPD]: Na, Na! — Weiterer Zu

-

ruf von der SPD: Sie meinen Ludwig 
Thoma!) 

— Also, jetzt würde ich einmal wirklich sagen: Fra-
gen Sie einmal den Herrn Kollegen Vogel, der sich 
lange Zeit, als er noch Oberbürgermeister in Mün-
chen war, in sehr intensivem Kontakt mit der Süd-
deutschen Zeitung befand und dort auch nicht 
schlecht behandelt wurde, ob er sich Ihrer negati-
ven Bewertung eines sehr geschätzten, hochqualifi-
zierten Journalisten der Süddeutschen Zeitung an-
schließen würde. Sie haben keine Ahnung, Herr 
Scheer. Ich wollte nur einen Mann zitieren, aber ich 
weise Ihre Negativbewertung gegenüber jeman-
dem, der sich hier nicht wehren kann, zurück, ein-
deutig zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vogel [Mün

-
chen] [GRÜNE]: Er kann sich auch gegen 
Ihr Zitieren nicht wehren! Vielleicht will er 

gar nicht von Ihnen zitiert werden!) 

Sie wissen noch nicht einmal, was Herr Thoma 
gesagt hat. Aber die übergroße Dummheit derer, die 
sich heute bei der SPD schon in die erste Reihe 
trauen dürfen, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

führt dazu, daß er Franz Thoma mit Ludwig Thoma 
verwechselt hat. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Diese geschichtsbezogene Ignoranz der Sozialde-
mokratie hat es mit sich gebracht, daß Sie in Bay-
ern beim eisernen Bestand von 27 % angelangt sind. 
Ganz klar: Wer Ludwig Thoma von Franz Thoma — 
beides geschätzte Leute, aber unterschiedlichen Na-
turells — nicht unterscheiden kann, der gehört 
wirklich in der Bundesrepublik Deutschland unter 
35% und in Bayern unter 30 %. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Zurück zu Franz Thoma. Er schreibt: 

Ein derart langer Zyklus ist selten. Seine Dauer 
ist auch nur dadurch zu erklären, daß dieser 
Aufschwung ungekünstelt und daß er maßvoll 
ist. Überdies hat solches Wachstum seine be-
sondere Qualität. Es ist nämlich weder von ei-
nem Konjunkturprogramm, noch von einem in-
flationären Preisauftrieb getragen und damit 
auch nicht den damit verbundenen Gefahren 
ausgesetzt: daß sich alles als Strohfeuer er- 
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weist, sobald die Wirkung der Finanzspritzen 
nachläßt; 

daß man bremsen muß, weil die Volkswirt-
schaft ansonsten einer Inflation zutrudelt. Im 
Aufschwungzyklus 1983/86 wurden die Zu-
nahme der öffentlichen Ausgaben sowie der 
Preisauftrieb sogar zurückgeführt. Das macht 
die Entwicklung so gesund. 

Dem habe ich überhaupt nichts hinzuzufügen! 

Wenn der Bundesfinanzminister heute Hans Apel 
hieße — man kann sich das nicht vorstellen; ich 
theoretisiere nur, aber einmal unterstellt — und 
wenn er dieses Ergebnis, das wir heute vortragen 
können, ebenfalls vorweisen könnte, würden von 
Kiel bis Berchtesgaden Freudenfeste unter dem 
Motto „Wir sind die Größten" veranstaltet. Die Lo-
sung wäre dann nicht mehr wie 1976 „Wir sind über 
den Berg", sondern es würde heißen: Wir stehen 
kurz vor dem Gipfel des Mount Everest. Doch wäh-
rend Herr Apel davon nur träumen kann, ist dieser 
Erfolg bei uns und für uns Realität. 

(Reuter [SPD]: Theo Filser!) 

— Das ist eine Ehrenbezeichnung, die ich gerne 
annehme! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat er denn 
gesagt?) 

— Ich werde mit Filser verglichen, und ich sage 
Ihnen: Wenn Sie in Ihren Reihen nur fünf von der 
Klugheit dieses Mannes hätten, wären Sie nicht 
dort angelangt, wo Sie heute sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ich bin j a ganz sicher: Wenn das Stück „Erster 
Klasse" von qualifizierten Leuten — nicht von Ih-
nen, von Herrn Schöfberger — aufgeführt würde, in 
der ersten Klasse dürfte bei Ihnen niemand mehr 
mitfahren. Das kann man wirklich nicht mehr ver-
langen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat ihre Hausaufgaben er-
folgreich bewältigt. Das Defizit im Bundeshaushalt 
wurde gegenüber 1982 halbiert. Wichtige Investi-
tionsansätze bei der Städtebauförderung und beim 
Straßenbau, bei Bundespost und Bundesbahn wur-
den angehoben, und die begrenzten Maßnahmen 
zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktrechts haben 
sich als positiv erwiesen. 

(Zuruf von der SPD: Ach!) 

Die Rahmenbedingungen sind verbessert. Mit 
rund 6')/0 sind die Kapitalmarktzinsen so niedrig wie 
selten nach dem Krieg; sie sind rund 4 % unter dem 
Stand von 1982. Die Ertragslage der Wirtschaft hat 
sich spürbar verbessert, was übrigens Helmut 
Schmidt und die früheren Wirtschaftsexperten der 
SPD gefordert hatten. Erstmals seit über 25 Jahren 
ist wieder eine leichte Zunahme der Eigenkapital-
quote unserer Unternehmen zu verzeichnen, und es 
ist — das ist eine ganz wichtige Sache — wieder 
rentabler, in Sachanlagen und damit in Arbeits-

plätze zu investieren, als sein Geld in risikolosen 
Staatspapieren anzulegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Das ist entschei

-

dend!) 

Zu Ihrer Zeit war es um vier Punkte günstiger, sein 
Geld in risikolosen Staatspapieren anzulegen, als es 
in Arbeitsplätze zu investieren. Das war Ihre ar-
beitsplatzfeindliche, arbeitsplatzvernichtende Poli-
tik. Und Sie wollen heute antreten und uns, wo doch 
bei uns wieder Arbeitsplätze entstehen, Vorwürfe 
machen! Das ist schon eine Unverfrorenheit sonder-
gleichen, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

die Ihnen aber außer einem Teil der eigenen An-
hängerschaft — selbst die nicht einmal mehr ganz 
— in ganz Deutschland niemand mehr abnimmt. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Ihre Kritik ist ein Sammelsurium von Ladenhü-
tern und ein ganzes Nest gedankenloser Widersprü-
che. Nichts ist in sich geschlossen und vernünftig. 
Bei Ihnen weiß die Linke nicht mehr, was die 
Rechte tut. Die einen reden noch von „Kaputtspa-
ren"; die anderen lehnen es ab, die Verschuldung 
auszuweiten. Herr Rau kündigt an, er wolle keine 
höhere Neuverschuldung; Apel verlangt eine expan-
sivere Finanzpolitik. Will die SPD eine Rückkehr 
zur ausufernden Schuldenpolitik, oder steht sie — 
wie alle Sachverständigen — auf der Seite derer, 
die eine Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung, 
wie Gerhard Stoltenberg sie betreibt, für notwendig 
und für richtig halten? 

Sie beklagen mit Krokodilstränen die hohe Zahl 
von Unternehmenszusammenbrüchen. Mir kom-
men fast die Tränen! Ich erinnere mich an die 70er 
Jahre: Diffamierung des Gewinns, Gleichgültigkeit 
gegenüber dem Eigenkapitalschwund! 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Nirgendwo haben Sie sich damals gerührt! Als da-
mals die Umkehr kam, als die Einkommenseinbrü-
che bei den Unternehmen zu verzeichnen waren, 
als das Eigenkapital zurückging, haben Sie doch 
gesagt, die Wirtschaft müßte auf ihre Belastungsfä-
higkeit überprüft werden. Sie haben nur ein einzi-
ges Mal um ein Unternehmen wirkliche Sorge ge-
äußert, und das war die Neue Heimat. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/

-

CSU) 

Da fordern Sie Hilfe für etwas, was die sehr souve-
räne ÖTV-Chefin Wulf-Mathies als Betrug, Selbst-
bereicherung und Mißmanagement bezeichnet hat. 
Die Dame hat mehr Mut, Herr Vogel, als Sie. Sie hat 
die Dinge klar beim Namen genannt und sich nicht 
gescheut. Respekt vor diesen Gewerkschaftlern, 
auch wenn sie in manchen anderen Dingen anderer 
Meinung sind als wir! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Vogel, Sie haben doch im Fall 
Lappas eine ganz miserable Figur abgegeben. 

(Zuruf des Abg. Vogel [SPD]) 
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Was soll denn das Gerede von Solidarität! Ich 
möchte wissen, ob Sie heute, nachdem Sie offen-
sichtlich mehr erfahren haben, Ihren Händedruck 
mit dem Genossen Lappas auf dem dortigen Ge-
werkschaftskongreß noch so lange ausdehnen wür-
den oder ob Ihre Hand nicht etwas schneller zu-
rückzucken würde. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich möchte wissen, ob Sie ein Ordnungsgeld von 
1 000 Mark gegenüber dem Herrn Lappas, der ja 
mehr verdient als Sie — wesentlich mehr; ob „ver-
dient" oder nicht, will ich jetzt in diesem Zusam-
menhang nicht beurteilen —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

so herausziehen und übergeben würden. Es ist doch 
läppisch. Wir konnten uns doch diese Desavou-
ierung eines Rechtsstaates und eines Parlaments 
nicht leisten. Zwischenzeitlich haben das die ver-
nünftigen Kräfte im DGB durchaus eingesehen, daß 
Ihnen Herr Lappas keinen Gefallen getan hat. 
Wenn sich ein Herr Breit stellt und auch Verant-
wortung übernimmt, dann soll auch ein Herr Lap-
pas das tun. Da brauchen Sie dann nicht mit einem 
großartigen Händedruck so zu tun, als ob Sie mit 
ihm solidarisch wären. Das hat nur in die Land-
schaft gepaßt. Und wo Beifall ist, da ist von Vogel 
auch ein Händedruck; das muß man wissen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir würden gern noch 
mehr für Städtebau, für Straßenbau, für Gemein-
schaftsaufgaben und für andere Dinge tun 

(Ströbele [GRÜNE]: Noch mehr für Stra-
ßenbau?) 

— j a, auch Straßenbau —, wenn wir weniger Geld 
für Zinsen ausgeben müßten und mehr Geld für 
Investitionen zur Verfügung stellen könnten. 

Helmut Schmidt, den Sie manchmal noch für sich 
vereinnahmen — ich glaube, wenn er sich wehren 
könnte, würde er das tun —, 

(Zurufe von der SPD) 

gilt j a heute als out. Aber Herr Kollege Roth hat 
neulich Kohl-Aufschwung mit Schmidt-Aufschwung 
verglichen — ökonomisch, meinte er natürlich. 

(Zuruf des Abg. Gansel [SPD]) 

Mir fällt da etwas ein. Helmut Schmidt hat einmal 
etwas gesagt, was die Beweglichkeit betrifft: daß er, 
wenn Rau auf 42 % käme, 42 Liegestütze machen 
würde. Nun halte ich Helmut Schmidt für geistig 
beweglich, aber die 42 Liegestütze täten ihm nicht 
gut. Er braucht sie auch nicht zu machen. Er 
braucht sie wirklich nicht zu machen. Die Marke 
wird weit, weit unterschritten werden. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Die dann not-
wendigen bringt er fertig! — Heiterkeit) 

Aber zurück zu den ökonomischen Daten! Herr 
Kollege Roth hat da einen ganz willkürlichen Ver-
gleichszeitraum herangezogen. Von 1974 bis 1982, 
also Beginn und Ende des tatsächlichen Schmidt

-

„Aufschwungs", wurden 17, weitgehend durch 
Schulden finanzierte Ankurbelungsprogramme mit  

einem Finanzvolumen in Milliardenhöhe verab-
schiedet. Als Ergebnis stieg die Zahl der Arbeitslo-
sen von jahresdurchschnittlich 580 000 im Jahre 
1974 auf saisonbereinigt rund 2 Millionen Ende 
1982. Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der Er-
werbstätigen in jahresdurchschnittlichen Werten 
um 850 000 ab. Wenn ich die Zahlen auf den Zeit-
punkt der Regierungsübernahme der SPD im Jahre 
1969 beziehe, dann sieht die Entwicklung noch viel 
schlimmer aus. Wenn man Kohl-Aufschwung und 
Schmidt-Aufschwung vergleicht, dann liegen wir 
weit vorn und sehen ausgezeichnet aus. 

Nun kritisieren Sie die Entwicklung der Subven-
tionen. Ja, meine Damen und Herren, wer will denn 
die Subventionen? Johannes Rau will mehr Hilfen 
für die Kohle und das Ruhrgebiet. Herr Dohnanyi 
will mehr Hilfen für die Werften, und die SPD-Frak-
tion will einen neuen Subventionsstopp mit einem 
Finanzvolumen von mehreren Milliarden Mark, der 
durch eine saftige Erhöhung bestehender und die 
Einführung neuer Energieverbrauchsteuern finanz-
iert werden soll. Von Hans-Jochen Vogels Forde-
rung nach Schonung der Massenkaufkraft will ja 
heute überhaupt niemand mehr etwas hören. 

Und nun wollen Sie sich auf der einen Seite 
sicherheits- und außenpolitisch immer mehr von 
den Vereinigten Staaten distanzieren, wollen von 
ihnen abrücken. Sie versuchen aber auf der ande-
ren Seite, sich dort Freunde durch die Befürwor-
tung der sogenannten Lokomotivtheorie zu erwer-
ben. Ich halte diesbezügliche Forderungen aus den 
Vereinigten Staaten für nicht begründet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die deutsche Wirtschaft ist von ihrem Leistungspo-
tential her zu gering, um die Rolle einer Lokomo-
tive spielen zu können. Mit der höchsten Wachs-
tumsrate pro Kopf stehen wir an der Spitze des 
internationalen Konjunkturzuges. Wie die reale 
Entwicklung des Außenhandels seit rund einem 
Jahr deutlich zeigt, trägt die deutsche Wirtschaft 
sehr wohl zur konjunkturellen Erholung der ande-
ren westlichen Staaten bei. Im übrigen scheinen 
einige SPD-Politiker zu glauben, die USA würden 
von uns neue schuldenfinanzierte Ausgabenpro-
gramme verlangen. Genau das ist falsch. Die USA 
erwarten von uns in erster Linie weitere Lockerun-
gen im Bereich des Arbeitsrechts und eine kräftige 
Entlastung bei der Unternehmensbesteuerung. 
Aber genau das bekämpfen Sie. Bei Ihnen stimmt 
in der Wertung, in der Zusammenfassung nichts 
mehr zusammen. Sie versuchen, sich da und dort 
etwas herauszuholen, ohne daß das Ganze ein ge-
schlossenes Bild ergäbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Ich glaube, da 

haben Sie etwas verwechselt!) 

Meine Damen und Herren, Sie verlangen von der 
Bundesbank weitere monetäre Impulse. Sie wissen 
aber genau, daß Sie damit von der Stabilitätspolitik 
abweichen, daß Sie wieder eine Politik des leichten 
Geldes befürworten, daß es damit zu einem Wieder-
anstieg der Inflationsrate käme. Im Klartext heißt 
dies nichts anderes als: Die Sparer sollen wieder 
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durch inflatorische Substanzverluste enteignet wer-
den. Die Kaufkraft der Arbeitnehmer und Rentner 
würde ausgezehrt und die Einkommenszuwächse 
der Facharbeiter durch heimliche Steuererhöhun-
gen abgeschöpft. So sieht Ihr Konzept für mehr 
soziale Gerechtigkeit aus. Unser Konzept ist das 
nicht. Und Sie werden auch keine Chance haben, 
das im nächsten Jahrzehnt zu verwirklichen. 

Meine Damen und Herren, die Erfahrungen zei-
gen: Die SPD hat in der Wirtschaftspolitik nichts 
dazugelernt. Inflation schafft keine Arbeitsplätze, 
und mit monetären Instrumenten können realwirt-
schaftliche Probleme nicht gelöst werden. 

Nachdem das alles nicht mehr trägt und die SPD 
mit leeren Händen dasteht, kommt nun wieder et-
was, was eine Zeitlang ruhte: die Forderung nach 
mehr Mitbestimmung. Bei der Macht, mit der man 
es vorträgt, herrscht gedämpfter Trommelwirbel, 
weil das Ganze einen kleinen Haken hat. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was soll diese mili-
tärische Sprache?) 

Man kann nicht morgens die Ausweitung der Mit-
bestimmung verlangen und nachmittags um Ver-
ständnis für das totale Versagen der Mitbestim-
mung im Aufsichtsrat der Neuen Heimat bitten, wie 
dies etwa DGB-Chef Breit tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gleiches gilt für die Forderung nach Arbeitszeit-
verkürzung mit vollem Lohnausgleich. Es ist doch 
merkwürdig, wenn IG-Metall-Chef Steinkühler die 
35-Stunden-Woche, die er von der Privatwirtschaft 
verlangt, in der eigenen Organisation laut Zeitungs-
berichten nicht durchsetzen will und sich in völli-
gem Einklang mit Selbständigen und Mittelständ-
lern, deren Leistung die SPD durch eine Ergän-
zungsabgabe eigentlich bestrafen möchte, über die 
60-Stunden-Woche der DGB-Funktionäre beklagt. 
Meine Damen und Herren, das ist eine völlig neue 
Konstellation. Wir kriegen eine neue Koalition von 
Leistungsträgern, die Funktionäre im DGB, die Mit-
telständler, die Unternehmer, die mit der 35-Stun-
den-Woche nicht arbeiten können. Nur sollten Sie 
dann einmal darüber nachdenken, ob die 35-Stun-
den-Woche der richtige Weg in die Zukunft ist, 
wenn sie für den eigenen Bereich nicht eingeführt 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben eine Beleh-
rung von Ihnen in Sachen Umweltschutz nicht nö-
tig. Der von Ihnen, Herr Kollege Vogel, angegrif-
fene Innenminister, der früher für diesen Bereich 
zuständig war, hat in dreieinhalb Jahren mehr ge-
tan als Sie in 13 Jahren. Das müssen Sie einmal zur 
Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Warum habt ihr ihn denn abge-

löst?) 

Sie haben alles verschlafen und als nicht machbar 
bezeichnet, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und Sie schlafen 
ständig!) 

was bei uns nunmehr in dreieinhalb Jahren und 
auch im letzten halben Jahr passiert ist. 

Sie haben ein miserables Bild abgegeben, was 
Buschhaus und Ibbenbüren betrifft. Der sehr ge-
schätzte Kollege Adolf Schmidt hat seine Zustim-
mung zu Buschhaus gegeben, weil es um 4 000 Ar-
beitsplätze ging. Ich spreche hier mit großem Re-
spekt von einem Kollegen und Gewerkschaftsfüh-
rer, der bei zwei gleichen Sachverhalten das gleiche 
sagt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Er hat sich nämlich zu Buschhaus genauso geäu-
ßert wie zu Ibbenbüren. Sie haben bei Buschhaus 
ein böses, schlimmes Theater entfacht und sich bei 
Ibbenbüren als Pharisäer gezeigt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

Dann mußte nämlich Herr Rau plötzlich zugeben: 
Jawohl, auch hier geht es um 4 000 Arbeitsplätze. 
Jetzt schiebt er die Dinge den Technikern und an-
deren zu. Nein, nein, meine Damen und Herren: 
Hier wurde ein Scheck ausgestellt, der nicht einlös-
bar ist. Da wurden Fehler gemacht, für die jetzt 
andere verantwortlich gemacht wurden. Da wurde 
geschwafelt statt entschwefelt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie können nicht 
Stickoxide von Schwefeldioxid unterschei

-

den!) 

Sie stehen mit einer miserablen Umweltbilanz da. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun hat ein grüner Umweltminister für ein be-
sonderes Stück gesorgt. Ich habe über den führen-
den Müllexporteur der Bundesrepublik Deutsch-
land namens Joschka Fischer gehört, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wer produ

-

ziert denn den Müll? Doch nicht der Um

-

weltminister! — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Wer macht den Müll? Hoechst, Herr Wai

-

gel!) 

er wolle den Müll nach Österreich, in die Steier-
mark, exportieren. 

(Bueb [GRÜNE]: Den Waigel müssen wir 
auch exportieren!) 

Ich kann dazu nur sagen: Das ist ein Stück für den 
grünen Komödienstadl. In Hessen will er den Müll 
nicht. In die DDR will er ihn schaffen, aber das wol-
len seine eigene Partei und die Gerichte nicht. In 
Frankreich hat er sich einen Korb geholt. Nun will 
er das Ganze in die Steiermark hinbringen, wo sich 
allerdings die dortigen GRÜNEN gegen den Export 
der Mistkübel aus Hessen einigermaßen verwah-
ren. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Und die CDU 
will es auf der Hausmülldeponie abladen! 

Sagen Sie etwas dazu!) 

Ich kann ihm nur raten, diese Transporte künftig 
selber mit Turnschuhen zu begleiten. Er wird aber 
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einige Dutzend brauchen, damit die Gummisohlen 
bei dieser Gelegenheit nicht verqualmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Herr Filser war besser!) 

Meine Damen und Herren, der SPD laufen die 
Facharbeiter davon, weil sich niemand mehr auf 
ihre Wirtschafts- und Umweltpolitik einen Reim 
machen kann. Zuerst heißt es in der Kernenergie-
politik: abschalten, dann: mittelfristig abschalten, 
dann: ein längerfristiger Ausstieg, dann: ein Ein-
stieg in den Ausstieg, dann: ein Einstieg in den Um-
stieg. Was die wollen, weiß niemand, mit Ausnahme 
des Kollegen Vogel, der die Nutzung der Atomkraft 
in einem Zeitraum von zehn Jahren definitiv been-
den will. Demgegenüber erklärt der bisherige Kanz-
lerkandidat gegenüber dem früheren und mögli-
cherweise kommenden Kanzlerkandidaten im 
„Handelsblatt": „Ich habe noch nie gesagt, daß wir 
in zehn Jahren aus der Kernenergie herauskom-
men werden." Weiter meinte Herr Rau, mit einer 
Mehrheit von nur 51 % der Stimmen im Parlament 
— er hat immer noch daran geglaubt — könne man 
nicht aussteigen. Da hat er recht. Nur wird er in 
diese Versuchung nie kommen. 

Zum Verhältnis der SPD zu den GRÜNEN kann 
ich nur eines sagen: Ähnlich wie es mit Börner in 
Hessen ging, begann die Diskussion in Hamburg. 
Zunächst hat Herr von Dohnanyi klipp und klar 
erklärt: keine Zusammenarbeit mit den GRÜNEN. 
Der Innensenator Pawelczyk ist mit der Aussage 
bekanntgeworden: Wo die GAL ist, da ist auch Ge-
walt, und wo Gewalt ist, ist auch schnell die GAL. 
Damit hat er den Nagel auf den Kopf getroffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Doch nach der Wahl gibt es sofort Kräfte, die an 
ihm vorbei die Zusammenarbeit versuchen und hier 
ähnlich wie in Hessen etwas Neues beginnen wol-
len. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Rot und Rot 
gesellt sich gern!) 

Wir sehen bei den Demonstrationen in Hanau 
schon wieder — wo die Polizei als Bewacher von 
gewalttätigen Elementen im Grunde mißbraucht 
wird —, daß die Polizei aus allen Teilen der Bundes-
republik Deutschland mißbraucht wird. 

(Reuter [SPD]: Das ist doch nicht wahr!) 

Das ist ein Mißbrauch der Polizei, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Der Miß-
brauch geschieht in Wackersdorf!) 

eine Unverfrorenheit gegenüber denen, die eigent-
lich die freiheitliche Ordnung verteidigen sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In allen entscheidenden Grundsatzpositionen ist 
die SPD heute in zwei Lager gespalten. Die einen 
befürworten mit den GRÜNEN den Ausstieg aus 
der NATO, aus der Industriegesellschaft und aus 
der von CDU/CSU, SPD und FDP gestalteten Repu-
blik und wollen statt dessen hin zum Neutralismus,  

zu einer sozialistischen Wirtschaftsordnung, zu ei-
ner anderen Republik. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Der zweite Teil der SPD versteht sich demgegen-
über in der Tradition der Arbeiterbewegung und 
des Godesberger Programms. Spätestens seit Hel-
mut Schmidts erzwungenem Ausstieg ist dieser Teil 
der SPD in eine hoffnungslose Minderheit geraten 
und zeigt auch nicht gerade besonderen Mut. 

Ein Mann hat hier anders gehandelt: Der Kollege 
Eickmeyer hat mit und nach seinem Austritt aus 
der SPD 

(Dr. Vogel [SPD]: So wie der Kollege Hand

-

los!) 

nach 18jähriger Parteizugehörigkeit alles zu dem 
Thema gesagt: Der Aufstieg der GRÜNEN war nur 
möglich durch das totale Versagen der SPD und das 
Abrücken von Ihren früheren Positionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jung  [Lörrach] [CDU/CSU]: Das kann man 
nicht oft genug sagen! — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Habt ihr keinen besseren Redner? 
— Gansel [SPD]: Jetzt sind unsere beiden 
großen Fraktionen wirklich kopf- und 

handlos!) 

Meine Damen und Herren, wie in nahezu allen 
Bereichen bietet die SPD auch in der Außen- und 
Sicherheitspolitik ein diffuses Bild, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ein gefähr
- liches Bild!) 

ein Bild voller Widersprüche. 

(Dr. Vogel [SPD]: So wie Strauß und Gen

-

scher!) 

In den Sonntagsreden bekennt man sich zur NATO, 
in der Praxis werden fast ausschließlich die Verei-
nigten Staaten kritisiert, und alles, was aus der So-
wjetunion kommt, wird gelobt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Bejubelt!) 

Im Bereich der Rüstungskontrolle ist die SPD 
nach Helmut Schmidt dazu übergegangen, den So-
wjets ein Monopol nicht nur im Bereich der atoma-
ren Kurzstreckenraketen, sondern auch im Bereich 
der Mittelstreckenraketen einzuräumen. In der 
ganzen Rüstungs- und Abrüstungsdebatte ist über-
haupt keine politische Kraft in Mitteleuropa so bla-
miert worden wie die SPD. Sie müssen heute zur 
Kenntnis nehmen, daß die Sowjets mehr anbieten, 
als Sie vor vier Jahren gefordert haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Dummes Zeug!) 

Das zeigt doch das ganze Elend und die Blamage 
Ihrer außen- und verteidigungspolitischen Vorstel-
lungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da paßt es sehr deutlich, daß ein so honoriger 
und erfahrener Mann wie Hans Koschnick nicht 
einmal mehr ins Präsidium Ihrer Partei gewählt 
wird. 
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Auch in der Deutschlandpolitik entfernt sich die 

SPD durch die Übernahme der Geraer Forderungen 
Schritt für Schritt von der gemeinsamen Entschlie-
ßung des Bundestages. Sie mißachtet damit offen 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundlagenvertrag. Es wäre für die Menschen im 
geteilten Deutschland besser, wenn die SPD bei ih-
ren merkwürdigen Sondergesprächen mit der SED 
das Augenmerk stärker auf den Schießbefehl an 
der Berliner Mauer richten würde; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn so lange wir Vorgänge wie die im Kugelhagel 
endende Flucht am Montag dieser Woche zu bekla-
gen haben, ist es absurd, von Normalisierung der 
Beziehungen oder gutnachbarschaftlichen Bezie-
hungen und Verhältnissen zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Klein [Mün-
chen] [CDU/CSU]: Parteikumpanei!) 

Was aus den Reihen der SPD zum Thema Rü-
stungskontrolle und Abrüstung angestrebt wird, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wir reden doch 
über den Haushalt!) 

ist mit deutschen Sicherheitsinteressen nicht in 
Einklang zu bringen. Unser Ziel heißt Sicherung 
des Friedens, und demgegenüber ist die Abrüstung 
kein Ziel an sich, sondern ein Mittel zur Erreichung 
des Ziels. Abrüstungsmaßnahmen, an deren Ende 
ein sowjetisches Monopol an Kurzstreckenraketen 
sowie das totale Übergewicht im konventionellen 
Bereich stehen, liegen nach meiner Überzeugung 
nicht im deutschen Interesse. Abrüstung j a, aber 
nicht Abrüstung zu Lasten der deutschen Sicher-
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Verringerung der Kernwaffen j a — mit Gleichge-
wicht auf möglichst niedrigem Niveau im atomaren 
wie im konventionellen Bereich. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist das!) 

Diese Gleichgewichtsidee lag auch der Grundphilo-
sophie von Helmut Schmidt zugrunde, die wir nach-
drücklich auch weiter verteidigen, von der Sie aber 
abgerückt sind. 

Jetzt noch ein Wort zu Ihnen, Herr Vogel, und 
Ihrer künstlichen Empörung. Sie haben einen ge-
künstelten Aufschrei wegen des Interviews des 
Bundeskanzlers in „Newsweek" versucht. Wo war 
eigentlich Ihr Aufschrei, Herr Kollege Vogel, als Os-
kar Lafontaine im Zusammenhang mit Cattenom 
französische Regierungsstellen mit der Mafia ver-
glich? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub-
lich!) 

Was für einen Aufstand hätten Sie wohl veranstal-
tet, wenn ein CDU-Ministerpräsident den Kreml im 
Hinblick auf Tschernobyl mit der Mafia verglichen 
hätte? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Da wäre er 
auf die Barrikaden gegangen! Das ist 

klar!) 

Wo blieb Ihr Aufschrei, da Sie immer so den Moral-
hüter und Oberlehrer in Sachen Moral spielen wol-
len, als Willi Brandt den CDU-Generalsekretär mit 
Goebbels verglichen hat? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Unverschämt!) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Am 22. No-
vember 1986 war in einer Zeitung zu lesen — ich 
zitiere —: 

„Bremens Senator wünscht Reagan frühen 
Tod". 
(Pfuirufe von der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Das hat er doch längst dementiert!) 

— Ich komme gleich darauf zu sprechen. — Ich 
zitiere: 

Skandal um Bremens Sozialsenator Scherf, der 
dem Linksregime von Nicaragua erst eine 
Chance gibt, wenn US-Präsident Reagan sein 
Amt 1988 aufgibt. 
(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir wünschen 
Ihnen einen frühen Ruhestand, Herr Wai

-

gel!) 

Scherf wörtlich weiter: 
Es sei denn, er geht vorher mit seinem Krebs 
unter die Erde. Hoffentlich kommt der Wechsel 
vor zwei Jahren. 

(Anhaltende lebhafte Pfuirufe von der 
CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Das hat er 

dementiert!) 

— Sie haben die Möglichkeit, das anschließend in 
Ordnung zu bringen. 

(Gansel [SPD]: Er hat das längst dementi
-

ert, das wissen Sie doch! Seien Sie doch 
nicht so verlogen! Warum lügen Sie?) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wai-
gel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Gansel? 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Nein, ich will das zu Ende 
bringen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Gansel, Sie haben 
nicht die Möglichkeit, am Mikrophon eine Debatte 
zu führen. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Ich trage das ganz ruhig 
vor, und Sie haben anschließend die Möglichkeit, 
das klarzustellen. Ich hoffe, daß Ihnen das gelingt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aliquid semper haeret!) 

Vor zwei Tagen hat der Chef des Bundeskanzler-
amts den Präsidenten des Senats der Freien Hanse-
stadt Bremen, Herrn Bürgermeister Klaus Wede

-

meier, fernschriftlich aufgefordert — ich zitiere —: 

Die Zeitung vom 22. November 1986 enthält auf 
Seite 2 einen Artikel unter der Überschrift 
„Bremens Senator wünscht Reagan frühen 
Tod". Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir 
zur Unterrichtung des Herrn Bundeskanzlers 
eine Stellungnahme zu diesem Beitrag zukom-
men ließen. 
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Bis heute ist nichts eingetroffen. Sie hätten das 
längst tun können, damit das erledigt wird. Ich hof-
fe, Sie tun es noch. Ich fordere Sie dazu auf. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Was hat denn 
Herr Strauß über Herrn von Weizsäcker 
gesagt? Wo ist denn da die Anfrage? — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

— Sie haben, Herr Vogel, auch noch allen Grund, 
sich mit anderen Dingen zu beschäftigen. 

(Bohl [CDU/CSU]: „Versöhnen statt spa-
ten"!) 

Können Sie sich eigentlich noch erinnern, was Os-
kar Lafontaine im „Stern" über die Blutspur von 
Rosa Luxemburg bis hin zu Helmut Schmidt gesagt 
hat? 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist ekelhaft!) 

Wo blieb da der Aufschrei? 

(Gansel [SPD]: Das ist doch Quatsch, das 
ist doch auch nicht wahr! — Dr. Vogel 

[SPD]: Eine glatte Verleumdung!) 

Wo blieb die moralische Entrüstung der Herren 
Rau, Brandt und Vogel? Das ist Ihre Art und Weise, 
die Dinge darzustellen. 

(Gansel [SPD]: Lügner! — Dr. Scheer 
[SPD]: Lügner! — Dr. Vogel [SPD]: Das war 
ein „Vorwärts"-Redakteur. Sie sind ein 

Lügner!) 

— Sie wissen ganz genau, was Helmut Schmidt in 
dem Zusammenhang vom Parteivorsitzenden hin-
sichtlich der Artikel im „Vorwärts" gefordert hat 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie sind Goeb-
bels auch schon nahe, Herr Waigel!) 

und wie Sie das Ganze zur Seite zu schieben versu-
chen. Kümmern Sie sich um die Dinge in Ihrem 
eigenen Bereich, 

(Zuruf von der SPD: Lügen Sie nicht!) 

bevor Sie sich um Interviews anderer kümmern. Sie 
haben allen Anlaß, sich mit Ihrer Partei und mit 
Ihrer Fraktion zu beschäftigen. Bringen Sie da die 
Dinge in Ordnung, und kümmern Sie sich dann um 
die nationalen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Es war zu erwarten, daß sich der SPD-Kandidat 
auch heute wieder nicht im Bundestag stellt. Wir 
brauchen keine Fernsehduelle zwischen dem Bun-
deskanzler und dem Bundeskanzlerkandidaten. 
Das hat übrigens die SPD 1980 abgelehnt. Hier soll 
er sich stellen, hier soll er zu den Dingen der Nation 
etwas sagen. Aber hier ist er nur selten zu sehen. 

Meine Damen und Herren, unsere Außen- und 
Verteidigungspolitik ist grundsatzbezogen und 
ethisch begründet. Das gleiche gilt für unsere 
Deutschlandpolitik. Wir haben die Entwicklungspo-
litik entideologisiert. Die Umweltpolitik hat den er-
forderlichen Stellenwert erhalten. Unsere Finanz-
politik ist durch Solidität gekennzeichnet. Sie ist  

wachstumsorientiert, investitionsfördernd sowie 
länder- und kommunalfreundlich. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 
Unsere Steuerpolitik zielt auf Leistungsförderung 

und Berücksichtigung der Familien mit Kindern. 
Die Familienpolitik ist wieder Schwerpunkt der Ge-
sellschafts- und Sozialpolitik geworden. 

Mit dieser Bilanz werden wir den Wahlkampf er-
folgreich bestehen. Wir stehen aus Überzeugung 
zum Bundeskanzler und zu seiner Regierung. 
Ich danke Ihnen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Gan-
sel und Herr Abgeordneter Scheer, ich rufe Sie 
beide zur Ordnung wegen des Zwischenrufes „Lüg-
ner", bezogen auf ein Mitglied des Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Scheer [SPD]: Das stimmte aber! — 
Weitere Zurufe von der SPD — Seiters 
[CDU/CSU]: Also, was ist denn das, Herr 

Präsident!) 

— Herr Abgeordneter Scheer, ich mache Sie darauf 
aufmerksam, daß diese Art von Protest gegen eine 
Ordnungsmaßnahme des Präsidenten nach der Ge-
schäftsordnung nicht zulässig ist. Wenn Sie dage-
gen Einwendungen haben, ist der Ältestenrat dafür 
da. Auch gibt es nach der Geschäftsordnung die 
Möglichkeit eines formellen Einspruchs zu Beginn 
der nächsten Sitzung. 

(Seiters [CDU/CSU]: Der wird aber abge
-

lehnt!) 

Aber die andere Art wollen wir hier nicht einfüh-
ren. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Waigel, ich halte die Art und 
Weise, wie Sie die politische Auseinandersetzung 
heute morgen geführt haben, für ekelerregend. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Jung [Lör

-

rach] [CDU/CSU]: Der Ekel ist in Ihnen 
personifiziert! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Sie waren weder inhaltlich überzeugend noch sach-
lich, Sie waren einfach widerlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Das ist Ihre Sprache! — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Wer in Moskau am 
Grab gefallener Deutscher nicht einmal ei

-

nen Kranz niederlegt, der sollte sich schä

-

men! — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Meine Damen und Herren, die Unionsparteien 
machen Wahlkampf mit der Parole „Weiter so, 
Deutschland". Nach vier Jahren Rechtsregierung 
wissen wir, was diese Drohung bedeutet, Herr Wai-
gel. „Weiter so, Deutschland", das heißt: soziale Aus-
grenzung von Erwerbslosen, Gesetze zur Zerschla- 
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gung gewerkschaftlicher Kampfkraft, weiterer Aus-
bau der lebensbedrohlichen Atomindustrie, immer 
mehr Waffen, Hetze gegen Ausländer, Flüchtlinge 
und Minderheiten, Ausbau des Überwachungsstaa-
tes, damit auch noch der kleinste abweichende Ge-
danke in Zusammenarbeit von Geheimdiensten und 
Polizei zentral erfaßt und gegebenenfalls straf-
rechtlich geahndet werden kann. 

(Anhaltende Unruhe — Suhr [GRÜNE]: 
Was ist denn los hier, Ruhe! — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD] auf mehrere Abgeordnete 
zeigend, die sich im Stehen bzw. beim Ver-
lassen des Saales unterhalten: Herr Präsi-

dent, gucken Sie mal da!) 

Blendende Gewinne der Chemieindustrie auf Ko-
sten — — Herr Präsident, wenn Sie die Freundlich-
keit hätten, für Ruhe zu sorgen, damit ich meine 
Ausführungen machen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Entschuldigen Sie, Frau 
Abgeordnete, Sie brauchen mich darauf nicht auf-
merksam zu machen. Es gibt einen Teil von Mitglie-
dern des Bundestages, die den Saal verlassen wol-
len. Ich bitte, das unverzüglich, ohne Verzögerung 
zu tun. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Und vor allem 
ruhig! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN 

und der SPD) 

Die anderen, die hier teilnehmen wollen, bitte ich, 
Platz zu nehmen. — Bitte, Frau Abgeordnete Hönes, 
fahren Sie mit Ihren Ausführungen fort. 

Frau Hönes (GRÜNE): „Weiter so, Deutschland" 
heißt: glänzende Gewinne der Chemieindustrie auf 
Kosten der Gesundheit der von ihr betroffenen 
Menschen. 

Vor gut einem Monat debattierte der Bundestag 
über einen Antrag der GRÜNEN, in dem wir eine 
grundsätzliche Änderung der Chemiepolitik gefor-
dert haben. Der Antrag wurde mit den Stimmen der 
Regierungsparteien und der SPD abgelehnt. Der 
Kollege Lippold von der CDU nutzte die Gelegen-
heit zu einer Ehrenerklärung für — ich zitiere —

unsere chemische Industrie und für die 
Menschen, die dort arbeiten, 

(Suhr [GRÜNE]: Haben die ihn dafür be-
zahlt?) 

für die Menschen, die dort — ich sage es noch 
einmal — verantwortungsbewußt arbeiten und 
die wir gegen die von der Opposition pauschal 
erhobenen Vorwürfe ganz ausdrücklich in 
Schutz nehmen. 

Nur wenige Tage später demonstrierte die chemi-
sche Industrie ihr Verantwortungsbewußtsein. 
Nachdem Sandoz und Ciba-Geigy den Rhein zu ei-
nem toten Fluß gemacht hatten und noch während 
die verantwortlichen Politiker und Chemie-Mana-
ger hierzulande an der seit Tschernobyl bekannten 
Mär strickten, in der Bundesrepublik könne das 
alles nicht passieren, gelangten durch einen Störfall 
bei der BASF in Ludwigshafen zwei Tonnen hoch-
giftiger Herbizide in den Rhein. 

Inzwischen vergeht kaum ein Tag, ohne daß neue 
Meldungen über ausgetretene Gifte, Ölteppiche etc. 
bekanntwerden. Gestern abend verschwand bei 
Bayer, Leverkusen, eine noch unbekannte Menge 
Gift im Rhein. Aber auch die BASF zeigte sich „ver-
antwortungsbewußt" und verschwieg den Behörden 
und der Bevölkerung die Hälfte der Schadstoffmen-
ge. Während die Trinkwasserbrunnen dichtgemacht 
wurden, meldete sich der Präsident des Verbandes 
der Chemischen Industrie zu Wort. 

Er warnte die Politiker ausdrücklich davor, die oh-
nehin sichere Industrie mit zusätzlichen teuren Si-
cherheitsvorkehrungen zu belasten. Die chemische 
Industrie berge eben ein Restrisiko in sich, und das 
Nullrisiko gebe es nicht. 

Gott sei Dank hat Herr Geißler rechtzeitig die 
philosophische Grundlage dieser Ideologie deutlich 
gemacht, als er sagte: 

Wer der Auffassung ist, mit dem Tod sei alles 
zu Ende, der kann halt mit dem sogenannten 
Restrisiko naturgemäß weniger gut leben als 
derjenige, der diese irdische Existenz als eine 
vorläufige und gleichzeitig auf ein ganzheitlich 
unendliches Ziel ausgerichtet begreift. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Blasphemie ist das!) 

Ich denke, das ist Blasphemie. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Zum Wohl der Profite der Chemiegiganten soll 
also die Bevölkerung mit dem Risiko ökologischer 
Katastrophen größten Ausmaßes leben. Und die Bun-
desregierung leistet der chemischen Industrie tatkräf-
tig Schützenhilfe. Sie begleitet ihre erpresserische 
Warnung noch durch vernebelnde Kommentare. 

Mit dem Hinweis auf die Verkettung unglückli-
cher Umstände, mit der Diskussion über Haftungs-
fragen und Alarmpläne wird versucht, von der zen-
tralen Frage abzulenken: Ist die heutige chemische 
Produktion überhaupt verantwortbar? Die öffentli-
che Diskussion über die Risiken der Chemiepro-
duktion und die notwendige Entmachtung der Kon-
zerne soll ganz bewußt vermieden werden. Nichts 
fürchtet die chemische Industrie mehr als die Of-
fenlegung ihrer Produktionsweisen, ihrer Produkte 
und ihrer Abfallstoffe. Und mit den Vertretern die-
ser Industrie glaubt die Bundesregierung freiwillige 
Vereinbarungen treffen zu können. 

Die GRÜNEN verlangen eine umfassende Auf-
klärung der Bevölkerung über die Risiken der Che-
mie. Wenn bekannt ist, in welchem Maß die chemi-
sche Produktion durch die Herstellung, Anwendung 
und Entsorgung ihrer Produkte die Umwelt zerstört 
und in welchem Ausmaß die Gesundheit der Arbei-
ter der chemischen Produktion und die Gesundheit 
der Bevölkerung durch die schleichende Vergiftung 
aller Lebensbereiche gefährdet ist, wird auch klar, 
wie unverzichtbar die Umorientierung der chemi-
schen Produktion hin zu umweltverträglichen Ver-
fahren und Produkten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Fried

-

mann [CDU/CSU]: Aus was ist Ihre Trevi

-

ra-Bluse? — Gegenruf des Abg. Suhr 
[GRÜNE]: Aus Baumwolle!) 
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Frau Hönes 
Diese Umorientierung ist notwendig, um die wei-

tere Produktion krebsauslösender Stoffe zu verhin-
dern, um die gigantische Produktion von Sonder-
müll durch die chemische Industrie zu stoppen — 
sie nämlich ist der Hauptverursacher für diese 
Müllmisere in Hessen, Herr Waigel, nicht der Um-
weltminister Fischer —, 

(Suhr [GRÜNE]: So ist es!) 

um die Ressourcen zu schonen und der Umweltzer-
störung Einhalt zu gebieten. 

Aber auch die Bundesregierung plant Maßnah-
men — wir wollen j a gerecht sein —. Sie möchte 
Umweltminister Wallmann weitere Spitzengesprä-
che mit dem VCI führen lassen. Man sieht die Her-
ren in den Vorstandsetagen förmlich erzittern. Der 
Umweltminister wird also die professionellen Um-
weltvergifter von BASF, Bayer und Hoechst erneut 
zu freiwilligen Vereinbarungen zu überreden versu-
chen. 

Als 1980 die Massenaktionen — — 

(Die  Rednerin blättert — Dr. Müller [CDU/-
CSU]: Die falsche Seite! — Dr. Rose [CDU/-

CSU]: Nur Mut!) 

— Richtig. Das ist unser kleinstes Problem, daß wir 
uns einmal in den Seiten vertun. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Nicht ablesen! Frei 
reden! Dann passiert das nicht!) 

— Sie haben ganz andere Probleme zu lösen. 

Herr Wallmann wird also wieder versuchen, den 
VCI zu freiwilligen Vereinbarungen zu überreden, 
die diese keine müde Mark ihrer Milliardenge-
winne kosten wird. Die nächste Umweltkatastrophe 
ist damit programmiert. 

Dafür richtet sich die ganze Härte der Staats-
macht gegen diejenigen, die gegen die Verseuchung 
und Vergiftung der natürlichen Lebensgrundlagen 
Widerstand leisten. Dies hat in der Bundesrepublik 
Tradition, Herr Waigel. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das sind die 
eigentlichen Gefährder!) 

Gegen rebellierende Studenten schützte sich der 
Staat mit Notstandsgesetzen, gegen Radikale im öf-
fentlichen Dienst mit Berufsverboten. Und als Mitte 
der 70er Jahre die Verfassungsfeinde immer noch 
nicht ausgemerzt waren, wurden sie im Kontext der 
RAF-Morde zum terroristischen Umfeld abgestem-
pelt. Die Geheimdienste wurden massiv ausgebaut. 
Und als um 1980 die Massenaktionen gegen AKWs 
und Raketen stattfanden, bewährten sich diese 
Schutzmaßnahmen. 

Diese Regierung nun erfand das Vermummungs-
verbot gegen den angeblich besonders heimtücki-
schen passiven Terrorismus. Sie erließ Anfang des 
Jahres neue Polizeigesetze, und als der Massenpro-
test gegen die Tschernobyl-Technologie selbst da-
mit nicht zu befrieden war, mußten die allerneue-
sten Antiterrorgesetze her, die schon das Rütteln 
am Bauzaun als Erschütterung der rechtsstaatli-

chen Ordnung oder als terroristischen Akt verur-
teilten. 

Meine Damen und Herren, wenn diese Entwick-
lung und diese Art der Definition weitergehen, wer-
den wir bald ein Volk von Terroristen sein. Das 
kann ich Ihnen garantieren. Selbst Ihr Partei-
freund, Herr Bundeskanzler, der Leiter des Ham-
burger Landesamts für Verfassungsschutz, Chri-
stian Lochte, hat festgestellt — ich zitiere —: 

Unangemessen erscheint die Zusammenfas-
sung so unterschiedlicher Straftaten wie Sach-
beschädigung durch das Werfen eines Kabels 
auf eine Oberleitung der Bundesbahn oder 
mehrfacher Mord. 

Aber nicht einmal dieser sachliche Einwand wird 
von Ihnen zur Kenntnis genommen. Rechtsstaat be-
deutet im vierten Jahr der Wende — und das ent-
spricht genau der Philosophie des Herrn Bundes-
kanzlers —: Freiheit für die Zerstörer von Umwelt 
und Gesundheit der Menschen und rücksichtslose 
Kriminalisierung derer, die sich dagegen wehren. 

Seit Ihrer Amtsübernahme, Herr Bundeskanzler, 
im Herbst 1982 haben Sie als eines der herausra-
genden Ziele Ihrer Regierung immer wieder ge-
nannt: Frieden schaffen mit immer weniger Waffen: 
Das ist die Aufgabe unserer Zeit. — So in Ihrer 
Regierungserklärung am 13. Oktober 1982 und ähn-
lich 1983, als wir in den Bundestag kamen. 

Wie aber sieht die Wirklichkeit aus, meine Da-
men und Herren? Sie haben das Gegenteil gemacht, 
Herr Bundeskanzler: 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sie verstehen 
aber auch gar nichts! Zählen Sie mal, wie

-

viel abgezogen worden ist!) 

Unter Ihrer Regierung ist der Verteidigungshaus-
halt seit 1983 um 5,2 Milliarden DM bzw. 11,3 % auf 
heute 51,3 Milliarden DM gewachsen. Die Rüstungs-
ausgaben insgesamt, also auch die in anderen 
Haushaltstiteln versteckten, sind sogar auf 62,1 Mil-
liarden DM gestiegen. 

Sie haben nicht weniger, Sie haben mehr Waffen 
in unserem Land angesammelt. Wenn ich in der 
Logik Ihrer eigenen Worte bleibe, dann haben Sie 
nicht Frieden geschaffen, sondern die Kriegsgefahr 
erhöht. — Plaudern Sie nicht, Herr Bundeskanzler, 
sondern schenken Sie der Opposition Aufmerksam-
keit. Sie haben es bitter nötig. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Lernen Sie erst 
einmal, bevor Sie was sagen! — Hinsken 
[CDU/CSU]: Seien Sie nicht so frech da 

vorn!) 

Den Frieden in Mitteleuropa unsicherer gemacht 
haben Sie vor allem mit dem von Ihrer Regierung 
zu verantwortenden Beginn der Stationierung von 
Pershing II und Cruise Missiles und Ihrer unbe-
dingten Gefolgschaft gegenüber jedem neuen Rü-
stungsplan und jeder Verhinderung von Abrü-
stungsvereinbarungen durch die Reagan-Regie-
rung. 

In der Debatte zum Stationierungsbeginn der 
atomaren Mittelstreckenraketen in unserem Land 
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Frau Hönes 
haben Sie am 21. November 1983 gesagt — ich 
zitiere —: 

Im November 1981 schlug Präsident Reagan 
vor, daß beide Seiten auf die gesamte Kategorie 
von landgestützten Mittelstreckenraketen grö-
ßerer Reichweite und ihre Abschußvorrichtun-
gen verzichten. Sein Vorschlag ging von der 
ehrlichen Überzeugung aus, daß mit dieser bei-
derseitigen Null-Lösung unseren Sicherheitsin-
teressen ebenso wie denen der Sowjetunion am 
besten gedient sei. Ich bedauere nach wie vor, 
daß sich die Sowjetunion bis heute weigert, die-
sen wegweisenden Vorschlag anzunehmen. 

Die GRÜNEN haben seinerzeit den bedingungslo-
sen Verzicht auf die Stationierung von Pershing II 
und Cruise Missiles verlangt, und wir fordern auch 
weiterhin den bedingungslosen und vollständigen 
Abzug der inzwischen hier stationierten Raketen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber das, was Sie, Herr Bundeskanzler, vor drei 
Jahren als „wegweisenden Vorschlag" bezeichne-
ten, dem sich die Sowjetunion verweigere, ist vom 
neuen KPdSU-Generalsekretär Gorbatschow im Ja-
nuar dieses Jahres, eingebettet in ein noch umfas-
senderes Programm zur Vernichtung aller Atom-
waffen, längst akzeptiert worden. Aber Sie wollen 
das nicht mehr, und Sie haben es wohl auch nie 
gewollt, Herr Bundeskanzler. Was Sie der Sowjet-
union ständig vorwerfen, ist im Grunde nur die all-
tägliche Methode Ihrer sogenannten Friedenspoli-
tik: billige Propagandatricks, die die von Ihnen be-
triebene ungehemmte Aufrüstung verschleiern sol-
len. Mit Ihren flegelhaften und revanchistischen 
Äußerungen in dem bekannten „Newsweek"-Inter-
view haben Sie ein ganzes Land beleidigt, 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Flegelhaft? Uner-
hört!) 

das den Überfall durch den Nazi-Faschismus mit 
über 20 Millionen Opfern bezahlen mußte. Sie ha-
ben damit nur ein weiteres Mal bewiesen, daß es 
neue Hoffnungen auf Entspannung und Friedenssi-
cherung auf unserem Kontinent erst geben wird, 
wenn Ihre Regierung abgewählt ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir hoffen, daß dies am kommenden 25. Januar ge-
schieht. 

Als wir 1983 in den Bundestag einzogen, mußten 
wir zunächst jede Woche hören, daß Grün Episode 
bleibt. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Getäuscht!) 

Seitdem klar ist, daß diese Prognose ebenso falsch 
war wie jene von der sicheren Atom- und der saube-
ren Chemietechnik, werden wir GRÜNE jetzt im-
mer von neuen Schmutzkampagnen überzogen, al-
len voran die Herrn Strauß und Geißler, und auch 
Herr Waigel beteiligt sich inzwischen. Wir ertragen 
das mit Gelassenheit, Herr Waigel; denn wir sind 
sicher, viele Menschen sagen: Wenn ausgerechnet 
Strauß und Geißler und Waigel einen Anlaß sehen, 

die GRÜNEN zu verteufeln, dann muß an dieser 
Partei einfach etwas Gutes sein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist richtig! 
— Lachen bei der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund haben wir natürlich un-
sere Wahlerfolge in Bayern und Hamburg mit Be-
friedigung registriert. 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Dafür kön

-

nen Sie sich bei der SPD bedanken!) 

Gleichwohl wissen wir: Wahlerfolge allein sind 
keine Bestätigung 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

für richtige Politik. Wer das so sieht, der endet bei 
der verräterischen Peinlichkeit, sich schließlich an 
den Wahlerfolgen von Hitlers NSDAP zu messen, 
wie das jüngst Herr Kohl getan hat. Seine Entglei-
sungen sind ein Grund mehr, die Wahlergebnisse 
von Bayern und Hamburg in der Summe als be-
drohlich zu empfinden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das werden wir 
den Wählern mitteilen!) 

weil sie einen weiteren Rechtsruck bedeuten. Wir 
GRÜNEN haben deshalb immer gesagt: Unser zen-
trales Wahlziel ist die Ablösung dieser Wende-Re-
gierung. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein erstaunli

-
ches Demokratie-Verständnis! — Graf 
Huyn [CDU/CSU]: Sie wählen sich ein an-
deres Volk! — Beckmann [FDP]: Wie hal

-

ten Sie es denn mit der Gewalt?) 

Sie ist mit den sozialdemokratischen Einbrüchen in 
Bayern und Hamburg in weite Ferne gerückt. 

Für Herrn Rau war das zugleich das eklatante 
Scheitern seiner Strategie, vor allem die GRÜNEN 
auszugrenzen. Rau hat so lange die Mär von der 
Mehrheit gepredigt, bis die Wählerinnen und Wäh-
ler vernehmlich Amen gesagt haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Rau, die Abwahl dieser Bundesregierung, 
um den § 116 wieder zu kippen, um die Atomraketen 
wieder herauszuschaffen, um den atomaren Aus-
stieg sofort zu vollziehen, um schließlich der Bevöl-
kerung diesen Nazivergleichskanzler zu ersparen, 
das alles ist zu wichtig, um es unter dem Geschwätz 
von der absoluten SPD-Mehrheit zu begraben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Da haben Sie ausnahmsweise 

recht: daß das Geschwätz ist!) 

Wer von Frieden und Ökologie redet, aber gegen die 
real existierende Friedens- und Ökologiebewegung 
handelt, muß scheitern. Was dann am Ende steht, 
wird derzeit von der SPD in Hamburg vorgeführt: 
Dort führte der Weg von der Ausgrenzung der 
Atomgegner — Stichwort: Hamburger Kessel — 
über die katastrophale Wahlschlappe direkt in die 
Arme von Herrn Perschau und der CDU. 
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Frau Hönes 
Wir GRÜNEN stellen also ohne Triumph fest, daß 

das Ziel „Weg mit der CDU-Regierung" nur noch 
von uns zum Wahlkampfthema gemacht wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Armes Deutsch-
land!) 

Das ist keine gute Ausgangslage, aber eine große 
Herausforderung für uns, die wir in den kommen-
den Wochen für eine grundlegend andere Politik 
Wahlkampf machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Graf Huyn 
[CDU/CSU]: Für die absolute Mehrheit der 

GRÜNEN!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wenn man Zukunft gewinnen will — 
und das ist sicher die wichtigste Aufgabe von Poli-
tik —, dann muß man Probleme nicht nur beschrei-
ben, sondern auch versuchen, sie zu lösen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer bei den Problemen der modernen Welt, bei dem 
Bericht des Clubs von Rom stehen bleibt, wer vor 
allen Dingen auch die Einstellung, die dieser Be-
richt atmete, heute noch für richtig hält, der wird 
kein Problem der modernen Welt lösen können und 
wird deswegen nicht Zukunft gewinnen. Die Reden 
der beiden Vertreter der rot-grünen Opposition 
heute morgen zeigen das j a auch sehr deutlich. 

(Dr. Scheer [SPD]: Was soll denn das Rot-
Grüne hier?) 

Die beiden Vertreter der rot-grünen Opposition die 
heute morgen gesprochen haben, gehen nämlich 
von einem Denken aus, das an Tatsachen schlicht 
vorbeigeht. Wir haben im wirtschaftlichen Auf-
schwung Fakten geschaffen, an denen niemand vor-
beigehen kann, der offenen Auges betrachtet, wie 
die Situation aussieht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Scheer [SPD]: Sie haben sogar die Öl-

preise gesenkt!) 

Wir haben eine Preisstabilität wie seit 1953 nicht 
mehr. Wir haben einen Außenhandelsbilanzüber-
schuß, der so groß geworden ist, daß er Gegenstand 
der Kritik auch unserer Handelspartner wird. 

(Suhr [GRÜNE]: Zu Recht!) 

Wir haben ein Wirtschaftswachstum, das sicher nie 
die Raten von Amerika mit 5 %, 6 % erreicht hat, das 
aber jetzt im vierten Jahr mit Raten zwischen 2 und 
3 % eine gute Basis bietet, um weiter fortgesetzt zu 
werden. 

Auch am Arbeitsmarkt — das geht aus diesen 
Reden leider nicht hervor; damit beschäftigt man 
sich auf der Seite der grün-roten Opposition zu we-
nig — wird dieser Aufschwung bemerkt. Wir haben 
in diesem Jahr wie im vergangenen Jahr neue Ar-
beitsplätze geschaffen. Das wird bis Ende des Jah-
res etwa 600 000 neue Arbeitsplätze bedeuten. Das 
sind nicht nur 600 000 neue Arbeitsplätze mehr, son-
dern es sind Arbeitsplätze, die, mehr noch, als diese 

Zahl aussagt, weggefallene Arbeitsplätze ersetzt ha-
ben. Wir haben im vergangenen Jahr allein in der 
Wohnungsindustrie 100 000 Arbeitsplätze verloren, 
die wir zum Teil wieder ausgeglichen haben. Aber 
darüber hinaus sind in den Branchen, die Zukunft 
haben, neue Arbeitsplätze geschaffen. Das hat uns 
diesen Saldo möglich gemacht. 

(Suhr [GRÜNE]: Die FDP hat keine Zu

-

kunft!) 

Dies muß man zunächst einmal als die Vorausset-
zung akzeptieren, von der man auszugehen hat, 
wenn man diese Politik fortschreiben, aber auch, 
wenn man sie ändern will. 

Wie weit entfernt insbesondere Herr Vogel von 
der Realität ist, zeigt ja sein Zitat zu dem Verkauf 
der Neuen Heimat. Ich habe gedacht, Herr Vogel, 
zur Neuen Heimat könne einem eigentlich nichts 
Neues mehr einfallen; denn selbst wenn man als 
größter Kritiker der Gewerkschaften sagen muß, 
daß man sie nicht damit identifizieren kann und 
soll, kann man natürlich nicht diesen unsäglichen 
Verkauf und Rückkauf und die Rolle, die Herr Lap-
pas dabei gespielt hat, der als ein quasi Märtyrer 
eines fast schon diktatorisch zu nennenden Sy-
stems bejubelt wurde, als „ein nicht leicht verständ-
liches Zwischenspiel" bezeichnen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/

-

CSU) 

Herr Vogel, damit zeigen Sie, wie weit Sie in Ihrer 
politischen Einschätzung solcher unglaublichen 
Vorgänge Ihre parteipolitische Brille aufsetzen. 
Wer das tut, kann allerdings solche Konflikte und 
Probleme nicht bewältigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Schätzen Sie einmal lie

-

ber den Kronzeugen ein!) 

Deshalb ist Zukunft zu gewinnen zunächst ein-
mal Aufgabe einer vernünftigen Wirtschaftspolitik. 
Das, was wir bei diesen Erfolgen geleistet haben, 
läßt sich nun in der Tat mit dem einen Wort Markt-
wirtschaft beschreiben. Daß Sie auch das noch nicht 
verstanden haben, zeigen nicht nur Ihre eigenen 
programmatischen Vorschläge, sondern das zeigt 
auch die Bewertung der Ölpreise, die Sie so leicht 
hingestreut haben. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Dick und Doof in 
einer Person!) 

Natürlich wird sich niemand einbilden, daß die 
Bundesregierung die Ölpreise allein nach unten ge-
bracht hat. Aber daß zwei ganz entscheidende Mo-
mente dabei eine Rolle gespielt haben, wo Sie an-
dere Vorschläge gemacht haben, haben Sie natür-
lich völlig vergessen. 

(Berger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Zum Zeitpunkt, als die beiden ersten Preisschübe 
stattfanden, als meine Kollegen Friderichs und 
Graf Lambsdorff mit Ihnen diese Situation zu be-
wältigen hatten, waren Sie der Meinung, daß die so 
gestiegenen Preise weder vom privaten noch vom 
industriellen Verbraucher zu ertragen seien. Sie ha-
ben dafür plädiert, daß man diese Preise herunter- 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
subventionieren sollte. Gott sei Dank haben beide, 
die die marktwirtschaftlichen Prinzipien vertreten, 
damals schon, wie heute die ganze Regierung, das 
abgelehnt. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Auf diese Weise ist es möglich geworden, daß der 
gestiegene Energiepreis beim Verbraucher zum 
Sparen, beim industriellen Verbraucher zur Ent-
wicklung energiesparender Produktionsverfahren 
und energiesparender Motoren geführt hat, also 
von Produkten, die wir selber nachher verkaufen 
konnten. Das, meine Damen und Herren, zusam-
men mit der erfolgreichen Suche nach neuen Erdöl-
quellen hat einen Käufermarkt geschaffen, der den 
Druck des Preiskartells der OPEC zum Einsturz ge-
bracht hat. Das ist Marktwirtschaft; das ist ange-
wandte Marktwirtschaft. Aber daß Sie das nicht be-
greifen, das wundert ja inzwischen niemanden 
me hr.  

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn diese Politik fortgesetzt werden soll, meine 
Damen und Herren — und wir wollen sie fortset-
zen —, dann muß man wissen, daß die zukünftige 
Entwicklung der Bedingungen, unter denen wir die 
Politik machen, mehr und Neues, mehr Phantasie 
und mehr Mut von uns verlangen werden. Da muß 
ich beklagen, daß Sie zusammen mit den Gewerk-
schaften diese Einstellung zur Zukunft noch nicht 
gefunden haben. Denn, meine Damen und Herren, 
man kann sehr viel mehr zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit tun, wenn man sich einmal über die 
Ursachen der Arbeitslosigkeit vorurteilsfrei verge-
wissert. Ich sage es nicht, um Arbeitslose zu be-
schimpfen, deren schlimmes menschliches Schick-
sal wir alle hier sicher richtig einschätzen können, 
sondern ich sage es, weil da eines der Hauptpro-
bleme der Arbeitslosigkeit liegt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Wieso?) 

Die Tatsache, daß über die Hälfte der Arbeitslo-
sen, über eine Million, keinen Hauptschulabschluß 
oder keine abgeschlossene Berufsausbildung hat, 
ist das größte und wichtigste Hemmnis, heutzutage 
einen der Arbeitsplätze besetzen zu können, die 
neue und größere Anforderungen stellen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Wie ist das mit den arbeitslosen Akademi-

kern?) 

Die Tatsache, daß man in der Vergangenheit so 
getan hat und zum Teil, insbesondere bei den GRÜ-
NEN heute noch so tut, als ob Leistung nicht erfor-
derlich sei, als ob einem Zukunft geschenkt werden 
könnte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei den GRÜ-
NEN ist das auch so!) 

als ob Zukunft nicht durch Leistung errungen wer-
den muß, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Die Zukunft 
kommt automatisch!) 

ist ein Weg zu neuer Arbeitslosigkeit bei vielen jun-
gen Menschen, die Ihnen fälschlicherweise vertrau-
en. Denn wer heute auf eine Ausbildung verzichtet, 
der legt den Grundstein für seine persönliche Ar-
beitslosigkeit in der Zukunft seines Arbeitslebens. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Was heißt 
denn verzichten, wenn die Leute keinen 
Lehrplatz kriegen? — Ströbele [GRÜNE]: 

Zyniker!) 

Deswegen muß man alles tun, um den Begriff der 
Leistung wieder zu dem zu machen, was er früher 
einmal war. Wer etwas geleistet hat, meine Damen 
und Herren, der tat das j a nicht aus Ellbogentum 
und Profitsucht, sondern er tat es, weil er in der Lei-
stung eine persönliche Lebenserfüllung fand. Daß 
Sie aber so tun, als ob Leistung sozialschädlich ist, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ihre Leistung ja!) 

das ist der eigentliche Grund für die Verzweiflung 
vieler junger Menschen heute. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die übergroße Arbeitslosigkeit der weniger Qua-
lifizierten hat natürlich auch etwas damit zu tun, 
daß man bei den Tarifverhandlungen eben nicht 
auf Unterschiede in der Leistung Rücksicht genom-
men hat, daß man immer wieder über Sockelbe-
träge und überproportionale Steigerungen unterer 
Lohngruppen sowohl den Leistungsanreiz beseitigt 
hat als auch einen Anreiz geschaffen hat, gerade 
bei diesen Tätigkeiten durch Rationalisierung Ar-
beitsplätze zu beseitigen. Wenn wir heute so viele 
Arbeitslose haben, die weniger Qualifikation haben, 
dann liegt das mit an dieser Politik, meine Damen 
und Herren. Das sollten sich auch einmal die Ge-
werkschaften überlegen, wenn sie die Arbeitslosig-
keit beklagen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie verkörpern 
Dick und Doof in einer Person! Das ist Ihre 

einzige Leistung!) 

Nun sagen Sie, sagt der Herr Vogel: Wir werden 
uns bemühen, daß die SPD nicht in eine Ecke ge-
drängt wird. Ja, meine Damen und Herren, wer will 
Sie denn in eine Ecke drängen? Sie haben sich doch 
selber da hineinmanövriert. Was ist denn das für 
eine Wahlkampfstrategie, die angefangen hat, die 
absolute Mehrheit als Ziel zu proklamieren, 

(Dr. Scheer [SPD]: Ihnen wird es gehen wie 
bei der Europawahl!) 

dann hinunterging zu einer einfachen Mehrheit, 
dann zu einer eigenen Mehrheit? Und jetzt enden 
Sie dabei, daß Sie als Wahlziel proklamieren, Sie 
wollen sich nicht in eine Ecke drängen lassen. Also, 
viel Spaß dabei! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden jedenfalls in diesem Bereich der 
Wirtschaftspolitik den Versuch fortsetzen, den wir 
schon mit Erfolg begonnen haben, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie haben 
doch schon mal eine Wahl verloren!) 

nämlich für Menschen die Möglichkeit zu eröffnen, 
mit Optimismus eine Zukunft zu begreifen, die sie 
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ja haben, und zwar nicht nur trotz der Probleme, die 
heute bestehen, sondern wegen der Probleme. In 
jedem Problem steckt auch die Möglichkeit einer 
Lösung. Jedes Risiko ist zugleich eine Chance, aller-
dings nur dann, wenn man sie mit Optimismus er-
greift. Da verstehe ich nun überhaupt nicht Ihre 
Angriffe auf die Regierung und die Regierungspar-
teien, wenn wir sagen: Optimismus ist die erste Vor-
aussetzung dafür, daß jemand sein Problem lösen 
kann. Ja, wenn ich mich defätistisch verhalte, wenn 
ich wie das Kaninchen auf die Schlange auf die vie-
len modernen Probleme starre, j a, dann werde ich 
natürlich überhaupt keine Probleme lösen können. 
Deswegen erleben Sie ja auch, daß in der jungen 
Generation der Glaube an sozialistische Experi-
mente und die Möglichkeit, mit Sozialismus Pro-
bleme zu lösen, immer mehr schwindet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die deutsche rot-grüne Opposition ist die einzi-
ge — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Scheer [SPD]) 

— Ja, Sie haben recht, was soll das ,,rot-grün"? Rot 
kann man eigentlich auch streichen, und man kann 
sagen: die deutsche grüne Opposition; denn das ist 
die einzige Opposition, die wir hier haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da hat der Herr Vogel ja schon recht, wenn er seine 
staatsmännischen Ausführungen macht und sagt, 
es sei auch Aufgabe der Regierungsfraktionen, die 
Regierung zu kritisieren. Ich habe dem aufmerk-
sam zugehört. Ja, wenn die rote Opposition so 
schlecht ist, dann müssen wir in der Tat auch noch 
die Regierung kritisieren, weil es ja sonst niemand 
tut. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU 
— Dr. Scheer [SPD]: Dafür sind Sie der 

Kronzeuge!) 

Meine Damen und Herren, die grüne Opposition ist 
die einzige Parteigruppierung, die ihren Zweifel an 
der Marktwirtschaft noch aufrechterhält, obwohl in 
der ganzen Welt selbst Länder, die ein nicht markt-
wirtschaftliches System zum politischen Gütezei-
chen machen wollten, inzwischen dazu übergegan-
gen sind, marktwirtschaftliche Elemente einzufüh-
ren, übrigens mit großem Erfolg. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Elemente!) 

Die Einführung des Marktes in China bei landwirt-
schaftlichen Produkten hat der Landwirtschaft Auf-
trieb gegeben, hat dem Verbraucher geholfen, hat 
der Wirtschaft insgesamt geholfen. Überall auf der 
Welt, meine Damen und Herren, wendet man 
marktwirtschaftliche Rezepte mit großem Erfolg 
an, wie wir es auch tun. Ausgerechnet unsere Oppo-
sition allein will davon Abstand nehmen. Das halte 
ich nicht für ein Zukunftskonzept. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dasselbe gilt auch für die außenpolitischen Emp-
fehlungen, die Sie hier gegeben und noch einmal 
wiederholt haben. 

(Ströble [GRÜNE]: Von Herrn Rogers oder 
von wem?) 

Wir haben ja sehr genau beobachtet, wie sich die 
Positionen der SPD dazu verändert haben. Es ist 
durchaus lohnend, einmal in die Geschichte der 
Bundesrepublik zu schauen und festzustellen, wann 
die SPD eine Chance hatte, deutsche Politik gestal-
tend mitzubestimmen. Sie hatte die Chance nicht 
nach dem Zweiten Weltkrieg, denn damals hat sie 
— wie die KPD, die es noch gab — in zwei funda-
mentalen Fragen deutscher Politik einen Stand-
punkt vertreten, der nicht zur praktischen Politik 
geeignet war, und das war im Bereich der Markt-
wirtschaftspolitik wie auch im Bereich der Sicher-
heitspolitik. Die SPD von damals lehnte das Atlan-
tische Bündnis ab, und erst als der Parteitag von 
Godesberg, den Sie weit hinter sich gelassen haben, 
an den Sie sich nicht einmal mehr erinnern, eine 
Möglichkeit bot — auch für die SPD —, mit dem 
marktwirtschaftlichen System zu arbeiten, und erst 
als Herbert Wehner hier im Bundestag — nicht auf 
einem Parteitag — ein Bekenntnis zum Atlanti-
schen Bündnis auch für die SPD ablegte, war die 
SPD in der Lage, deutsche Politik gestaltend mitzu-
bestimmen. Seitdem sie sich in beiden Fragen wie-
der von diesen Positionen entfernt hat, nämlich so-
wohl von der Position des Parteitages in Godesberg, 
was die Marktwirtschaft angeht, als auch von den 
sicherheitspolitischen Positionen, die Wehner im 
Bundestag begründet hat, von dem Augenblick an 
hat sich die SPD von der Gestaltung deutscher Poli-
tik verabschiedet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie werden das auch noch erkennen. Allerdings 
werden Sie die Zeit 

(Zuruf von der CDU/CSU: Viel länger!) 

brauchen, die Herbert Wehner Ihnen dafür zuge-
messen hat. Vorher wird es nicht gehen. 

Sehen wir uns einmal die Reaktionen an, auch zu 
den Fragen, die wir hier gemeinsam entschieden 
haben. Nehmen wir doch mal SDI und die Verein-
barung, die wir mit den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika dazu geschlossen haben. Herr Vogel 
wird nicht müde, diese Vereinbarung als einen fehl-
geschlagenen Versuch zu zitieren, möglichst viele 
Aufträge für die deutsche Industrie hereinzuholen. 
Er hat überhaupt nicht zur Kenntnis genommen, 
mit welchem Auftrag das Kabinett mich in diese 
Verhandlungen schickte und daß das Ergebnis 
nicht nur diesem Auftrag entsprach, sondern über-
haupt keine Bemühung darstellte, Aufträge für die 
deutsche Industrie hereinzuholen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben wir doch dau

-

ernd gehört! Das haben Sie doch erzählt!) 

— Herr Vogel, nun nehmen Sie doch mal — — 

(Abg. Gansel [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Irgendwann 
muß ich dazwischenkommen. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein, ich möchte dem guten Beispiel meiner Vor-
redner folgen, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Gilt das für Ihre ganze 
Rede? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Wenn die Herren da-
von Kenntnis nehmen würden. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Vogel, wenn Sie den Kabinettsbeschluß wenig-
stens mal gelesen hätten, dann hätten Sie eine 
sachliche Grundlage, und von der aus könnten Sie 
dann versuchen, zu überlegen, was Sie an der Re-
gierung kritisieren wollen. Da Sie dann aber nichts 
finden, was Sie kritisieren können, lesen Sie solche 
Kabinettsbeschlüsse gar nicht, um möglichst unge-
hindert alles in Bausch und Bogen zu kritisieren, 
was die Regierung macht. Auch das ist falsche Op-
position, weil sie nämlich überhaupt nicht in der 
Lage ist, Punkte zu erkennen, die man vielleicht 
kritisieren könnte. 
In dem Beschluß — ich zitiere noch einmal, damit 

Sie endlich einmal die Möglichkeit haben, davon 
Kenntnis zu nehmen — steht drin: Erstens. Die 
Bundesrepublik beteiligt sich nicht am SDI-Pro-
gramm und stellt dafür auch keine Haushaltsmittel 
zur Verfügung. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 
— Ihre Reaktion zeigt, daß Ihnen das ganz neu ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was hat Weinberger ge-
sagt?) 

Der Oppositionsführer hat keine Ahnung von die-
sem Beschluß des Kabinetts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: So ein Knallfrosch! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Keine Ahnung! 
Zweitens. Es steht nicht in dem Kabinettsbe-

schluß, daß die Bundesregierung — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Das war keine Vereinba-
rung? Sie waren gar nicht dort? Wo waren 

Sie denn?) 

— Also, ich muß schon sagen: Ich habe gedacht, 
Herr Vogel, das, was Sie heute morgen in Ihrer 
Rede gesagt haben, ließe sich nicht mehr übertref-
fen. Aber mit Ihren Zwischenrufen übertreffen Sie 
auch das noch. 

(Dr. Vogel [SPD]: Bleiben Sie ganz ruhig!) 
Also, wir haben gesagt: Wir wollen keine bestimmte 
Auftragshöhe für deutsche Firmen erreichen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Was wollen Sie denn?) 
sondern wir wollen lediglich die Bedingungen, 
wenn sich deutsche Firmen beteiligen wollen, so 

fair gestalten, daß sie das tun können. Das haben 
wir erreicht, und zwar in allen Punkten, die wir uns 
vorgenommen haben. Deswegen ist diese Meinung, 
die Sie hier vortragen, ohne jeden Hintergrund, 
ohne jeden Gegenstand. Sie kritisieren einfach in 
der Luft herum, weil Ihnen nichts Besseres ein-
fällt. 

Aber, meine Damen und Herren, es ist auch 
schwer, gegen eine erfolgreiche Regierung Opposi-
tion zu machen. 

(Zuruf von der SPD: Mit Ihnen!) 

Das eigentliche Dilemma der Opposition ist, daß wir 
so erfolgreich sind. Das läßt sie natürlich nicht ru-
hen. Daß sie sich nun immer mehr in eine ausweg-
lose Lage hineinmanöviert, gibt dieser Debatte so 
wenig Sinn und so wenig Verstand. Wenn man sich 
das einmal anhört, was Sie heute morgen hier vor-
getragen haben, Herr Vogel, dann muß man sagen: 
Um Zukunft ist es Ihnen weiß Gott nicht gegangen. 
Dabei gibt es in dieser Regierungsarbeit Ansätze, 
die uns in der Zukunft weiterhelfen werden, auch 
und gerade das Steuersystem. 

(Dr. Vogel [SPD]: Appeasement! — Frau 
Dr. Timm [SPD]: Weiter so!) 

— Ja, weiter so. Natürlich, wir werden in den steu-
erlichen Rahmenbedingungen die Bedingungen so 
setzen, daß die Menschen, die Bürger in unserer 
Gesellschaft, endlich einmal von dem Geld, was sie 
verdienen, etwas haben und ihnen nicht dauernd 
von den Steuern alles weggenommen wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

In Ihrem eigenen Vorschlag gehen Sie bei der 
Aufhebung der Progressionszone bis zu dem Jah-
resverdienst von 40 000 DM, und dann hören Sie 
auf. Dann bleibt alles so, wie es ist. Das heißt: Jeder, 
der eine Mark zusätzlich verdient, muß wie bisher 
auch — und das wollen wir ändern — 80 Pf ein-
schließlich der Sozialabgaben abliefern und behält 
dann 20 Pf. Das nennen Sie sozial, und das nennen 
Sie gerecht. 

Gerecht ist das, was wir uns gemeinsam vorge-
nommen haben und was die FDP vor über einem 
Jahr als einen in sich geschlossenen Vorschlag vor-
gelegt hat. Ich muß das hier einmal erwähnen, Herr 
Bundeskanzler. Sie werden verstehen, daß diese 
Koalition von uns begrüßt, getragen und weiter ge-
tragen werden wird, 

(Zuruf von der SPD: Bis zum Umfallen!) 

aber daß wir der Überzeugung sind: Ohne uns wird 
das nicht gehen, es wird nicht so gut gehen, wie wir 
es jetzt gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen darf ich darauf aufmerksam machen, 
daß wir vor über einem Jahr den Vorschlag unter-
breitet haben, 

(Zuruf von der SPD: Was ist damit pas

-

siert?) 

das Steuersystem von der Struktur her zu ändern, 
und zwar so, daß zunächst einmal ein Existenzmi- 



19308 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. November 1986 

Bundesminister Dr. Bangemann 
nimum überhaupt nicht mehr besteuert wird. Denn 
es ist natürlich ein widersinniger Zustand, daß ein 
Ehepaar, das Sozialhilfe bezieht, eine staatliche Lei-
stung erhält, auf die es natürlich keine Abgaben zu 
zahlen hat, aber dasselbe Ehepaar, wenn es in der-
selben Höhe etwas verdient, dafür Einkommen-
oder Lohnsteuer zahlen muß. Das ist unsinnig. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Deswegen darf das Existenzminimum nicht mehr 
besteuert werden. 

Dann, meine Damen und Herren, muß der Steu-
ersatz linear ansteigen und nicht progressiv wie 
heute. Denn dieses progressive Ansteigen bringt die 
hohen Grenzsteuerbelastungen mit, unter denen 
alle Menschen, gerade auch die normal Verdienen-
den, stöhnen und denen sie auszuweichen versu-
chen. Das ist nämlich der eigentliche Grund für die 
Schwarzarbeit. Schwarzarbeit kann man nur be-
kämpfen, wenn man diese hohe Grenzsteuerbela-
stung herunterdrückt. Dann wird auch das Hand-
werk wieder mehr normale Aufträge erledigen kön-
nen. 

Dann muß auch der Spitzensteuersatz gesenkt 
werden; denn wenn man das nicht tut, verläuft 
diese Linie des Anstiegs zu steil und wird genauso 
hohe Steuerbelastungen im mittleren und im obe-
ren Bereich mit sich führen wie heute. Deswegen 
glauben wir, daß man ihn senken muß. 

Meine Damen und Herren, ich glaube auch, daß 
man die Gewerbesteuer abzuschaffen hat, 

(Dr. Vogel [SPD]: O, das hören aber die 
Kommunalpolitiker gern!) 

insbesondere die Gewerbekapitalsteuer, die er-
tragsunabhängig vom Betriebskapital erhoben 
wird. Da unterscheiden wir uns fundamental von 
der SPD, 

(Reuschenbach [SPD]: Und von Herrn 
Kohl!) 

die ein Wort gewählt hat, das j a ihr ganzes Di-
lemma zeigt. Sie spricht von einer „Revitalisierung" 
der Gewerbesteuer. Meine Damen und Herren, was 
heißt das denn? Revitalisierung der Gewerbesteuer 
heißt: höhere Gewerbesteuer, Gewerbesteuer für 
alle. Alle sollen Gewerbesteuer zahlen, 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

die Bürger sollen höher belastet werden. 

(Dr. Scheer [SPD]: Falsch!) 

Das nennt die SPD „Revitalisierung einer Steuer"! 
Das ist eine Steuerpolitik, die man wirklich als un-
sozial bezeichnen muß. 

(Dr. Scheer [SPD]: Falsch! Schon wieder 
nicht verstanden!) 

Die Abschaffung der Gewerbesteuer läßt sich 
auch durchaus finanzieren, denn es gibt Möglich-
keiten einer gemeindefreundlichen Alternativfinan-
zierung. Diese Finanzierung kann man durchset-
zen, wenn man sich darüber einig ist. 

Gegenüber solchen Steuerreformen verschwindet 
alles, was bisher zusätzlich an Maßnahmen vorge-
schlagen worden ist, auch die berühmte steuerstun-
dende Investitionsrücklage, die Sie nun auch auf 
Ihr Panier geschrieben haben. Diese Rücklage 
brächte an Vermögenseffekt ein Zwanzigstel des-
sen, was die Steuerstrukturreform bringen würde, 
ein Zwanzigstel! Das heißt, mit der Steuerstruktur-
reform wird in der Tat dem kleinen und dem mittle-
ren Betrieb, auch und insbesondere dem Hand-
werksbetrieb, ein Vermögensvorteil eingeräumt, 
der zwanzigmal höher ist als bei der steuerstunden-
den Investitionsrücklage. 

Übrigens würden damit auch die Nachteile der 
steuerstundenden Investitionsrücklage vermieden. 
Mit Recht beklagen sich j a Handwerksbetriebe 
über den großen Aufwand an Arbeit, den sie haben, 
um statistische und andere Anforderungen zu erfül-
len. All das kann man sich mit einer Strukturre-
form sparen, und man hat dann auch kein Instru-
ment der Investitionslenkung. Wir machen gemein-
sam die große Steuerstrukturreform und leisten da-
mit Erhebliches für das Handwerk und für den klei-
nen oder mittleren Betrieb. 

(Reuschenbach [SPD]: Sie können ja beim 
Weihnachtsgeld schon mal anfangen!) 

Daß wir, um diese Steuerstrukturreform zu finan-
zieren, ernsthaft an den Subventionsabbau heran 
müssen, begrüßen meine Fraktion und meine Par-
tei ausdrücklich. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Scheer [SPD]: 
Machen Sie doch einmal was!) 

Denn Subventionen sind in mehrfacher Hinsicht 
schädlich für die wirtschaftliche Entwicklung, ins-
besondere für kleine und mittlere Betriebe. 

(Reuschenbach [SPD]: Was kostet der Air

-

bus? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ja, ich möchte dann von Ihnen wirklich einmal 
hören, wo Sie Subventionen streichen wollen! 

(Reuschenbach [SPD]: Sie sind doch Mini

-

ster! — Dr. Vogel [SPD]: Wer regiert denn 
hier? Ich dächte, Sie seien Minister!) 

Meine Damen und Herren, wenn wir die Investi-
tionszulage im Steinkohlenbergbau auslaufen las-
sen, weil wir über den Zuschuß bei der Kokskohle 
ungeheure Beträge zugunsten der deutschen Stein-
kohle aufbringen, dann sagen Sie: Das läßt sich 
nicht streichen. Sie sind gegen die Streichung einer 
Subvention, kritisieren aber im selben Augenblick 
die Bundesregierung, weil sie angeblich keine Sub-
ventionen streicht. 

(Reuschenbach [SPD]: Was kostet denn der 
Airbus?) 

Ihre Politik ist in sich so widersprüchlich, daß es 
sich eigentlich nicht lohnt, darauf einzugehen. 

Deswegen möchte ich jetzt sagen, welche Gefah-
ren durch eine Subventionspolitik entstehen: Wir 
haben zunächst einmal eine steuerliche Belastung. 
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Jeder Steuerzahler muß das Geld aufbringen, das 
für Subventionen ausgegeben wird. 

(Reuschenbach [SPD]: Jetzt weiß ich im-
mer noch nicht, was der Airbus kostet!) 

Subventionen sind eine Wettbewerbsverfälschung, 
denn die kleinen Betriebe werden in der Regel 
keine Subventionen erhalten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wer ist denn 
für Subventionen verantwortlich?) 

Ich habe es noch nicht erlebt, daß der Ministerprä-
sident eines Bundeslandes — auch nicht der Mini-
sterpräsident des Saarlandes — hier in Bonn vorge-
sprochen hat, um einem kleinen Handwerksbetrieb 
mit zwölf Arbeitnehmern zu helfen. Meine Damen 
und Herren, er hilft nur den großen Betrieben, 

(Zuruf von der SPD: Der Bangemann!) 

und zwar mit neuen Subventionen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen glaube ich nicht, daß Subventionen, 
wenn man sie auf die Dauer beibehält, für den klei-
nen und mittleren Betrieb, für den Handwerksbe-
trieb ein Vorteil sind. Das Gegenteil ist der Fall. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Mein Gott! 
Scheinheilig!) 

Das gilt auch für Steuersubventionen. Meine Da-
men und Herren, wir haben mit dem Unsinn aufge-
hört, daß Gesellschafteranteile unbegrenzt zu Ab-
schreibungen und zu Zuschreibungen von Betriebs-
verlusten bei Schiffen benutzt werden können. Das 
ist von dieser Regierung beendet worden; wir haben 
das durchgesetzt und haben damit einen ganz ent-
schiedenen Beitrag auch zur Steuergerechtigkeit 
geleistet. Denn was ist die Wahrheit dieses über-
kommenen Steuersystems? Die Wahrheit ist: Wir 
haben zwar hohe Sätze, aber viele Ausnahmen, die 
die tatsächliche Steuerbelastung derjenigen, die ei-
gentlich in den Spitzensteuersätzen liegen müßten, 
senken. Deswegen ist es gerechter und besser, die-
ses System mit hohen Sätzen und vielen Ausnah-
men zu ersetzen durch ein System mit niedrigen 
Steuersätzen und wenigen Ausnahmen. Das ist das 
Prinzip dieser Reform. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sollten auch wis-
sen, daß diese Zukunft nur gewonnen werden kann, 
wenn wir ein vorurteilsfreies Verhältnis zur Tech-
nologie gewinnen. Wenn die Technologie, wie das 
die rot-grüne Opposition tut, 

(Zuruf von der SPD: Was heißt rot-grüne 
Opposition?) 

so verteufelt wird, daß die Menschen das Gefühl 
bekommen, Technologie bedeutet job killing — — 

(Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Was ist das? Wie 
heißt das auf Deutsch?) 

— Technologie heißt, daß ich meinen Arbeitsplatz 
verliere, muß ich dem außenpolitischen Sprecher 
der SPD erklären, der das Wort job killing nicht ver-
standen hat. 

Meine Damen und Herren, wer moderne Techno-
logie ablehnt, gefährdet nicht nur Arbeitsplätze, die 
bereits bestehen, der wird auch keine neuen Ar-
beitsplätze schaffen können. Diese Technologie-
feindlichkeit ist es, die einem Hochlohnland wie der 
Bundsrepublik, das zu einem Drittel seines Brutto-
sozialprodukts auf den Export angewiesen ist, den 
Garaus machen wird. Entweder führt sie dazu, daß 
wir die hohen Löhne nicht mehr aufrechterhalten 
können, oder sie führt zu noch mehr Arbeitslosig-
keit. In allen Branchen, in denen die moderne Tech-
nologie eingesetzt worden ist, sind nicht nur die 
bestehenden Arbeitsplätze sicherer geworden, son-
dern es sind auch neue geschaffen worden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das gilt für den Maschinenbau wie den Fahrzeug-
bau. Das gilt insbesondere auch für die Druckindu-
strie, wo die Einführung des Lichtsatzes als Beginn 
der Unmenschlichkeit am Arbeitsplatz bejammert 
worden ist. 

Viele moderne Technologien werden nicht nur 
ein Beitrag zur Humanisierung der Arbeitswelt 
sein, sondern auch ein Beitrag zur Bekämpfung von 
Umweltschäden. Wenn wir auf moderne Technolo-
gie verzichten, verzichten wir auf den wirksamen 
zukünftigen Schutz unserer Umwelt. Das Umwelt 
nur geschützt werden kann — und sie muß ge-
schützt werden —, wenn wir diese Zukunftsaspekte 
erhalten, das ist nun inzwischen wohl jedem klar 
geworden. Hier gibt es einen unmittelbaren Zusam-
menhang zwischen Fortschritt, zwischen Technik 
und Zukunft. 

Wir leben heute in einem Zeitalter, in dem die 
Beurteilung der Technik aus dem historischen Irr-
tum stammt — jedenfalls bei einem Teil unserer 
Öffentlichkeit und dieses Hauses —, als sei Tech-
nik, als sei technische Entwicklung eine Abirrung 
von einem menschlichen Weg, als ob der Mensch 
von Natur aus und ohne Technik moralisch besser, 
gesünder und wertvoller sei. Das ist der Gedanke 
von Rousseau, der in diese Debatte eingeführt wor-
den ist. Diesen Gedanken haben die rot-grünen Op-
positionellen noch immer nicht verarbeitet. 

(Zurufe von der SPD) 

In Wahrheit, meine Damen und Herren, ist die 
Technik eine Möglichkeit des Menschen, seine Pro-
bleme zu überwinden, 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sie schaffen 
neue Probleme!) 

seine Fähigkeiten zu erweitern und insgesamt 
seine Möglichkeiten auch für die Zukunft zu erhal-
ten. Technikfeindlichkeit wird Zukunft unmöglich 
machen. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat die denn?) 

Weil wir das nicht zulassen werden und wollen, 
meine Damen und Herren, werden wir uns an die 
Aufgabe machen, nach den vier Jahren, in denen 
wir die Grundlagen für die Zukunft gelegt haben, 
diese Zukunft sicherer zu machen. 

(Beifall bei der FDP) 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
Das ist der Grund, warum meine Partei und meine 
Fraktion so klar für die Fortsetzung dieser Koali-
tion eintritt. 

(Lachen bei der SPD) 

Wir haben eine Möglichkeit, diese Zukunft gemein-
sam für unsere Bürger aufzubauen und zu sichern. 
Diese Möglichkeit gewinnen wir in dieser Koalition. 
Das ist die Verantwortung, die alle Parteien, die an 
dieser Koalition mitarbeiten, tragen. Wir werden 
diese Verantwortung übernehmen. Wir stehen zum 
Bundeskanzler Helmut Kohl und stehen zur Fort-
setzung dieser Koalition. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Eine Steige-
rung!) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr Kol-
lege Vogel hat mit Recht davon gesprochen, daß die 
Generalaussprache über den Etat des Bundeskanz-
lers gerade in diesem Jahr, wenige Wochen vor der 
Bundestagswahl, Generalaussprache über die 
ganze Legislaturperiode ist. Das entspricht der Tra-
dition und, wie ich denke, auch der Pflicht des Ho-
hen Hauses. 

Wir in der Koalition der Mitte, der Koalition von 
CDU/CSU und FDP, 

(Rusche [GRÜNE]: Der Rechten!) 

können heute Bilanz ziehen für diese vier Jahre. Es 
sind, für jedermann erkenntlich, vier gute Jahre für 
die Bundesrepublik Deutschland geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben in diesen vier Jahren versucht, politi-
sche Rahmenbedingungen zu setzen. Wir haben vie-
les auf den Weg bringen können, was gut geglückt 
ist. Wir haben — ich sage das auch an meine eigene 
Adresse — selbstverständlich in diesen vier Jahren 
auch Fehler gemacht. 

(Dr. Scheer [SPD]: Bravo!) 

Eine Regierung, die angesichts eines solchen politi-
schen, psychologischen und materiellen Tiefs, wie 
wir dies am 1. Oktober 1982 vorgefunden haben, zu 
einer Summe von schnellen Entscheidungen ge-
drängt ist, muß notwendigerweise auch das eine 
oder andere so tun, daß man bei einer späteren 
nüchternen Prüfung sagt: Das hätten wir besser an-
ders gemacht. 

Aber, meine Damen und Herren, es bleibt bei 
dem Urteil: Es waren für die Bundesrepublik 
Deutschland vier gute, wichtige Jahre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das, was wir tun konnten, war, die Rahmenbe-
dingungen zu setzen. Aber daß das ganze Werk ge-
lungen ist, verdanken wir den vielen, vielen im Lan-

de, die guten Willens sind und die mitgeholfen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

So ist das erste, was ich hier sagen will, ein Wort 
des Dankes an alle Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
die diese Verantwortung gespürt und sich dement-
sprechend auch für unser Land engagiert haben. 

Es war die schwerste Krise der Nachkriegszeit. 
Wir sind aus dieser Krise herausgekommen. Und 
das ist ein wichtiger Hinweis auf dem Weg in die 
Zukunft. 

Herr Kollege Vogel, ich will zu dem, was Sie 
heute hier eine Stunde lang vorgetragen haben, 
nicht viel sagen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das glaube ich!) 

— Es fällt mir beim besten Willen dazu nichts ein. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist überzeu

-

gend!) 

Ich denke aber: Wenn Sie dieses Katastrophenge-
mälde in den nächsten Wochen weiterhin so vortra-
gen, wird die Wirkung am 25. Januar bemerkens-
wert sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daß mit einigem Nachdenken Herr Rau zu einem 
ganz anderen Ergebnis gekommen ist, zeigt ja seine 
Äußerung aus diesen Tagen, als er bezugnehmend 
auf den Wahlkampf seiner Partei, der SPD, sagte: 
Wir dürfen nicht 

den Bürgern den Eindruck vermitteln, die Erde 
und speziell die Bundesrepublik Deutschland 
sei ein Jammertal. Das ist sie nicht. Es geht der 
Mehrheit gut. Die Weltwirtschaft ist bisher gut 
gelaufen. Die Preissteigerungsrate ist niedrig. 
Es gibt Exportdaten, die sind hervorragend. 
Und inzwischen gibt es auch Anzeichen dafür, 
daß der Binnenmarkt sich belebt. Nicht 
schwarzmalen! 

Das ist die Überschrift von Herrn Rau in einer 
wichtigen Rede in diesen Tagen. Nehmen Sie sie 
doch endlich zur Kenntnis: Das, was Sie hier gesagt 
haben, hat nichts, aber auch gar nichts, mit der 
Wirklichkeit der Bundesrepublik Deutschland zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: So einfach ist das!) 

Herr Abgeordneter Vogel, daß Sie sich hier so an 
dem Thema „Zukunft" gerieben haben, beweist ja, 
daß Sie eben nicht zukunftsfähig sind. Die Ideologie 
und die Philosophie des Sozialismus haben sich zu 
keiner Zeit als zukunftsfähig erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Vogel [SPD]: Das haben unsere Gegner 
hundert Jahre lang gesagt! Die deutsche 

Rechte, die hat es gewußt!) 

— Ach, hören Sie doch auf, von rechts und links zu 
reden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hören Sie doch auf!) 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
Wo stehen Sie denn überhaupt? 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo stehen Sie denn?) 

Sie sind doch inzwischen dabei, sich mit den Damen 
und Herren dieser Fraktion zu verbrüdern, für die 
doch gar nicht mehr klar ist, wo — rechts oder links 
— sie steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden in den näch-
sten Wochen die deutschen Bürger darüber aufklä-
ren, wo der deutsche Extremismus, wo der neue 
Faschismus in diesem Lande wirklich steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rusche 
[GRÜNE]: Im Kabinett!) 

Ich bin sehr damit einverstanden, daß wir die 
Auseinandersetzung über die Wege in eine bessere 
Zukunft miteinander führen. Ich bin auch sehr da-
mit einverstanden, daß unsere Mitbürger die Ent-
scheidung treffen, die sie in Hamburg und in Bay-
ern getroffen haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und im Saarland und in 
NRW!) 

Meine Damen und Herren, wer solche Wahlnie-
derlagen hat einstecken müssen und sich dann hier 
hinstellt und derartige Prognosen über Zeit und Po-
litik unserer Tage abgibt, der lebt außerhalb der 
Realität der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Wie in NRW und im Saar-

land!) 

Ein letzter Satz zu dem, was Sie ausführten, Herr 
Abgeordneter Dr. Vogel. Mehr will ich dazu nicht 
sagen. Hören Sie auf, Mitbürger zu verdächtigen 
und zu diffamieren. Wenn Sie sich hier hinstellen 
und für sich in Anspruch nehmen, Sie würden eine 
moralische Position in der Politik einnehmen. Sie 
würden für die politische Kultur des Landes einen 
Beitrag leisten wollen: Ihr persönlicher Beitrag zur 
Diffamierung Andersdenkender 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Das müssen 
Sie sagen! — Dr. Vogel [SPD]: Das müssen 
Sie sagen! Ausgerechnet Sie, ausgerechnet 

Herr Kohl! Das ist die Höhe!) 

ist in den letzten zwölf Monaten sprichwörtlich ge-
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Sie sind doch der Meister! — Ru-
sche [GRÜNE]: Die Schande von Oggers-

heim!) 

Sie sollten nicht vom politischen Klima sprechen. 
Daß das Klima in diesem Hause so geworden ist, ist 
ein Stück persönlicher Beitrag von Ihnen. Das sei 
hier klar und deutlich ausgesprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wieczorek 
[Duisburg] [SPD]: Nennen Sie doch Roß 

und Reiter!) 

Meine Damen und Herren, als die jetzige Bundes-
regierung vor vier Jahren die Geschäfte übernahm, 
fanden wir im Bereich der Außen- und Sicherheits-
politik eine ungewöhnliche schwierige Lage vor. 
Unsere Verläßlichkeit, unsere Standfestigkeit  

wurde in West und Ost angezweifelt. Die fundamen-
talen Unsicherheiten über unsere Bündnistreue 
und über unsere Verläßlichkeit als Partner waren 
ein Ergebnis der Zunahme des wertneutralen Aqui-
distanzdenkens, das innerhalb der deutschen So-
zialdemokratie Jahr für Jahr zugenommen hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie diffamieren nicht, 
nein?) 

Inzwischen haben Sie längst die Fronten gewech-
selt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist keine Diffamie

-

rung?) 

Was soll denn hier Ihr verbales Bekenntnis zur Alli-
anz und zur Bundeswehr? Sie sind längst auf einem 
Weg zu einer ganz anderen Einstellung zu diesen 
Grundfragen unserer Republik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Das 
glauben Sie doch selber nicht! Unglaublich! 

Und Sie reden von Diffamierung!) 

Die von mir geführte Bundesregierung hat ihre 
ganze Kraft darauf verwendet, gerade diese Unsi-
cherheit zu beseitigen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie diffamieren sogar 
Herrn Genscher! — Frau Hönes [GRÜNE]: 
Fragen Sie Herrn Genscher! Der hat 
Schwierigkeiten mit Ihnen, wohin er 

kommt!) 

das westliche Bündnis zu stärken und in der euro-
päischen Gemeinschaft zu neuen Anstößen zu kom-
men. Dabei standen für uns im Vordergrund — das 
wird auch in Zukunft so sein — die Pflege und der 
Ausbau unserer vertrauensvollen Partnerschaft mit 
den USA, die Stärkung des Vertrauens der anderen 
Allianzmitglieder in unsere Bündnistreue sowie der 
weitere und zügige Ausbau der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Herzstück unserer politischen Arbeit im westeu-
ropäischen Rahmen war immer die Vertiefung der 
Zusammenarbeit mit unseren französischen Freun-
den. Es steht für mich außer Frage, daß es für die 
deutsche Außenpolitik in der Vergangenheit nicht 
immer leicht war, zugleich zu den USA und zu 
Frankreich ein uneingeschränkt gutes Verhältnis 
zu haben. Ich darf heute mit großer Genugtuung 
feststellen, daß es dieser Koalition der Mitte gelun-
gen ist, dieses gleich gute Verhältnis zu Paris und 
Washington zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Einbindung der Bundesrepublik und ihrer au-
ßenpolitischen Interessen in die Bündnisse und Ge-
meinschaften der westlichen Welt ist für uns die 
logische Folgerung aus unserer freiheitlich-demo-
kratischen Verfassung im Inneren. Sie stellt des-
halb ein politisch notwendiges Ziel an sich dar. 
Diese für uns unumstößliche Grundorientierung 
deutscher Außenpolitik nach Westen findet selbst-
verständlich auch Ausdruck in ihrer ostpolitischen 
Dimension. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Da kann man 
den Osten diffamieren!) 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
— Ich weiß gar nicht, was Sie immer dazwischenru-
fen. Sie wollen eine andere Republik. Sagen Sie das 
doch ehrlich. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ja! — Dr. 
 Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie wollen eine an-

dere Außenpolitik! — Dr. Vogel [SPD]: Was 
wollen Sie denn eigentlich?) 

Sie haben mit dieser Bundesrepublik überhaupt 
nichts im Sinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie sind in diesem Saal mit dem Motto eingezogen: 
Wir dienen dem Frieden. Es gibt gegenwärtig keine 
politische Gruppierung in der Bundesrepublik, die 
den inneren Frieden des Landes so stört, wie Sie 
das fortdauernd tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Rusche [GRÜNE]: Und 
Sie stören den internationalen Frieden!) 

Sie reden vom Frieden und schüren draußen im 
Land überall die Gewalt. Das ist die wahre Bot-
schaft, die Sie verbreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Borgmann [GRÜNE]: Das ist eine Un-

verschämtheit!) 

Meine Damen und Herren, die West- und Ost-
politik dieser Bundesregierung stehen in einer un-
mittelbaren Wechselbeziehung zueinander. Das 
heißt für uns, unsere Bemühungen um gute Nach-
barschaft und Zusammenarbeit auf möglichst vie-
len Gebieten mit allen unseren Nachbarn — und 
natürlich auch mit unseren östlichen Nachbarn — 
sind dann glaubwürdig, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ab und zu mal 
ein Fußtritt, aber sonst gute Nachbar-

schaft!) 

wenn wir unbezweifelbar — unbezweifelbar auch in 
unserer Identität — Teil der Gemeinschaft der frei-
heitlichen und demokratischen Staaten des We-
stens sind, und das, Herr Abgeordneter Ehmke, ist 
offensichtlich der Punkt, der uns immer mehr 
trennt. Wir sind weder Vasallen noch Untergebene 
der Vereinigten Staaten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Da habe ich 
schon große Zweifel! — Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Wir haben in vielen wichtigen Punkten gerade in 
den letzten Monaten eine andere Position deut-
lich gemacht; aber die Amerikaner sind unsere 
Freunde, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Unsere auch!) 

und die Amerikaner sind Teilnehmer der gleichen 
Wertegemeinschaft wie die Bundesrepublik 
Deutschland. Das ist der entscheidende Unter-
schied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine sich vom Westen loslösende, sich geistig und 
politisch zwischen West und Ost ansiedelnde Bun-
desrepublik Deutschland hätte in Wahrheit eine de-
stabilisierende Wirkung sowohl nach Westen als 
auch nach Osten und würde damit unserer Verant-

wortung für die Sicherung von Stabilität und Frie-
den überhaupt nicht gerecht. In dieser Perspektive, 
meine Damen und Herren, haben die deutsch-so-
wjetischen Beziehungen im Rahmen unserer Ost-
politik ihren besonderen Rang. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Das merkt 
man bei Ihnen ganz besonders! — Zurufe 

von der SPD) 

Dieser deutsch-sowjetische Dialog hat Früchte ge-
tragen; ich erinnere an das Abkommen über die 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit, und 
der Dialog erstreckt sich auf viele Fachgebiete, und 
wir sind bereit zu einer weiteren Ausweitung und 
Intensivierung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Vor allen Dingen in 
„Newsweek" führen Sie den Dialog!) 

Dieses Bemühen um Verständigung und Zusam-
menarbeit mit allen Staaten des Warschauer Pak-
tes ist aufrichtig und wird in der täglichen Politik 
offenkundig. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben Sie in den 
letzten Wochen gezeigt! — Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Diese Bereitschaft manifestiert sich auch im akti-
ven Mitwirken am KSZE-Prozeß. 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
auch dies eindeutig feststellen, daß wir uns über-
haupt nicht scheuen, auch die ideologische Ausein-
andersetzung mit dem Osten offensiv und offen zu 
führen. Die kommunistische Doktrin von der „fried-
lichen Koexistenz" postuliert ideologische Ausein-
andersetzungen bei gleichzeitiger friedlicher und 
praktischer Zusammenarbeit seit langem. Im Be-
wußtsein unserer gefestigten inneren und äußeren 
Identität und im Bewußtsein der Überlegenheit un-
serer freiheitlichen Ordnung haben wir keinerlei 
Veranlassung, auf diese Herausforderung defensiv 
zu reagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Sie wollen Frieden, 
Sie wollen Auseinandersetzung, Sie wollen 

Aufrüstung!) 

Deshalb werden wir, auch wenn Sie protestieren 
und Protestgeschrei erheben, nicht aufhören festzu-
stellen, daß es auch in den Ländern des Warschauer 
Pakts Menschen gibt, die wegen ihrer politischen 
und religiösen Überzeugung verfolgt werden, 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

und daß allein in der DDR über 2 000 politische 
Gefangene zu verzeichnen sind, und das ist kein 
Werk des Friedens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, daß in der Sowjet-
union Juden und Deutsche, die sich um ihre Aus-
reise bemühen, schikaniert werden — auch das ist 
leider eine Tatsache unserer Tage. Ich möchte man-
chen der organisierten deutschen Linken einladen, 
einmal dies in ihren Protestdemonstrationen zum 
Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
Die Heuchelei dieses Protestes ist inzwischen nur 
noch schwer erträglich. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ihre Heuchelei!) 

Sie sprechen von Menschenrechten, aber Sie sind 
immer auf einem Auge blind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rusche [GRÜNE]: Haben Sie einen Spiegel 
dabei? Sie sind auf beiden Augen blind!) 

Wir sind für die Menschenrechte überall in der 
Welt, wo Menschenrechte mit Füßen getreten wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Borgmann [GRÜNE]: Davon reden 
wir! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Über Südafrika sollten Sie wirklich nicht reden. 
In Südafrika haben Sie außer verbalen Protesten 
gar nichts getan. Außer Sprüchen nichts gewesen, 
das bezeichnet Ihre Südafrikapolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Das Aussprechen solcher Wahrheiten wird natür-
lich von der Sowjetunion und von anderen War-
schauer-Pakt-Staaten kritisiert, aber solche Vor-
würfe müssen wir ertragen; denn diese Auseinan-
dersetzung ändert nichts, aber auch gar nichts an 
unserer Bereitschaft, im Interesse der Menschen 
aufeinander zuzugehen, wenn möglich praktisch zu-
sammenzuarbeiten und vor allem dem Frieden zu 
dienen. 

Die politische Rolle der Bundesrepublik Deutsch-
land als ein wichtiger und berechenbarer Faktor 
der internationalen Politik wird heute weltweit an-
erkannt. Im gleichen Maße — ich sage das mit Be-
dauern — hat sich die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands, zumal in den Augen nahezu aller un-
serer westlichen Partner und deren Öffentlichkeit, 
als eine ernst zu nehmende außenpolitische Kraft 
diskreditiert. Die SPD hat sich in außenpolitischer 
Hinsicht in Europa in nicht zu überbietender Weise 
ins Abseits manövriert. Sie haben sich selbst gegen-
über Ihren sozialistischen Schwesterparteien 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ein 
Quatsch!) 

in Spanien, in Italien und in Frankreich isoliert. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist die Unwahrheit!) 

— Gehen Sie doch einmal dorthin. Es gibt dort nie-
mand mehr, der Ihre Politik der Isolierung, der 
Äquidistanz verstehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ihre einseitig kritische Haltung gegenüber den 
Vereinigten Staaten und Ihre ebenso unkritische 
Übernahme von Positionen, die im sowjetischen In-
teresse liegen, stoßen doch überall in Europa auf 
schärfste Ablehnung und Unverständnis. 

(Zuruf von der SPD: Blablabla!) 

Ich will Ihnen einmal einige Beispiele für Ihre in

-

ternationale Isolierung vorführen: Ihre Verweige-
rung, den Doppelbeschluß der NATO zu vollziehen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das war Betrug!) 

obwohl Sie ihn selbst initiiert und mitbeschlossen 
hatten; Ihre Diffamierung der amerikanischen Rü-
stungs- und Abrüstungsbemühungen unter gleich-
zeitigem Werben um Übernahme sowjetischer Posi-
tionen; Ihre forcierte und gefährliche Annäherung 
und Zusammenarbeit mit den kommunistischen 
Parteien Osteuropas; schließlich die Tatsache, daß 
Sie nicht davor zurückgeschreckt sind, mit der SED 
vertragsähnliche Vereinbarungen zu treffen, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die sollten Sie 
lieber übernehmen! — Dr. Vogel [SPD]: 

Sehr vernünftig!) 

die die Außen- und Sicherheitspolitik unseres Lan-
des unterlaufen haben. Das sind Positionen, die 
dem Bündnis zuwiderlaufen und die damit Ihrer 
außenpolitischen Glaubwürdigkeit vor aller Welt 
Schaden zugefügt haben. Das ist die einhellige Kri-
tik aller demokratischen Kräfte in Europa. Sie sind 
isoliert, meine Damen und Herren in der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: So ein Quatsch!) 

Herr Abgeordneter Ehmke, Sie sind der einzige, 
der am Tag nach Reykjavik von einem schwarzen 
Tag für die Menschheit sprach. Aus dieser Äuße-
rung kann man das völlige Unverständnis für die 
wirkliche Situation deutlich erkennen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Darauf komme 
ich noch zurück!) 

Die internationale Entwicklung wird künftig 
noch höhere Anforderungen an Verläßlichkeit und 
Kontinuität der deutschen Außenpolitik stellen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Deshalb müssen 
Sie abgewählt werden! — Zuruf von der 

SPD) 

— Überlassen Sie das doch ruhig dem Wähler. Der 
Wähler wird am 25. Januar entsprechend entschei-
den. Ich sehe schon heute Ihr Gesicht und das Ge-
sicht des Herrn Abgeordneten Vogel am Wahlabend 
im Fernsehen vor mir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Ihr Gesicht sehen wir so

-

wieso!) 

Uns liegt daran, daß wir auf diesem Weg auch 
innenpolitische Notwendigkeiten in außenpoliti-
scher Dimension sehen. Ich erinnere nur an die 
Erfordernisse bei der Bekämpfung des Terroris-
mus, des Drogenmißbrauchs — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Der macht Gesichtsbe

-

trachtungen!) 

— Herr Kollege Vogel, was soll ich an Ihnen denn 
betrachten, wenn ich nicht Ihr Gesicht betrachten 
soll? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Ihr Gesicht kann ich nicht haben! 

So schön kann ich nicht sein!) 

Ich weiß wirklich nicht, wie ich Ihre Anregung ver-
stehen soll. Das Fairste, was ich Ihnen antun kann, 
ist doch, daß ich Ihr Gesicht betrachte. Warum kriti-
sieren Sie das denn auch noch? 
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Ich erinnere an die Erfordernisse bei der Be-

kämpfung des Terrorismus, des Drogenmißbrauchs 
und insbesondere an die Notwendigkeiten der in-
ternationalen Zusammenarbeit zum Schutze der 
Umwelt. Auch die Probleme, die im Prozeß des zu-
sammenwachsenden Europas zwangsläufig auf vie-
len Gebieten auftreten, stellen einen besonderen, 
immer wichtiger werdenden Komplex im Rahmen 
der Außenpolitik dar. 

Zum anderen wird unser Land, ob wir das wollen 
oder nicht, auf Grund seiner internationalen Ver-
flechtungen und des hinzukommenden Gewichts 
vermehrt Stellung beziehen und Verantwortung 
übernehmen müssen. Wenn wir das sagen, so tun 
wir das nicht mit Selbstzufriedenheit, sondern wir 
erkennen an, daß die Bundesrepublik Deutschland 
in der Welt an Gewicht gewonnen hat und daß un-
sere Partner und auch andere Mitglieder der Staa-
tengemeinschaft von uns erwarten, daß wir dieses 
politische Gewicht nutzen und in Europa und außer-
halb Europas vermehrt Verantwortung überneh-
men. Die somit verstärkt auf uns zukommenden 
Herausforderungen werden voraussichtlich auf den 
Gebieten der Währungspolitik, der Weltwirtschafts-
ordnung, des Nord-Süd-Dialogs, aber auch bei den 
regionalen Krisen entstehen. Wir müssen bereit 
sein, und wir sind bereit, Verantwortung verstärkt 
zu übernehmen. Dabei müssen wir alles tun, um 
uns dabei mit unseren Verbündeten und Freunden 
immer wieder abzustimmen. 

Auch auf dem Gebiet der strategischen Stabilität 
zwischen West und Ost bahnen sich einschneidende 
Veränderungen an. Dieser Prozeß wird nicht über 
Nacht eintreten, aber wir müssen ihn gut vorberei-
ten. Das Gipfeltreffen in Reykjavik hat Perspekti-
ven eröffnet, die uns ahnen lassen, in welchem Aus-
maß sich die strategischen Bedingungen in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten verändern 
werden. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Davor haben 
Sie ja Angst, daß sich da etwas verändern 

könnte!) 

Wir wollen uns dieser Entwicklung nicht entzie-
hen. 

Ich will unsere Position hier noch einmal unmiß-
verständlich umreißen: 

Erstens. Wir sind bereit, die vorgeschlagene Null-
Lösung in Europa im Bereich der Mittelstreckenra-
keten längerer Reichweite bei gleichzeitiger Redu-
zierung dieser Systeme auf jeweils 100 Sprengköpfe 
im asiatischen Teil der Sowjetunion und in den 
USA zu akzeptieren. 

Zweitens. Im Bereich der Mittelstreckenraketen 
kürzerer Reichweite gilt es, das Entstehen einer 
neuen Grauzone nicht erfaßter Systeme zu verhin-
dern. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das ist sehr wich-
tig!) 

Deshalb streben wir eine konkrete Verpflichtung 
beider Weltmächte an, kurzfristig mit dem Ziel wei

-

terzuverhandeln, auch diese Systeme zu reduzieren 

und beiden Seiten das Recht auf gleiche Obergren-
zen einzuräumen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Drittens. Wir unterstützen eine Vereinbarung, 
alle strategischen Nuklearwaffen um die Hälfte zu 
vermindern. Bei fortschreitendem Abbau der Nu-
klearwaffen kommt der Frage des Gleichgewichts 
bei den konventionellen Waffen wachsende Bedeu-
tung zu. 

Diese und alle übrigen Positionen habe ich ja in 
der Regierungserklärung am 6. November, also vor 
wenigen Wochen, hier sehr eingehend dargelegt. 

Gemeinsam mit unseren europäischen Freunden 
müssen wir dafür sorgen, daß die vertrauensvolle 
Abstimmung über diese grundlegenden Fragen der 
Politik mit den Vereinigten Staaten verstärkt wird. 
Wir werden dabei, meine Damen und Herren, sorg-
sam abzuwägen haben, welche sicherheitspoliti-
schen Folgen der Abbau der nuklearen Potentiale 
der Großmächte für unsere Sicherheit haben wird. 
Dabei werden wir die Wechselwirkung zwischen 
nuklearen Reduzierungen und dem konventionel-
len Kräfteverhältnis in Europa im Auge haben müs-
sen. Abrüstungsschritte müssen — das ist doch die 
gemeinsame Meinung hier — zu mehr Sicherheit 
führen. Es darf nicht dazu kommen, daß Kriege wie-
der führbar erscheinen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir haben die Hoffnung, daß Verhandlungen 
über konventionelle Rüstungskontrolle in Europa 
in Wien demnächst grundsätzlich beschlossen wer-
den. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Seien Sie dabei 
aber kein Hemmschuh!) 

Ob und wann es zu greifbaren Ergebnissen kommt 
und in welchen zeitlichen Zusammenhängen solche 
Verhandlungsergebnisse mit den Resultaten der 
Verhandlungen über Nuklearwaffen stehen, kann 
niemand von uns heute absehen. Die Bundesregie-
rung jedenfalls wird auch weiterhin verstärkt dar-
auf hinwirken, daß diese Fragen und weitere grund-
legende Problemstellungen in den Gremien des 
Bündnisses eingehend behandelt werden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die Bundesregie

-

rung ist ein Hemmschuh!) 

Dabei werden insbesondere die Europäer aufgefor-
dert, eine gemeinsame Definition ihrer Sicherheits-
interessen zustande zu bringen und diese europäi-
sche Definition in den Dialog der Weltmächte ein-
zubringen. 

Meine Damen und Herren, dabei verlassen wir 
uns insbesondere auf die zunehmende Abstimmung 
und Kooperation in sicherheitspolitischen Fragen 
mit unseren französischen Nachbarn. Ich bin zu-
versichtlich, daß die deutsch-französische Partner-
schaft auch auf diesem Gebiet verstärkt zu Gemein-
samkeiten und zu gemeinsamem politischen Han-
deln führen wird. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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Dabei wird es vor allem für unsere französischen 
Freunde gelten, ihre nationalen sicherheitspoliti-
schen Überlegungen mit den sicherheitspolitischen 
Erfordernissen ihrer engsten Nachbarn und Part-
ner in Einklang zu bringen. Wir vermerken mit gro-
ßer Genugtuung, daß Frankreich sich dieser Tatsa-
che immer mehr bewußt ist, insbesondere auch vor 
dem Hintergrund der strategischen Implikationen 
einer Einigung der Großmächte über drastische 
Nuklearwaffenreduzierungen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir führen diesen Dialog intensiv, und wir wollen 
ihn auch mit unseren britischen Freunden und mit 
allen Europäern führen, die sich an diesem Dialog 
beteiligen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weiß aus meinen Gesprächen mit der italieni-
schen Regierung, aus meinem Gespräch mit dem 
spanischen Ministerpräsidenten Felipe Gonzalez 
und mit meinem niederländischen Kollegen Ruud 
Lubbers aus den allerletzten Tagen, wie sehr auch 
sie die gleiche Intention haben, daß die Europäer in 
dieser geschichtlichen Stunde — und es ist eine 
geschichtliche Stunde — ihre gemeinsamen Inter-
essen definieren und in den Ost-West-Dialog ein-
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gefährdungen für die internationale Stabilität — 
dies  zeigen die Erfahrungen der vergangenen Jahre 
— werden voraussichtlich nicht unmittelbar vom 
Ost-West-Konflikt ausgehen. Wir müssen vielmehr 
mit großen Gefahren rechnen, die von regionalen 
Konfliktherden ausgehen. Ich brauche die Felder 
hier nicht näher zu erwähnen; sie sind bekannt. 

Wir können leider nicht davon ausgehen, daß die 
bestehenden oder potentielle künftige Konflikt-
herde vor allem in der Dritten Welt durch ein ge-
meinsames Krisenmanagement der Großmächte al-
lein entschärft, kontrolliert oder beseitigt werden. 
Schon jetzt und noch mehr in den nächsten Jahren 
werden die europäischen Partner und damit auch 
wir aufgefordert sein, unser gemeinsames politi-
sches Gewicht hier einzusetzen. Ein einzelnes euro-
päisches Land ist sicher zur Übernahme einer sol-
chen Rolle nicht in der Lage. Dies gilt jedenfalls für 
die Bundesrepublik. Wir sind deshalb gezwungen 
und veranlaßt, Europa zunehmend auch in solchen 
Fällen mit einer Stimme sprechen zu lassen, ge-
meinsam zu handeln und Verantwortung zu über-
nehmen. 

Wir wissen: Wir haben dieses Stadium noch nicht 
erreicht. Im Grunde genommen haben wir eigent-
lich erst angefangen, die Einheit Europas nach au-
ßen sichtbar zu verwirklichen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Einheitliche Europäische Akte und die darin 
enthaltene Institutionalisierung der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit sind richtige Schritte 
in die richtige Richtung. 

Alles in allem darf ich heute sagen, daß es uns 
gelungen ist, in diesen vier Jahren das Gewicht der 

Bundesrepublik im Konzert der internationalen 
Mächte richtig einzusetzen. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben das mit dem notwendigen Augenmaß mit 
Blick auf unsere Möglichkeiten getan. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und auf unsere 
Interessen!) 

Wir haben das Bündnis stabilisiert. Wir haben aus 
dem Bündnis heraus damit die Chance eröffnet, die 
Gespräche zu führen. 

(Zuruf des Abg. Schreiner [SPD]) 

Für jeden — das sollten Sie doch inzwischen begrif-
fen haben —, der in diesen vier Jahren sorgfältig 
die Szene beobachtet hat, ist doch deutlich, daß 
ohne die Ratifikation des Beschlusses, den mein 
Amtsvorgänger in der NATO herbeigeführt hat, im 
Herbst 1983, ohne die Stationierung der Mittel-
streckenwaffen weder das Gespräch in Genf noch 
das Gespräch in Reykjavik möglich gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Das wird auch durch 

ewige Wiederholung nicht richtig!) 

Und in dem Maß, in dem wir das Bündnis stabili-
siert haben, war es dann auch möglich, in diese 
Gesprächsrunde einzutreten. 

Nichts, aber auch gar nichts von Ihren Prophezei-
ungen aus dem Spätherbst 1983 ist eingetreten. Sie 
haben damals gesagt, es werde ein Raketenzaun 
zwischen beiden Teilen Deutschlands herunterge-
hen, indem Sie die These des damaligen sowjeti-
schen Regierungschefs wörtlich übernahmen. Sie 
haben von einer neuen Eiszeit gesprochen. Inzwi-
schen kann jedermann erkennen, daß dies blanke 
Angstmacherei und billige Propaganda zur Verunsi-
cherung der Menschen war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe der Abg. Frau Hönes [GRÜNE] und 
des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD] — Rusche 
[GRÜNE]: Wir haben doch eine Eiszeit!) 

Sie haben mit dieser Angstpropaganda ein böses 
Spiel mit den Menschen in beiden Teilen Deutsch-
lands getrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Dregger [CDU/CSU]: Und den deut

-

schen Interessen!) 

Nach den jetzt vorliegenden Zahlen werden in 
diesem Jahr, auf Personen bezogen, über 300 000 
Rentner und an die 200 000 andere Landsleute aus 
der DDR hierher kommen können. Das ist eine 
Zahl von über 500 000, eine Zahl, die seit dem Bau 
der Mauer nie erreicht worden war. Das ist die 
Wahrheit. 

(Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Das ist die Realität der Möglichkeiten in den Bezie-
hungen zwischen den Menschen in Deutschland. 
Nicht mit Ihrem kumpelhaften Zusammengehen 
mit der SED wurde das geschafft, sondern durch 
eine realistische Politik dieser Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Ähnlich wie alle Ihre Prognosen im Bereich der 

Außen- und Sicherheitspolitik sich als blanke Pro-
paganda, als Luftblasen erwiesen haben, stehen 
auch die Dinge im Bereich der Innenpolitik, der 
Wirtschafts-, der Finanz- und der Sozialpolitik. Wir 
hatten damals in der Tat die schwerste Krise. Wir 
standen vor „dem größten sozialökonomischen De-
bakel seit dem Zweiten Weltkrieg". 

Das ist keine Lagebeurteilung von mir, das ist ein 
Zitat aus der Rede des Vorsitzenden der SPD, des 
Kollegen Brandt, im Deutschen Bundestag vom 
15. Oktober 1982. Und Willy Brandt war damals 
durchaus noch in der Lage und willens, die Realitä-
ten zu sehen. 

Sozialökonomisches Debakel — diese Einord-
nung traf doch die Lage genau. Denn die ökonomi-
schen Krisenmerkmale waren doch nicht zu überse-
hen. Die wirtschaftliche Leistung nahm nicht mehr 
zu, sondern sie schrumpfte. Und schrumpfende 
wirtschaftliche Leistung kann höchstens für einen 
Marxisten ein Hinweis auf eine bessere Zukunft 
sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Zurufe von den GRÜ-

NEN) 

Unter normalen Verhältnissen wird jedermann den 
nahen Staatsbankrott sehen. 

Im übrigen haben ja nicht wenige von Ihnen, 
auch von Ihren neuen intellektuellen Vordenkern 
im Bereich der GRÜNEN, das Minuswachstum, das 
Nullwachstum als etwas Befreiendes, als etwas mo-
ralisch in Ordnung Befindliches betrachtet. 

(Rusche [GRÜNE]: Wir haben Ihre Doktor-
arbeit gelesen! Wir wissen, wie Sie Histori-

ker geworden sind!) 

Dieses leichtfertige Gerede ist von der ökonomi-
schen Wirklichkeit eingeholt worden. Fehlendes 
Wirtschaftswachstum ging damals einher mit Infla-
tion, mit fallenden Investitionen, mit dem Verlust 
an Wettbewerbsfähigkeit. 

Natürlich haben Sie das nicht gewollt. Aber Ihre 
abwegige, zuletzt sich gegen die Interessen und das 
Glück der Menschen richtende Politik hat diese Er-
gebnisse erzielt. Das ist die Realität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Problem zeigte sich eben nicht nur bei den 
wirtschaftlichen Indikatoren. In ihrem Gefolge hat-
ten wir es auch mit einem sozialen Debakel zu tun. 
Innerhalb von nur zwei Jahren waren mehr als 
800 000 Arbeitsplätze verlorengegangen. Diese Ar-
beitslosigkeit hat sich doch unter Ihrer Regierungs-
zeit entfaltet. Wenn Sie also von Massenarbeitslo-
sigkeit reden, dann sagen Sie ehrlicherweise: Es ist 
die Massenarbeitslosigkeit, die eine sozialistische 
Politik herbeigeführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Es mutet mich und andere seltsam an, wenn aus-
gerechnet Sie das Wort „sozial" in den Mund neh-
men. Ihre Politik hat doch die unsozialsten Wirkun-

gen in der Geschichte der Bundesrepublik herbei-
geführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, das Fatalste in diesen 
Jahren war doch 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Daß Sie Kanzler 
geworden sind!) 

— weil Sie von den immateriellen, von den geistig

-

moralischen Fragen sprachen, Herr Abgeordneter 
Vogel —: Sie haben nicht nur diesen Pessimismus 
mit herbeigeredet — Sie waren es nicht allein; da 
waren noch andere Kräfte mit am Werk —, nein, 
Sie haben bewußt versucht, aus Angst politisches 
Kapital zu schlagen. Sie haben jahrelang die 
Kriegsangst im Lande geschürt, obwohl Sie wußten, 
daß das ein Verbrechen gegen den Sinn und die 
Gemeinsamkeit unserer Demokratie ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie haben jahrelang die Angst vor größerer Mas-
senarbeitslosigkeit unter die Leute getragen. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Ich erinnere mich an Ihre Reaktion nach Tscher-
nobyl, wie Sie in einer so plumpen Weise die 
Lebensangst der Menschen mißbraucht haben. Das 
war das Signum Ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist unse

-
riös, was Sie tun!) 

Das, was Sie an Stimmung erzeugt haben, ist 
eben zukunftsunfähig, und so ist die Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands in ihrer jetzigen Ver-
fassung zukunftsunfähig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Klejdzinski [SPD]: Sie sind der Kanzler 

der Massenarbeitslosigkeit!) 

Wir haben uns davon nicht aufhalten lassen. Wir 
sind unseren Weg gegangen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wie eine 
Dampfwalze!) 

Wir haben die Ärmel aufgekrempelt und uns an die 
Arbeit gemacht. Wir haben etwas ganz Entschei-
dendes erreicht: An die Stelle von Pessimismus und 
Selbstmitleid sind in unserem Volk wieder Zuver-
sicht und Optimismus getreten. Und das ist eine 
entscheidende Voraussetzung für eine gute Zu-
kunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was dies bedeutet, hat in diesen Tagen der Sach-
verständigenrat in seinem Gutachten prägnant zu-
sammengefaßt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das haben 
Sie noch nicht einmal gelesen!) 

Ich zitiere: 

Die deutsche Wirtschaft bleibt weiter auf 
Wachstumskurs. Die Beschäftigung steigt. 
Ende 1987 werden 800 000 Menschen mehr er- 
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werbstätig sein als im Herbst 1983 ... Die Kauf-
kraft ist stabil. 

(Zuruf von der SPD) 

Was heißt denn das eigentlich? — Ich zitiere hier 
den Sachverständigenrat. Dann setzen Sie sich 
doch bitte mit diesen Herren auseinander. Das ist 
eine korrekte Wiedergabe des Zitats. 

Ich führe weiter aus dem Gutachten des Sachver-
ständigenrats aus: 

Der Aufschwung behält somit sein solides Fun-
dament. Das läßt die Perspektiven auch für die 
Zeit nach 1987 günstig erscheinen. Die Chancen 
bleiben gut, daß die Beschäftigung weiter steigt 
und der Abbau der Arbeitslosigkeit voran-
kommt. 

(Zuruf von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es mag ja sein, daß 
Sie dieser Meinung des Sachverständigenrats nicht 
beitreten. Aber dann tun Sie es doch mit Argumen-
ten und nicht mit der klaren Zielsetzung, ein positi-
ves Signal zu zerreden. Sie wollen doch, daß es 
schlechter geht im Land. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Nein, das 
wollen wir nicht!) 

Das ist doch das Ziel Ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Vogel [SPD]: Sonthofen war Ihre Poli-

tik! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Abgeordneter Vogel, das Ziel Ihrer Politik 
ist, die positiven Entwicklungen im Lande zu zerre-
den, mieszumachen, und mit Hilfe der GRÜNEN an 
die Macht zu kommen. Das ist das Ziel Ihrer Poli-
tik. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Bei-
fall bei der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Sont-
hofen war Ihre Politik! — Schreiner [SPD]: 
Lügenkanzler! — Weitere lebhafte Zurufe 

von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt in das 
fünfte Jahr eines stetigen Aufschwungs hineinge-
hen, 

(Schreiner [SPD]: Ein Lügenkanzler!) 

dann können wir gleichzeitig feststellen, daß die 
Inlandsnachfrage, insbesondere der private Ver-
brauch und die privaten Investitionen, zur Haupt-
stütze der Konjunktur geworden sind. Dies bedeu-
tet zugleich, daß die mengenmäßigen Importe we-
sentlich schneller zunehmen als die Ausfuhren. Das 
ist sehr wichtig. Der Kollege Bangemann sprach 
soeben davon, daß die deutsche Wirtschaft einen 
wesentlichen und gewichtigen Beitrag zu Wachs-
tum und Beschäftigung auch in anderen Ländern 
leistet. Es ist wichtig, dies auch gegenüber unseren 
amerikanischen Freunden deutlich zu machen. Wir 
nehmen im Rahmen unserer Möglichkeiten jede 
Chance wahr, um in der Weltwirtschaft, in der Wirt-
schaft der Industrienationen und der Dritten Welt, 
unsere Verantwortung mit zu übernehmen. Denn — 
und dies wird oft übersehen — die deutsche Wirt-
schaft ist weltweit nach den USA und vor Japan 

nicht nur der zweitgrößte Verkäufer auf dem Welt-
markt, wir sind gegenwärtig auch der zweitgrößte 
Käufer von Produkten auf dem Weltmarkt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist nicht toll!) 

— Für Sie ist es deswegen nicht toll, weil wirt-
schaftliche Indikatoren Sie überhaupt nicht interes-
sieren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie leben in der Traumwelt Ihrer Ideologie, und Sie 
haben nur eines im Sinn: an die Macht zu kommen, 
um eine andere Republik zu bauen. Das ist Ihre 
Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb werden wir dafür Sorge tragen, daß die 
Wähler Ihr wahres Gesicht erkennen. Dessen dür-
fen Sie versichert sein. 

(Rusche [GRÜNE]: Ihres kennt man ja 
schon!) 

Deshalb ist es gerade im Interesse einer erfolg-
reichen internationalen Zusammenarbeit notwen-
dig, daß wir unseren Kurs einer berechenbaren 
Wirtschaftspolitik und einer stetigen Wirtschafts-
entwicklung fortsetzen. 

(Rusche [GRÜNE]: Sie schrecken ja noch 
nicht einmal vor Lügen zurück!) 

Mit Verläßlichkeit und Berechenbarkeit ist auch in 
der Weltwirtschaft allen am besten gedient. Ich 
habe dies bei meinen Besuchen in den USA ebenso 
deutlich gesagt, wie es jetzt der Sachverständigen-
rat in seinem Gutachten unterstrichen hat. 

Meine Damen und Herren, eine andere interna-
tionale Herausforderung ist in hohem Maße für den 
Augenblick gemeistert worden: Ich meine das große 
Problem der 70er Jahre, und zwar Inflation und 
Geldentwertung. Ich will hier nicht an die Irrtümer 
und Fehler selbsternannter Wirtschaftsexperten er-
innern, etwa an die Vorstellung, man könne für 
etwas mehr Inflation etwas weniger Arbeitslosig-
keit einhandeln. Dies war eine These, die zweifellos 
zur Unterschätzung der Inflationsgefahr maßgeb-
lich beigetragen hat, mit dem Resultat, daß zu Be-
ginn der 80er Jahre die Rückkehr zu Stabilität nur 
mit größten Anstrengungen und Opfern möglich 
war. In jedem Fall umfaßte die Hinterlassenschaft, 
die wir vorfanden, beides: Inflation und Arbeitslo-
sigkeit. Demgegenüber haben wir mit dem Kampf 
gegen die Inflation ernst gemacht, übrigens in en-
ger Zusammenarbeit und voller Übereinstimmung 
mit anderen großen Industrienationen. Die Erfolge 
sind deutlich: vollständige Preisstabilität. Sie müs-
sen schon bis in die 50er Jahre zurückgehen, um 
etwas Vergleichbares zu finden. 

Herr Abgeordneter Vogel, wenn Sie dann in die-
sem Zusammenhang mit einer gewissen Häme er-
wähnen, das sei in absoluten Zahlen nur wegen des 
Ölpreisverfalles möglich, dann muß ich sagen: Ich 
habe dies nie geleugnet. Aber selbst, wenn ich den 
Ölpreisverfall einbeziehe, komme ich auf eine 
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Preissteigerungsrate von 1,2 %. Damit sind wir auch 
bei dieser Rechnung Spitze in der Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das war in unserer Zeit 

auch, das ist nichts Neues!) 

Im übrigen, Preisstabilität ist mehr als irgendein 
Indikator. Preisstabilität, das ist aktive soziale Poli-
tik, weil sie die Kaufkraft gerade derjenigen stärkt, 
die über kleine Einkommen verfügen; 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und der großen 
nicht?) 

denn Rentner und Arbeitnehmer haben kein über-
flüssiges Geld, das sie ins Ausland bringen könnten, 
um dort höhere Zinsen zu kassieren. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich meine, zu diesem Punkt sollten Sie in diesen 
Wochen wirklich schweigen. Darüber, Geld ins Aus-
land zu bringen, über diese Fragen wirtschaftlicher 
Zusammenhänge, würde ich als Sozialist in diesem 
Augenblick schweigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

Herr Abgeordneter Vogel, Sie haben vorhin die 
Amnestiedebatte erwähnt. Wieviel Heuchelei Sie in 
diesem Zusammenhang haben deutlich werden las-
sen, hat sich in vielen Untersuchungsausschüssen 
gezeigt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lieber Herr Kohl, wer 
kann Sie denn an Heuchelei übertreffen?) 

Preisstabilität ist echte Sozialpolitik, weil sie den 
Bürger nicht abhängig macht von staatlichen Almo-
sen, sondern ihm ein Stück mehr persönlicher Un-
abhängigkeit gibt, ein Stück mehr persönlicher 
Freiheit. Diese Priorität für stabile Preise hat sehr 
konkrete Folgen: Die Nettoeinkommen der Arbeit-
nehmer, also die Einkommen nach Abzug von Steu-
ern und Sozialabgaben, steigen in diesem Jahr real 
um 4,5 %. Das ist die stärkste Zunahme seit 16 Jah-
ren. Das ist Politik für die Arbeitnehmerschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nicht die großen Sprüche von selbsternannten Ver-
tretern der Arbeiterschaft, die weder zum betriebli-
chen Alltag noch zum Leben dieser Menschen ei-
nen Zugang haben, die vielmehr irgendwo im Jetset 
oder Semi-Jetset der Politik solche Thesen vertre-
ten, helfen diesen Arbeitnehmern, sondern prakti-
sche Politik im Alltag, die sich auch in der Kasse 
auszahlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben eine solide Politik gemacht und dafür 
gesorgt, daß die Einkommen der Bürger allein in 
diesem Jahr — wohlgemerkt: real, also ohne infla-
tionäre Aufblähung — um rund 50 Milliarden DM 
zugenommen haben. Sie haben mit Ihrem Rezept 
nicht mehr, sondern Hunderttausende von Arbeits-
plätzen weniger hinterlassen. Sie haben Arbeitslo-
sigkeit zu einer Realität im Land gemacht. Wir ha-
ben Hunderttausende von neuen Arbeitsplätzen da-

zugewonnen. Das ist es, was unsere Politik von der 
Ihren unterscheidet. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie haben 
weniger geschaffen!) 

Nach den neuesten Angaben des Statistischen 
Bundesamtes hat der Zugewinn an neuen, zusätzli-
chen Arbeitsplätzen im September dieses Jahres 
die 600 000-Marke erreicht. Was noch fast wichtiger 
ist: Der Trend bei den Arbeitsplätzen zeigt seit vie-
len Monaten stetig nach oben. Alles spricht dafür, 
daß sich dieser Trend weiter fortsetzt. Die Zahlen 
aus Wiesbaden aus dem Statistischen Bundesamt 
zeigen noch etwas, was viel zu wenig Beachtung 
gefunden hat: Sie zeigen, daß die Trendwende bei 
den Arbeitsplätzen bereits im Oktober 1983 erreicht 
wurde. 

Es hat also nach dem Regierungswechsel nur ein 
Jahr gedauert, um den verhängnisvollen Abwärts-
trend, für den Sie, die SPD, verantwortlich sind, zu 
verlangsamen, zu stoppen und schließlich umzukeh-
ren. Deswegen läßt sich der Arbeitsplatzvergleich 
mit dem Oktober 1982 durchaus sehen. Damit Sie 
dies auch in Ihre Bilanz aufnehmen können: Es gibt 
heute 350 000 Arbeitsplätze mehr als zum Zeitpunkt 
Ihrer Verabschiedung von der Regierungsbank. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wieviel Arbeitslose?) 

Noch ein Wort zu den Arbeitslosenzahlen: Richtig 
ist, daß wir im Oktober dieses Jahres den niedrig-
sten Stand der Arbeitslosenzahlen seit Oktober 
1982 hatten. Gleichwohl wissen wir, daß der Abbau 
der Arbeitslosigkeit niedriger ausfällt als die Zu-
nahme bei der Beschäftigung. Die Antwort ist klar: 
Nach den Berechnungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie haben 
den Mund zu voll genommen!) 

hat das sogenannte Erwerbspersonenpotential al-
lein in den letzten drei Jahren, von 1983 bis 1985, 
um rund 500 000 zugenommen 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist neu!) 

— das ist wirklich nicht neu; wir haben die Statistik 
von Anfang an genannt —, und zwar auf Grund der 
nachwachsenden geburtenstarken Jahrgänge und 
des zunehmenden Interesses an einer beruflichen 
Tätigkeit. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die Men

-

schen sind vor 20 Jahren geboren!) 

Sie wissen doch aus jedem Arbeitsamtsbezirk, daß 
sich viele Frauen, die Hausfrauen sind, jetzt, nach-
dem sie wieder eine Chance sehen, daß sich die 
Wirtschaft entwickelt, endlich wieder melden. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Reden Sie 
doch nicht so einen Unsinn!) 

Zu Ihrer Zeit hatten sie sich doch längst verabschie-
det von der Chance, berufstätig zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nicht zuletzt mit den Frauen sind doch in dieser 
relativ kurzen Zeit in der Bundesrepublik über 
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500 000 zusätzliche Arbeitsplatzsuchende auf dem 
Arbeitsmarkt erschienen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Kohls Mär-
chen!) 

Was wir getan haben, ist die Bereitstellung neuer 
Arbeitsplätze in einem Umfang, der über diese Grö-
ßenordnung deutlich hinausgeht. 

Nimmt man hinzu, daß die Kurzarbeiterzahl von 
über eine Million auf derzeit 230 000 zurückgeführt 
werden konnte, ist dies doch ein Erfolg, von dem Sie 
niemals zu träumen gewagt hätten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wir haben 
auch nie geträumt, wir sind Realisten! — 

Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

In diesem Punkt, Herr Vogel, waren Sie ja reali-
stisch. Sie haben im Februar 1983 als Realist, wie 
Sie sagen, eine volle Legislaturperiode veran-
schlagt, um die weiter ansteigende Arbeitslosigkeit 
zu bremsen und umzukehren. 

(Wieczorek [Duisburg [SPD]: Was haben 
Sie denn gemacht? Wo ist denn Ihr Er-

folg?) 

Ich stelle fest, daß wir dieses Ziel erreicht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Der Historiker, ein 

Geschichtsklitterer!) 

Mehr noch: Ich habe Ihnen vorhin gesagt, was Herr 
Rau in diesen Tagen deutlich gemacht hat. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie haben 
den Mund zu voll genommen!) 

Nehmen Sie doch zur Kenntnis, daß es den Wähler 
überhaupt nicht beeindrucken kann, wenn Sie ein 
solches Jammertal als Bild der Republik entwickeln 
und Herr Rau schlicht und einfach sagt: Der Mehr-
heit geht es gut, die Wirtschaft ist gut gelaufen, die 
Preissteigerungsrate ist niedrig. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt!) 

— Ja, wenn das stimmt, dann stimmt doch dieses 
Katastrophengemälde nicht, das Sie hier entwickelt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die einzige 

Katastrophe sind Sie!) 

Meine Damen und Herren, für uns besteht kein 
Zweifel, daß es auf diesem Wege notwendig war, die 
Gesundung der Staatsfinanzen durchzusetzen, um 
solide Politik zu betreiben. Ich weiß auch, daß dies 
schwierig war. Ich weiß, daß dies Opfer kostete. Ich 
weiß auch, daß Ihnen diese Opfer in Landtagswahl-
kämpfen — denken Sie an die Wahl an der Saar 
oder in Nordrhein-Westfalen — zu einer breiten Dif-
famierungskampagne genützt haben. Dennoch wis-
sen wir heute, daß diese Opfer zu Recht abverlangt 
wurden und daß wir damit auf einen soliden Kurs 
gekommen sind. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Verschiebe-
bahnhöfe haben Sie gemacht!) 

Wir haben, meine Damen und Herren, dabei vielen 
zu danken. Ich will in diesem Zusammenhang die 
Tarifpartner, die Gewerkschaften genauso wie auch 
die Unternehmer ausdrücklich erwähnen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, Ihre ganze 
Diffamierung auch an diesem Punkt ist doch zu-
sammengebrochen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was haben Sie 
denn über die Gewerkschaften gesagt?) 

Sprechen Sie doch draußen in irgendeiner Ver-
sammlung, soweit Sie solche überhaupt noch abhal-
ten, heute einmal von diesem ganzen Unsinn, den 
Sie im Frühjahr verbreitet haben, es gebe einen 
Schlag gegen die Souveränität der Gewerkschaft. 
Wenn die Gewerkschaft in diesem Jahr, in diesen 
Tagen und Monaten in Mißkredit geraten ist, dann 
durch selbstverschuldete Vorkommnisse, an denen 
ich ganz gewiß keine Freude habe. Denn ich bleibe, 
meine Damen und Herren, bei aller scharfen Aus-
einandersetzung mit der Führung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes bei meiner These: Im Inter-
esse der Republik brauchen wir starke Unterneh-
merverbände und starke Gewerkschaften. Wir wol-
len nicht die Tarifhoheit beim Staat. Wir wollen, daß 
das, was unter Hans Böckler und vielen anderen 
entwickelt wurde, weiterentwickelt wird. Wenn sich 
die Gewerkschaft in Frage gestellt hat, dann durch 
jene Diskussion, die in der Gewerkschaft selbst ent-
standen ist, weil sie sich moralischer Postulate be-
dient hat und den einfachsten Anforderungen von 
Prüfungen heute selbst nicht genügt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben das Haushaltsdefizit zurückgeführt. 
Wir haben auf den Kreditmärkten Zinserleichterun-
gen mit herbeigeführt. Wir haben vor allem etwas 
erreicht, was in diesen Jahren ganz wichtig war, 
nämlich daß es wieder lohnend ist, Geld in Unter-
nehmensinvestitionen und damit auch in Arbeits-
plätze zu stecken. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Auf Kosten der 
Masse der Arbeitnehmer!) 

— Sie glauben doch diesen Unsinn selbst nicht. 
Wenn Sie draußen mit den Bürgern reden, wissen 
Sie doch so gut wie ich, daß dieses Massenelend nur 
in Ihrem Kopf existiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Durch Steuersenkungen für Einkommensbezie-
her und Unternehmungen haben wir neue Spiel-
räume geschaffen, und zwar in einer Größenord-
nung von immerhin rund 25 Milliarden DM. Die 
Wirkungen sind eingetreten. So sind die Investitio-
nen in der Industrie allein in den Jahren 1985 und 
1986 real um ein Drittel gestiegen. Wer sich des 
Zusammenhangs zwischen Investitionen einerseits 
und der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplät-
zen andererseits bewußt ist, der weiß, daß die Inve-
stitionsdynamik von heute gleichbedeutend ist mit 
Arbeitsplätzen und Beschäftigung morgen. Das ist 
ein Grundsatz unserer Politik, und dabei werden 
wir bleiben. 

Meine Damen und Herren, bei alldem ist deutlich 
geworden, daß die Prinzipien der Sozialen Markt- 



19320 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. November 1986 

Bundeskanzler Dr. Kohl 
wirtschaft unter allen Umständen auch in unseren 
Verhältnissen, in unserem Land die beste Voraus-
setzung und die beste Grundlage für eine gute Zu-
kunft einer modernen Volkswirtschaft sind. 

Meine Damen und Herren, auch in der Sozialpo-
litik haben wir den Handlungsspielraum zurückge-
wonnen. Wir haben insbesondere bei der Sicherung 
der Altersversorgung deutlich gemacht, daß wir ei-
nen sorgenfreien Lebensabend unserer alten Mit-
bürger garantieren wollen. Sie haben am Ende Ih-
rer Amtszeit hinterlassen, daß Anspruch und Wirk-
lichkeit nicht mehr in Übereinstimmung gebracht 
werden konnten. Sie wollen einfach nicht wahrha-
ben, daß Sozialisten immer wieder die gleiche Er-
fahrung machen mußten, daß niemand ungestraft 
auf Dauer über die Verhältnisse des Landes leben 
kann. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie haben 176 Milli-
arden gekürzt!) 

Meine Damen und Herren, wenn Opfer abver-
langt werden mußten, dann führt doch gar kein Weg 
daran vorbei, daß die zu verteilenden Leistungen an 
das anzupassen waren, was eben von Arbeitneh-
mern und Unternehmungen gemeinsam erarbeitet 
wurde. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Das sehen Sie bei 
der Vermögensteuer!) 

— Über Vermögensbildung können Sie doch nicht 
reden. Sie haben doch gar nichts gemacht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Vo-
gel [SPD]: Zuhören!) 

— Herr Kollege Vogel, auch das Mißverständnis ist 
ja ganz gut. Sie als angebliche Arbeitnehmerpartei 
haben doch nichts in der Vermögensbildung ge-
macht. Sie haben in den ganzen Jahren geschwie-
gen. Sie haben nichts dazu beigetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sparsame Haushaltspolitik und eine Sozialpolitik 
mit Augenmaß haben neue Möglichkeiten geschaf-
fen, denen zu helfen, die vor allem auf die Hilfe des 
Staates angewiesen sind. Ich nenne die Familien 
mit Kindern, die wir aus dem politischen und ge-
sellschaftlichen Abseits der 70er Jahre wieder her-
ausgeholt haben. Mit dem Erziehungsgeld, mit der 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten im Ren-
tenrecht und mit steuerlichen Erleichterungen ha-
ben wir uns gerade hier für eine neue Politik ent-
schieden. 

Meine Damen und Herren, Sie haben keinen 
Grund, an diesem Thema herumzukritisieren, denn 
Sie haben ja über einem Jahrzehnt nichts zugun-
sten der Familie getan. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Allein das Steuerpaket mit einer Summe von über 
10 Milliarden DM, das zum 1. Januar dieses Jahres 
in Kraft trat, ist ein Beispiel dafür, was wir zugun-
sten der Familie zustande gebracht haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist doch lächer-
lich!) 

Wenn Sie, wie Sie behaupten, es wirklich ernst 
meinen mit der Familie, auch in Ihrem Programm, 
dann frage ich Sie schlicht und einfach: Warum gibt 
es bis heute in Nordrhein-Westfalen keine Landes-
stiftung „Mutter und Kind" und kein Landeserzie-
hungsgeld? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gerade in Nordrhein-Westfalen — die dortige Lan-
desregierung ist ja im Blick auf den 25. Januar von 
besonderem Interesse — wird gegenwärtig von Ih-
ren Genossen exemplarisch vorgeführt, daß derjeni-
ge, der seine Finanzen nicht in Ordnung halten 
kann, auch in der Sozialpolitik am Ende hilflos und 
tatenlos dasteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Während es für die Bürger in Nordrhein-Westfa-
len täglich Anschauungsunterricht in Sachen So-
zialabbau gibt, konnten wir hier in Bonn in der 
Tätigkeit der Koalitionsfraktionen und der Bundes-
regierung gemeinsam wichtige Hilfen verbessern: 
die Erhöhung des Wohngeldes um immerhin rund 
1 Milliarde DM, die spürbare Anhebung der Sozial-
hilfesätze um 8 %, die zweimalige Verlängerung der 
Zahlung von Arbeitslosengeld, 100 000 Plätze — das 
ist eine Verdreifachung der Zahl der bisher zur Ver-
fügung stehenden Plätze — für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und die Wiedereinführung des 
Kindergeldes für arbeitslose Jugendliche, das Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, bekannt-
lich gestrichen hatten, um nur wenige Beispiele zu 
nennen. Dazu kommen — ich sage es Ihnen noch 
einmal — die Initiativen zur Vermögensbildung. 

Wie können Sie es überhaupt wagen, heute als 
Partei aufzutreten, die die Interessen der Arbeit-
nehmer vertritt, wenn Sie in diesen zentralen Punk-
ten nichts, aber auch gar nichts zur Entwicklung 
und Gestaltung einer künftigen sozialen Gesell-
schaft beigesteuert haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, allein diese Zahl 
macht deutlich, wie abwegig Ihre These vom Sozial-
abbau ist: Insgesamt sind die Sozialleistungen in 
dieser Legislaturperiode um 80 Milliarden DM auf 
insgesamt 604 Milliarden DM gestiegen, und dies 
trotz aller Schwierigkeiten. Wir wissen, daß Wirt-
schaftspolitik und Sozialpolitik keine getrennten 
Veranstaltungen mit getrennten Kontenführungen 
sind, sondern daß ihre jeweiligen Erfolge eng und 
unlösbar zusammengehören und daß man über-
haupt nur helfen kann, wenn andere die notwendi-
gen Mittel vorher erarbeitet haben. Solidarität und 
Solidität, das ist ein Wortpaar, das gehört für uns 
zusammen. Das markiert auch unsere Marschrich-
tung für die nächsten Jahre. 

Meine Damen und Herren, Sie haben auch von 
der Umweltpolitik gesprochen. Es ist schon beacht-
lich, wie jemand, der nichts, aber auch gar nichts 
auf diesem Gebiet beigesteuert hat, von Umweltpo-
litik sprechen kann. 

(Lachen bei der SPD) 

Sie müssen das allerdings tun, weil Sie sich ja im

-

mer mehr in das Vertrauen Ihrer neuen Partner im 
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Sinne der rot-grünen Kombination hineinreden 
wollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, bei unserer Regie-
rungsübernahme haben wir hier wirklich ein freies 
Feld vorgefunden. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 
Lesen Sie mal nach, was Herr Biedenkopf 

sagt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich frage Sie ganz einfach: Herr Abgeordneter Vo-
gel — Sie waren doch Mitglied einer Bundesregie-
rung —, 

(Dr. Vogel [SPD]: Biedenkopf!) 

was haben Sie denn in den Jahren getan, als Japan 
und die USA das umweltfreundliche Auto einge-
führt haben? Sie haben nichts getan. Sie haben gar 
nichts getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wenn die strengen Bestimmungen der Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung und der Novelle zur 
Technischen Anleitung „Luft" bereits vor zehn Jah-
ren in Kraft getreten wären, dann wären die Ver-
hältnisse heute natürlich günstiger. Die von dieser 
Bundesregierung zügig gefaßten Beschlüsse zum 
Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen zei-
gen doch ganz konkrete Wirkungen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, am Rhein! — Ströbele 
[GRÜNE]: Gehen Sie mal im Rhein 

baden!) 

Der Schwefelausstoß aus Kraftwerken wird bis 
1993 um mehr als 75 % verringert. Das können Sie 
doch nicht bestreiten. Ihr Beitrag zu dieser Politik 
war Null. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Schadstoffabgabe aus Industrieanlagen nimmt 
von Jahr zu Jahr drastisch ab. Der Anteil umwelt-
freundlicher Autos an der Neuzulassung beträgt in-
zwischen 60 %. Erinnern Sie sich noch an die De-
batte zu diesem Punkt, an Ihre Prognosen? Nichts, 
aber auch gar nichts von Ihren Prognosen ist inzwi-
schen eingetreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Überall in der Bundesrepublik Deutschland kann 
heute bleifrei getankt werden. Auch in unseren 
Nachbarländern wird das Netz bleifreier Tankstel-
len dichter. Die verschärften Anforderungen zur 
Luftreinhaltung führen nach Schätzung von Exper-
ten zu zusätzlichen Investitionen in einer Größen-
ordnung von bis zu 60 Milliarden DM. Unsere Poli-
tik verbessert also nicht nur Umwelt, sie schafft 
Investitionen und damit Arbeitsplätze. 

Meine Damen und Herren, die von mir angeregte 
Sonderkonferenz zur Reaktorsicherheit der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation Ende Sep-
tember in Wien hat gezeigt, daß es glücklicherweise 
auch möglich ist, jenseits aller ideologischen Gren-
zen Fortschritte zugunsten einer besseren Umwelt 
zu machen. 

Herr Abgeordneter Vogel, da Sie so gerne zur 
Kernkraft zitieren: Daß sich kürzlich die General-
versammlung der Vereinten Nationen einstimmig 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Einstimmig!) 

für die weitere Nutzung der Kernenergie ausge-
sprochen hat, zeigt doch die Realitätsferne all derer, 
die im Alleingang zum Ausstieg aufbrechen wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In Wahrheit, Herr Abgeordneter Vogel, glaube ich 
Ihnen auch gar nicht, daß Sie aussteigen wollen. Ich 
glaube, daß Sie vor der Wahl ganz bewußt noch ein 
paar Wähler, die Angst haben, für sich gewinnen 
wollen. Ich glaube zum zweiten, daß Sie sich auf 
diesem Weg bei den GRÜNEN anschleichen wollen, 
um mit denen zusammen die Macht in unserem 
Land zu übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Sie schließen von sich auf 

andere! So machen Sie Politik!) 

Meine Damen und Herren, es muß Sie doch nach-
denklich stimmen, daß Sie immer und bei jeder Ge-
legenheit die Dritte Welt und ihre Sorgen und Nöte 
im Munde führen, nur bei diesem Thema nicht. 
Wenn Sie die Debatte bei den Vereinten Nationen 
zum Thema Kernkraft verfolgt haben, wissen Sie, 
daß es doch gerade die Länder der Dritten Welt 
waren, die an die Industrienationen eindringlich ap-
pelliert haben, Kernkraft weiterhin zu nutzen. Man 
sieht doch an diesem Beispiel, daß Sie auch in die-
ser zentralen Frage deutscher Politik international 
völlig in die Isolierung geraten sind. 

Wenn die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen zugleich einstimmig eine Verbesserung 
der Sicherheit fordert, dann ist dies auch ein Erfolg 
unseres beharrlichen Eintretens für internationale 
Verbesserung der Sicherheit kerntechnischer Anla-
gen. 

Noch etwas, meine Damen und Herren, weil es 
angesprochen wurde: Der Chemieskandal in Basel 
hat deutlich gemacht, 

(Ströbele [GRÜNE]: Basel? BASF!) 

daß internationale Standards zum Schutz unserer 
Umwelt nicht nur beim Thema Kernenergie auf der 
Tagesordnung stehen. Es ist in jeder Weise unver-
ständlich und in keiner Weise zu entschuldigen, daß 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre mit einem 
solchen Risikopotential derart leichtfertig umge-
gangen wurde. 

(Ströbele [GRÜNE]: Und was tun Sie gegen 
diese Leute?) 

Ich füge klar hinzu: Wir brauchen die chemische 
Industrie und ihre Erzeugnisse; wir müssen aber 
erwarten, daß bei Herstellung und Lagerung ein 
Maximum an Vorsicht und Vorsorge gewährleistet 
wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie bei der BASF!) 

Wenn jemand sich nicht daran hält bzw. im Un

-

glücksfall durch Nachlässigkeit oder sogar Vertu- 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
schungsversuche den Schaden vergrößert, dann ist 
das schlicht und einfach Umweltkriminalität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier besteht sowohl im internationalen wie im 
nationalen Rahmen sicherlich Handlungsbedarf, 
wobei mehr noch als bisher das Prinzip einer aus-
reichenden Vorsorge in den Mittelpunkt der Über-
legungen gestellt werden muß. 

Das gilt auch für die chemische Industrie in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Vorfälle der letz-
ten Tage zeigen dies ganz deutlich. Wir werden des-
halb im engen Zusammenwirken mit den Bundes-
ländern prüfen, wie der Vollzug bestehender Sicher-
heitsvorschriften verbessert werden kann und ob 
die Vorschriften zum Umgang mit gefährlichen 
Stoffen verschärft werden müssen. Angesichts des 
hohen Risikopotentials, mit dem man in der chemi-
schen Industrie notwendigerweise umgehen muß, 
muß auch sichergestellt werden, daß die Firmen 
und die Betreiber die notwendige Eigenverantwor-
tung mit Sorgfalt auch in der Unterrichtung gegen-
über den staatlichen Stellen und der Öffentlichkeit 
wahrnehmen. Die Sanierung und Revitalisierung 
des Rheins ist nicht nur, aber auch und vor allem 
im Interesse unserer Trinkwasserversorgung uner-
läßlich. Darüber hinaus gilt: Auch und gerade im 
Umweltschutz können wir eben Probleme nicht al-
lein mit Vorschriften und Verboten lösen, sondern 
wir brauchen auch neue Verfahren, brauchen neue 
Technologien, brauchen neue technische Lösungen 

(Zuruf von der SPD: Vor allen Dingen e-
nen neuen Kanzler!) 

in der Industriegesellschaft zugunsten des Umwelt-
schutzes. 

Meine Damen und Herren, gerade bei den Koh-
lekraftwerken erleben wir ja zur Zeit auf eindrucks-
volle Weise, welcher Schub durch neue Technik 
möglich gemacht wurde. Wir haben dafür in den 
letzten vier Jahren neue gesetzliche Rahmenbedin-
gungen gesetzt. 

In diesem Zusammenhang ist es allerdings ein 
ziemliches Trauerspiel, wie Sie, Herr Abgeordneter 
Vogel, heute zu dem Themenbereich „Ibbenbüren" 
Stellung beziehen. Ich erinnere mich noch sehr gut 
an Ihre Ausführungen, an Ihre Panikmache zum 
Thema „Buschhaus". Buschhaus dient heute als ein 
Paradebeispiel für eine fortschrittliche Technologie 
und Entwicklung. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ibbenbüren genauso! 
Ibbenbüren erfüllt alle Kriterien!) 

Und damals sprachen Sie, meine Damen und Her-
ren, von der „Dreckschleuder der Nation"! 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Der blanke Opportunismus der deutschen Sozialde-
mokratie wird an diesem Beispiel ganz besonders 
deutlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden unsere Zukunftsaufgaben nur dann 
lösen können, wenn wir innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland ein gesellschaftliches Klima  

schaffen, das offen ist für das notwendige Gespräch, 
das fähig macht zum Anhören und zum Tolerieren 
anderer Meinungen, das offen ist für Innovation 
und das offen ist für technischen Fortschritt. 

Meine Damen und Herren, wenn in diesem Jahr 
in der Bundesrepublik von der öffentlichen Hand 
und der Wirtschaft insgesamt ein Betrag von 
54 Milliarden DM für Forschung und Entwicklung 
ausgegeben wird, ist das ein Stück Abschlagszah-
lung für die Zukunft unseres Landes. Es ist zugleich 
eine Markierung für den Weg in die Zukunft. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was für eine Zu

-

kunft?) 

Wir brauchen auch in der kommenden Legislatur-
periode noch große Anstrengungen, um die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes zu sichern und zu 
stärken. Das gilt für den Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik, das gilt für unsere Einbindung in 
die Weltwirtschaft, und das gilt für die vielen not-
wendigen Veränderungen und Anpassungen des 
nächsten Jahrzehnts. Mit der bei uns bereits in 
Gang befindlichen Diskussion über die Strukturre-
form des Steuersystems hat ja ein Teil der Schaf-
fung der neuen Gestaltungsbedingungen der 90er 
Jahre schon begonnen. Mit der Anpassung der Ren-
tenversicherung an die katastrophalen demographi-
schen Zahlen sowie mit der Kostenbegrenzung im 
Gesundheitswesen stehen weitere wichtige Stich-
worte auf der Tagesordnung der nächsten Jahre. 
Nicht zuletzt will ich auf die weitreichenden Wir-
kungen der sich durch den Einsatz neuer Techni-
ken ergebenden Möglichkeiten verweisen. Weiter-
bildung, lebenslanges Lernen, größere Flexibilität 
in der Arbeitszeitgestaltung und vieles andere 
mehr, das sind Fragen, auf die wir die richtigen 
Antworten geben müssen. 

Wir haben in den vergangenen vier Jahren ver-
sucht, unseren Beitrag dazu zu leisten, daß wir in 
den kommenden Jahren zu den richtigen, zu den 
angemessenen Antworten auf diese Fragen kom-
men können. Es sind günstige Voraussetzungen ge-
schaffen worden. Wir haben Chancen und Perspek-
tiven erarbeitet, um diese Zukunftsaufgaben mit 
Zuversicht und begründetem Optimismus in An-
griff nehmen zu können. 

Meine Damen und Herren, auf dieser Basis wer-
den wir, die Koalitionsparteien CDU, CSU und FDP, 
uns dem Wähler stellen. Wir werden uns dem Wäh-
lervotum im Vertrauen darauf stellen, daß die große 
Mehrheit unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
weiß, was in diesen vier Jahren geschehen ist. Wir 
tun das in der selbstverständlichen Überzeugung, 
daß wir versucht haben, im Rahmen des uns Mögli-
chen unsere Pflicht zu tun, und wir sind bereit, auch 
nach der Wahl in diesem Amt weiterhin unsere 
Pflicht zu tun. Wir bitten unsere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger dafür um ihr Vertrauen. Wir bitten 
sie, nüchtern über diese vier Jahre Bilanz zu ziehen 
und dann ganz persönlich ihre Entscheidung zu 
treffen. Dann, meine Damen und Herren, ist uns vor 
dieser Entscheidung am 25. Januar nicht bange. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, zuerst einmal muß ich einen Ordnungsruf 
erteilen. Herr Abgeordneter Schreiner, ich erteile 
Ihnen einen Ordnungsruf für die Bemerkung „Lü-
genkanzler". 
Vielleicht darf ich an dieser Stelle auch einmal 

eine Bemerkung machen. Ich würde mich sehr freu-
en, wenn persönliche verbale Beleidigungen in der 
künftigen Debatte für alle Mitglieder des Hauses 
entfallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn man das zweifelhafte 
Vergnügen hat, nacheinander Herrn Bangemann 
und Herrn Kohl zuhören zu müssen und sich dann 
sagen zu müssen, daß die beiden Leute tatsächlich 
ein Industrieland wie die Bundesrepublik Deutsch-
land regieren, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

dann wird man eher schwermütig. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/-
CSU]: Sagt der Ehmke! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Ich glaube aber, Herr Bundeskanzler, daß diese Re-
gierung Kohl-Bangemann einen Rekord gebrochen 
hat. Ich glaube, daß sie wie keine andere Vorgän-
gerregierung Sachpolitik und die Lösung von politi-
schen Problemen durch Propaganda und Kosmetik 
ersetzt hat. Dabei hat die Umwandlung des Presse-
amtes unter dem strammen Parteimann Ost in ein 
Bundesamt für Propaganda gute Hilfe geleistet, 
und die Täuschung der Öffentlichkeit ist fast zur 
Methode geworden. 

Es tut mir leid, Herr Kollege Waigel, daß Sie sich 
da heute angeschlossen haben, denn Sie hätten 
schon der heutigen Tagespresse entnehmen kön-
nen, daß Herr Scherf richtiggestellt hat, was Sie 
ihm vorwerfen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ich habe nur vor-
gelesen, er könne sich nicht erinnern!) 

Und die Äußerung, die Sie Herrn Lafontaine unter-
geschoben haben, ist nicht von Herrn Lafontaine 
gemacht worden. Aber in der Diffamierung seid ihr 
halt groß. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Graf 
Huyn [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Keine Zwischenfrage. — 
Ich glaube allerdings, daß in der Person des Herrn 
Bundeskanzlers auch ein erhebliches Maß von 
Selbsttäuschung mitschwingt. Herr Bundeskanzler, 
daß wir in der Beurteilung von Sachfragen in so 
erstaunlichem Maße voneinander abweichen, das 
liegt, glaube ich, daran, daß Sie, wenn Sie von Reali-
tät sprechen, nicht die Tatsachen meinen, sondern 
das Wunschbild, das Sie sich von diesen Tatsachen  

machen oder jedenfalls über diese Tatsachen ver-
breiten lassen. 

Die Kollegen Apel und Vogel haben in sehr einge-
hender Darlegung aufgezeigt, daß der Widerspruch 
zwischen Tatsachen und Regierungspropaganda 
immer größer wird. Ob das um den Konjunkturab-
lauf und seine wirtschaftlichen Risiken geht, um die 
Massenarbeitslosigkeit, um die unsoziale Umvertei-
lung von unten nach oben, bei der die Reichen Steu-
ern zurückbekommen und für Trümmerfrauen und 
Schüler kein Geld da ist, ob es um Ihre ungerechte 
Steuerreform geht, um die Pleiten- und Subven-
tionsrekorde, um die Defizite, die nun noch ein biß-
chen schneller steigen, da die Bundesbankgewinne 
zu fließen aufhören, 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

ob es um die Katastrophen im Bereich der Atom-
wirtschaft und im Bereich der Chemie geht, ob es 
um die mangelnden Fahndungserfolge bei der Be-
kämpfung des Terrorismus geht — ein besonders 
düsteres Kapitel des Herrn Zimmermann —, über-
all wird der Widerspruch zwischen Regierungspro-
paganda, oder, wie der Herr Bundeskanzler das 
nennt, seinen Optimismuskampagnen und den Tat-
sachen sowie den Problemen, vor denen dieses 
Land steht, deutlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, mein Kollege Manfred Rei-
mann, der Sie hoffentlich auch in diesem Wahl-
kampf in Ihrem Wahlkreis Ludwigshafen wieder 
schlagen wird, wird Ihnen nachher noch einmal in 
bezug auf die sozialen und wirtschaftlichen Fragen, 
die Sie angesprochen haben, an Hand Ihres eigenen 
Wahlkreises Ludwigshafen vorführen, was Ihre So-
zial- und Wirtschaftspolitik für die Arbeitnehmer 
draußen wirklich bedeutet. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Ich möchte mich hier zunächst der Tatsache zu-
wenden, daß auch in der Außenpolitik die Sache für 
Sie — mit „Sache" meine ich die Position, das Anse-
hen, den Einfluß der Bundesrepublik in der Welt — 
sehr viel weniger bedeutet als Ihre eigene Propa-
ganda. Die Doppelzüngigkeit reicht hier bis zur be-
wußten Täuschung. 

Herr Bundeskanzler, da Sie mich darauf ange-
sprochen haben: Wie war das denn mit Reykjavik? 
Sie haben doch nach Reykjavik gesagt, es sei kein 
schwarzer Sonntag für die Abrüstung gewesen, wir 
hätten keine Jahre verloren. Sie haben sogar eine 
Optimismuskampagne gestartet — wieder Public 
Relations statt Politik —, die kam aber schon zu 
Ende, als die amerikanischen Wahlen gelaufen wa-
ren. Da war sie nämlich in Amerika auch zu Ende. 
Heute kann man doch nur feststellen, daß Sie, wenn 
Sie überhaupt noch daran festhalten, daß Reykja-
vik ein Erfolg gewesen sei, das nur in dem Sinne 
tun, daß glücklicherweise nichts zustande gekom-
men sei. 

(Beifall bei der SPD) 
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Dr. Ehmke (Bonn) 
Wie sagte doch der Herr Strauß, der ja immer offe-
ner redet als Sie? Er sagte am Wochenende auf dem 
kleinen CSU-Parteitag: 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: So klein war der 
nicht! — Dr. Vogel [SPD]: Der große Waigel 
hat auf dem kleinen Parteitag gespro-

chen!) 

„Eine rasche Unterschrift hätte uns gewaltige 
Schwierigkeiten bringen können." — Das ist doch 
die Wahrheit. Sie haben eine Optimismuskampagne 
unter Wahlkampfgesichtspunkten geführt. Inzwi-
schen sind Sie dabei, selbst das zu demontieren, 
was selbst Reagan noch von Reykjavik beibehalten 
hat. Aber darauf werde ich noch zurückkommen. 

Ihre Außenpolitik besteht aus drei Teilen: Lieb-
dienerei in Washington unter Verletzung deutscher 
und europäischer Interessen; gegenüber der So-
wjetunion und Osteuropa, auch der DDR, ein dump-
fes Zurückgleiten in den Kalten Krieg und im Be-
reich von Rüstungskontrolle und Abrüstung ein 
Übergang von Abstinenz zu Widerstand. 

In der Debatte über Ihre Regierungserklärung 
nach dem Washington-Besuch habe ich schon ge-
sagt, daß die Rückkehr Ihrer Außenpolitik zu An-
klängen an den Kalten Krieg mit der Rechtsent-
wicklung der Union zusammenhängt, mit jenem 
dumpfen Stammtisch-Mief, von dem wir heute bei 
meinen beiden Vorrednern ja so manche Kostprobe 
geboten bekommen haben. An die Adresse von 
Herrn Waigel sei gesagt: Daß ein Mann wie Hans 
Maier in dieser Situation aus seinem Amt heraus- 

) geworfen wird, zeigt ebenfalls, daß in der Union die 
Weichen wieder einmal in Richtung auf die Spießer 
und die Stahlhelmer gestellt sind. Das ist nämlich 
identisch. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/-
CSU]: Der Mann erschrickt, wenn Sie ihn 

zitieren!) 

So erleben wir denn die laufenden Peinlichkeiten 
des amtierenden Bundeskanzlers bis hin zum 
„Newsweek"-Interview, seine Angriffe auf die östli-
chen Nachbarn zu rechten Wahlkampfzwecken und 
— wie der Herr, so's Gescherr — die Dummejun-
gensprüche des Herrn Kanzleramtschefs, wobei 
man diese Bezeichnung noch eher als Verharmlo-
sung ansehen muß; denn die Propagandaparole, die 
Sowjetunion mische sich in den deutschen Wahl-
kampf ein, ist nur eine dreiste Verdrehung der Tat-
sache, 

(Beifall des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

daß Sie, Herr Kohl, aus rechten Wahlkampfzwek-
ken mit unseren außenpolitischen Interessen 
Schindluder treiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Herr Außenminister Genscher hat dazu auf 
seinem FDP-Parteitag harte Worte gefunden, auch 
in Richtung Bundeskanzler. Hier aber, Herr Gen-
scher, schweigen Sie. Ich kann nur sagen: Ihre Posi-
tion in Bonn wird immer erbarmungswürdiger. 

Wenn ich mir den Widerspruch ansehe zwischen 
dem, was Sie sagen oder was Herr Möllemann in 
Istanbul gesagt hat oder was Kollege Schäfer zur 

Frage der Null-Lösung gesagt hat, und dem, was in 
der Regierung wirklich passiert, 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sind die Null-Lö

-

sung!) 

sehe ich mich leider in meiner Meinung bestätigt, 
daß die Frage, ob die FDP in der Regierung ist oder 
nicht, nur noch für die Postenverteilung von Bedeu-
tung ist, aber nicht mehr für die Entscheidung in 
außenpolitischen Sachfragen. 

(Beifall bei der SPD — Bundesminister 
Genscher: Unerhört!) 

Nicht nur der Dauerclinch zwischen Herrn Strauß 
und Herrn Genscher, auch die Angriffe des CDU

-

Stahlhelms auf den Bundespräsidenten und andere 
moderate Unionspolitiker zeigen: Der Stahlhelm ist 
dabei, die Reste der von Herrn Kohl versprochenen, 
aber nicht gehaltenen Kontinuität in der deutschen 
Außenpolitik zu beseitigen. Darum ist Herr Huyn 
auch so fröhlich. 

Der daraus folgende desolate Zustand unserer 
Außenpolitik trifft mit einem ähnlich desolaten Zu-
stand der amerikanischen Außenpolitik zusammen. 
Präsident Reagan ist in dreifacher Hinsicht schwer 
angeschlagen: einmal durch seine Niederlage bei 
den Senatswahlen, dann durch die fortwährende 
Demontage seitens der rechten Flügelmänner in 
Amerika und ihrer Handlanger in Europa, vor al-
lem auch in der Bundesrepublik, fast allen dessen, 
was er in Reykjavik als Teilfortschritte verabredet 
hat, schließlich durch seine Affäre der Waffenliefe-
rung in den Iran. 

Angesichts dieser Situation in Bonn und Wa-
shington nimmt es nicht wunder, daß die NATO in 
einem Zustand der Verwirrung gelandet ist. Ich 
darf vielleicht bitten, falls Sie zu ernsthaftem politi-
schen Nachdenken noch bereit sind, darüber nach-
zudenken, ob es nicht wirklich einmalig ist, daß sich 
das westliche Bündnis im folgenden Zustand befin-
det: Der amerikanische Präsident spricht in Reyk-
javik mit Herrn Gorbatschow eine Null-Lösung für 
Mittelstreckenwaffen in Europa ab und bringt sie, 
wie verabredet, am Genfer Verhandlungstisch ein. 
Das ist die Auskunft, die uns die amerikanische 
Regierung gegeben hat. Aber der amerikanische 
NATO-Oberbefehlshaber und sein deutscher Ver-
treter bezeichnen diesen Vorschlag des amerikani-
schen Präsidenten als unsinnig — was zugleich ein 
interessantes Schlaglicht auf das Verhältnis von po-
litischer Führung und Militär im westlichen Bünd-
nis wirft. Während der Präsident die Abschaffung 
dieser Waffen verabredet, beschließen die Verteidi-
gungsminister der NATO für die westlichen Mittel-
streckenwaffen — die nach Reagans Willen und 
Aussage gerade abgeschafft werden sollen — neue 
Einsatzrichtlinien, die zum erstenmal den Einsatz 
dieser Waffen auf dem Territorium der Sowjetunion 
vorsehen. 

Die Herren Wörner und Kohl und andere Leute, 
die noch mehr Angst vor einer wirklichen Abrü-
stung als vor einem Atomkrieg haben, sind dabei, 
die Null-Lösung mit lauter Zusatzforderungen zu 
befrachten, um sie zu Fall zu bringen, während sie 
gleichzeitig den Wählern und Bürgern vortäuschen 
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Dr. Ehmke (Bonn) 
— auch heute wieder, Herr Bundeskanzler —, sie 
seien für die Null-Lösung. 

Die Doppelzüngigkeit des Herrn Bundeskanzlers 
verrät sich in Formulierungen wie der, die Null-
Lösung — die er doch selbst mit vorgeschlagen hat; 
das war doch ein westlicher Vorschlag — sei für ihn 
„akzeptabel". Da lobe ich mir den Klartext von 
Herrn Strauß. Originalzitat: 

Ich bin auch, Gott sei Dank, mit Helmut Kohl 
völlig einig, daß wir die Null-Lösung bei Mittel-
streckenraketen in Europa nicht anstreben 
dürfen. 

Sie aber beschwindeln unser Volk, Herr Bundes-
kanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist unbestritten, daß auf dem Gebiet der Kurz-
streckenraketen und der konventionellen Waffen 
ebenfalls vertragliche Vereinbarungen erforderlich 
sind. Die deutschen Sozialdemokraten haben im 
Gegensatz zu der bisher untätigen Bundesregie-
rung auch für den Bereich der Kurzstreckenrake-
ten und der konventionellen Waffen Abrüstungs-
vorschläge gemacht. Aber wir sind dagegen, die 
mögliche Null-Lösung bei Mittelstreckenwaffen in 
ein Paket mit diesen Fragen zu binden, so wie wir 
auch gegen das sowjetische Paket sind, das die 
Null-Lösung bei Mittelstreckenwaffen mit der Welt-
raumrüstungsfrage verbinden will. Wir sagen den 
Sowjets und den amerikanischen Freunden: Europa 
darf nicht Geisel des amerikanischen SDI-Pro-
gramms werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind vielmehr dafür — in diesem Punkt deckt 
sich unsere Auffassung mit der des Außenmini-
sters —, so schnell wie möglich eine separate Null-
Lösung anzustreben und den Impetus eines solchen 
Erfolgs für Fortschritte in den anderen Bereichen 
zu nutzen. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bei Aufstel-
lung der Pershing-Raketen und der Marschflugkör-
per selbst nie behauptet, diese Waffen sollten die 
schon damals vorhandene Überlegenheit der So-
wjets im Kurzstreckenbereich und im konventio-
nellen Bereich ausgleichen. Es ging allein um ein 
Gegengewicht zu den sowjetischen SS-20-Raketen. 
Insofern aber, Herrn Bundeskanzler, würde eine 
Null-Lösung nicht nur eine Rückkehr zum Status 
quo ante, sondern eine wesentliche Verbesserung 
der westlichen Position darstellen, und zwar aus 
drei Gründen. Erstens hat sich die Sowjetunion be-
reit erklärt, auf die Anrechnung der französischen 
und britischen Atomraketen im Mittelstrecken-Zu-
sammenhang zu verzichten. Zweitens würde die 
Abschaffung der SS 20 dazu führen, daß Westeu-
ropa im Gegensatz zu der Zeit vorher auch keine 
SS-4- und SS-5-Raketen mehr bedrohen würden. 
Schließlich hat sich die Situation insoweit zugun-
sten des Westens geändert, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wodurch wohl?) 

daß seit dem November 1983 die Amerikaner Hun-
derte von seegestützten Cruise Missiles stationiert 
haben, so daß die Lage günstiger ist, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wodurch wohl? 
Doch nicht durch Ihre Politik!) 

als sie vor dem Beginn von Rüstung und Nachrü-
stung war. 

Ich sage: Wer behauptet oder behaupten und 
streuen läßt -- wir wissen ja, Herr Wörner, wie das 
von der Hardthöhe ausgeht —, daß man auf jeden 
Fall, weil es in der sogenannten Eskalationsleiter 
kein Loch geben dürfe, atomare Mittelstreckenra-
keten auf deutschem Boden haben muß, dem geht 
es nicht um Abrüstung, sondern dem geht es um die 
Bedrohung sowjetischer Kommandozentralen und 
Raketensilos von deutschem Boden aus und der 
nimmt dafür die tödliche Bedrohung unserer Städte 
und der in ihr lebenden Menschen durch die sowje-
tischen Mittelstreckenwaffen in Kauf. 

(Beifall bei der SPD) 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Wer das tut, macht einen beschränkten Atomkrieg 
in Europa wahrscheinlicher und stärkt damit nicht 
die Ankoppelung Europas an Amerika, sondern ruft 
die Gefahr der Abkopplung hervor. Da muß ich sa-
gen: Ich schäme mich, daß in einer solchen Exi-
stenzfrage wie der Null-Lösung in dieser Regierung 
diese Eierei und diese Doppelzüngigkeit festzustel-
len sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu paßt dann auch, Herr Bundeskanzler, daß 
aus Ihren Reihen die Null-Lösung bei Mittelstrek-
kenwaffen nicht nur mit Forderungen nach gleich-
zeitiger Lösung bei den Kurzstreckenraketen bela-
stet, sondern nun auch noch die Möglichkeit einer 
weiteren Nachrüstung in diesem Bereich hereinge-
mogelt wird. Herr Kohl und Herr Wörner bestreiten 
das, aber Franz Josef Strauß spricht auch insofern 
Klartext. Er sagte am vergangenen Wochenende: 
„Entweder müssen die Kurzstreckenraketen einbe-
zogen werden, oder wir müssen in Europa, auf euro-
päischem Boden, eine gleichwertige Nachrüstung 
vollziehen." Da lobe ich mir die Ehrlichkeit von 
Strauß und sage noch einmal: Ich halte es für ver-
heerend, daß in Bayern Klartext gesprochen wird 
und hier in Bonn Täuschungsmanöver veranstaltet 
werden. 

Diese Doppelzüngigkeit der Union könnte ich 
auch an der Frage Weltraumrüstung, Unterhöhlung 
des ABM-Vertrages, Teststoppabkommen oder Zu-
stimmung zu neuen chemischen Waffen demon-
strieren; die Doppelzüngigkeit ist inzwischen leider 
durchgängig. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Die Wirkungen eines solchen, nach meinem Ur-
teil verächtlichen Verhaltens der Bundesregierung 
liegen auf der Hand. — Herr Genscher, ich muß das 
sagen, es tut mir leid, auch wenn Sie Opfer dieser 
Entwicklung sind. Mein Urteil gilt der Regierung 
insgesamt. — Große, ich fürchte, nicht so schnell 
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wiederkommende Abrüstungsmöglichkeiten wer-
den vertan; 

(Hornung [CDU/CSU]: Bei Ihnen hat es 
noch nie Abrüstung gegeben!) 

den Bürgern und den Bürgerinnen wird nicht die 
Wahrheit über die eigentliche Position der Bundes-
regierung gesagt, und die Glaubwürdigkeit des 
westlichen Bündnisses und seiner Abrüstungsvor-
schläge wird erschüttert; denn offenbar haben j a 
die Herren Kohl, Wörner und andere die Null-Lö-
sung nur in der Erwartung vorgeschlagen, daß die 
Sowjets sie nicht annehmen würden. Bei dieser Un-
klarheit und Doppelzüngigkeit, lieber Herr Rühe, 
ist es kein Wunder, daß die Regierung auf dem 
Gebiet der Entspannungspolitik mit leeren Händen 
dasteht. 

Herr Kohl, Sie hatten, als Sie Kanzler wurden, 
versprochen, Frieden zu schaffen mit immer weni-
ger Waffen. Sie sind dabei, Unfrieden zu schaffen 
mit immer mehr Waffen. Das ist eine Politik gegen 
unser eigenes Volk. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Auch Sie, meine Damen 
und Herren der SPD, wissen natürlich, daß unsere 
Regierungsbilanz am Ende dieser Legislaturpe-
riode hervorragend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können das natürlich nicht sagen, und dafür 
habe ich Verständnis. 

Ich will auch nicht wiederholen, was meine Kolle-
gen heute morgen, zunächst der CSU-Landesgrup-
penchef, Theo Waigel, und der Bundeskanzler, Hel-
mut Kohl, und gestern der erfolgreiche Finanzmini-
ster, Gerhard Stoltenberg, und weitere Kollegen, 
vorgetragen haben. Ich will mich heute nicht mit 
den Leistungen unserer Regierung beschäftigen, 
sondern mit Ihnen, mit der Lage der SPD, und dann 
noch mit einem ganz anderen Thema, nämlich mit 
der Zukunft. 

(Zuruf von der SPD: Zukunftsforscher 
Dregger!) 

Ihre Lage — ich glaube, darin stimmen wir über-
ein — ist beklagenswert; nicht nur wegen der kata-
strophalen Niederlagen in Hamburg und in Bay-
ern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sondern auch wegen der 
Siege im Saarland und in NRW!) 

Viel schlimmer noch ist die Identitätskrise, Herr 
Kollege Vogel, in der sich Ihre Partei befindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die SPD hat die Mitte geräumt und ist zu den grü-
nen Aussteigern übergelaufen. Das ist die Wirklich-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: So viel gro-

ben Unfug an einem Tag kann man kaum 
noch ertragen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Schon 1981 hat Richard Löwenthal, der große alte 
Mann der SPD, seine Partei beschworen, sie solle 
sich von den grünen Ideologen des Aussteigertums 
unmißverständlich abgrenzen, weil die Partei sonst 
Gefahr laufe, sich selbst zu desintegrieren. Herr 
Kollege Brandt, der Parteivorsitzende, hat damals 
die Mahnung Löwenthals mit dem arroganten Satz 
abgetan, er, Brandt, brauche sich durch Löwenthal 
nicht über die Arbeiterbewegung aufklären zu las-
sen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber von Dregger!?) 

In gleicher Weise hat Brandt damals Frau Renger 
und den ehemaligen Hamburger Bürgermeister 
Professor Weichmann — man muß schon sagen — 
abgebürstet. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Ich will die Frage nicht untersuchen, ob Herr Kol-
lege Brandt selbst zur Arbeitswelt jemals einen en-
geren Bezug gehabt hat als die von ihm gerügten 
prominenten Parteifreunde. Aber das Verhalten 
Brandts gibt mir Anlaß zu der Frage, was in seinen 
Augen Arbeitswelt und Arbeiterbewegung noch 
miteinander zu tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sollten Herr Lappas und die Manager der Neuen 
Heimat, von denen sich Herr Brandt nicht in 
gleicher Weise distanziert hat, 

(Hört! hört! bei der CDU/CSU) 

nach seiner Meinung mehr mit der Arbeiterbewe-
gung zu tun haben als die Professoren Löwenthal 
und Weichmann und die Kollegin Renger, denen ich 
immer meinen Respekt bekundet habe und heute 
auch bekunden möchte? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir in der Union haben in dieser Hinsicht keine 
Identifikationsprobleme. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie 
nicht!) 

Für uns sind — um bei meinem hessischen Beritt 
zu bleiben — z. B. die Kollegen Norbert Blüm und 
Otto Zink, beide gelernte Werkzeugmacher, und 
mein Frankfurter Kollege Helmut Link, gelernter 
Elektromechaniker — 

(Lange  [GRÜNE]: Was haben Sie gelernt? 
— Vogel [München] [GRÜNE]: Sie sind ge

-

lernter Vaterlandsverteidiger!) 

alle drei alte IG-Metaller, alle drei mehrere Jahre 
hindurch Betriebsratsmitglieder, Norbert Blüm und 
Otto Zink auch lange Jahre Vorsitzender der Ju-
gendvertretung bei Opel Rüsselsheim —, durchaus 
überzeugende Repräsentanten der Arbeiterbewe-
gung. Wir sind stolz, daß sie zu uns gehören. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lange [GRÜ

-

NE]: Wieviel Prozent sind das?) 

Im übrigen: Niemand kann leugnen, daß die Vor-
aussagen Löwenthals aus dem Jahre 1981 eingetrof- 
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fen sind. Die SPD hat sich in der Tat selbst desin-
tegriert. Sie hat Kompaß und Orientierung verloren. 
Sie ist dabei, nicht nur aus der modernen Industrie-
gesellschaft auszusteigen, sondern auch aus den po-
litischen, militärischen, ideellen und moralischen 
Bindungen an unsere Partner im Westen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Da lacht 
selbst der Präsident!) 

Das ist nicht der einzige Grund für die desolate 
Lage der SPD. Ein anderer Grund ist ihr Umgang 
mit dem eigenen Kanzlerkandidaten. Es hat noch 
keinen Kanzlerkandidaten gegeben, der von seiner 
eigenen Parteiführung so demontiert worden wäre 
wie Johannes Rau. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lange  [GRÜNE]: Aber Kanzler hat es ge-

geben!) 

Wie ist das zu werten? Gewiß, Herr Rau ist leidens-
fähig; das hat er bewiesen. Aber er ist gewiß nicht 
durchsetzungsfähig. Rau läßt sich als Kanzlerkan-
didat der SPD in der Rolle einer Galionsfigur am 
SPD-Schiff anbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Am Steuerrad der SPD hat er nichts zu suchen. 
Meine Damen und Herren, wer als Kanzlerkandi-
dat nicht einmal die SPD regieren kann, der ist alle-
mal ungeeignet, Deutschland zu regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lange  [GRÜNE]: Ein interessantes Demo-
kratieverständnis! — Weitere Zurufe von 

der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt noch einen dritten Grund für Ihr Desa-
ster, meine Damen und Herren der SPD: Sie haben 
keine Ahnung von Opposition. Ich habe sie viele 
Jahre ausüben müssen, Herr Kollege Pfeffermann: 
in Hessen, nicht ohne Erfolg. 

Eine Opposition muß hellwach sein. 

(Suhr [GRÜNE]: Sind wir!) 

Eine Opposition muß neue Fragen aufwerfen, 

(Suhr [GRÜNE]: Haben wir gemacht!) 

aber solche, die die Bürger wirklich interessieren, 
nicht so ein parteipolitisches Heckmeck, mit dem 
Sie uns langweilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine Opposition muß neue Antworten geben, über-
zeugende Antworten. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ja, ganz ge-
nau! — Suhr [GRÜNE]: Vielen Dank für die 

Blumen!) 

Wo bleiben Ihre Fragen, wo bleiben Ihre Antwor-
ten? Ich sehe nichts und höre nichts, und ich bin 
gewiß nicht taub oder blind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schimpfen allein, meine Damen und Herren, ge-
nügt jedenfalls nicht. Wer glaubt, gegen eine auf 
den Wogen des Erfolgs schwimmende Regierung 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Passen Sie 
auf, daß Sie nicht absaufen! — Dr. Vogel 

[SPD]: Sie schwimmen, die Regierung 
schwimmt! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— und diese Regierung hat Erfolg, es hat nie eine 
erfolgreichere von ihr gegeben — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

mit Erfolg anschimpfen zu können, der irrt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das tut doch der Strauß 
dauernd! — Vogel [München] [GRÜNE]: 

Dreck schwimmt oben!) 

Was soll Ihr leeres Geschwätz vom „Sozialabbau", 
von der „neuen Armut", von der „sozialen Kälte"? 
Das hat doch mit der Lebenswirklichkeit dieses 
Landes nicht das geringste zu tun. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Herr Kollege Vogel, unsere Mitbürger reden nicht 
von der „neuen Armut", sondern von der Neuen 
Heimat, und dazu haben sie allen Anlaß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das gefällt Ihnen, Herr 

Kollege Dregger, was?) 

Jens Feddersen schreibt am 20. November 1986 in 
der „Bunten" — ich zitiere —: 

Angst verkauft sich schlecht. Miesmacherei ist 
kein Ratgeber. 

(Dr. Vogel [SPD]: Späth, Katzer!) 

Pessimismus ist kein Stimulans. Weltschmerz 
ist wenig gefragt. Cassandra 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Rächt 
sich!) 

bringt keine Stimmen. 

So ist es, meine Damen und Herren, so ist es, in der 
Tat. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Ja, der Erfolg 
hat mehr Freunde!) 

Während Sie, meine Damen und Herren der SPD, 
noch miesmachen, bereiten wir uns auf die nächste 
Legislaturperiode vor. Ich will fünf Schwerpunkte 
für den materiellen und danach weitere fünf 
Schwerpunkte für den Bereich jenseits von Ange-
bot und Nachfrage nennen. 

Erste Aufgabe: forschen, ausbilden, qualifizieren. 
Dieses Land ist nur reich durch seine Menschen. 
Wir brauchen weniger Mundwerker, wir brauchen 
mehr Handwerker, mehr Facharbeiter und mehr 
Nobelpreisträger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gansel [SPD]: Dann machen Sie einmal 
eine Umschulung! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Bei dieser Gelegenheit ein Dank an die Handwerks-
meister und an die anderen Ausbildungsbetriebe, 
die in den letzten Jahren Ausbildungsrekorde, 
einen nach dem anderen, zugunsten junger Men-
schen herbeigeführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Und zugleich eine Bitte an diese Ausbildungsbetrie-
be, sich nun verstärkt der beruflichen Weiterbil-
dung zuzuwenden. Es fehlen Facharbeiter. Sie fal-
len nicht vom Himmel, sie müssen ausgebildet wer-
den. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, dann tut's doch, los, 
ran! — Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Tun wir 

auch!) 

Wir stellen im Bundeshaushalt im kommenden 
Jahr 5,6 Milliarden DM für diesen Zweck zur Verfü-
gung. Das ist gegenüber 1982 eine Steigerung um 
49,5%. 

Zweite Aufgabe: in neue Techniken investieren, 
das machen, was die anderen noch nicht machen. 
Wir brauchen viele Nixdorfs. Wir müssen diesen 
noch unbekannten Nixdorfs eine Chance geben. Wir 
müssen Forschung und Wissenschaft zusammen-
führen. Sie dürfen nicht Feinde sein, wie linke Bil-
dungsideologen es in den 70er Jahren gepredigt ha-
ben, 

(Suhr [GRÜNE]: Mit Bildung haben Sie ja 
nicht viel am Hut!) 

sie gehören zusammen. Wir haben die Mittel für die 
Forschungsförderung, vor allem für den Mittel-
standsbereich, von 20 Millionen DM im Jahre 1982 
auf 214 Millionen DM im nächsten Jahr mehr als 
verzehnfacht. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Suhr [GRÜNE]: Für Forschung in der 

Kerntechnologie!) 

Was unsere freie und soziale Wirtschaftsordnung 
der sozialistischen überlegen macht, sind nicht un-
sere Großunternehmen — bei allem Respekt, den 
auch sie verdienen. Entscheidend sind die Kleinen, 
die Neuen, die Aufsteiger, die Einsteiger, 

(Lange [GRÜNE]: Aussteiger!) 

die eine neue Idee auf eigenes Risiko realisieren. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die dritte Aufgabe ist die große Steuerreform. 
Nach ersten Schritten in der hinter uns liegenden 
Legislaturperiode mit steuerlichen Entlastungen 
vor allem zugunsten der Familien und der Allein-
stehenden mit Kindern brauchen wir jetzt die große 
Reform, die vereinfacht, die entlastet und zugleich 
Steuersubventionen abbaut. Beides gehört zusam-
men: Ohne Senkung der Steuertarife kein Abbau 
der Steuersubventionen, und ohne Abbau der 
Steuersubventionen keine durchgreifende Ermäßi-
gung der Tarife. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Matthäus-Maier? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Gnädige Frau, bitte 
sehr. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Dregger, nach-
dem Sie nun vier Jahre lang trotz aller Ankündi-
gungen die Subventionen nicht gesenkt, sondern 
drastisch angehoben haben, — — 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Was haben wir angeho-
ben? 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Nachdem Sie in vier 
Jahren die Subventionen entgegen Ihrem Verspre-
chen nicht gesenkt, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

sondern drastisch angehoben haben von — ich muß 
es sagen, weil die Kollegen dazwischenrufen —
28 Milliarden in 1982 auf 40 Milliarden in 1986, was 
veranlaßt Sie zu der Hoffnung oder dem Optimis-
mus, daß Ihnen das nunmehr gelingen könnte? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Gnädige Frau, als Sie 
sich zu Wort meldeten, hatte ich die Erklärung noch 
nicht gegeben. Aber ich habe sie inzwischen gege-
ben. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das ist ja 
fein!) 

Ich habe nämlich gesagt: Keine grundlegende Ver-
minderung der Subventionen ohne Absenkung der 
Tarife, und keine Senkung der Tarife ohne Abbau 
der Subventionen. Diese beiden Elemente hängen 
zusammen. Das erklärt es, daß wir nach einer er-
sten Konsolidierung, die beträchtlich gewesen ist, 
diese Aufgabe in der zweiten Legislaturperiode an-
packen können. 

Entscheidend ist die Anhebung der Grundfreibe-
träge, vor allem der Freibeträge für Kinder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es war eine schlimme Verirrung, alles Mögliche 
steuerlich abzugsfähig zu machen, nur die Kosten 
für Kinder nicht — als ob sie Luxus wären! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Entscheidend ist ferner die Abflachung des Pro-
gressionsverlaufs zugunsten der mittelständischen 
Existenzen sowohl im Arbeitnehmer- wie im mittel-
ständischen Unternehmerbereich. Denn die Ein-
kommensteuer ist die größte Unternehmensteuer. 
Wir müssen sie reduzieren, um es den kleinen und 
mittleren Betrieben zu ermöglichen, ihre viel zu ge-
ringe Eigenkapitalquote zu verbessern, ohne die sie 
weder investieren noch Arbeitsplätze schaffen kön-
nen. Und wir müssen den Einkommen- und Lohn-
steuertarif senken, um der Schwarzarbeit zu begeg-
nen. Die Steuer- und Abgabenlast hat auf Grund 
der schlimmen Fehler, die von sozialdemokrati-
schen Bundeskanzlern und Finanzministern zu ver-
antworten sind, ein Ausmaß erreicht, das nicht nur 
Leistung hemmt, sondern auch eine ständige Versu-
chung zur Steuerhinterziehung ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nun steigern Sie weiter! 
Plus 3 %!) 

Die vierte Aufgabe ist die Rentenstrukturre-
form. 

Norbert Blüm hat unsere Sozialversicherungssy-
steme vor dem Zusammenbruch gerettet. Er hat 
insbesondere die Rentenversicherung stabilisiert. 
Die Renten sind sicher bis in die 90er Jahre hin-
ein. 

(Reimann [SPD]: Und dann?) 
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Aber dann wirkt sich das aus, was ich für das größte 
Unglück unseres Volkes nach dem Zweiten Welt-
krieg halte. Ich meine den Geburtenrückgang. Er 
ist ein Unglück nicht nur wegen der Rentenfinan-
zierung. Wenn junge Menschen fehlen, 

(Lange [GRÜNE]: Hätten Sie sich halt 
mehr angestrengt!) 

dann fehlt es an neuen Ideen, an Innovationen, am 
Gleichgewicht der Generationen. Wir müssen uns 
auf die Folgen dieser Entwicklung im Rentenbe-
reich einstellen. 

Die fünfte Aufgabe sind schließlich Reformen im 
Bereich der Agrarpolitik. 

Das ist die schwierigste Aufgabe, da wir in die-
sem Bereich mehr bewahren als verändern wollen 
— wir wollen vor allem die klein- und mittelbäuerli-
che Struktur bewahren — und da wir diese Aufgabe 
über die Preispolitik nicht im nationalen, sondern 
nur im europäischen Rahmen steuern, d. h. mitsteu-
ern können. Das Ziel unserer Agrarpolitik ist klar: 
Wir wollen die Überproduktion im Lebensmittelbe-
reich durch ein Bündel von Maßnahmen vermeiden, 
um den Bauern angemessene Preise garantieren zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für die Verbraucher ist das kein Problem: Der An-
teil, den wir für die menschliche Ernährung einset-
zen, wird immer geringer. 

Wir lehnen es entschieden ab, den Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage auch in diesem Bereich 
über sinkende Preise herbeizuführen, weil das den 
Tod einer großen Zahl bäuerlicher Existenzen be-
deuten würde, die wir brauchen als selbständige, als 
bodenverbundene Menschen, die unsere herrliche 
und schöne Kulturlandschaft erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP — Zu-
rufe von der SPD) 

Die Bauern, meine Damen und Herren, brauchen 
jetzt verläßliche Freunde, die sie über die Krise hin-
wegführen. Wir sind dazu entschlossen, in der Euro-
päischen Gemeinschaft wie im nationalen Rahmen. 
Und wir sind dazu auch in der Lage. Als drittgrößte 
Industrienation und als zweitgrößte Welthandelsna-
tion mit einer blühenden Volkswirtschaft können 
wir auch finanziell diese Aufgabe bewältigen. 

Eine leistungsfähige Industrie ist nicht eine Al-
ternative, sondern eine Voraussetzung für eine le-
bensfähige Landwirtschaft, die wir erhalten wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun zu unseren Aufgaben und Verantwortungen 
im Bereich jenseits von Angebot und Nachfrage. Ich 
nenne ebenfalls fünf Aufgaben. 

Erste Aufgabe: Schutz des Lebens; insbesondere 
des ungeborenen Lebens; 

(Suhr [GRÜNE]: Schützt mal das geborene 
Leben!) 

nicht durch verschärfte Strafdrohungen, sondern 
durch einen Bewußtseinswandel, der unsere sittli-
che Verantwortung für das Leben und unsere 

Freude an Kindern wieder in den Vordergrund 
rückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Bewußtseinswandel ist vor allem eine Sache 
der Männer. Ich bin überzeugt: Wenn die Männer 
ihren Frauen oder Freundinnen beistünden, dann 
gäbe es keine Massenabtreibungen in Deutsch-
land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Unser familienpolitisches Programm hat die Wei-
chen gestellt. Hervorheben möchte ich neben vie-
lem anderen die eigenständige Alterssicherung für 
die Mütter. Was Helmut Kohl mit seinen Ministern 
und mit unserer nachdrücklichen Unterstützung 
auf diesem Felde auf den Weg gebracht hat — die 
Anerkennung eines Erziehungsjahres je Kind als 
rentenbegründend und rentensteigernd —, gehört 
zu den großen Sozialreformen unseres Volkes und 
ist nur vergleichbar etwa mit der dynamisierten Al-
tersrente. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, auf diesem Felde wer-
den wir so lange fortfahren, bis die skandalösen 
Ungerechtigkeiten bei denen, die Kindern das Le-
ben schenken und sie erziehen, im Vergleich zu 
denen, die es nicht können oder nicht wollen, abge-
baut sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweite Aufgabe jenseits von Angebot und Nach-
frage: Schutz der deutschen Nation, und zwar der 
ganzen deutschen Nation. Wir brauchen einen ele-
mentaren Patriotismus, der so selbstverständlich 
ist wie Familiensinn. 

(Suhr [GRÜNE]: Wollen Sie einen völki

-

schen Wahlkampf treiben?) 

— Das hat nichts mit Wahlkampf zu tun. Das sollte 
die Haltung aller deutschen Patrioten und deut-
schen Demokraten sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die deutsche Nation wurde 1933 nicht gegründet, 
und sie wurde 1945 auch nicht begraben. 

(Suhr [GRÜNE]: Kommt jetzt Ihre Abrech

-

nung mit dem Bundespräsidenten?) 

Wir halten daher fest am Selbstbestimmungsrecht 
des deutschen Volkes und an der Einheit der deut-
schen Nation, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und wir wollen Frieden, der auf den Menschenrech-
ten beruht. 

Der Mord an der Mauer war eine Schandtat, ein 
Anschlag auf den Frieden und ein Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit. Ich fordere — das habe ich 
bereits einmal im Reichstag in Berlin getan — die 
Grenzsoldaten der DDR auf, keinen Mord zu ver-
üben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 
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Ich flehe sie an: Schießen Sie in die Luft, aber nicht 
auf Menschen, nicht auf deutsche Landsleute, die 
von dem einen Teil Deutschlands in den anderen 
gehen wollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Dritte Aufgabe jenseits von Angebot und Nach-
frage: Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
gegen Gefahren und Verwüstung. Wir Lebenden 
sind nur Treuhänder. Wir können die Kulturland-
schaft nicht unverändert, aber wir müssen sie un-
versehrt an die nächste Generation weitergeben. 
Ausstieg aus der Technik geht nicht. Aber wir müs-
sen Gefahren beherrschen und Schäden vermeiden; 
wo sie eingetreten sind, diese Schäden wieder gut-
machen. Waldsterben scheint bei SPD und GRÜ-
NEN nicht mehr in zu sein. 

(Suhr [GRÜNE]: Von wegen!) 

Wenn Buschhaus heute genehmigt würde, hätten 
Sie uns möglicherweise für den Nobelpreis vorge-
schlagen, weil es ja kein Kernkraftwerk ist, sondern 
ein modernes Braunkohlekraftwerk. 

(Suhr [GRÜNE]: Wenn die Filteranlage in 
japanischer Lizenz gebaut wird!) 

Wir aber verlieren wegen der einen Aufgabe die 
andere nicht aus dem Blick. Wir sind nicht bereit, 
Untaten gegen unsere Umwelt widerspruchslos hin-
zunehmen. 

(Zuruf von der SPD: Siehe Rhein!) 

Das gilt für Basel wie für Ludwigshafen und 
Hoechst. Ich gehe immer noch davon aus, daß die 
Kette von Unfällen am Rhein in den letzten Tagen 
nicht bestellt und nicht bewußt herbeigeführt ist. 
Das vorausgesetzt — ich gehe immer noch davon 
aus —, können solche Unfälle verhindert werden 
und sie müssen verhindert werden. Von unserer 
deutschen Industrie erwarten wir mehr als die Er-
füllung der Vorschriften. Wir erwarten von Ihnen, 
meine Herren, daß Sie in jeder Hinsicht vorbildlich 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das technische Können und die Finanzkraft unse-
rer Unternehmen reichen in jedem Falle dazu aus. 

(Gansel [SPD]: Äußern Sie keine Erwar-
tungen! Schlagen Sie vernünftige Gesetze 

vor!) 

Wir unterstützen unseren Umweltminister. Wenn es 
notwendig ist, die Vorschriften zu verschärfen oder 
gar Strafnormen zu verhängen, dann sollte das ge-
schehen. Wir lassen uns unsere Landschaft nicht 
kaputtmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

Vierte Aufgabe jenseits von Angebot und Nach-
frage: Wahrung des inneren Friedens. Meine Da-
men und Herren, in der Demokratie ist fast alles 
erlaubt. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Aha!) 

Eines nicht, nämlich Gewalt. Wer Gewalt übt oder 
zuläßt, zerstört die Demokratie. Deswegen können 
wir das nicht zulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden noch in dieser Legislaturperiode zu-
sammen mit der FDP ein erstes Maßnahmenpaket 
verabschieden. Nach unserer Auffassung müssen 
weitere folgen. Meine Fraktion hat die Vorgänge in 
Wackersdorf und Brokdorf schon in der Sommer-
pause untersucht 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Aha!) 

und ein Vorschlagspaket erarbeitet, das wir nach 
gewonnener Bundestagswahl in die Koalitionsver-
handlungen einbringen werden. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Dann gnade 
uns Gott!) 

Ich meine, wir müssen handeln. Das sind wir dem 
inneren Frieden schuldig, das sind wir der Autorität 
des demokratischen Staates schuldig, die, wenn sie 
einmal verloren gegangen ist, schwer wiederherzu-
stellen ist. Denken Sie an Weimar! Das sind wir 
nicht zuletzt unseren Polizeibeamten schuldig, von 
denen schon über 500 in den ersten sechs Monaten 
dieses Jahres teilweise schwer verletzt worden 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Das ist doch 

unwahr!) 

Und schließlich fünftens: die Wahrung des äuße-
ren Friedens. Der letzte Krieg hat die Lage in Eu-
ropa grundlegend verändert. In Europa gibt es 
keine Großmächte mehr. Es gibt nur noch zwei 
Weltmächte, die Sowjetunion und die USA. Wir, die 
Bundesrepublik Deutschland, eine Mittelmacht 
ohne atomare Bewaffnung, brauchen eine intakte 
Allianz mit den westeuropäischen Demokratien 
und den nordamerikanischen Demokratien ein-
schließlich der Weltmacht USA, wenn wir die geo-
graphische Nähe der Sowjetunion hier bei uns aus-
halten wollen. 

Der Schulterschluß mit Frankreich, mit Großbri-
tannien und den anderen europäischen Verbünde-
ten muß enger werden, auch in der Sicherheitspoli-
tik. Ich bin dem Herrn Bundeskanzler gerade für 
diesen Teil seiner Rede besonders dankbar. Es lau-
fen enge Konsultationen mit Paris und London. 
Mein Stellvertreter, Kollege Rühe, wird in den 
nächsten Tagen nach London und Paris reisen. Ich 
halte es für ganz wichtig, daß wir eine gemeinsame 
europäische Position zu den Abrüstungsverhand-
lungen mit den Weltmächten erarbeiten. 

Herr Kollege Ehmke, Sie haben so vieles gesagt. 
Sie müssen doch immer wieder einmal die Grund-
fragen durchdenken. Es ist doch so, daß die beiden 
Weltmächte, die Sowjetunion und die USA, nur eine 
tödliche Gefahr zu befürchten haben, nämlich den 
Atomkrieg. Wir haben mitten in Europa zwei tödli-
che Gefahren zu bedenken: den Atomkrieg und den 
sogenannten konventionellen Krieg; denn wenn es 
zum Kriege kommen sollte, was Gott und unsere 
gute Politik verhindern mögen — — 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
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— Schämen Sie sich in diesem Zusammenhang. 
Wenn Sie schon nicht an Gott glauben, können Sie 
nicht über andere lachen, die es tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Blasphemie! 
Gotteslästerung ist das! — Weitere Zurufe 
von den GRÜNEN — Dr. Waigel [CDU/-

CSU]: Nicht zu fassen!) 

— Es geht um eine Existenzfrage unseres Volkes. 
Wie benehmen Sie sich eigentlich im Deutschen 
Bundestag! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie sind gewählte Vertreter des deutschen Volkes, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

und Sie sollen seine Sicherheit garantieren und 
dazu beitragen und bei einem solchen Thema nicht 
dumm schwätzen. Schrecklich ist das ja. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Ehmke ist ein Si-
cherheitsrisiko, und die GRÜNEN sind po-
litisch verkommen! — Senfft [GRÜNE]: Sie 
haben doch Wahlbetrug gemacht! — Wei-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Unser deutsches und europäisches Interesse, das 
mit dem von Großbritannien, Frankreich und den 
anderen voll übereinstimmt — — 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Und Sie reden von 
Frieden, von Sicherheit! — Weitere Zurufe 

von den GRÜNEN) 

Ich erinnere mich noch an die große Rede, die der 
französische Staatspräsident Mitterrand wegen der 
Nachrüstung im Deutschen Bundestag gehalten 
hat. Dabei versank die SPD immer mehr unter den 
Tischen. Herr Mitterrand hat die Rede nicht uns 
zuliebe gehalten, sondern weil er der Überzeugung 
war, daß ein Gleichgewicht in Europa eine Exi-
stenznotwendigkeit auch für Frankreich ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie haben die 
Grundfragen wieder nicht durchdacht!) 

Deswegen, meine ich, kommt es darauf an, daß 
wir eine europäische Position erarbeiten, die ge-
währleistet, daß die Verringerung der einen Gefahr, 
der tödlichen Gefahr, die außer uns natürlich auch 
die Weltmächte berührt, nämlich der atomaren Ge-
fahr, nicht dadurch erkauft wird, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Warum haben 
Sie in vier Jahren dafür keine Vorschläge 

gemacht?) 

daß sich die andere tödliche Gefahr, die nur uns 
mitten in Europa betrifft, die Gefahr eines konven-
tionellen Krieges vergrößert. Deswegen brauchen 
wir ausgewogene Lösungen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

— Mein lieber Herr Ehmke, wenn Sie doch auch 
nur für eine Nullösung im Mittelstreckenbereich 
wären! Sie sind doch immer noch dafür, daß die 

Sowjetunion im Mittelstreckenbereich 420 Spreng-
köpfe bekommt und der Westen null. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Auch Ihr 
Schwachsinn sollte Grenzen haben!) 

Nun rücken Sie doch endlich einmal von Ihren 
Nürnberger Parteitagsbeschlüssen ab. Sie können 
doch nicht sowjetischer sein als die Sowjetunion. 
Ändern Sie doch Ihren Parteitagsbeschluß von 
Nürnberg! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Überlassen Sie 
das doch dem Schönhuber, den Rechtsradi

-

kalen! Es steht Ihnen zwar gut, aber es 
gehört sich nicht!) 

Es sollte doch wenigstens in diesem Bereich von 
Sicherheit, von Frieden, von nationaler Existenz 
möglich sein, einen Konsens herbeizuführen, und 
nicht dieses — — 

Vizepräsident Cronenberg: Entschuldigung, Herr 
Abgeordneter. 

Professor Ehmke, ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie dem Redner die Chance ließen zu sprechen, 
statt ihn durch laufende Zwischenrufe zu unterbre-
chen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jawohl! Sehr 
gut!) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren, lassen Sie mich auch noch ein Wort zur Sowjet-
union sagen, die für uns Partner und Bedrohung 
zugleich ist. Die Antwort auf die Bedrohung lautet 
seit Konrad Adenauer: deutsche Bundeswehr, west-
liche Allianz und amerikanische Präsenz in 
Deutschland und damit in Europa. Das sind die 
Faktoren, auf denen unsere Sicherheit und auch 
unsere Wohlfahrt beruhen. Kein Mensch würde 
hier investieren, wenn wir im Schatten der sowjeti-
schen Hegemonie leben müßten und es dieses 
Gleichgewicht nicht gäbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Grundlagen unserer Sicherheit sind 1960 
von Herbert Wehner für die SPD übernommen wor-
den. Damals bestand darüber Konsens bis zum 
Ende der Ara Schmidt. Seitdem hat sich die SPD 
von diesem Konsens wieder abgesetzt. Ich habe das 
in meiner Haushaltsrede vom 10. September im ein-
zelnen dargelegt. 

Wir, die Union und die Koalition, sind nicht be-
reit, uns den Teppich unserer Sicherheit unter den 
Füßen wegziehen zu lassen. Aber wir sind bereit, 
mit der Sowjetunion zusammenzuarbeiten, wo im-
mer es geht. Das ist vor allem in Kunst und Wissen-
schaft, in Wirtschaft und Technik der Fall. 

Sowohl bei meinen Gesprächen im Dezember in 
Moskau als auch im Oktober in Bonn mit der Dele-
gation des Obersten Sowjets wurde mir von sowjeti-
scher Seite erklärt: Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist unser solidester Wirtschaftspartner in der 
Welt. Zweitens: Wir wollen die Produktivität der so-
wjetischen Wirtschaft steigern, und wir erwarten 
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dazu einen Beitrag der Deutschen. Die deutschen 
Ingenieure können das am besten. 

Meine Damen und Herren, ich habe das beides 
gehört, gerne gehört. Ich sage dazu: Wir werden die-
sen Beitrag in einer Weise leisten, die die Sicher-
heitsinteressen unseres Bündnisses nicht gefähr-
det, aber diese Sicherheitsinteressen auch nicht 
überbewertet. 

Meine Damen und Herren, bei der kommenden 
Wahl stehen zwei Grundentscheidungen zur Dispo-
sition. Die Alternativen lauten: westliche Allianz 
oder Isolierung zwischen Ost und West. Wir stehen 
für das eine und Sie für das andere. Die zweite 
Alternative: Soziale Marktwirtschaft oder Schulden, 
Inflation und Massenarbeitslosigkeit wie vor 1982. 
Hier ist ohnehin klar, wer für was steht. Vor der 
Dramatik dieser Entscheidung treten alle anderen 
Fragen in den Hintergrund. 

(Senfft [GRÜNE]: Ja, Umweltschutz! — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Auch Arbeitslose!) 

Deshalb ist die Wahl von 1987 die wichtigste Bun-
destagswahl seit 1949. Sie ist eine Richtungswahl, 
eine Schicksalswahl. Wir wissen, um was es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Immer mehr Bürger spüren es auch, um was es 
geht. Das gibt uns Zuversicht. 

Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reimann. 

Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Als Abgeordneter des Wahlkreises 
Ludwigshafen möchte ich an einigen Beispielen 
aufzeigen, wie sich die Politik in den letzten vier 
Jahren des Bundeskanzlers für die Bürgerinnen 
und Bürger unserer Heimatstadt ausgewirkt hat 
und wie sie sich noch auswirken wird und kann. 
Denn hinter den Sprüchen des Bundeskanzlers: 
„Ich liebe meine Heimat; Ludwigshafen profitiert 
aus der Bonner Politik" verbirgt sich in Wirklich-
keit folgendes Bild. Beginnen wir mit der Städte-
bauförderung. 23 Millionen DM sind bisher nach 
Ludwigshafen geflossen, das meiste zu unserer Re-
gierungszeit. Die Städtebauförderung läuft aus. Mit 
dem Auslaufen der Maßnahmen, Herr Bundeskanz-
ler, nehmen Sie nicht nur vielen mittelständischen 
Handwerkern in Ludwigshafen Aufträge weg, Sie 
gefährden auch weitere Arbeitsplätze, und Sie 
schaffen damit wahrscheinlich auch weitere Kon-
kurse. 

Des weiteren verhindern Sie die Schaffung zu-
sätzlicher preiswerter sanierter Wohnungen für 
viele junge Menschen in den Stadtteilen Hemshof 
und Gartenstadt. Aber die Regierung sagt ja zur 
Familie. 

Mit der Änderung der Berechnungsgrundlage — 
Herr  Bangemann hat es angesprochen — der Ge-
werbesteuer 1983, der Steuerreform 1986 und mit 
der Halbierung der Abschreibefristen für Wirt-

schaftsgebäude haben Sie nachteilig in die Finan-
zen der Stadt eingegriffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Baukonjunk

-

tur hat sich verbessert!) 

Aber wie sehr haben Sie unsere Stadt und die Men-
schen belastet durch Gesetze, die tief in das soziale 
Netz hineingeschnitten haben? 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist die Realität!) 

Dieser von Ihnen verabschiedete soziale Kahl-
schlag hat den Sozialhilfeetat von 11,1 Millionen 
DM im Jahre 1981 auf 23 Millionen im Jahre 1985 
ansteigen lassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die Heimat des Bundes

-

kanzlers!) 

Das ist mehr als eine Verdoppelung; das sind 107 % 
mit steigender Tendenz. Der Personenkreis, der in 
Ludwigshafen durch Ihre Politik Sozialhilfe be-
zieht, hat sich um 60 % erhöht. Das ist keine Erhö-
hung der Sozialhilfe, sondern die Erhöhung des 
Personenkreises. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Mehr als ein Drittel davon sind wegen Arbeitslosig-
keit hilfebedürftig geworden, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das weiß Herr Kohl 
nicht! Das interessiert ihn nicht!) 

nicht zuletzt deshalb, weil Sie die Arbeitslosenun-
terstützung drastisch gekürzt haben, obwohl Sie 
jetzt über 5 Milliarden DM Überschüsse in Nürn-
berg angehäuft haben. 

Ich fordere Sie erneut auf: Geben Sie das Geld 
den Arbeitslosen zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Das bedeutet auch eine große Unterstützung für 
unsere Heimatstadt, für alle Städte und Gemeinden 
in der Bundesrepublik, die dann die nicht zu zah-
lende Sozialhilfe für dringende andere Arbeiten in 
der Gemeinde ausgeben können und somit gleich-
zeitig zur Arbeitsbeschaffung beitragen. Wenn das 
nicht geschieht, dann bleibt der Eindruck bestehen, 
daß Sie Ihren beschäftigungs- und sozialpolitischen 
Bankrott auf die Kommunen abwälzen. Die Städte 
und Gemeinden sollen bezahlen, was Herr Stolten-
berg an Steuergeschenken für die Reichen gebracht 
hat. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Quatsch und 
Quatscher!) 

Unsere Stadt ist auch die Stadt der Chemie. Das 
ist eine Branche mit vielen Aufträgen und hohen 
Gewinnen. Herr Kanzler, Ihre Aussage vom Auf-
schwung kann man hier voll übernehmen. Aber was 
sollen die vielen tausend Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Ludwigshafen vom Aufschwung 
halten, 

(Hornung [CDU/CSU]: Realer Zuwachs!) 

wenn Sie ihnen ungeachtet des Aufschwungs die 
Weihnachtsfreibeträge streichen wollen und die 
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Weihnachtsprämien mit Sozialversicherungsbeiträ-
gen belegten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist hier 
keine Märchenstunde!) 

während Sie gleichzeitig den Wohlhabenden und 
Begüterten, also denjenigen, die über 100 000 DM 
verdienen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Lappas!) 

die Ergänzungsabgaben zurückzahlten? Was wer-
den die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erst 
sagen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reimanns Er-
zählungen!) 

wenn sich herausstellt, daß es stimmt, daß Sie wie-
der Karenztage bei Krankheit einführen wollen 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dummes Zeug!) 

oder wenn Sie die Zuschläge für 10 000 Schichtar-
beiter zu versteuern gedenken? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dummes Zeug 
erzählt er!) 

— Erzählen Sie das den Presseberichterstattern, 
die in den Zeitungen darüber geschrieben haben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dummes Zeug 
ist das!) 

Noch schlimmer ist es, daß in Ludwigshafen — 
trotz der florierenden Chemie — die Arbeitslosig-
keit nicht abgebaut werden konnte. Dort gibt es 
nach wie vor 14 000 registrierte Arbeitslose, ohne 
die Dunkelziffer mitzurechnen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich frage Sie alle — auch Sie, Herr Zwischenru-
fer —: 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wer ist denn Ober- 
bürgermeister?) 

Was nützt uns denn eigentlich ein Aufschwung, der 
an diesen Menschen vorbeigeht? 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doch der Grund dafür, daß Sie nicht mehr 
von den Arbeitslosen, sondern nur noch von der 
Zunahme der Zahl der Arbeitsplätze reden. Das ist 
eine mehr oder weniger geschickte Verschleierung 
des Problems der Massenarbeitslosigkeit. 

Die Jugendarbeitslosigkeit hält einen traurigen 
Rekord dabei. 10 % der Arbeitslosen sind Jugendli-
che unter 20 Jahre. Viele von ihnen sind Sozialhil-
feempfänger. Ein Politiker hat einmal gesagt: Ich 
halte dies für die schlimmste Anklage gegen eine 
Gesellschaft, wenn für junge Leute die ersten 
Schritte aus der Welt des Kindes in die der Erwach-
senen ein Schritt in die Welt der Arbeitslosigkeit 
ist. — Dieser Politiker waren Sie, Herr Bundes-
kanzler. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Deswegen hat 
er für Ausbildungsplätze und für neue Ar-

beitsplätze gesorgt!) 

Aber wie heißt es denn in Ihren CDU-Publikatio-
nen: Ludwigshafen profitiert von der Bonner Poli-

tik. Das ist ein trauriger Profit, den die Ludwigsha-
fener hier eingefahren haben. Von 1983 bis 1985 
konnten allein 1 554 Jugendliche nach Schulende 
nicht in Ausbildungsstellen vermittelt werden, trotz 
Lehrstellengarantie. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist die Realität dort, 
wo Herr Kohl zu Hause ist!) 

Und was soll aus den vielen jungen Menschen 
werden, meine Damen und Herren der CDU, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Bei uns ist je

-

der fünfte Ausbildungsplatz frei!) 

die durch die von Ihnen vorgenommenen Änderun-
gen des Beschäftigungsförderungsgesetzes in befri-
stete Arbeitsverhältnisse hineingetrieben werden? 
Die können ihre Zukunftsplanung vorerst wohl ver-
gessen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nach einer Un

-

tersuchung der IG Metall sind 60% der Ar

-

beitsverhältnisse langfristig umgewan

-

delt!) 

— Herr Zwischenrufer, das sind Anspruch und 
Wirklichkeit in Ludwigshafen. 

Wie sich der Bundeskanzler zu den Problemen 
seiner Heimat weiter stellt, zeigt auch seine Hal-
tung zu dem dringend notwendigen Ausbau des 
Nahverkehrs in der Rhein-Neckar-Region und be-
sonders in Ludwigshafen. Der Bund hat sich durch 
den Kabinettsbeschluß vom 23. November 1983 der 
Übernahme der zusätzlichen Kosten für den regio-
nalen Verkehr entzogen. In Ludwigshafen ist die 
Zahl der Pendler inzwischen auf 60 000 angewach-
sen. Entsprechend nimmt die Belastung der Luft 
durch Stickoxide, verursacht durch den Autover-
kehr, besorgniserregende Ausmaße an. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Die Mehrheitsver

-

hältnisse in Ludwigshafen müssen geän

-

dert werden, damit es besser wird!) 

Bereits seit Januar dieses Jahres hat der Ver-
kehrsverbund Rhein-Neckar einen Gemeinschafts-
tarif für Zeitkarten eingeführt, der den Fahrgästen 
aus der Region das Umsteigen z. B. von Bussen in 
die Bahn erleichtert. Aber das ist alles nicht um-
sonst zu haben. So dürfte ein sogenanntes Umwelt-
abonnement nur dann eingeführt werden können, 
wenn sich der Bund an den verbundsspezifischen 
Kosten, insbesondere am Ausbau des Nahverkehrs 
im Rhein-Neckar-Raum beteiligen würde. Davon 
will der Kanzler nichts wissen. 

Weil Sie immer nach dem Oberbürgermeister 
schreien, zitiere ich ihn. In mehreren Briefen 
wandte sich unser Oberbürgermeister Dr. Ludwig 
mit der Bitte um Aufhebung des folgenschweren 
Kabinettbeschlusses an den Kanzler; doch diesen 
rühren die unlösbaren Probleme des Nahverkehrs 
nicht. 

Wie geht es eigentlich weiter mit dem Mietrecht, 
wenn Sie im Januar 1987 wiedergewählt werden? In 
Ludwigshafen gibt es Tausende von Wohnung-
suchenden. Was machen Sie anläßlich dieser Woh-
nungsnot? Sie ziehen den Bund seit Beginn des Jah-
res aus dem sozialen Wohnungsbau zurück. Wo ist 
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denn Ihr klares, eindeutiges Kanzlerwort gegen den 
CDU-Staatssekretär Erhard, daß es nicht zur Wie-
derherstellung der freien Kündigungsmöglichkei-
ten für Mietwohnungen kommt? 60 000 Mieter war-
ten mit ihren Familien darauf. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wegen der Neuen 
Heimat!) 

Wo haben Sie klargestellt, daß es mit Ihnen eine 
Streichung der dreijährigen Kündigungssperre bei 
Eigenbedarf in Fällen der Umwandlung von Miet-
wohnungen in Einzeleigentum nicht gibt? Wissen 
Sie eigentlich, was die von Herrn Erhard ausgeplau-
derte Abschaffung des Vergleichsmietensystems in 
Ludwigshafen mit der Mietfreigabe der Sozialwoh-
nungen bewirkt? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ihre Zeit ist ab-
gelaufen!) 

— Ich weiß, es paßt Ihnen nicht. 

Das gleiche passiert, wenn Sie die Gemeinnützig-
keit aufheben werden. Gerade die alten Menschen, 
die in abgelösten Sozialwohnungen wohnen, wer-
den besonders hart getroffen und die jungen Men-
schen dazu. Aber offensichtlich sind das nicht die 
Leistungsträger, die Sie im Auge haben. Sie passen 
nicht in Ihr Weltbild von der geistig-moralischen 
Wende, die sich als Weg in die Ellenbogengesell-
schaft erwiesen hat. Zu diesen Leistungsträgern ge-
hören auch nicht die vielen Sportvereine, denen Sie 
trotz der Gemeinnützigkeit Steuererleichterungen 
verweigern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, mehr noch: Noch nicht einmal dem Steuerfrei-
betrag von 3 600 DM im Jahr für Übungsleiter und 
ehrenamtliche Helfer sind Sie in der Lage zuzu-
stimmen, obwohl gerade diese Menschen viel für 
die Erziehung junger Menschen tun. 

(Zuruf von der SPD: Nichts gehalten, alles 
versprochen!) 

Aber, Herr Bundeskanzler, Ihre Liebe zur Pfalz 
darf ich wohl auch noch ansprechen, denn die an-
geblich geliebte Heimat, die Pfalz, haben Sie zu 
dem meist bedrohten Gebiet der Erde gemacht. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Nach drei Jahren Wende ist unsere pfälzische Hei-
mat das mit Atomwaffen, Giftgas und anderen Mas-
senvernichtungswaffen am dichtesten bestückte 
Territorium dieser Erde. 

(Beifall bei der SPD) 

Gebieten Sie endlich dem Fluglärm Einhalt, der die 
betroffenen Menschen bis an den Rand des Wahn-
sinns treibt, wofür Sie nur ein Lachen übrighaben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich weiß nicht, mit wem Sie 
in Ludwigshafen Gespräche führen, daß Sie zu der 

Auffassung kommen, daß die Menschen an Ihrer 
Politik profitiert haben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Blättern Sie doch ein

-

mal um!) 

In meinem Bürgerbüro in Ludwigshafen häufen 
sich jedenfalls die Probleme der Menschen, die 
durch Ihre Politik verursacht worden sind. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Plustern Sie 
sich doch nicht so auf! Sie überschätzen 
sich! — Stockhausen [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben heute die verkehrte Rede mitge

-

bracht!) 

Der Profit für Ludwigshafener Bürgerinnen und 
Bürger — wie Sie es schreiben — ist offenbar etwas 
für ganz wenige Betroffene. Die Masse der Bürge-
rinnen und Bürger geht bei Ihrer Politik leer aus. 
Ja, mehr noch: Sie müssen draufzahlen wie in allen 
anderen Städten und Gemeinden in der Bundesre-
publik Deutschland auch. Ich sage Ihnen, auch 
wenn Sie jetzt wieder in hämisches Gegrinse und 
Gelächter ausbrechen: Ihre Politik ist zum Schei-
tern verurteilt, weil sie nur für wenige in diesem 
Lande gilt. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir Sozialdemokraten werden dasein, wenn es so-
weit ist, hoffentlich schon im Januar 1987. Wir wer-
den Ihre Hinterlassenschaft in der Politik neu ge-
stalten. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Der treibt noch 
die letzten aus der SPD!) 

Wir werden uns bemühen, wieder eine Politik zu 
entwickeln für alle Menschen in dieser Gesell-
schaft. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sind Sie der näch

-

ste Kanzlerkandidat? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Uns reicht ein Kanzler aus Ludwigshafen — falls 
Sie Ihren Zwischenruf so meinen. Wir wollen kei-
nen mehr. Wir wollen den Rau als Bundeskanzler 
haben, und dafür treten wir ein. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ertl. 

Ertl (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Verehrter, lieber Kollege und Freund Horst 
Ehmke, mit noch so viel Wortgewalt wird es nicht 
gelingen, die FDP und Genscher auseinanderzu-
bringen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die FDP und Genscher? 
Das schafft ihr selber!) 

— Das heißt natürlich im Klartext, verehrter 
Freund Vogel aus Bayern: Wer sich mit Genscher 
anlegt, legt sich mit der FDP an, 

(Dr. Vogel [SPD]: Wir loben ihn doch!) 
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weil sie ihn in der Außenpolitik voll trägt. 

(Beifall bei der FDP — Lambinus [SPD]: 
Wir loben ihn doch ständig! — Dr. Klejd-
zinski [SPD]: Ja, wir loben ihn ständig!) 

Lieber bayerischer Landsmann, über die Vielgestal-
tigkeit der SPD sind wir uns natürlich im klaren, 
aber daß der Vogel jetzt schon genau weiß, was der 
Ehmke denkt, ist natürlich eine neue Variante. 
Aber man lernt j a nie aus. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihr habt Angst, 
wenn wir euch loben!) 

— Ach nein, verehrter Freund, das halten wir noch 
leicht aus! 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, für 
einen jungen Mann aus meiner Generation 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

war es schwierig, nach 1945 überhaupt ein Verhält-
nis zu dem in der Entwicklung befindlichen Staat 
zu finden. So war ich vor 40 Jahren lange Zeit ein 
Suchender, vielleicht sogar einer derjenigen, die 
nach all diesen bitteren Enttäuschungen des Miß-
brauchtwerdens immer mehr dazu neigten, die Zu-
kunft „ohne mich" und somit ohne eigene Mitver-
antwortung zu sehen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Wenn Sie deutlicher reden würden, wäre es nütz-
lich, aber Wirrwarr ist bei den GRÜNEN ja Metho-
de. 

Wenn ich mich dann nach reiflicher Überlegung 
entschlossen habe, meine Stimme den Freien De-
mokraten zu geben, waren im Jahre 1946, als es um 
die bayerische Verfassung ging, drei wesentliche 
Punkte entscheidend. 

(Bueb [GRÜNE]: Das war ein Fehler!) 

— Über Fehler nachzudenken, würde ich Ihnen ein-
mal raten, Bueb! Da kommen Sie aus dem Denken 
nicht mehr heraus, soweit Sie dazu überhaupt in 
der Lage sind! 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Da war erstens das Bekenntnis der Freien Demo-
kraten zu einem gemeinsamen Deutschland, zur 
Verwirklichung eines wiedervereinigten Deutsch-
land. Ich fand das damals sehr weitsichtig und hielt 
das auch als junger Mensch, der noch nicht einmal 
einen Beruf hatte, für die einzige Möglichkeit, die 
eigene Zukunft zu gestalten. Damals gab es zwar 
nicht die These „no future", aber es gab tatsächliche 
keine Aussicht in irgendeiner Form. Man war schon 
froh, daß man irgendwo einen Arbeitsplatz hatte 
oder eine Tätigkeit ausüben konnte, ganz gleich, 
welche. 

Zweitens. Diese Partei hatte damals, als Hunger 
und Not Deutschland beherrschten, den Mut, zu sa-
gen: Wir brauchen eine freie Wirtschaft, eine von 
staatlichen Reglementierungen, von Bezugsschei-
nen u. ä. befreite Wirtschaft, in der jeder das kaufen 
kann, was er braucht, und in der die Voraussetzun-

gen dafür geschaffen sind, daß er sich das dazu not-
wendige Geld verdienen kann. 

(Bueb [GRÜNE]: Vor allem damals die Un

-

ternehmer!) 

— Ja, es fehlt Ihnen leider an Bildung, Herr Bueb, 
an geschichtlicher Bildung. Was Sie sagen, ist ein 
Irrtum, ein für diesen Staat und für diese Gesell-
schaft fataler Irrtum. Weil Sie so wenige histori-
sche, geistige und kulturelle Wurzeln haben, neigen 
Sie zu dieser engen und fanatischen Sicht, die so 
gefährlich für diesen Staat und diese Gesellschaft 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihnen fehlt die geistige Weite! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Überhaupt der 
Geist!) 

Drittens. Diese Partei setzte sich leidenschaftlich 
für die Erziehung der Kinder in Schulen, die nicht 
nach Konfessionen getrennt waren, ein. Ich sage 
offen, mich interessierten damals nicht Programme 
— ich bekenne auch heute noch, sie sind für mich 
nicht der wesentliche Inhalt meines politischen 
Denkens —, aber mich interessierten diese drei we-
sentlichen Punkte. So wurde später aus dem Wähler 
ein Mitglied dieser Partei. 

Verzeihen Sie, daß ich mit diesem persönlichen 
Rückblick beginne in der Phase, wo ich meine poli-
tische Aktivität beende. 

Es folgte 1961 die Berufung zum Bundestagsabge-
ordneten. Nach den Jahren der absoluten Mehrheit 
der CDU/CSU von 1957 bis 1961 begrüßten viele 
Wähler das Wiedererstarken der FDP. 

Zwei Ereignisse in Europa waren damals von be-
sonderer Bedeutung und setzten wesentliche Rah-
menbedingungen. Es gab erstens bereits die Römi-
schen Verträge, und es gab große Konferenzen in-
folge dieser Verträge. Ich erinnere nur an die Kon-
ferenz von Stresa, in der die Agrarpolitik entspre-
chend den Artikeln 39, 40, 41 und 44 ausformuliert 
wurde. Es gab noch keine genauen Zielvorstellun-
gen über diese Agrarpolitik. 

Und es gab den schrecklichen 13. August 1961, 
geprägt von Mauerbau und Stacheldraht. Deutsch-
land war ursprünglich in Zonen geteilt. Nun er-
schien auch Wiedervereinigung kaum mehr, viel-
leicht sogar nicht mehr möglich. Keiner wußte, wie 
sich der Weg in Europa weiterentwickeln würde. 
Trotzdem bahnte sich überall wirtschaftliches 
Wachstum an. 

Ich fange gern mit diesen beiden Eckpunkten an, 
weil ich meine, daß sie für die Gegenwart so wichtig 
sind und vielleicht auch für die Zukunft bleiben 
werden. Es bleibt der historische Auftrag: Wie wer-
den wir das geteilte Deutschland und damit das 
geteilte Europa überwinden? Wie werden wir für die 
Deutschen ein menschliches Leben in Freiheit er-
möglichen ohne Mauer und Stacheldraht? 

Ich meine, die Entwicklung in Europa hat in den 
letzten 20 Jahren eher Hoffnungen gesetzt, als Hoff-
nungen vernichtet. Sicherlich gab es Rückschläge. 
Uns alle hat es tief betroffen gemacht, als wir jetzt 
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wieder von tödlichen Schüssen an der Mauer lesen 
mußten. Menschenrechte werden vielfach verletzt. 
Ich erwähne das nicht zur Entschuldigung. Ich sage 
es, weil wir uns alle dieser historischen notwendi-
gen Aufgabe tagtäglich bewußt sein sollten. 

Aber ich meine, es gibt Hoffnungen. Gott sei 
Dank ist die Zeit so weit, daß heute die Grenzen 
ihre ursächliche Bedeutung verlieren. Was auf 
lange Sicht bleiben wird, sind die Völker und ihre 
Kulturen. Das Wissen, daß es keine Autarkie mehr 
gibt, ist eine beglückende Phase. Selbst die Groß-
mächte können gottlob nicht mehr isoliert agieren. 
Es gibt keine These mehr vom Volk ohne Raum. 
Das gilt weltweit. Dies ist eine der wesentlichsten 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Fortbewegungen gewesen, nicht zuletzt verursacht 
durch die Interdependenz der Industriegesellschaft. 
Ich sage das nicht zuletzt wegen der kleinen Aus-
einandersetzung am Anfang. Vielleicht sollte man 
über diese Interdependenz einmal mehr nachden-
ken. 

Das katastrophale Ereignis in Tschernobyl hat 
uns die Dimensionen klargemacht, in denen wir 
auch durch die Anwesenheit atomarer Waffen le-
ben. Es hat hoffentlich einen Denkprozeß ausgelöst. 
Ich kann das nur wünschen. Wer immer mit dieser 
Waffe spielt, muß wissen: Er spielt mit seinem eige-
nen Untergang. Wer immer auf den Knopf drückt, 
muß wissen: Es ist auch sein Ende. Die Einsicht 
kann vielleicht die große Hoffnung sein, ein globa-
les Denken über totalen Verzicht auf Atomwaffen 
auszulösen. Wieviel Geld könnte gespart werden! 
Und wäre es nicht besser, dieses Geld in die Ent-
wicklung der Infra- und Wirtschaftsstruktur der 
Dritten Welt, überhaupt für die Menschheit, einzu-
setzen, um insgesamt für alle Menschen in der Welt 
mehr Lebensqualität zu schaffen? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Welt braucht also Öffnungen. In Europa ist 
diese Öffnung begonnen worden, zunächst in der 
Europäischen Gemeinschaft der Sechs, dann in der 
Neuner- und nun in der Zwölfer-Gemeinschaft. Und 
ich wünsche mir, daß eines Tages die Föderation 
der Europäer alle demokratischen Europäer umfaßt 
und eine Option für den östlichen Teil Europas er-
öffnet, vorausgesetzt, daß die Grundsätze men-
schenwürdigen, freiheitlichen Lebens auch im 
Osten Europas immer mehr Anwendung finden. Eu-
ropa ist durch diese Entwicklung in den vergange-
nen 25 Jahren offener geworden. Die Zeit des 
Kalten Krieges ging Gott sei Dank zu Ende. Das 
Verhältnis zu Jugoslawien, Ungarn, Bulgarien, Ru-
mänien, Tschechoslowakei, Polen wurde zunächst 
in ein flexibleres und heute in ein offenes, ja, zu 
einigen dieser Völker sogar in ein enges, freund-
schaftliches verwandelt. 

Der Wandel macht sich überall bemerkbar, bis 
hin zur neuen Wirtschaftsdiskussion in der Sowjet-
union und der Sowjetunion mit allen anderen Betei-
ligten. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die FDP und ihre Minister leisten einen entschei-
denden Beitrag zu dieser neuen Politik der Öffnung 
zum Osten und zur DDR. Ich betone noch einmal: 
Wir waren uns immer bewußt, daß es ein schmaler 
Grat ist und diese Politik auch oft von Rückschlä-
gen begleitet sein würde. Insgesamt sind wir zwar 
noch nicht zufrieden, aber dankbar, daß es ein Weg 
der Öffnung war, der viele Hoffnungen in der DDR 
geweckt hat. Wann immer ich dort mit Menschen 
rede — das Problem ist: Wann dürfen wir mehr rei-
sen? Wir wollen j a nicht bei euch bleiben. Aber 
kommen wollen wir zu euch. — 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Dieser Schritt war nach der zubunkernden Politik 
der Hallstein-Doktrin in den 60er Jahren dringend 
notwendig. Gestaltung und nicht mehr Bestrafung 
war und ist der Geist dieser Politik. 

Aber lassen Sie mich zur Europäischen Gemein-
schaft zurückkehren; nach dem, was ich in unserem 
Lande immer wieder höre und lese, kann ich nur 
sagen: dieser vielgescholtenen Gemeinschaft. Von 
vornherein gab es grundsätzliche Unterschiede. Ich 
habe das Glück gehabt, noch an Integrationsver-
handlungen unter Konrad Adenauer beteiligt gewe-
sen zu sein. Frankreich suchte den Mitfinancier 
und den großen Markt für die Agrarprodukte — für 
die eigenen — und wurde in diesem Verlangen von 
den Benelux-Staaten begleitet. Deutschland suchte 
den größeren Markt für seine sich in der Entwick-
lung befindende Industrie. So kam das Junktim 
zwischen Zollunion und gemeinsamem Agrarmarkt 
zustande. 

Wer immer diese Agrarpolitik kritisiert, der stelle 
sich die Frage nicht isoliert, sondern immer im Zu-
sammenhang mit der Zollunion. Er muß wissen, 
was auf dem Spiel steht. Jedermann muß sich im 
klaren sein — und er muß eigentlich nur im Proto-
koll des Bundestages nachsehen, dann könnte er es 
sogar lesen —, daß durch die Erweiterung von neun 
auf zwölf Staaten die Probleme des Agrarmarktes 
noch unlösbarer wurden, zumindest im Sinne von 
Marktgleichgewicht und ausgewogenen Strukturen. 
Ich habe Herrn Dregger gehört, daß das vordringli-
che Ziel das Marktgleichgewicht sei. Ich kann ihn 
zu diesem Vorhaben nur beglückwünschen. Ich bin 
neugierig, wann es eintreten wird. Das werde ich 
als Zuschauer beobachten — von fernen Gestaden. 

Es gibt natürlich offene Flanken. Das muß man 
deutlich ansprechen, ohne es zu kritisieren. Da sind 
z. B. die Importe aus den Vereinigten Staaten. Ein 
Drittel der in den Niederlanden erzeugten Milch 
wird auf der Basis von Importen erzeugt. Ich 
komme später zum Selbstversorgungsgrad zurück. 
Es kommt alles ohne Zollbelastung herein, auch Im-
porte aus der Dritten Welt. 

Welche Völkergemeinschaft oder welcher Staat 
ist ähnliche internationale Bindungen eingegangen 
wie die EG, z. B. mit den AKP-Staaten — wo-
bei durch das Lomé-Abkommen nahezu 96% 
aller Agrarprodukte liberalisiert sind —, mit den 
Maghreb-Staaten, mit Maschrik-Staaten, mit Israel. 
Ich meine, hier ist die EG Beispiel für die USA, für 
die Sowjetunion und für Japan. 
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Dies alles ist geschehen, ohne überhaupt die Vor-

aussetzungen für einen gemeinsamen Markt zu ha-
ben. Es war ökonomisch natürlich nicht richtig, ei-
nen gemeinsamen Agrarmarkt mit gemeinsamen 
Preisen zu schaffen, ohne eine gemeinsame Wäh-
rung zu haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr richtig! - Dr. Vo-
gel [SPD]: Sehr richtig!) 

Allein darin bestehen die großen Unterschiede und 
Verwerfungen. Sie werden bleiben, solange es nicht 
zu einer gemeinsamen Währungspolitik kommt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wenn Sie mir erlauben, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, nicht, weil ich mich selbst beweih-
räuchern möchte: Ich möchte hier doch gerne zu 
Protokoll geben, was ich vor beinahe 22 Jahren, am 
10. Dezember 1964, in diesem Hohen Hause zu die-
sem Thema gesagt habe. Wenn Sie gestatten, Herr 
Präsident, dann möchte ich das doch gerne schrift-
lich festgehalten haben. 

Der Ausbau eines gemeinsamen Agrarmarktes 
hat dabei größere Fortschritte gemacht als die 
Harmonisierung im Bereich der Wirtchafts-, 
Sozial- und Finanzpolitik. 

Daher muß hier die Frage gestellt werden, ob 
es überhaupt möglich ist, den Agrarmarkt iso-
liert von den übrigen Bereichen der Volkswirt-
schaft zu harmonisieren, oder ob nicht eine Ge-
samtharmonisierung mit dem Ziel einer politi-
schen Vereinigung herbeigeführt werden muß. 
Die kommenden Verhandlungen in Brüssel 
werden beweisen, inwieweit die deutschen Zu-
geständnisse für die Harmonisierung des euro-
päischen Agrarmarktes sich tatsächlich auch 
auf die politische Einigung Europas fördernd 
auswirken werden. 

Diese Passage meiner Rede ist damals nicht sehr 
beachtet worden. Aber es wäre gut gewesen, man 
hätte sie beachtet. 

Lassen Sie mich jetzt einige kurze Feststellungen 
machen. Ich meine, die Bilanz ist positiver, als sie 
bei uns beurteilt wird. Sie ist aber auch nicht so gut, 
daß sie nicht verbessert werden könnte. Ich möchte 
hier ganz schlicht festhalten: Allein von 1958 bis 
1973 haben sich in der Sechser-Gemeinschaft das 
Bruttosozialprodukt verdreifacht, der innergemein-
schaftliche Handel mehr als versiebenfacht, der 
Drittlandshandel mehr als verdreifacht. Diese Ten-
denz hat sich für die erweiterte Gemeinschaft fort-
gesetzt. So ist allein der Binnenhandel von 1958 bis 
heute um das 25fache gestiegen. 

Kurz bevor ich mein Ministerium verlassen habe, 
habe ich eine Untersuchung machen lassen. Herr 
Kiechle kann sie aus den Akten hervorholen. Der 
Auftrag an meine Volkswirte lautete: Wie viele Ar-
beitsplätze werden allein durch den Außenhandels-
bilanzüberschuß in Deutschland gesichert? Das ist 
natürlich eine Schätzung. Das kann niemand ver-
bürgen. Die Schätzung lag bei 250 000 bis 500 000. 
Der Herr Finanzminister, der freundlicherweise zu-
hört, wird wissen, was es bedeutet, das Geld für  

250 000 Arbeitslose aufzubringen. Es ist fast exakt 
der Nettobeitrag der deutschen Zahler. Daher sind 
unsere Partner oft so empfindlich, wenn sie aus 
unserem Lande das Wort „Zahlmeister" hören. 
Denn die können auch rechnen. Sie haben auch 
Handelsbilanzen. Sie können ihr Defizit genau aus-
rechnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich eine letzte Bemerkung machen. Die Ver-
braucher sind dabei nicht schlecht gefahren. Wenn 
heute ein Arbeitnehmer durchschnittlich weniger 
als 18 % seines Nettoeinkommens für Lebensmittel 
ausgibt, ist das mit ein Verdienst dieser Politik. Na-
türlich muß irgend jemand die Kosten tragen. Denn 
auch Nahrungsmittel können nicht zum Nulltarif 
produziert und verkauft worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Es gibt so viele erfreuliche Tatbestände. Es ist 
eines der wichtigsten Ereignisse und eines der 
größten Verdienste dieser Regierung, daß wir wie-
der zum Stabilitätsführer in der Welt geworden 
sind. Aber mich schmerzt es ein klein wenig, daß 
der Beitrag der Nahrungsmittel dabei vergessen 
wird. Das ist nämlich das Opfer der Bauern für 
diese Stabilität. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Es wird höchste Zeit, daß sich die Allgemeinheit da 
ein klein bißchen erinnert. 

(Eigen [CDU/CSU]: Und beteiligt!) 

Denn so sehr eitel Freude sein mag über den derzei-
tigen Zustand, über Kaufkraftzuwachs und was al-
les zu begrüßen ist, die Bauern haben keinen Kauf-
kraftzuwachs, über den sie sich freuen könnten, 
sondern sie haben erhebliche Kaufkraftverluste zu 
beklagen. 

Dieses Europa kann heute wirtschaftlich eine 
Führungsrolle in der Welt übernehmen, was es 
auch in die Lage versetzen sollte, den Mittelmeer-
raum zu stabilisieren. Wenn das Mittelmeer ein 
Meer der Anlieger bleibt, kann unsere Mitgestal-
tung bis nach Südafrika eine effizientere sein, und 
gemeinsam könnte eine Stabilisierung des Nahen 
und des Mittleren Ostens erreicht sein. 

Aber folgendes ist für mich noch wichtiger. In die-
sen Jahren hat sich eine Grundstimmung in Eu-
ropa aufgebaut, von der ich mir gewünscht hätte, 
daß es sie vor 100 oder 80 Jahren gegeben hätte. 
Trotz ihrer Mängel, die diese Gemeinschaft heute 
immer noch hat: Hätte es sie vor 100 oder 80 Jahren 
gegeben, wären uns wahrscheinlich zwei Welt-
kriege erspart geblieben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

In unserem Land gäbe es keine Mauer und keinen 
Stacheldraht, und ich habe Zweifel, ob es dann ein 
sowjetisches Imperium in dieser Form geben wür-
de. Ich glaube, wir alle sollten nicht ganz vergessen, 
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wieviel Unglück die Verblendung in nationale Hy-
bris über Europa und die Welt gebracht hat. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Daher muß dieser Weg, meine ich, konsequent 
fortgesetzt werden. Er darf nicht zu Lasten einer 
einzelnen Gesellschaftsgruppe — ich sage es noch 
einmal —, der Bauern, gehen. Es bedarf eben der 
Solidarität aller Menschen in Deutschland und in 
Europa, um bei dieser schwierigen unterschiedli-
chen Interessenlage, die ich geschildert habe, end-
lich einen Grundkonsens für den Weg in die Zu-
kunft zu finden. 

Kollege Dregger — ich glaube, er meint es sehr 
ernst — hat gesagt: Wir brauchen eine neue Agrar-
politik. Ich sage: Da müssen Sie sich sehr ernsthaft 
wappnen. Ich spreche aus Erfahrung. Da müssen 
Sie sich mit guten Argumenten eindecken und müs-
sen die Interessenlagen genau abschätzen. Ich mei-
ne, es wäre schon gut, wenn man sich in diesem 
Europa einmal einigen würde, was man eigentlich 
an Agrarproduktion will, was Marktgleichgewicht 
ist. Sind es 100 %, 105, 107, 110 %? Ich sage das nicht 
ohne Grund. Die Zeit erlaubt es mir nicht, auf De-
tails einzugehen. Ich möchte nur eine Zahl nennen: 
Bei Butter haben die Niederlande und Irland einen 
Selbstversorgungsgrad von 475 bzw. 419 %. Ich sage 
Ihnen: Wenn Sie die auf Marktgleichgewicht zu-
rückführen, ist nicht zu sagen, was sie mit ihrer 
Landwirtschaft machen würden. Ich könnte Ihnen 
Beispiele für den Wein nennen. Es gibt genügend 
Literatur. Allen, die sich mit diesem Thema befas-
sen, kann ich nur mit gutem Grund den Rat geben: 
Schauen Sie sich einmal die wahren Verhältnisse 
bezüglich Produktionspotential, Interessenlage, Au-
ßenhandel genau an! Dann werden Sie ein schweres 
Feld zu beackern haben. Ich sehe meinen Freund 
Kiechle, und ich sage ihm das in der notwendigen 
Distanz. Beim Blättern und Bilanzziehen ist mir fol-
gendes in die Hand gekommen, wobei ich gar nicht 
darauf eingehen will, welche Bestände wir 1983, 
1982 und 1981 gehabt haben. Das können Sie nach-
lesen. Ich will auch wirklich ohne Ressentiments 
oder Emotionen dieses feststellen, aber ich verste-
he, warum der Kollege Kiechle am 2. April 1981 hier 
in diesem Hohen Hause folgendes sagte: 

Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt hat hier 
z. B. vor kurzem noch von riesigen Butterber-
gen und Zuckerhalden gesprochen. Völlig zu 
Unrecht! Es gibt sie gar nicht. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich weiß, wie schwierig es ist. 

Es ist aber auch meine Pflicht, einige Anregun-
gen zu geben, theoretisch denkbare Wege aufzuzei-
gen. Wenn ich mir die Bilanzierung und denkbare 
Wege anschaue — auch ich habe keine Patentlö-
sung; sie gibt es ja auch nicht —, sehe ich drei Mög-
lichkeiten: erstens eine gewisse Desintegration, d. h. 
eine teilweise Regionalisierung der Agrarpolitik. 
Das wäre ein möglicher Weg, ein klippenreicher 
Weg. 

Zweitens käme ein Abbau der Stützmechanismen 
in Betracht. Man muß wissen, das bedeutet schwer-
wiegende einkommenswirksame Maßnahmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wäre für 
viele ein tödlicher Weg!) 

Ich sage aber trotz des Zwischenrufs freimütig: 
Man sollte darüber nachdenken, ob man immer gut 
beraten ist, wenn man hundertprozentige Interven-
tionsgarantien gibt; immer mit dem Ziel: Wir wollen 
eine breit gestreute Landwirtschaft. 

Drittens — der Weg ist ja beschritten worden; ich 
will dazu nichts sagen; das soll kein aktueller Bei-
trag sein — käme eine direkte Mengensteuerung in 
Frage. 

Herr Präsident, wenn ich noch fünf Minuten Zeit 
habe — es ist meine letzte Rede —, dann würde ich 
das gerne noch nutzen. Sonst höre ich auf. 

Wahrscheinlich wird man alle drei Elemente in 
eine kritische Prüfung einbeziehen müssen. 

Lassen Sie mich noch einige abschließende Be-
merkungen machen. Deutschland ist unverändert 
ein großartiges Industrieland mit ländlicher Aus-
prägung. Die meisten Menschen wohnen noch im-
mer in kleinen und mittleren Gemeinden. Wir ha-
ben Gott sei Dank kaum Ballungszentren. Wir müs-
sen alles tun, um diese ländliche Struktur für eine 
menschenwürdige, funktionsfähige Landschaft zu 
erhalten. Die Bauern haben bis heute die Kultur-
landschaft erhalten, mit den Förstern. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Daher muß auch ihr Platz in der Industriegesell-
schaft von morgen gesichert bleiben, und zwar in 
einer vielfältigen Struktur. Ich meine, das kommt 
einer intakten Umwelt am ehesten zugute. 

Gut ausgebildete, mit Können und Wissen ausge-
stattete Bauern sind besser als staatlich besoldete 
Landschaftsgärtner. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Dörfer ohne Bauern gibt es nicht. Daher muß eine 
aktive ländliche Politik betrieben werden ein-
schließlich des Ausbaus der Wirtschafts-, Regional-
und Infrastruktur. 

Deutschland ist unverändert eines der freiheit-
lichsten Länder der Welt. Immer wieder höre ich 
bei den vielen Begegnungen — wo immer ich mich 
im Ausland mit Menschen unterhalte —: Eure Pro-
bleme möchten wir haben. — Wir Deutschen sollten 
nicht nur immer Nabelschau betreiben. Wir sollten 
uns auch einmal in die Lage der anderen Völker 
hineinversetzen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Suhr [GRÜNE]: Vor allem in der 

Dritten Welt!) 

Wir gelten als Hort eines beachtlichen Wohl-
stands. Die Form dieser Rede verbietet es mir, Ver-
gleiche zu ziehen. Aber wir sollten einmal Verglei-
che ziehen zwischen Facharbeitern und Sozialhil- 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. November 1986 	19339 

Ertl 
feempfängern in einzelnen Staaten. Ich mache das 
nicht zu meiner Zufriedenheit. Zufriedenheit darf 
es in der Politik nie geben, zumindest nicht in Form 
von Selbstgefälligkeit. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sicherlich ist das Klima sozial besonders ausge-
wogen gegenüber fast allen übrigen Demokratien. 
Ich sage heute in Dankbarkeit: Das ist das Werk 
aller Parteien. Ich möchte dafür ausdrücklich allen 
danken. Ich hoffe, daß die Solidarität der Demokra-
ten die Aufgaben der kommenden Zeiten gemein-
sam lösen hilft. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das zu erhalten und für die Zukunft zu sichern ist 
aber auch unser aller Aufgabe. Lassen Sie mich in 
aller Deutlichkeit sagen: Demokratie verlangt Libe-
ralität, auch im Umgang miteinander. Wir alle sind 
nur Menschen. Und ich füge gleich hinzu: Keiner 
von uns hat sich nicht schon einmal vergaloppiert. 
Aber die Kraft, nachher hinzugehen und zu sagen: 
Es tut mir leid, ist etwas Herrliches. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜ-

NEN) 

Daher meine ich, wir sollten uns alle bemühen, 
untereinander mehr Liberalität zu pflegen. Was un-
serem Lande, was dem Deutschen in seiner Sehn-
sucht nach Endlösungen fehlt, ist ein positives Ver-
hältnis zur Toleranz. Auch das Streben nach abso-
luter Mehrheit paßt in diese Kategorie hinein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 

SPD) 

Das paßt vielmehr in eine Freund-Feind-Kategorie 
hinein. Lassen Sie uns daher immer über Toleranz 
nachdenken. Ich meine, wir sollten uns gerade über 
diesen Punkt nach den Wahlen in Bayern und Ham-
burg Gedanken machen. Beide Wahlen geben ei-
nem ernsthaften Demokraten zu tiefem Nachden-
ken Anlaß. 

(Bueb [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Als sich eine Partei, eine kleine Partei in Italien 
auflösen wollte, gab es dort eine große Diskussion. 
Mir hat sehr imponiert, daß alle großen Parteien 
gesagt haben: Wir möchten nicht in einer Parteien-
landschaft leben, in der es nur große Parteien gibt. 
— Es wäre gut, so etwas einmal in Deutschland zu 
hören. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
natürlich haben wir die bitteren Erfahrungen mit 
der Parteienzersplitterung in Weimar im Kopf. 
Aber wir müssen wissen: Diese unsere Gesellschaft 
ist eine vielfältige, eine, wie man so schön sagt, plu-
ralistische Gesellschaft. Dementsprechend müssen 
auch die politischen Orientierungen stattfinden. Na-
türlich gibt es drei Grundströmungen — ich gehe 
jetzt der Größe nach vor, damit der Kleine nicht 
größenwahnsinnig wird —: die konservative, die so-
zialdemokratische/sozialistische und die liberale;  

das sind geistige Grundströmungen. Und wenn eine 
dieser Grundströmungen — — 

(Suhr [GRÜNE]: Und die ökologische!) 

— Die GRÜNEN haben leider keine geistige Grund-
strömung. 

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP, der 
CDU/CSU und der SPD) 

Das ist ihr Manko. Ich könnte Ihnen geistige Väter 
nennen. Das wäre aber für Sie sehr peinlich. Das 
möchte ich Ihnen, da ich wirklich in einer Ab-
schiedsstimmung bin, ersparen. 

(Suhr [GRÜNE]: Nein, nur zu!) 

Aber ich bin gern zu einem Privatissimum bereit. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir sind sehr 
liberal!) 

— Hoffentlich. Bis jetzt waren Sie es nicht. Ich teile 
die Auffassung von Herrn Dregger, daß Sie Gewalt 
anders einschätzen als ein Demokrat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Bueb [GRÜNE]: Das ist eine Unverschämt

-

heit, eine Unverschämtheit ist das!) 

— Nein, das ist keine Unverschämtheit. 

(Bueb [GRÜNE]: Doch!) 

Sie können ja das Gegenteil beweisen. Dann bin ich 
gern bereit, mich dafür zu entschuldigen. 

(Bueb [GRÜNE]: Das können Sie gleich 
tun!) 

Ich meine, es muß weiterhin möglich sein, im 
Wettbewerb miteinander zu stehen. Dabei geht es 
immer um die Fragen: Wo sind die Grenzen der 
Eigenverantwortlichkeit, wo besteht die Notwendig-
keit zur Solidarität, zur Subsidiarität? Es ist eine 
klassische Aufgabe der FDP, Konfrontation in un-
serem Lande abzubauen und Katalysator für Ko-
operation, für eine konstruktive Zusammenarbeit 
zu sein. Liberale müssen gegen das Totale, gegen 
das Absolute sein, und wir sind es. Wir bejahen den 
Kompromiß, weil er für eine gesittete Gesellschaft 
unerläßlich ist. 

Jeder muß seine Chance und die gleichen Mög-
lichkeiten haben, allerdings durch eigene Anstren-
gungen, durch eigene Leistungen seine Position im 
Leben gestalten. Dann sind auch Profit und Gewinn 
nichts Unsittliches. Aber wer mehr verdient, hat 
auch die Pflicht, für die anderen mehr zu tun. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Meine Freunde, ich bin zum letzten Mal hier an 
diesem Pult. Daher möchte ich gern noch einige 
wenige Bemerkungen mit Blick auf die kommende 
Zeit machen. Es geht mit Riesenschritten auf das 
Jahr 2000 zu. Ich glaube, wir müssen uns fragen: 
Sind wir für die kommende Zeit gerüstet? Werden 
wir es nicht mit einer Situation zu tun haben, die 
dadurch gekennzeichnet ist, daß es in den kochent-
wickelten Ländern Bevölkerungsrückgang und in 
den Entwicklungsländern Überbevölkerung gibt? 
Damit wird die Kluft zwischen arm und reich wei-
ter immer größer, auch der Hunger in der Welt wird 
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größer werden. Sechs Milliarden Menschen werden 
es sein. Es ist zu befürchten, daß Not, Armut und 
Arbeitslosigkeit in weiten Teilen der Welt trotz aller 
Anstrengungen eher größer werden. Daher meine 
ich: Hier brauchen wir eine weltweite Zusammen-
arbeit. Das läßt sich nicht mit einigen zersplitterten 
Entwicklungshilfen lösen, das ist eine große Her-
ausforderung. 

Wir haben eine weitere Herausforderung zu be-
stehen, nämlich die Alternativen für den Fall X zu 
finden, der im nächsten Jahrhundert eintritt, und 
zwar im ersten Viertel dieses Jahrhunderts, daß das 
Öl als fossiler Energieträger ausgeht. Wer da heute 
nicht Vorsorge betreibt, versündigt sich an der Exi-
stenz seiner Kinder und Enkel. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir müssen natürlich nach unseren Ressourcen 
schauen. Wir müssen unsere Welt, unsere Umwelt 
in Ordnung halten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
darf Ihnen jetzt am Schluß alles Gute wünschen. 
Ich möchte ausdrücklich sagen: Ich bin sehr glück-
lich darüber, daß ich in diesem Hause u. a. auch viel 
menschliche Wärme und Freundschaft gefunden 
habe, und zwar bei allen Parteien. Ich sage offen: es 
gibt viele in den anderen Fraktionen, die mir viel-
leicht manchmal näherstehen als mancher in der 
eigenen Fraktion. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktio

-
nen) 

Aber ich meine, das gehört zu dem Grundsatz 
„Leben und leben lassen". 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich sage allen auch: Seien Sie nachsichtig mit 
mir! Und ich schäme mich nicht, zu sagen: Ich bitte 
um Entschuldigung. Ich wollte niemals in meinem 
Leben jemanden kränken. Sollte ich es jemals ge-
tan haben: ich habe es nicht gerne getan. 

Und ich sage Ihnen, die Sie zurückkehren, und 
den Jüngeren: Glück auf! Wir haben die längste 
Epoche des Friedens in der Geschichte nicht nur 
seit es Deutschland, sondern seit es Europa gibt. 
Mögen die kommenden Bundestage Horte der Frei-
heit, der Toleranz, der Liberalität sein! Mögen sie 
aber auch Horte sein, die für Kinder und Enkel eine 
gesicherte Zukunft in Frieden und Freiheit schaf-
fen! 

Ich wünsche Ihnen alles Gute. 

(Anhaltender Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Lieber Josef Ertl, der 
Beifall des ganzen Hauses beweist, daß die besten 
Wünsche Sie in der Zukunft begleiten werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das Wort hat der Abgeordnete Suhr. 

Suhr (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lieber Kollege Ertl, ich wünsche Ihnen 
einen angenehmen und fröhlichen Ruhestand, in 

dem Sie noch viele Maß nach dem bayerischen 
Reinheitsgebot gebrauten Bieres trinken können 
und dürfen. 
Ich habe hier ein Buch über die Arbeit der grü-

nen Opposition in den letzten vier Jahren. Das 
wollte ich eigentlich dem Herrn Dregger schenken. 
Aber ich schenke es Ihnen, weil ich glaube, bei dem 
Herren Dregger ist Hopfen und Malz verloren. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPD) 

Ich wollte das Buch dem Kollegen Dregger schen-
ken, weil Herr Biedenkopf da sehr viel Differenzier-
tes über die GRÜNEN zu sagen weiß, u. a., daß sie 
dafür gesorgt hätten, daß die Frauen in der Union 
jetzt zu Parteikongressen ihre Kinder mitbringen 
und dort stricken dürfen. So viel zu den Einflüssen 
grüner Familienpolitik auf die CDU. 
Wir beraten hier den Haushalt eines Bundes-

kanzlers, der die Insignien der Macht: Zepter, 
Reichsapfel und Birne, fest im Wahlkampf umklam-
mert hält, eines Kanzlers in vollem Saft, der sich 
nicht zu scheuen hätte, wie weiland Mao Zedong 
durch den Jangtsekiang zu schwimmen, um dem 
Volk den Vollbesitz seiner geistigen und körperli-
chen Kräfte zu zeigen. Aber wir stünden bei der 
derzeitigen Verschmutzung des Rheins dann leider 
mit einem Kanzler da, der unter Umständen Haut-
krebs hätte, an dem nicht nur die BASF, sondern 
auch andere aus der chemischen Industrie mit 
Rang und Ruf ihren Anteil hätten. 
Chemie ist, wenn man trotzdem grinst so wie der 

Bundeskanzler. Chemie ist Leben — sagt die Indu-
strie —, ist Optimismus. Mit der chemischen und 
den Risiken der Atomindustrie weiter für die Zu-
kunft Deutschlands! Da bleibt kein Auge trocken 
und kein Fisch am Leben. Der Verband der Chemi-
schen Industrie hat am 16. November, zwei Tage 
nach der Katastrophe von Basel, erklärt, daß es im 
Leben eben immer ein Risiko gebe. Uns wird mitt-
lerweile klar, daß wir von dieser Bundesregierung 
mit ihrem optimistischen Mut zum Risiko nahtlos 
untergebuttert werden. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Meine 
Damen und Herren, ich möchte Sie eindringlich bit-
ten, entweder den Saal zu verlassen oder aber in 
Ruhe dem Redner zuzuhören. 
Das gilt auch für den Abgeordneten Gallus. 

Suhr (GRÜNE): Herr Präsident, vielleicht können 
Sie die Zeit, in der Herr Gallus so stört, meiner 
Redezeit hinzurechnen. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie können versichert 
sein: Ich werde Ihnen das auf die Redezeit nicht 
anrechnen. Ich werde Ihnen das Wort auch erst wie-
der erteilen, wenn die notwendige Ruhe im Saal 
wiederhergestellt ist. 
Frau Abgeordnete Karwatzki, würden auch Sie 

die Güte haben, entweder Platz zu nehmen oder den 
Saal zu verlassen. 
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Vizepräsident Cronenberg 
Ich glaube, Herr Abgeordneter Suhr, Sie können 

in Ihrer Rede fortfahren. Bitte sehr. 

Suhr (GRÜNE): Mit der Risikobereitschaft dieser 
Bundesregierung zum Nuklearkrieg, zu den atoma-
ren und chemischen Restrisiken der Großtechnolo-
gien, mit diesem Mut zum tödlichen Risiko sind wir 
international Spitze. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dummes Zeug 
ist das! Schlicht und einfach Verhetzung ist 

das!) 

Da gestern das Hauptargument unsere interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit war, wollte ich einmal 
einige andere Felder anführen, auf denen wir auch 
international durchaus Spitze sind, z. B. was die ver-
antwortungslosen Interviews unseres Regierungs-
chefs angeht. 

Was die völkische Rechtslastigkeit des Unions-
wahlkampfs angeht, da sind Sie allerdings nur na-
tional Spitze. Sie haben in den letzten Wochen und 
Monaten systematisch den Haß gegen Ausländer 
und Asylanten geschürt. Sie haben den Haß gegen 
die Anti-AKW-Bewegung geschürt und gegen die 
Alternativbewegungen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Ein boshafter Demagoge sind 
Sie! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Pfeffermann, ich bitte Sie, sich zu mäßigen. 

Suhr (GRÜNE): Dann haben Sie den Haß gegen 
die Gewerkschaften geschürt, und nun kommt der 
immer wieder funktionierende Kommunistenhaß: 
gegen die Sowjets, gegen die DDR. 

Wir GRÜNEN treten unbedingt ein für die Aufhe-
bung des Schießbefehls, für den Abriß der Mauer 
und für den Abbau des Stacheldrahts sowie für eine 
Entspannungspolitik, für eine friedliche Koexistenz 
mit dem Osten. Aber das, was Sie hier im Wahl-
kampf treiben, geht nach unserer Auffassung zu 
weit, denn Sie säen Haß in der Bevölkerung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie säen den in Hanau 
und anderswo! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Herr Bohl, der Bundeskanzler hat vor kurzem 
auf einer Wahlveranstaltung in Göttingen erklärt: 

Die sowjetischen Führer waren immer Reali-
sten. Das ist der entscheidende Unterschied zu 
den braunen Abenteurern, die Deutschland von 
1933 bis 1945 regierten. 

Der Kanzler hat damit den Völkermord an Juden, 
die Verbrechen an Sinti und Roma und an Homose-
xuellen, er hat die vielen Millionen Toten in Ruß-
land, in Polen und in vielen anderen Ländern in 
Europa als „kleines Abenteuer der Nazis" abgetan. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wer hat denn 
das gesagt? Wer sagt denn sowas? — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das hat der Bundeskanzler im Wahlkampf getan. 
Wer so redet und besinnungslos rechte und völki-
sche Emotionen schürt, der sät Haß zwischen den 

Völkern — und das alles nur, um eventuell die letz-
ten Anhänger der Stahlhelmfraktion an die Wahl-
urne zu treiben. 

Wenn hier ein Vergleich angebracht ist, dann 
vielleicht der, daß die Firma Flick im Dritten Reich 
von 1933 bis 1945 den Nazis 7,5 Millionen Reichs-
mark an Spenden zukommen ließ und auch Jahr-
zehnte nach dem Zweiten Weltkrieg die Bonner 
Landschaft entsprechend pflegte. Die Wähler und 
Wählerinnen werden nicht vergessen, daß auch die-
ser Bundeskanzler diverse Umschläge entgegen-
nahm oder entgegennehmen ließ. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Dieser Vergleich! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

„Frieden schaffen mit weniger Waffen" versprach 
uns dieser Bundeskanzler vor vier Jahren im Wahl-
kampf. Was wir erlebt haben, war eine beispiellose 
Aufrüstung und Optimierung der Waffensysteme. 

(Weiß [CDU/CSU]: Sie sind ein Friedens

-

schaffer! Der Haß springt Ihnen aus den 
Augen!) 

Wer heute die neue Bedrohungsanalyse aus dem 
Hause Wörner sieht mit dem Systemvergleich zwi-
schen NATO und Warschauer Pakt, in der steht 
„Der Warschauer Pakt ist dem Westen in allen Waf-
fensystemen überlegen", der fragt sich doch, warum 
die Russen nicht schon seit Jahrzehnten bei uns 
einmarschiert sind, wenn diese Propaganda stimmt. 
So kommen wir nicht zu einem friedlichen Mitein-
ander in Mitteleuropa an der Nahtstelle zwischen 
den Machtblöcken. 

Weil wir über den Haushalt des Bundeskanzlers 
reden: Dazu gehört auch das Bundespresseamt. Un-
ter Regierungssprecher Friedhelm Ost wird haupt-
sächlich Agitation statt Information betrieben. Herr 
Ost scheut auch nicht davor zurück, Journalisten zu 
bespitzeln und zu benoten, die sich immer noch 
trauen, diesen famosen Bundeskanzler zu kritisie-
ren. 

(Bohl [CDU/CSU]: Herr Suhr, hören Sie 
doch auf!) 

Wir sind auch in einem anderen Punkt internatio-
nal konkurrenzlos, nämlich was die Zahl unserer 
Bundesnebenaußenminister angeht. Während wir 
hier debattieren, sitzt Franz Josef Strauß in Riad 
mit den Herren von Krauss-Maffei, der Panzer-
schmiede, mit Hanns Arnt Vogels von MBB, mit den 
Herren von Siemens und Thyssen, um Leo 2 und 
andere Waffensysteme an Saudi-Arabien zu ver-
kaufen. Der Herr Außenminister der CSU in spe 
zeigt, wo es langgehen soll und wo es langgehen 
wird — sollte Herr Genscher einmal abtreten müs-
sen —, nämlich nach der schlimmen Devise — und 
das zeigen auch die Zunahmen der Rüstungsexpor-
te —: Am deutschen Rüstungswesen soll die Welt 
genesen. Als Gastgeschenk bringt dieser Waffen-
händler der Ministerpräsidentenklasse einen leben-
den Falken nach Riad mit. Das ist der Stil deut-
scher Außenpolitik, daran sollte sich der Herr Gen-
scher ein Beispiel nehmen. Nicht gebratene Tauben 
ins Watergate-Hotel, sondern Jagdfalken bringt 
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man in den Nahen Osten. Das ist die Symbolik 
unserer Friedenspolitik. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was haben Sie gegen 
Greifvögel?) 

Wir GRÜNEN haben viele hundert Vorschläge ge-
macht, nicht nur in den Haushaltsberatungen der 
letzten vier Jahre, z. B. anstatt die Rüstungsindu-
strie aufzublähen, die Innovationen der Arbeits-
kreise „alternative Fertigung" in den Rüstungsbe-
trieben aufzunehmen und endlich sozial und ökolo-
gisch nützliche Dinge zu produzieren. Vom energie-
sparenden Schiffsantrieb bis zur Kraft-Wärme-Kop-
pelung, von Telebussen bis zu Rauchgasreinigungs-
anlagen, Solarheizungen und Windkraftwerken ha-
ben wir konkrete Alternativen für Leos, für Torna-
dos und für Raketenwerfer vorgelegt. Mit dem 
gleichen Investitionsvolumen könnten wir in der 
Rüstungsindustrie mit einem Konversionspro-
gramm 20 % mehr Arbeitsplätze schaffen, als der-
zeit vorhanden sind. 

Im Unterschied zur Bundesregierung nehmen 
wir GRÜNEN das Problem der Massenarbeitslosig-
keit ernst. Ihre Haushalts-, Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik, die Sie die letzten vier Jahre betrieben 
haben, hat ökologisch und abrüstungspolitisch, so-
zial- und beschäftigungspolitisch versagt. Ihre Kon-
solidierung bedeutet Fortschreibung der alten Ar-
mut und Zunahme der neuen Armut sowie die so-
ziale Ausgrenzung und vor allem einen Ausbau der 
Ellenbogengesellschaft. 

Herr Lambsdorff hat gestern erklärt, Öko-Soziali-
sten wollten drei Sorten Leberwurst. Ich habe dem 
Herrn Lambsdorff geglaubt und habe alle grünen 
Programme durchgesehen. Aber ich habe die Stelle 
leider nicht gefunden. Es steht auch nicht darin. 
Aber ich habe festgestellt, daß darin steht, daß jede 
Rentnerin sich zumindest eine Sorte Leberwurst 
sollte leisten können und daß sich auch für Trüm-
merfrauen Leistung wieder lohnen sollte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Natürlich wissen wir, daß sich der Herr Lambsdorff 
15 Sorten Leberwurst leisten kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Selig sind die 
Armen im Geiste!) 

Er hat ja auch genügend aus Flicks schwarzen Kas-
sen entgegengenommen. Wir hoffen, daß die FDP 
im Januar unter 5 % bleibt. Dann hat der Herr 
Lambsdorff genügend Zeit, so lang und so viel Le-
berwurst zu essen, wie er will. 

Herr Waigel, ich habe auch in unserer Mitglieds-
kartei nachgesehen: Kassandra ist nicht Mitglied 
der Grünen Partei, das darf ich Ihnen mitteilen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein Billiger Ja-
kob sind Sie!) 

Wir aber bringen den Mut auf, Fakten festzustellen. 
Wir entwickeln konkrete Konzepte gegen Ihre zer-
störerische Politik im Umweltbereich. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Eine Beleidi-
gung für jeden Stammtisch ist der Bursche 

da!) 

Die Bundesregierung steht konzeptionslos vor den 
großen Problemen der Zukunft. Ich denke, die Wäh-
lerinnen und Wähler werden am 25. Januar wissen, 
was sie zu tun haben, nämlich die ökologische und 
radikaldemokratische Kraft im Deutschen Bundes-
tag zu stärken. 

Ich komme gleich zum Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Ja, ich weiß, das wird Sie freuen. Einen Satz aber 
gestatte ich mir noch. Es ist doch völlig klar, daß 
das einzige wirksame Mittel zur Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit die Arbeitszeitverkürzung 
ist. Deswegen werden wir auch die Gewerkschaften 
unterstützen, wenn sie in der nächsten Tarifrunde 
für eine weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
eintreten. 

Wir wissen: Der Kanzler hält Arbeitszeitverkür-
zung für dumm und töricht. Aber gegen den erbit-
terten Widerstand wurden mit der Arbeitszeitver-
kürzung in der Metallindustrie über 100 000 Ar-
beitsplätze erkämpft. Die Regierungspolitik — 
nicht nur im beschäftigungspolitischen Bereich, 
auch im Umweltbereich, im rüstungspolitischen Be-
reich und im Sozialbereich — ist nicht nur dumm 
und töricht, sondern sie ist inhuman, antiökolo-
gisch, höchst gefährlich und verantwortungslos. Sie 
ist irrational. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/

-

CSU]: Mensch, Mensch, Suhr, das ist eine 
Tour!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Viele von uns waren heute morgen über-
rascht, als Bundeswirtschaftsminister Bangemann 
plötzlich das Wort ergriff. Er kam aus einer Koali-
tionsverhandlung. Wie man hörte, ging es dabei um 
die Antiterrorgesetzgebung. Darüber haben wir 
hier kein Wort gehört. Was haben Sie eigentlich 
beschlossen zum Thema Innere Sicherheit? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Wie kommt es eigentlich, daß der Bundeswirt-
schaftsminister ausgerechnet beim Etat des Bun-
deskanzlers zur Wirtschaftspolitik das Wort er-
greift, von der er auch nichts versteht? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

So ändern sich die Zeiten. 

Herr Ertl, es hat heute gutgetan, Sie zu hören, 
und es hat auch etwas weh getan, Abschied zu neh-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen: Sie sind Bayer, und ich bin Schleswig-
Holsteiner. Es war für mich oft schwierig, Sie zu 
verstehen. Aber ich habe mich immer darum be-
müht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wissen Sie, bei Herrn Bangemann verstehe ich al-
les, aber ich weiß nie, was er sagt. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/-
CSU]: Gansel, vielleicht sind Sie zu intel-

lektuell!) 

Es hat auch gutgetan, weil Sie an alte Zeiten der 
sozialliberalen Koalition erinnert haben. Vielleicht 
begreifen Sie, daß es für Ihren einstigen Koalitions-
partner schwer sein muß, heute von der CDU/CSU 
eine Litanei über sozialistische Mißwirtschaft zu 
hören, als ob es nicht von 1969 bis 1982 eine Koali-
tion gegeben hätte, die aus dem Mief der Adenauer-
Republik ein modernes Deutschland gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

— Lachen, meine Herren von der FDP, ist die Reak-
tion Ihres heutigen Koalitionspartners. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Er widerspricht 
nicht, er sucht nur Mitschuldige!) 

„Ich behaupte: Wer die Chance der Kronzeugen-
regelung nicht nutzt, macht sich zum Komplizen 
des Terrorismus selber", so sprach vor wenigen Wo-
chen der Generalsekretär der CDU, Geißler. Wo ist 
er eigentlich heute? Gemeint hat er alle, die es mit 
ihrem Rechtsempfinden nicht vereinbaren konnten, 
daß ein Mörder, so er nur bereit ist, seine Kumpa-
nen zu verraten, straffrei ausgehen und auf Staats-
kosten auch noch versorgt werden sollte. Solche 
Vorschläge waren in der sozialliberalen Koalition 
nach der Ermordung des Arbeitgeberpräsidenten 
Schleyer vor über zehn Jahren aus guten Gründen 
verworfen worden. Jetzt wurden sie nach der Er-
mordung des Diplomaten Gerold von Braunmühl 
wieder hervorgeholt. Die SPD war auch dieses Mal 
dagegen. Sie wurde deshalb Ziel der Diffamierung 
von Herrn Geißler. 

Die FDP war diesmal für die Kronzeugenrege-
lung. Jedenfalls hat Herr Bangemann Herrn Zim-
mermann in seiner Sorgen bereitenden Unbeküm-
mertheit eine Zusage dafür gegeben. Nun ist er am 
Wochenende von seinem Parteitag zu einem Teil-
rückzug genötigt warden. Natürlich, Herr Bange-
mann steht auch voll hinter der halben Lösung. 

Nach dem Motto „Alles oder nichts" wollen jetzt 
aber Kohl und Strauß nichts mehr von der Kron-
zeugenregelung wissen. Was haben Sie denn nun 
eigentlich im Kabinett heute morgen beschlossen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sind denn nun alle Parteien und Abgeordneten im 
Deutschen Bundestag Komplizen der Terroristen 
geworden, 

(Beifall bei der SPD) 

oder hat die SPD ganz einfach recht gehabt, oder 
war das, um im Jargon Ihres Generalsekretärs zu 
bleiben, einfach eine Terroristenkomplizenlüge? 

Meine Damen und Herren, ging es Herrn Geißler 
überhaupt um die Bekämpfung des Terrorismus,  

oder ging es ihm nur wie so oft um die Diffamie-
rung politisch Andersdenkender? 

(Beifall bei der SPD — Rusche [GRÜNE]: 
Gute Frage!) 

Ging es ihm dabei gar nicht um unseren Staat und 
seine Bedrohung durch Terroristen, sondern um 
seine Partei und die Chance, das zu nutzen? 

Glaubwürdigkeit ist eine Voraussetzung für die 
Bekämpfung des Terrorismus im Innern, so wie au-
ßenpolitische Glaubwürdigkeit die Voraussetzung 
ist, um den internationalen Terrorismus bekämpfen 
zu können. Mein Kollege Hans-Jürgen Wi-
schnewski hat in der Debatte nach den Attentaten 
in Berlin und nach dem Vergeltungsangriff der 
Amerikaner auf Libyen hier im Bundestag sechs 
Vorschläge dazu gemacht. Sie haben keinen davon 
aufgegriffen. Ich greife das Thema jetzt auf, weil ich 
befürchte, daß wir uns wieder mit dem Terrorismus 
werden beschäftigen müssen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Noch im April dieses Jahres hat der Bundeskanz-
ler nach dem Attentat auf die Diskothek „La Belle" 
in Berlin und nach dem Bombenangriff auf libysche 
Städte und die Zivilbevölkerung damit eine Recht-
fertigung geliefert, daß er gesagt hat, „nachrichten-
dienstliche Erkenntnisse würden eindeutig für die 
Steuerung durch offizielle libysche Stellen spre-
chen". Die SPD hat damals die amerikanische Ver-
geltungsaktion aus Gründen der Humanität und 
des Völkerrechts verurteilt, und sie hat Zweifel an 
der Beweiskraft der nachrichtendienstlichen Er-
kenntnisse geäußert. Wir haben zugleich wirtschaft-
liche Sanktionen und den Abbruch diplomatischer 
Beziehungen gegenüber Staaten befürwortet, de-
nen die Unterstützung terroristischer Aktionen ein-
deutig nachgewiesen werden kann. In den vergan-
genen Tagen haben wir nun erfahren, daß im Falle 
des „La Belle"-Anschlages die Qualität der nach-
richtendienstlichen Erkenntnisse in der Bundesre-
gierung immer noch umstritten ist. Bei der Berliner 
Staatsanwaltschaft soll eine Einstellung des Ermitt-
lungsverfahrens bevorstehen. 

Ganz anders liegt der Sachverhalt bei einem 
Bombenanschlag, der ebenfalls im April und eben-
falls in Berlin auf ein deutsch-arabisches Büro er-
folgt ist und der mehrere Schwerverletzte forderte. 
Heute ist über die Angeklagten in Berlin das Urteil 
gesprochen worden. Ich kenne den Wortlaut und die 
Begründung noch nicht. Aber vorgestern hat die 
Staatsanwaltschaft in der Gerichtsverhandlung er-
klärt, daß dieser Terroranschlag „ohne Unterstüt-
zung durch den syrischen Bereich nicht möglich" 
gewesen wäre; man wisse nur nicht, auf welcher 
politischen Ebene dies geschehen sei. Die Ermitt-
lungen von Polizei und Staatsanwaltschaft sind der 
Bundesregierung seit langem bekannt gewesen. 
Warum hat sie stillgehalten? 

(Beifall bei der SPD) 

Vor vier Wochen wurde der Bruder einer der in 
Berlin Angeklagten von einem englischen Gericht 
verurteilt, weil er auf abscheuliche Weise seine 
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schwangere Verlobte dazu mißbrauchen wollte, ein 
israelisches Verkehrsflugzeug auf dem Londoner 
Flughafen in die Luft zu sprengen. Weil es vor dem 
englischen Gericht bewiesen wurde, daß dieser 
Mann von offiziellen syrischen Stellen gesteuert 
wurde, brach die britische Regierung die diplomati-
schen Beziehungen zu Syrien ab. Der britische Au-
ßenminister forderte die befreundeten Regierungen 
auf, dem Beispiel zu folgen, wie es auf dem Wirt-
schaftsgipfel in Tokio erst im Mai vereinbart wor-
den war. Die Bundesregierung hielt sich zurück. 
Warum? 

In einem Interview mit einer amerikanischen 
Zeitung erklärte der französische Ministerpräsi-
dent Chirac, Kohl habe in einem Gespräch mit ihm 
die These vertreten, daß der Anschlag eine Provo-
kation gewesen sei, um Syrien in Verlegenheit zu 
bringen, wahrscheinlich von Leuten, die mit dem 
israelischen Geheimdienst in Verbindung stünden. 
Herr Kohl hat diese Äußerung seines französischen 
Kollegen sofort dementiert. Herr Chirac hat sein 
Interview auch dementiert. Es ist nicht weniger 
glaubwürdig als das Dementi von Herrn Kohl zur 
sogenannten ,,Newsweek"-Affäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist aber auch nicht mehr glaubwürdig, denn auch 
in diesem Fall wurde ein Tonband veröffentlicht. 
Dennoch kann ich mir nicht vorstellen, daß Herr 
Kohl diese Äußerung gemacht hat. Nach allem, was 
er den Israelis schon angetan hat, nicht auch noch 
solche Spekulation! Ich möchte Herrn Kohl glau-
ben. Aber wer glaubt ihm sonst noch? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wer nach den Erklärungen für die Nachsicht 
Kohls gegenüber Syrien sucht, der muß auf den 
Namen Franz Josef Strauß stoßen. Der CSU-Vorsit-
zende rühmt sich seit langem guter persönlicher 
Beziehungen zu dem syrischen Staatschef Assad. 
Da es diplomatische Beziehungen zwischen Bayern 
und Syrien bekanntlich nicht gibt, muß es sich ja 
wohl um eine besondere Form von Nebenaußenpoli-
tik handeln. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Strauß hat Assad jedenfalls mehrfach besucht und 
ihm immer die besten Zeugnisse ausgestellt. Des-
halb ist er auch noch im März dieses Jahres mit 
einem Staatssekretär aus dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit nach Damas-
kus gefahren, um Geld für Syrien locker zu machen, 
übrigens Geld, das von der sozialliberalen Koalition 
gesperrt worden war, nachdem man einen syri-
schen Staatsangehörigen bei einem Terroranschlag 
in der Bundesrepublik erwischt hatte. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das ist die Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus. 

(Beifall bei der SPD) 

Strauß hat mit Assad wohl auch Geschäftliches 
regeln wollen, und die Familie Strauß hat über-
haupt eine Affinität zu Damaskus. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Woher 
wissen Sie das?) 

— Woher ich das weiß? Weil ich im Gegensatz zu 
Ihnen Zeitung lese, Agenturberichte studiere, Aus-
schußsitzungen besuche, mir Antworten der Bun-
desregierung anhöre, mit ausländischen Diploma-
ten spreche. Gelegentlich höre ich mir sogar Herrn 
Strauß an, wenn er sich seiner hervorragenden Be-
ziehungen in den Nahen Osten rühmt. 

(Zustimmung bei der SPD — Kolb  [CDU/

-

CSU]: Sie sind noch lernfähig!) 

— Ja. — Denn immer wenn Herr Strauß in den 
Nahen Osten reist, begleiten ihn die guten Wünsche 
der deutschen Rüstungsindustrie. Oft sind die Her-
ren auch in persona dabei, so wie jetzt in Saudi-Ara-
bien. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, den Zusammenhang 
zwischen Waffenexportpolitik und Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus habe ich nicht erfun-
den. Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Tokio wurde 
im Mai ein Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus verabschiedet. Der 
Punkt Nummer eins lautete — ich zitiere —: 

Weigerung, Waffen in Staaten auszuführen, die 
den Terrorismus finanzieren oder unterstüt-
zen. 

Der Bundeskanzler hat diesen Katalog mit ausge-
handelt. Jedenfalls hat er ihn mit unterschrieben. 
Möglicherweise hat er ihn sogar vorher gelesen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie wissen, daß damals nicht nur Libyen, sondern 
z. B. auch der Iran gemeint war. Wir wissen heute, 
daß zum gleichen Zeitpunkt amerikanische Stellen 
mit der iranischen Regierung verhandelten und 
Waffen lieferten. 

Ich frage die Bundesregierung: Sind Berichte in 
der amerikanischen Presse zutreffend, daß auch 
aus der Bundesrepublik Waffenteile und Rüstungs-
güter an den Iran geliefert worden sind? Ist das in 
Absprache mit amerikanischen Regierungsstellen 
geschehen? Stimmt es, daß die Bundesregierung in 
der Vergangenheit auch Rüstungsgüter für den 
Irak genehmigt hat? Hat die Bundesregierung also 
an beide kriegführenden Staaten geliefert, die in 
Verdacht stehen, den Terrorismus zu fördern und 
zu finanzieren, obwohl das Grundgesetz solche Lie-
ferungen verbietet? Wer trägt die Verantwortung 
dafür? Nur Mut, meine Herren! 

Franz Josef Strauß hat nämlich gerade in Saudi-
Arabien verlangt, die Bundesrepublik müsse bei 
Waffenexporten herauskommen „aus der ewigen 
Ängstlichkeit". Frankreich beteuert, keine neuen 
Waffen nach Syrien liefern zu wollen. Die italieni-
sche Regierung beschließt, daß Waffen bis auf wei-
teres nur noch in NATO-Staaten ausgeführt werden 
dürfen. Die britische Regierung zeigt große Verär-
gerung, daß der Irak im Krieg Geschütze benutzt 
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hat, die aus britisch-italienisch-deutscher Koopera-
tion von Großbritannien an Saudi-Arabien mit der 
Bedingung geliefert worden sind, sie nicht weiterzu-
geben. In den USA gibt es eine Regierungskrise 
über Waffenexporte an den Iran. Und der bayeri-
sche Ministerpräsident Strauß erklärt in Saudi-Ara-
bien, die Bundesrepublik müsse ihren Waffenexport 
verstärken und er sei — man höre und staune — für 
ein Gleichziehen mit der klaren Linie Englands, 
Frankreichs und Italiens. Deshalb befinden sich in 
seinem Gefolge auch Lobbyisten der deutschen Rü-
stungsindustrie. Deshalb kritisierte Strauß noch 
einmal die Weigerung Helmut Schmidts, an Saudi-
Arabien Panzer vom Typ Leo II zu verkaufen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das haben wir 
doch schon einmal gehört! — Umblättern!) 

Die Bundesrepublik müsse herauskommen — Zitat 
— aus der ewigen Ängstlichkeit. Helmut Schmidt 
konnte man Ängstlichkeit wahrlich nicht vorwer-
fen; gemeint ist Herr Kohl. Herr Kohl soll endlich 
den Mut haben, sich zu der Politik von Franz Josef 
Strauß zu bekennen. 

Heute morgen gibt es einen neuen sensationellen 
Skandal am Waffenmarkt. Gegen alle Beteuerun-
gen und Erklärungen der Bundesregierung, gegen 
Beschlüsse der UNO und der Europäischen Ge-
meinschaft sind von einem Unternehmen aus der 
Bundesrepublik die Konstruktionszeichnungen für 
U-Boote an das Apartheidsregime in Südafrika ver-
kauft worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Pfui-Rufe von 
der SPD) 

Den Schaden trägt die deutsche Außenpolitik. Den 
Schaden werden übrigens auch deutsche Arbeit-
nehmer tragen, denn schließlich werden durch sol-
che abenteuerlichen Geschäfte nicht nur der Ruf 
und das Ansehen der deutschen Wirtschaft im Aus-
land geschädigt, sondern auch ganz konkret die Ex-
portchancen in der Dritten Welt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Politisch wird die Sache dadurch, daß Franz Josef 
Strauß dieses Geschäft angeregt haben soll. Die 
Bundesregierung soll es nach Beratungen im Bun-
dessicherheitsrat abgelehnt haben. 

(Bundesminister Genscher: So ist es!) 

— So ist es, sagt der Außenminister. Herr Außenmi-
nister, was gilt denn da noch die Entscheidung der 
Bundesregierung, wenn der Chef eines bundeseige-
nen Unternehmens ihr zuwiderhandelt? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: „Weiter so, 
Deutschland!") 

Fühlte er sich sicher? War er gedeckt? War die An-
regung von Franz Josef Strauß mehr wert als die 
Entscheidung des Bundeskanzlers, Herr Außenmi-
nister! 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Gansel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Reddemann? 

Gansel (SPD): Bitte sehr. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege Gansel, 
wenn Sie — was ich durchaus verstehe — monie-
ren, daß Blaupausen für Unterseeboote an Süd-
afrika verkauft worden sind, aber auf der anderen 
Seite dann sagen, daß damit Arbeitnehmer geschä-
digt sind, wollen Sie damit andeuten, daß nach Ih-
rer Ansicht die deutschen Werften für Südafrika die 
Unterseeboote bauen sollten? 

(Zurufe von der SPD) 

Gansel (SPD): Herr Reddemann, Sie haben wirk-
lich nicht begriffen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

worum es beim Thema Waffenexporte und Süd-
afrika geht. Beim Thema Waffenexporte geht es 
darum, daß wir in einem Bereich, der unsere eigene 
Sicherheit in der Bundesrepublik nicht tangiert, 
den Test liefern für die Glaubwürdigkeit unserer 
Abrüstungsbemühungen. Das ist der eine Punkt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der andere Punkt ist: Bei Südafrika geht es dar-
um, daß, wenn man von Regimen spricht, die den 
Terrorismus fördern, das rassistische südafrikani-
sche Regime sicherlich ein Regime ist, daß nahe 
daran und dabei ist, die eigene Mehrheit der Bevöl-
kerung zu terrorisieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dann gibt es ein Drittes, Herr Reddemann: Wer 
nicht begreift, was es für diese Welt, in der es einen 
großen Fortschritt darstellt, daß Rassismus nir-
gendwo mehr außer in Südafrika offizielle Staats-
ideologie ist, politisch und wirtschaftlich bedeutet, 
wenn sich die deutsche Bundesregierung ausge-
rechnet mit diesem Regime noch arrangiert, der be-
greift nicht die großen Entwicklungen der Weltpoli-
tik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage? — Herr Abgeordneter Redde-
mann, Sie haben die Möglichkeit, eine weitere Zwi-
schenfrage zu stellen. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege, da ich Ih-
nen im Zusammenhang mit Südafrika gar nicht wi-
dersprechen möchte, muß ich Sie nur auf Ihre Be-
merkung aufmerksam machen, daß die deutschen 
Arbeitnehmer geschädigt würden. Ich frage Sie des-
wegen: Wie bekommen Sie diese beiden völlig ge-
gensätzlichen Auffassungen, die Sie eben vertreten 
haben, logisch zusammen? 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Er hat nichts 
begriffen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Gansel (SPD): Sie haben noch immer nicht begrif-
fen, worum es geht, Herr Reddemann. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Offenbar ist bei Ihnen nur die Alternative möglich: 
entweder Waffen liefern oder Konstruktionspläne. 
Eine dritte Möglichkeit sehen Sie offenbar nicht. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
haben das Wort! Lassen Sie sich bitte nicht stören. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Natürlich ist dieser Themenbereich nur ei-
ner von denen, die unsere Sicherheit tangieren, 
aber er ist einer, bei dem sich wie sonst nur selten 
die Frage stellt: Wer bestimmt eigentlich die Richt-
linien der Politik? 

(Beifall bei der SPD) 

Nach dem Grundgesetz macht es der Bundeskanz-
ler, nach den Presseveröffentlichungen und nach 
der Wahlstrategie macht es Herr Geißler, aber 
wenn es um Einflußnahme und um ganz handfeste 
Interessen geht, dann ist Franz Josef Strauß da, 
Herr Genscher, der Franz Josef Strauß, der es auf 
Sie abgesehen hat, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN — Lachen bei der CDU/CSU 

und der FDP) 

der Franz Josef Strauß, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Man merkt die 
Absicht und ist nicht mal verstimmt! — Dr. 
Ehmke [Bonn] [SPD]: Mach ihm keine 

Angst, Norbert!) 

der jetzt in der Zeitung zu sehen war, in Saudi-Ara-
bien mit diesem Vogel auf dem Arm. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Ihrem Vogel! 
— Heiterkeit und Zurufe von der CDU/-

CSU und der SPD) 

— Das habe ich erwartet! 

Wir alle haben ja dieses Foto in den Zeitungen 
gesehen, aber als ich Franz Josef Strauß so sah mit 
dem Vogel, habe ich nicht an unseren Vogel ge-
dacht, sondern meine Assoziation war: Eine Krähe 
hackt der anderen kein Auge aus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Präsident, es ist Aufgabe des Parlaments, 
die Regierung zu kontrollieren. Das ist die äußerste 
Sicherheit und die letzte Sicherheit, die das parla-
mentarische System bieten kann. Aber es bleibt ein 
Restrisiko, das diese Regierung verkörpert und das 
ethisch nicht zu verantworten ist! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Herrn Dregger 
sagen, denn seine Spur wird j a nicht durch die 
wohltuende Rede von Herrn Ertl verwischt sein: 
Herr Dregger, Sie brauchen deutsche Sozialdemo-
kraten nicht darüber zu belehren, was Patriotismus 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/-
CSU: Leider doch!) 

Denn für uns 

(Bohl [CDU/CSU]: Lafontaine braucht das 
schon!) 

kam nur Patriotismus in Frage, weil Nationalismus 
von vornherein ausschied. 

(Beifall bei der SPD)  

Deshalb sind wir z. B. 1972 in den Wahlkampf mit 
dem Satz gezogen: Deutsche, ihr könnt wieder stolz 
sein auf euer Land. Was wir in jenen Jahren ge-
schaffen haben, macht uns auch heute noch stolz! 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, es ist noch immer so: Unsere deutsche Mutter-
sprache ist eine schöne Sprache, auch wenn Herr 
Kohl versucht, sie zu verhunzen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ja, es ist noch immer so: Unser deutsches Vaterland 
ist ein schönes Land, noch immer, obwohl der 
Rhein lange nicht mehr so schön ist, wie man ihn 
besingt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist aber auch so, daß die Jahre seit 1983 ihre 
Spuren hinterlassen haben. Wir haben über 2 Mil-
lionen Arbeitslose, 400 000 mehr als damals, und da-
mals war es schon schlimm genug; das hat uns ja 
schon umgetrieben. Vier Jahre lang Sozialabbau, 
und da hat sich der Herr Dregger hier hingestellt 
und hat den Mut gehabt, von „Geschwätz über So-
zialabbau" zu reden! Ja, Herrgott nochmal, begrei-
fen Sie denn nicht, was es bedeutet hat, wenn bei 
den Rentnern das Kindergeld reduziert worden ist, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

was es bedeutet hat, wenn bei den Schwerbehinder-
ten — — 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: Weiter so!) 

— Schauen Sie, Herr Dregger, es macht einen Teil 
des Problems aus, daß Sie darüber lachen. 

Ich darf noch einmal wiederholen: daß bei den 
Rentnern der Kinderzuschlag gestrichen wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wissen Sie denn gar nicht, daß es Hunderttausende 
gibt, die sich kaputtgearbeitet haben, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

die als Frührentner, die als Erwerbs- und Beruf sun-
fähige Kindergeld für ihre Kinder kriegen müs-
sen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wissen Sie das denn gar nicht, daß Sie bei dieser 
Gruppe der Rentnerinnen und Rentner, die sowieso 
das geringste Einkommen haben, das Kindergeld 
von 150 auf 50 DM beim ersten Kind gekürzt ha-
ben? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wissen Sie nicht, daß Sie dazu noch einmal Schüler

-

BAföG gestrichen haben, und wissen Sie, was das 
an der Verschlechterung konkreter Lebenschancen 
bedeutet hat? 

(Seiters [CDU/CSU]: Das können Sie in 
Hamburg erzählen!) 

Das sind auch die Menschen, für die wir uns immer 
verantwortlich fühlen werden. Wir wissen, das ist 
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Gansel 
keine Mehrheit. Das wissen wir, aber dies wird im-
mer zur Sozialdemokratie gehören, 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende Zurufe 
von der CDU/CSU) 

daß wir uns für sie mitverantwortlich fühlen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Daß starke Schultern mehr tragen müssen als 
schwache Schultern, das wird immer unsere Auf-
gabe sein. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Deswegen kön-
nen wir Sie auch nicht mehr belasten!) 

Diese Minderheiten in unserer Bevölkerung sind 
nicht die Sozialdemokratie. Die Sozialdemokratie, 
eine Million Mitglieder und viele ihrer Freunde und 
Sympathisanten, das sind Menschen, die Erfolg ha-
ben, die etwas leisten können, die die Gesellschaft 
noch zusätzlich mitgestalten wollen, aber — da un-
terscheiden wir uns von Ihnen — nicht nur für sich 
selbst, sondern für unser Volk. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Gansel, erstens haben Sie sehr deutlich Ihre Rede-
zeit überschritten, 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

und zweitens liegen zwei Meldungen zu Zwischen-
fragen vor. Ich muß Sie allerdings bitten, zu Ende 
zu kommen. Ob Sie bei dieser Geschäftslage die 
Fragen zulassen, überlasse ich Ihrer Entscheidung. 

Gansel (SPD): Ich bitte um Entschuldigung, ich 
lasse sie nicht mehr zu! 

Vizepräsident Cronenberg: Sie lassen sie nicht zu. 
Dann bitte ich Sie auch bei aller Großzügigkeit, zu 
Ende zu kommen. Wir sind insgesamt schon so spät 
dran, daß ich es nicht verantworten kann, die Rede-
zeit noch weiter zu verlängern. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Gansel (SPD): Der Satz „Versöhnen statt Spal-
ten" — — 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Schauen Sie, „Versöhnen statt Spalten" bleibt für 
uns ja richtig, weil wir nicht zulassen wollen, daß 
diese Bundesregierung gegeneinander ausspielt: 
BAföG gegen Babyjahr, Soldaten gegen Friedens-
bewegung, Umweltschützer gegen Industrie, Junge 
gegen Alte. Nein, wir wollen für alle Politik machen. 
Wir sind die Partei der großen gesellschaftlichen 
Kompromisse. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Anhal-
tende Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb kämpfen wir für unsere eigene Mehrheit. 
Und deshalb werden wir neben all den Fragen, bei 
denen es um das Geld und um die Qualität unseres 
Staates geht, jeder Wählerin und jedem Wähler 
zwei Fragen stellen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Neue Heimat und Lap-
pas! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 

— Dr. Vogel [SPD]: Fällt euch sonst gar 
nichts mehr ein?) 

Wir werden Sie fragen: Erstens: Können Sie verant-
worten, daß ausgerechnet an einer deutschen Bun-
desregierung nach dem Treffen von Reykjavik die 
historische Chance kontrollierter Abrüstung in Ost 
und West scheitern soll? 

(Beifall bei der SPD) 

Und die zweite Frage: Können wir verantworten, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

können Sie verantworten, daß nach Tschernobyl so 
weitergemacht wird wie davor? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen — jenseits aller Parteipolemik —, 
der Satz „Weiter so, Deutschland!" ist das Dümmste, 
was man in diesem Zusammenhang sagen kann. 
Darüber werden wir aufklären, dagegen werden wir 
kämpfen 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

in den Monaten, die vor uns liegen. Und in der näch-
sten Stunde werden wir erst einmal den Etat des 
Bundeskanzlers ablehnen. 

Danke sehr. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will zu-
nächst gern dem Kollegen Gansel sagen: 

(Zuruf von der SPD: Daß er gut war!) 

Ich hatte erwartet, daß die Debatte durch die groß-
artige Rede, die unser Kollege E rtl hier gehalten 
hat, abgeschlossen sein würde. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte dem Kollegen Ertl dafür danken. Diese 
Rede wird mir ebenso unvergeßlich bleiben wie die 
erste Rede, die er als Bundesminister für Landwirt-
schaft hier im Deutschen Bundestag gehalten hat. 
In beiden Fällen wurden seine Menschlichkeit, sein 
Patriotismus und sein großes europäisches Engage-
ment so deutlich. 

Herr Kollege Gansel, wenn bei uns jemand gegen 
die Gesetze verstößt, geschieht das, was in einem 
Rechtsstaat notwendig ist. Das gilt auch bei dem 
Transfer von Blaupausen ohne Genehmigung nach 
dem Außenwirtschaftsgesetz. Der Bundesminister 
der Finanzen hat deshalb, nachdem er davon 
Kenntnis erhalten hatte, das notwendige Verfahren 
eingeleitet. Dort wird das entschieden. Was da ge-
schieht, ist kein Argument gegen die Rüstungsex-
portpolitik der Bundesregierung, sondern es ist die 
Untersuchung eines strafwürdigen Tatbestandes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Kollegen, wenn Sie schon vom Begriff der 
Glaubwürdigkeit heute den ganzen Vormittag Ge-
brauch machen und dann im Zusammenhang mit 
Waffenexporten nach Saudi-Arabien hier glauben, 
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Bundesminister Genscher 
eine Attacke gegen die Bundesregierung reiten zu 
können, muß ich Sie daran erinnern, daß Ihr Teil in 
der Bundesregierung, die wir gemeinsam getragen 
haben, sich für Waffenexporte nach Saudi-Arabien 
eingesetzt hat, so wie es heute ein anderer Teil der 
gegenwärtigen Bundesregierung tut. Das ist immer 
durch die Koalition gegangen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie wissen doch, daß es 
die Fraktion abgelehnt hat! — Dr. Ehmke 

[Bonn] [SPD]: Genscher eiert!) 

Nun tun Sie doch nicht so, meine Kollegen, als seien 
Sie hier im Zustand der totalen Unschuld, sondern 
bekennen Sie sich dazu, daß damals von Ihrer Seite 
Zusagen in dieser Richtung gemacht worden sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Gansel — das muß ich Ihnen nun 
auch sagen —: In der Diskussion über den Kronzeu-
gen sollten Sie sehr vorsichtig sein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie aber auch!) 
Es hat im Jahre 1975 einen Antrag des Landes 
Nordrhein-Westfalen über die Einführung einer 
Kronzeugenregelung 

(Zuruf von der SPD: Aber ohne Mörder!) 

mit Straffreiheit auch für Mörder gegeben. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

— Es ist so. Sehen Sie sich die Unterlagen an. Nicht 
nur die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat 
damals im Bundesrat dieser Vorlage zugestimmt, 
sondern sämtliche Landesregierungen, also auch 
alle von der SPD geführten Landesregierungen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Genscher, das ist 
falsch!) 

Das war im ersten Durchgang — — 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmude? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte 
schön, Herr Kollege. 

(Abg. Dr. Vogel [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zwischenfrage) 

— Die Herren müssen sich verständigen. 

Vizepräsident Cronenberg : Zuerst hatte sich der 
Abgeordnete Schmude gemeldet. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Bitte. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Bundesminister Gen-
scher, nachdem Sie die Absicht von Waffenlieferun-
gen nach Saudi-Arabien während der soziallibera-
len Regierungszeit angesprochen hatten, frage ich 
Sie: Erinnere ich mich falsch an unsere gemein-
same Regierungszeit, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

wenn ich behaupte, daß der damalige Bundeskanz-
ler Schmidt ohne Ihren Widerspruch, Herr Gen-
scher, das Vorliegen solcher Zusagen stets in Ab-

rede gestellt und noch während unserer gemeinsa-
men Regierungszeit klargestellt hat, daß es solche 
Waffenlieferungen nicht geben werde? Erinnere ich 
mich da falsch? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Schmude — —

(Zuruf von der SPD: So war es, Herr Gen

-

scher! Genau so! — Weiterer Zuruf von der 
SPD: Eiertanz!) 

— Würden Sie mir erlauben, zu antworten, oder 
wollen Sie die Antwort nicht hören? — 

Es  ist richtig, daß die damalige Bundesregie-
rung, und zwar sowohl durch den deutschen Bot-
schafter in Saudi-Arabien wie durch den Kollegen 
Wischnewski als Verantwortlichen im Kanzleramt, 
im Sommer 1982 mitgeteilt hat, daß diese Lieferun-
gen nicht stattfinden würden. Das ändert nichts an 
der Tatsache, daß vorher Zusagen in dieser Rich-
tung gemacht worden sind. Es ist auch begründet 
worden, warum diese Zusagen nicht eingehalten 
werden können. Ich werfe Ihnen das doch gar nicht 
vor. Es ist doch möglich, daß man in dieser Frage 
unterschiedlicher Meinung ist. Was ich Ihnen vor-
werfe, ist, daß Sie heute so tun, als ob eine solche 
Waffenlieferung nach Saudi-Arabien in Ihrer Frak-
tion niemals erwogen worden wäre. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Abgelehnt!) 

Das ist falsch, meine Kollegen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Dr. Vogel [SPD] meldet sich erneut zu 

einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Vogel, ich möchte jetzt in meiner 
Rede fortfahren. 

(Widerspruch bei der SPD — von Schmude 
[CDU/CSU]: Setzen, Herr Oberlehrer!) 

Seien Sie bitte in gleicher Weise zurückhaltend 
bei der Kronzeugenregelung. Schauen Sie sich das 
Protokoll des Bundesrates an. Da ist nun einmal 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist falsch! Sie irren 
sich!) 

die Beschlußfassung auch mit den anderen Stim-
men vorgenommen worden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist falsch! Lassen Sie 
meine Frage zu!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Lassen Sie doch die 
Frage zu! Sie irren sich!) 

— Wenn ich mich irre, Herr Kollege Vogel, können 
Sie das hinterher klarstellen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nein! Sofort! Sie irren 
sich!) 

Meine verehrten Kollegen, diese Debatte sollte zu 
einer Generalabrechnung über die Politik der Bun-
desregierung werden. Als Ergebnis des Erfolges der 
Bundesregierung in allen Bereichen ist sie zu einer 
Generalabrechnung über die Politik der Opposition 
geworden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Bundesminister Genscher 
Wir haben mit der Politik der sozialen Marktwirt-
schaft, mit einer verantwortlichen Finanzpolitik 
eine Sozialpolitik zum Anfassen durchgesetzt, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wie ist das mit 
dem internationalen Terrorismus? Kriegen 

wir da keine Antwort?) 

nämlich Preisstabilität. Preisstabilität ist etwas für 
den kleinen Mann, für den Rentner, für den Emp-
fänger kleiner Einkommen. Vor allem er profitiert 
von stabilen Preisen, nicht die anderen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Neue Hoffnung und neue Zuversicht sind in unse-
rem Lande entstanden, wirtschaftspolitisch, außen-
politisch und abrüstungspolitisch. Sie haben in den 
ersten Jahren dieser Regierungskoalition mit dem 
Argument der sozialen Kälte argumentiert. Ich will 
Ihnen sagen, meine Kollegen: Es hat in diesen vier 
Jahren ein einziges Mal, da allerdings sehr deutlich, 
einen Hauch von sozialer Kälte in diesem Land 
gegeben: als über die Köpfe von Tausenden von 
Arbeitnehmern, von Hunderttausenden von Mie-
tern für eine Mark der Neue-Heimat-Wohnungs-
konzern verschoben wurde. Das war soziale Kälte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
ich muß Sie unterbrechen, weil der Abgeordnete 
Rappe eine Zwischenfrage zu stellen wünscht. Las-
sen Sie die zu? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
möchte jetzt keine Zwischenfragen mehr beantwor-
ten. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß ich mir ge-
wünscht hätte, daß alles das, was wir auch in leiden-
schaftlichen Auseinandersetzungen hier im Deut-
schen Bundestag über Arbeitnehmerrechte, über 
Probleme von Mietern, über Mitbestimmung gehört 
haben, praktiziert worden wäre, als es darum ging, 
das Schicksal der Neuen Heimat zu entscheiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
werden diese erfolgreiche Wirtschaftspolitik, für 
die die Namen meiner Freunde Otto Graf Lambs-
dorff und Martin Bangemann stehen, konsequent 
fortsetzen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir werden mit dieser Wirtschaftspolitik weiter Er-
folg für unser Land haben. 

Der Unterschied in der Stimmung in unserem 
Land ist mit Händen zu greifen. 1982 hatten viele, 
viele Arbeitnehmer, die noch einen Arbeitsplatz 
hatten, Sorge um ihren Arbeitsplatz. Heute haben 
viele Menschen, die noch keinen Arbeitsplatz ha-
ben, wieder Hoffnung, daß auch sie wieder einen 
Arbeitsplatz bekommen können. Das ist der Unter-
schied in der Stimmung in unserem Lande. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Ehmke hat mich gebeten, hier 
einige Bemerkungen zur Außenpolitik zu machen. 
Ich will Ihrem Wunsch gern Folge leisten, Herr Kol-
lege Ehmke. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihre Überein

-

stimmung mit der Parteitagsrede!) 

Auch außenpolitisch ist die Arbeit der letzten vier 
Jahre von großem Erfolg gewesen. Wir haben Eu-
ropa ein gutes Stück vorangebracht. Wir haben mit 
der gemeinsamen Akte neue Grundlagen der Ent-
scheidungsfähigkeit in Europa geschaffen. Deutsch-
land und Frankreich haben das gemeinsam an er-
ster Stelle bewirken können. Wir haben in der Au-
ßenpolitik erreichen können, daß wir mit dem Eure

-

ka-Projekt Europa neue Zukunftshoffnung geben, 
neue Zuversicht für die technologische Zusammen-
arbeit. 

(Senfft [GRÜNE]: Wer ist denn Außenmini

-

ster, Sie oder Strauß?) 

— Das war eine deutsch-französische Kooperation, 
Herr Kollege, weil nämlich Deutschland und 
Frankreich das Herzstück des Fortschritts in Eu-
ropa sind und weil wir in diesem Europa nur dann 
auch in Zukunft Arbeitsplätze sichern, Renten ga-
rantieren, jungen Menschen Lebenschancen ein-
räumen können, wenn wir die von Ihnen, den GRÜ-
NEN, gepredigte Technologiefeindlichkeit überwin-
den können. Das ist unser gemeinsames Ziel, das 
werden wir fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP — Senfft [GRÜNE]: 
Sinnvolle Technik, Herr Genscher, kontrol-

lierte Technik!) 

Meine Damen und Herren, es ist auch möglich 
gewesen, daß wir im Bereich der Agrarpolitik, abge-
stützt durch Maßnahmen für den deutschen Bauern 
und für den bäuerlichen Familienbetrieb, erste 
Schritte zum Abbau der Überproduktion erreicht 
haben. Gleichzeitig ist es vorangegangen mit der 
Politik der Zusammenarbeit in ganz Europa. 

Wir haben jetzt in Wien die dritte Folgekonferenz 
im Rahmen des KSZE-Prozesses. Hier werden wir 
über neue Perspektiven in Europa sprechen. Zur 
gleichen Zeit können wir feststellen, daß die Groß-
mächte, die Vereinigten Staaten und die Sowjet-
union in Reykjavik wichtige Annäherungen über 
die Beseitigung der Mittelstreckenraketen in ganz 
Europa erzielt haben. Ich habe heute mit großem 
Interesse festgestellt, daß sich die Kollegen der 
SPD hier zum Wächter, zum Gralshüter der Null-
Lösung für die Mittelstreckenraketen aufgespielt 
haben. Meine verehrten Kollegen, wenn wir Ihnen 
gefolgt wären, hätten wir diese Null-Lösung nicht 
als reale Möglichkeit bekommen; denn Sie waren ja 
bereit, 1983 mit mindestens 140, in manchen Ent-
schließungen 160 SS-20-Systemen zu leben, was 
mehr als 300 oder 400 atomare Sprengköpfe bedeu-
tet, die gegen unser Land gerichtet waren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Deshalb sage ich Ihnen: Wir werden an dieser Poli

-

tik festhalten, die amerikanischen genauso wie die 
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sowjetischen Mittelstreckenraketen gänzlich zu be-
seitigen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Herr Genscher, 
eiern Sie doch nicht rum! Sie sind doch in 

der Frage längst überspielt!) 

Es gibt nichts anderes für die nationalen Interessen 
unseres Landes für die Interessen Europas. 

Wenn wir uns jetzt Gedanken darüber machen, 
daß im Anschluß an ein Ergebnis über die Mittel-
streckenraketen auch über gemeinsame Obergren-
zen für die Kurzstreckenraketen auf einem niedri-
geren Niveau verhandelt werden muß, dann ent-
spricht das doch auch unseren nationalen Interes-
sen; denn wir sind die Hauptbedrohten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Bringen Sie doch 
nicht solch scheinheilige Darstellungen!) 

Da sollten wir uns doch nicht, meine verehrten Kol-
legen, damit abfinden wollen, daß auf der anderen 
Seite Kurzstreckenraketen da sind. 

Der Generalsekretär der SED, Erich Honecker, 
hat innerhalb der letzten Tage in einer Rede vor 
dem Zentralkomitee folgendes gesagt: „Wenn die 
Frage der Mittelstreckenraketen gelöst wird, dann 
besteht auch keine Notwendigkeit mehr, taktische 
Raketen unter 1 000 km Reichweite in der DDR zu 
haben. Dann wäre die Möglichkeit gegeben, dieses 
Teufelszeug vom Boden der DDR zu entfernen." 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Da kann ich nur sagen: Das muß ein gemeinsames 
Verhandlungsziel sein. Bitte kritisieren Sie nicht, 
wenn wir uns bemühen, exakt das in Verhandlun-
gen zu erreichen! 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann sagen Sie mal 
was zu Rogers und dem, was der zur Null-
Lösung gesagt hat! Er hat aufgezeigt, daß 
Sie uns alle mit dem Doppelbeschluß betro-

gen und belogen haben!) 

— Was dazu zu sagen ist, Herr Kollege, hat der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt bei der Tagung 
in Istanbul bereits zum Ausdruck gebracht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, euro-
päische Interessen zu bündeln, europäische Interes-
sen wahrzunehmen, das ist uns im Rahmen der 
Westeuropäischen Union gelungen. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Wenn Sie diese Debatte unter sieben 
Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union über 
die Notwendigkeit miterlebt hätten, außer über die 
Mittelstreckenraketen im Anschluß auch über die 
Kurzstreckenraketen zu verhandeln und auch das 
konventionelle Gleichgewicht auf niedrigem Niveau 
herzustellen, dann wären Sie erstaunt gewesen, wie 
sehr sich die Bundesregierung in Übereinstimmung 
mit ihren wichtigsten europäischen Partnern in al-
len sicherheitspolitischen Fragen befindet. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist wiederum eine deutsch-französische Initia-
tive, die es vermocht hat, daß wir schon in Halifax 
auf der NATO-Frühjahrstagung den Beschluß ge-
faßt haben, der Sowjetunion Verhandlungen über 
das konventionelle Stärkeverhältnis anzubieten,  

damit wir eben bei geringer werdender atomarer 
Rüstung auch im konventionellen Bereich sicher-
stellen können, daß unser Ziel der Kriegsverhinde-
rung aufrechterhalten werden kann. Es besteht 
doch kein Zweifel: Jeder Krieg würde für uns Ver-
nichtung bedeuten, ganz gleich, ob es ein konventio-
neller oder ein atomarer Krieg wäre. Hier hat die 
Bundesregierung gezeigt, daß sie mit einer realisti-
schen Außen- und Sicherheitspolitik, daß sie mit 
einer aktiven Europapolitik dazu beitragen kann, 
das Gewicht der Bundesrepublik Deutschland im 
westlichen Bündnis, das Gewicht der Bundesrepu-
blik Deutschland in der Europäischen Gemein-
schaft, das Gewicht der Bundesrepublik Deutsch-
land bei den Abrüstungsverhandlungen und im 
West-Ost-Verhältnis zu stärken. 

Würden wir eines dieser Elemente beseitigen, 
meine verehrten Kollegen, würden wir eines dieser 
Elemente vernachlässigen, dann würde das in der 
Tat bedeuten, daß wir unserer Außenpolitik, unse-
ren nationalen Interessen und ihrer Wahrnehmung 
die Grundlage entziehen. 

Wenn die GRÜNEN auch bei dieser Bundestags-
wahl die Forderung nach dem Austritt aus der 
NATO erheben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sicher!) 

nach der Beseitigung der Bundeswehr, 

(Suhr [GRÜNE]: Wir erheben die Forde

-

rung nach Ablösung dieser Bundesregie

-

rung, Herr Genscher!) 

dann sage ich Ihnen: Derjenige, der die NATO ver-
lassen will, der die Bundeswehr beseitigen will, 
macht diese Bundestagswahl wirklich zu einer 
Schicksalswahl über die nationalen Sicherheitsinte-
ressen unseres Landes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden über diese Frage auch in diesem Wahl-
kampf in aller Offenheit sprechen. Wir werden das 
auch deshalb tun, weil wir die Unterstreichung der 
Bedeutung unseres Beitrages für die gemeinsame 
Sicherheit auch unseren Soldaten schuldig sind, die 
ihren Dienst in der Bundeswehr tun. Ich sage allen 
Ihren Verunglimpfungen zum Trotz: Der Dienst in 
der Bundeswehr ist Friedensdienst. Dafür danken 
wir unseren Soldaten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Das sagt Herr Honek

-

ker auch; und auch Gorbatschow!) 

Wir werden bei dieser Politik, die sich auf gesi-
cherte Freiheit gründet, nie vergessen, daß es Deut-
sche auch jenseits der Grenze gibt, die Europa in 
dieser Zeit noch trennt und teilt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Friedensdienst, Frie

-

denssoldaten sind das dort auch. Ja, an der 
Mauer!) 

Wir werden nie vergessen, daß es dort Europäer 
gibt. 

Meine Damen und Herren, in diesem Jahr ist der 
Friedenspreis des deutschen Buchhandels an Wla- 
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dyslaw Bartoszewski verliehen worden. Er hat in 
Frankfurt gesagt: 

Es ist auch eine Realität festzustellen, daß au-
ßer der Europäischen Gemeinschaft so etwas 
wie eine europäische Gemeinsamkeit existiert. 
Man soll diese europäische Gemeinsamkeit im 
Historischen und im Geistigen, die dem euro-
päischen Raum immer verbunden war, wach 
erhalten. Die europäische Gemeinsamkeit im 
Geistigen, im Denken, in der Wissenschaft, in 
der Kultur, in der Kunst darf und wird auch die 
Verschiedenheit der politischen, der wirtschaft-
lichen und der sozialen Systeme überdauern. 

Dem ist nichts hinzuzufügen. Das ist die große Hoff-
nung der Europäer. Diese Hoffnung werden wir nur 
dann erfüllen können, wenn wir für uns hier die 
Freiheit bewahren, die gesicherte Freiheit; denn ei-
nes haben wir aus unserer Geschichte gelernt: Zu-
erst haben wir die Freiheit verloren und dann den 
Frieden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn hier im Rahmen des Einzel-
plans 04 eine außenpolitische Debatte geführt wird, 
dann haben die GRÜNEN einiges dazu zu sagen. 
Herr Gansel hat das Problem der Waffenexporte zu 
Recht angesprochen. Es ist ein Skandal, daß sich 
die Bundesrepublik in den letzten Jahren unter die 
fünf größten Waffenexporteure der Erde hinaufge-
kämpft hat. Auch da sind wir wieder einmal globale 
Spitze. 

Allerdings meinen wir, Herr Gansel, daß die Al-
ternativen, die Sie vorgeschlagen haben, so über-
zeugend tatsächlich nicht sind. 

(Vor s i tz : Vizepräsident Westphal) 

Denn Ihre Überwachungsperson, die quasi als Om-
budsman fungieren soll, ist unseres Erachtens nicht 
mehr als ein weiterer Mitwisser dieser ganzen Ge-
schichte. Denn politische Macht wird sie nicht ha-
ben. Die politische Macht, Waffenexporte zu verhin-
dern, wird es nur geben, wenn es eine breite Mobili-
sierung der Öffentlichkeit gibt, die hier ein eindeu-
tiges Stopp sagt. Unsere Außenwirtschaftsverord-
nung ist restriktiv genug, um jeglichen Waffenex-
port zu unterbinden. Es kommt hier lediglich auf 
den politischen Willen dazu an. Wenn Sie von den 
Sozialdemokraten sagen, daß nur Waffenexporte in 
Drittweltländer verboten, aber in andere NATO-
Staaten erlaubt sein sollen, dann haben Sie genau 
das Problem, das Sie der Union heute vorwerfen, 
daß nämlich irgendwelche Blaupausen auch nach 
Südafrika gelangen. Denn dann werden die Blau-
pausen ganz legal z. B. an Frankreich geliefert, und 
von Frankreich gehen sie dann nach Südafrika. 

Wir sollten auch sehen, daß die Politik der Union 
hier keine Wende, sondern Kontinuität bedeutet. Es 
war eine SPD-Regierung, unter der von 1972 bis  

1983 sechs U-Boote in das faschistische Chile gelie-
fert wurden — 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, genau!) 

und dies alles, um die bundesdeutschen Exporte zu 
steigern. 

Ich will noch einiges zu anderen Formen der Un-
terstützung militaristischer Regimes sagen. Es geht 
ja nicht nur um Waffenexporte, sondern auch um 
die Exporte von Polizei. Herr Warnke hat sich er-
laubt, das furchtbare Regime in Guatemala mit Po-
lizeihilfe auszustatten. Dies als eine weitere Metho-
de, mit der militaristische Diktaturen in der Dritten 
Welt von der Union unterstützt werden. Für El Sal-
vador wird Entwicklungshilfe gegeben, obwohl je-
der weiß, daß dort die Voraussetzungen für Ent-
wicklungshilfe überhaupt nicht vorhanden sind. 
Folglich wird sie als Budgethilfe gegeben. Budget-
hilfe für El Salvador heißt aber nichts anderes, als 
die salvadorianische Kriegswirtschaft zu unterstüt-
zen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Das sind weitere Beispiele für Außenpolitik. Vor 
zwei Wochen haben wir erlebt, wie Sie sich weigern, 
sich von den Terrorbanden der Contras in Nicara-
gua zu distanzieren. 

Der neueste Clou der Warnkeschen Außenpolitik 
gegen das Auswärtige Amt hat sich gestern nacht 
bzw. heute morgen ereignet, als der bundesdeutsche 
Exekutivdirektor in der Weltbank nicht gegen den 
Weltbankkredit für Chile gestimmt hat — und dies, 
obwohl wir im Auswärtigen Ausschuß mehrheitlich 
— mehrheitlich, inklusive FDP — der Ansicht wa-
ren, daß diese Kredite nicht ausgezahlt werden soll-
ten. Da hat sich die CSU wieder einmal an den 
„Genscheristen" vorbeigemogelt und ihre rechtsra-
dikale Außenpolitik durchgesetzt. Wenn der Kanz-
ler die Sowjetunion beschimpft, wenn er die DDR 
beschimpft, dann glaube ich nicht, daß dies harm-
lose Ausrutscher sind. Meines Erachtens steckt da-
hinter vielmehr System, nämlich das System, die 
Rechtsradikalen möglichst noch in die Union zu in-
tegrieren und gleichzeitig den „Genscheristen" ei-
nen gewissen Profilierungsraum zu geben, um wie-
der die Mehrheit bilden zu können. 

Unseres Erachtens ist auch die Genscher-Politik 
nicht die Alternative zur Unionspolitik. Die Alterna-
tive heißt nur: Ablösung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und Ablösung heißt auch mehr als SPD-Alleinregie-
rung, die es sowieso nicht geben wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Als einziger authentischer Ausdruck der Friedens-
bewegung existiert heutzutage nur noch die Partei 
der GRÜNEN, 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/

-

CSU) 
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nachdem die SPD-Fraktion letzte Woche die eige-
nen Anträge, die von der eigenen Partei in Nürn-
berg beschlossen worden sind, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie kennen unsere 
Anträge überhaupt nicht!) 

nämlich Anträge zur Kündigung des Wartime Host 
Nation Support-Programms und zur ersatzlosen Ab-
schaffung der Pershing II, hier im Bundestag abge-
lehnt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine neue Friedenspolitik im nächsten Jahr wird es 
nur mit den GRÜNEN geben; dazu gibt es gar keine 
Alternative. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Friedensbewegung ist aufgefordert, den Par-
teien im Bundestag in die Hacken zu treten. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist Ihr Sprach-
gebrauch, das ist Ihre Politik! — Bohl 
[CDU/CSU]: In die Hacken treten, das ist 

Friede, ja?) 

Wir als GRÜNE haben gar keine Angst davor. Aber 
wir sind der Ansicht, daß die SPD durchaus noch 
sehr viel Schubkraft von hinten braucht, weil sie 
allein nicht so beweglich ist, wie sie uns hier vorzu-
machen versucht hat. 

Herr Genscher, Sie werfen uns vor, wir wollten 
aus der NATO austreten. Sehen Sie: Mittlerweile 
hat sich doch in der Bundesrepublik herumgespro-
chen, daß Ihre Außenpolitik nur zu einer Verhär-
tung der Blöcke führt — mit der Perspektive, ir-
gendwann die Überlegenheit der NATO sicherzu-
stellen. Unseres Erachtens gibt es nur eine einzige 
Chance, wirklich zum Frieden zu kommen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Mit Treten kommen 
Sie zum Frieden, ja?)  

nämlich wenn wir eine Abrüstungsspirale dadurch 
in Gang setzen, daß wir als erste einseitige Abrü-
stungsschritte unternehmen. Und das heißt immer, 
den Bruch mit der NATO zu provozieren, zu riskie-
ren, herbeizuführen. Zu dieser Politik stehen wir. 
Wir hoffen da auf viel Zustimmung im Januar. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt). 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Alle Linken dür-
fen heute ran!) 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Inzwischen ist 
das Urteil des Berliner Gerichts bekanntgeworden. 
Das Gericht hat die beiden Angeklagten zu 13 bzw. 
14 Jahren Haftstrafe verurteilt. Es hält die Verwick-
lung syrischer Stellen in den Anschlag für gegeben 
und erwiesen. Es hat außerdem einen Haftbefehl 
gegen einen mutmaßlichen syrischen Geheim-
dienstoffizier erlassen, der die Bombe transportiert 
haben soll. 

Herr Bundesaußenminister, was gedenken Sie 
jetzt zu tun? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sind Sie der Meinung, daß man jetzt weiter stillhal-
ten soll oder darf? Sind Sie der Meinung, daß man 
Geldsäcke, Geldinteressen oder diplomatische Flos-
keln höher einschätzen soll als den Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus? 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie jetzt nicht konsequent handeln, setzen 
Sie sich dem Vorwurf aus, daß Ihre gesamte Dis-
kussion über Rechtsänderungen in Wirklichkeit 
nur zur Diffamierung innenpolitischer Minderhei-
ten gedient hat, nie aber zur Bekämpfung des Ter-
rorismus. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
So ein Quatsch! — Kittelmann [CDU/CSU]: 
Herr Voigt, was meinen Sie denn, daß ge

-

tan werden soll?) 

Sie haben auf die Fragen und Vorwürfe von Nor-
bert Gansel hier nicht geantwortet. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was meinen Sie denn: 
Was sollen wir denn tun?) 

Sie haben auch nichts dazu gesagt, daß er behaup-
tet hat, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was sollen wir 
denn tun? Erzählen Sie doch mal!) 

daß der Staatsbetrieb, die Werft in Kiel, diese Un-
terlagen mit Rückendeckung von CDU/CSU-Politi-
kern — insbesondere aus Bayern — nach Südafrika 
geliefert hat. Sind Sie nicht mehr bereit, haben Sie 
nicht mehr den Mut, haben Sie nicht mehr die 
Kraft, hier auf solche Fragen und Vorwürfe zu rea-
gieren? 

Herr Genscher, Sie haben sich freiwillig in die 
Babylonische Gefangenschaft der CDU/CSU bege-
ben. Sie machen rhetorische Freischwimmerübun-
gen. Aber die außenpolitische Melodie bestimmen 
andere, nämlich Strauß und Dregger. 

Das gilt gegenüber Südafrika. Das gilt bei der 
Bekämpfung des Terrorismus. Das gilt bei der 
Frage der Mittelamerikapolitik. Und das gilt in der 
Frage der Mittelstreckenwaffen. 

In der Südafrikapolitik, die einmal Ihr großes 
Vorbild für eine eigenständige liberale Politik dar-
stellen sollte, steht die Bundesregierung heute 
rechts von der Reagan-Administration. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Hornhues [CDU/CSU]: He! Jawohl!) 

Ihre Namibiapolitik ist gescheitert. In der Mittel-
amerikapolitik haben Sie sich besonders in der 
Politik gegenüber Nicaragua an die Politik der 
Reagan-Administration angepaßt. Das war schon 
früher so bei der Frage der Zeichnung der UN-See-
rechtskonvention. Stets ist es die gleiche Melodie. 
Liberalen Worten folgt stets der Umfall zu konser-
vativen Taten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Herr Bundesaußenminister, Sie sind ein Meister 

der Reisediplomatie. Aber Sie versuchen auch stets, 
den irreführenden Eindruck zu erwecken, als habe 
sich nur dadurch, daß Sie gereist sind, in der Abrü-
stungspolitik irgend etwas bewegt. Es wäre besser, 
Sie wären häufiger in Bonn und versuchten, sich 
gegenüber den CDU/CSU-Politikern hier in der 
Fraktion, dort im Bundeskanzleramt und im Warn-
ke-Ministerium durchzusetzen. 

(Zander [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie versuchen in Wirklichkeit nur, die Angriffe von 
Strauß zu instrumentalisieren, um ein liberales Pro-
fil vorzutäuschen, das Sie auf Grund Ihrer Taten in 
der Außenpolitik in Wahrheit nicht mehr haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß Strauß, Dregger und Genscher sich gleicher-
maßen auf die Zustimmung von Bundeskanzler 
Kohl berufen, ist dabei nur ein weiterer Beitrag zur 
Unberechenbarkeit unserer Außenpolitik gegen-
über dem Ausland. Es reicht nicht aus, Herr Bun-
desaußenminister, daß Sie in New York vor den 
Vereinten Nationen und bei der KSZE in Wien, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Er hört 
gar nicht zu! — Bundesminister Genscher: 
Ich kann hören und lesen! — Abg. Dr. 
Hornhues [CDU/CSU]: Er hat was Besse-
res zu tun! — Kittelmann [CDU/CSU]: Sie 
sollten vernünftig reden, dann hört er zu!) 

— Sie können hören und lesen, aber offensichtlich 
nicht gleichzeitig nachdenken; offensichtlich hören 
Sie in New York und Wien genausowenig hin —, 
von der zweiten oder einer neuen Phase der Ent-
spannungspolitik reden, während hier in Bonn die 
Gegner der ersten Phase der Entspannungspolitik 
weiter das Wort schwingen. Sie werden mit Ihrer 
kleinen Schlauheit nie die Kraft haben zu einem 
großen außenpolitischen Wurf. Natürlich war es 
taktisch schlau, daß Sie das SDI-Abkommen nicht 
persönlich unterzeichnet haben, sondern dies Bun-
deswirtschaftsminister Bangemann überließen. Das 
war taktisch schlau, aber dadurch ist weder der 
wirtschaftspolitische Vorteil der Bundesrepublik 
Deutschland gemehrt noch der außenpolitische 
Schaden verringert worden. 

Mit dem SDI-Abkommen hat sich die Bundesre-
gierung an eine falsche strategische Konzeption ge-
fesselt. Sie hat damit die Abrüstung blockiert. Wir 
werden uns von dieser Selbstfesselung befreien; wir 
werden dieses SDI-Abkommen kündigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie sind mitverantwortlich dafür, daß die Bundes-
regierung ihre Haltung zum nuklearen Teststopp 
verändert und aufgeweicht hat. Sie sind mitverant-
wortlich dafür, Herr Bundesaußenminister, daß es 
keine klare Stellungnahme der Bundesregierung 
gegen die Absicht der Vereinigten Staaten gibt, die 
Obergrenzen des SALT-II-Vertrags zu überschrei-
ten. 

Diese Bundesregierung ist doppelzüngig, und zu 
dieser Doppelzüngigkeit, Herr Bundesaußenmini-
ster, gehören eigentlich auch Sie. Denn es ist Be-
standteil dieser Doppelzüngigkeit, wenn Herr Dreg-

ger einerseits redet und Herr Genscher anderer-
seits sagt. Dies nennt man die sogenannte Abdek-
kungsstrategie von jeweiligen liberalen und rechts-
radikalen Flügeln und Unterstützern innerhalb ei-
ner Koalition. Dies ist innenpolitische Taktik, ist 
Wahltaktik. Dies ist nicht außenpolitische Konzep-
tion. Dies ist Mauschelei, dies ist nicht Außenpoli-
tik. Dies ist der Beitrag zum Verfall unseres Ein-
flusses in der internationalen Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesaußenminister, Sie wissen doch ge-
nau so gut wie wir, daß die Mehrheit in Ihrer Koali-
tion abrüstungsfürchtig und abschreckungssüchtig 
ist. Sie wissen genau so gut wie wir, daß, während 
Sie und der Bundeskanzler sich öffentlich formal 
zur Null-Lösung bekennen, gleichzeitig Ihre Emis-
säre in Washington und in Brüssel gegen die Null-
Null-Lösung mobil machen. Das ist die Doppelzün-
gigkeit, die Sie wieder einmal vor den Wahlen den 
deutschen Bürgern vorzuspielen versuchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor den Wahlen geht es um Abrüstung, und nach 
den Wahlen geht es um Nachrüstung. 

Jetzt reden Sie für die Null-Null-Lösung, machen 
aber in Wirklichkeit schon gegen sie mobil. Unter 
der Hand bereiten Sie die neue Nachrüstung bei 
den Kurzstreckenraketen vor. Unter der Hand be-
reiten Sie ein europäisches SDI vor. Dies versuchen 
Sie gleichzeitig mit einem Abrüstungskonzept ge-
genüber den Wählern zu verkaufen. Sie sprechen 
vom Frieden mit immer weniger Waffen, aber die 
Regierungskoalition hat Angst vor einem Frieden 
mit immer weniger Waffen. 

Herr Bundesaußenminister, Sie reden und han-
deln gemeinsam mit dem Bundeskanzler gegen die 
Interessen des deutschen Volkes, wenn Sie jetzt 
nicht eindeutig den Mut haben, sich zur Null-Null-
Lösung zu bekennen, wenn Sie nicht deutlich ma-
chen, daß Sie sich von der Interviewpraxis des Bun-
deskanzlers im Ausland distanzieren. 

Dieser Bundeskanzler hat im Ausland neue 
Feindbilder geschürt und nicht Feindschaft abge-
baut. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie haben die ge

-

schürt, Herr Voigt!) 

Er hat die Versöhnung mit Israel gefährdet, er hat 
neue Befürchtungen in Polen geweckt. Er hat in der 
Sowjetunion alte Feindbilder belebt und gegenüber 
der Sowjetunion neue Feindbilder belebt. 

Dieser Bundeskanzler ist nicht in der Lage, in 
Europa Frieden zu stiften, weil er selber Feindbil-
der schürt. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Hornhues 
[CDU/CSU]: Tosender Beifall bei der SPD, 

Herr Voigt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt 
ein Stück, in dem vom Biedermann und den Brand-
stiftern die Rede ist. Dieser Bundeskanzler ist einer 
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jener Brandstifter, die sich selber für einen Bieder-
mann halten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Er appelliert an die tiefen Instinkte des deutschen 
Stammtischs, der deutschen Spießbürger, und hofft, 
durch die Emotionalisierung der Vorurteile, die 
dumpf in der Vergangenheit unseres Volkes wur-
zeln, wieder eine breite Mehrheit in diesem Volk 
parlamentarisch zu repräsentieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Appell an die niedrigsten Instinkte im deut-
schen Volk weckt einen Ungeist, der anschließend 
im Ausland Sorge und Befürchtung weckt. Sie säen 
jetzt, was möglicherweise andere ernten. Ich bitte 
Sie und appelliere an Sie, diesen Appell an die 
dumpfen Emotionen der Vorurteile gegen Minder-
heiten, gegen unsere östlichen Nachbarn und auch 
gegen Minderheiten im eigenen Lande im Wahl-
kampf nicht zuzulassen, sondern sich auf die demo-
kratischen Traditionen unseres Grundgesetzes zu 
besinnen und auch im Wahlkampf den Appell an 
die niedrigsten antidemokratischen Instinkte fal-
lenzulassen und nicht fortzuführen. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Eine Schmuddelrede!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Es liegen mir aber viele Beschwerden aus der 
Bevölkerung über die Unruhe in diesem Saal vor. 
Ich übermittle Ihnen dies gerne einmal, weil alle 
Präsidenten immer den Versuch machen, uns alle 
dazu zu bringen, daß wir uns in dieser Hinsicht ein 
wenig vorbildhafter verhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es haben zwei Kolle-
gen gewünscht, eine persönliche Erklärung nach 
§ 30 der Geschäftsordnung abzugeben. 

Zuerst hat dazu der Abgeordnete Waigel das 
Wort. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe heute vormittag in mei-
nem Debattenbeitrag ausweislich des Protokolls 
u. a. folgendes gesagt: 

Können Sie sich eigentlich noch erinnern, was 
Oskar Lafontaine im „Stern" über die Blutspur 
von Rosa Luxemburg bis hin zu Helmut 
Schmidt gesagt hat? 

Abweichend vom Manuskript habe ich in freier 
Rede ein Interview von Oskar Lafontaine im 
„Stern" vom 15. Juli 1982 und einen Artikel im „Vor-
wärts" verwechselt. Das bedauere ich. Diese Rich-
tigstellung ist im Interesse der Beteiligten und der 
Tatsachenfeststellung notwendig. In dem Gespräch 
von Herrn Lafontaine mit dem „Stern" vom 15. Juli 
1982 heißt es: 

Helmut Schmidt spricht weiter von Pflichtge

-

fühl, Berechenbarkeit, Machbarkeit, Standhaf

-

tigkeit ... .  

Er fährt dann fort: 

Das sind Sekundärtugenden. Ganz präzis ge-
sagt: Damit kann man auch ein KZ betreiben. 

Das ist es, was ich in meinem Debattenbeitrag kriti-
sieren und angreifen wollte. 

Darauf hat Helmut Schmidt — und auch das habe 
ich in meiner Rede angesprochen — mit Schreiben 
vom 14. April 1986 geantwortet, und zwar an den 
Parteivorsitzenden: 

Ich habe seinerzeit ohne gehörige öffentliche 
Gegenäußerung meinerseits ertragen, daß ein 
Mitglied des Parteivorstandes mir öffentlich at-
testiert hat, mit meinen „Sekundärtugenden" 
könne man auch ein KZ leiten. 

Das apostrophierte Interview im „Vorwärts" vom 
5. April 1986 — Margarethe von Trotta über „Rosa" 
und die SPD: Damals hatten die Frauen mehr zu 
sagen —, hat folgenden Wortlaut: 

Durch die deutsche Geschichte zieht sich eine 
Blutspur — — 

(Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Was hat das mit 
Lafontaine und der Entschuldigung zu 

tun?) 

— Ich lege hier die Quellen und Dokumente offen, 
damit keinerlei Verwechslung mehr passieren 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wiederhole das: 

Durch die deutsche Geschichte zieht sich eine 
Blutspur. Vom Berliner Landwehrkanal, in den 
die Reichswehr die Leiche der ermordeten Lu-
xemburg warf und mit dessen nachtschwarzem 
Wasser dieser Film endet, zieht diese Blutspur 
sich über Auschwitz und Dachau, über Benno 
Ohnesorg, Rudi Dutschke und Stammheim bis 
zu Günther Sare, der vor ein paar Monaten in 
Frankfurt von einem Wasserwerfer zermatscht 
wurde. 

Dagegen hat sich wiederum im gleichen Brief, den 
ich vorher zitiert habe, abgedruckt in der „Frank-
furter Rundschau", Helmut Schmidt entschieden 
verwahrt und das zurückgewiesen. Ich stelle hier-
mit die Fakten an Hand der vorliegenden Quellen 
und Dokumente richtig. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

Ich bleibe bei meiner Aufforderung: Bringen Sie 
zunächst solche Äußerungen in Ihrer Partei in Ord-
nung, bevor Sie den Stil anderer kritisieren. Das 
Motto „Versöhnen statt Spalten" sollten Sie zu-
nächst in den eigenen Reihen ernst nehmen, bevor 
Sie andere anklagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer persön-
lichen Erklärung hat der Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Kollege Waigel, Sie haben 
den Ministerpräsidenten des Saarlandes für eine 
Äußerung in Anspruch genommen, die er nicht ge- 
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tan hat. Der „Vorwärts"-Redakteur, der diese Äuße-
rung getan hat, ist entlassen worden. Es ist hoch 
bedauerlich, daß Sie sich für diese verleumderische 
Äußerung nicht entschuldigt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Herr Bundesaußenminister hat ausgeführt, 
alle Bundesländer — auch die sozialdemokrati-
schen Bundesländer — hätten im Jahre 1975 einen 
Gesetzentwurf eingebracht — er hat dies zu mir 
gewandt ausgeführt —, in dem vorgesehen gewesen 
sei, daß unter bestimmten Voraussetzungen auch 
bei Mord völlige Straffreiheit eintreten könne. Herr 
Bundesaußenminister, Sie haben geirrt. Die Wahr-
heit ist, daß der Bundesrat einstimmig, also mit der 
Stimme des Landes Nordrhein-Westfalen, Herr Kol-
lege Genscher, diesen Vorschlag nicht gemacht hat, 
sondern — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nordrhein-West

-

falen!)  

— Nordrhein-Westfalen hat sich durch die Argu-
mentation überzeugen lassen. Es war also einstim-
mig. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Ja, das ist der Unterschied zu Ihnen: Sie lassen 
sich nicht überzeugen, Sie halten an Ihrem Irrtum 
fest. 

(Beifall bei der SPD) 

Mir geht es jetzt, Herr Kollege Genscher — viel-
leicht können wir das jetzt gleich in der Sitzung in 
Ordnung bringen —, um die Tatsache: Der Bundes-
rat hat, anders als Sie es behauptet haben, keine 
Lösung vorgeschlagen, die Straffreiheit für Mord 
vorsah, sondern einstimmig bei Mord nur eine 
Strafmilderung nach Versuchsgrundsätzen vorge-
sehen. Ich überreiche Ihnen die Drucksache und 
wäre dankbar, wenn Sie, anders als Herr Kollege 
Waigel, die Sache gleich in Ordnung brächten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer weite-
ren Erklärung hat der Bundesminister des Auswär-
tigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich gebe die 
folgende Erklärung ab: Ich habe mich bei meinem 
Diskussionsbeitrag auf das Protokoll des Bundes-
rates vom 11. Juli 1975 bezogen. Dort ist eine Erklä-
rung des Herrn Justizministers Dr. Posser, Nord-
rhein-Westfalen, wiedergegeben, in der es heißt: 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja unstreitig! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Gut. Können wir uns darauf verständigen, daß 
Sie nur Zwischenrufe machen, wenn etwas streitig 
ist, Herr Kollege? 

(Dr. Vogel [SPD]: Nein, ich darf Ihnen doch 
einmal zustimmen! — Kolb [CDU/CSU]: 

Das ist gefährlich!) 

— Danke. 

Ich zitiere also aus dem Beitrag des Herrn Kolle-
gen Dr. Posser: 

Der Gesetzesvorschlag der Bundesregierung 
weicht in einem entscheidenden Punkt von 
dem Gesetzentwurf des Bundesrates ab. Er 
sieht bei Straftaten, die mit lebenslanger Frei-
heitsstrafe bedroht sind, nur die Möglichkeit 
der Strafmilderung, nicht aber die Möglichkeit 
des Absehens von der Bestrafung vor. 

So Herr Dr. Posser. Er führt weiter aus: 

Im übrigen ergibt sich aus dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates, daß in den Fällen, in denen an 
sich eine lebenslange Freiheitsstrafe verwirkt 
ist, nur ausnahmsweise ein völliger Verzicht 
auf den staatlichen Strafanspruch in Betracht 
kommt. Daher würde ich es begrüßen, 

— so weiter Herr Dr. Posser — 

wenn der Bundesrat insoweit der Empfehlung 
des Rechtsausschusses folgte, in welcher der 
Gesetzentwurf des Bundesrates aufgegriffen 
ist. 

Ich kann das nur so wiedergeben. Darauf habe ich 
mich bezogen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, nachdem wir nun alles von allen Seiten ganz 
genau dokumentiert wissen und danach unsere 
Möglichkeiten bei der Abstimmung ausrichten kön-
nen, kommen wir zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/6558 unter Ziffer 1. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Än-
derungsantrag mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 04 — Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes — in der Aus-
schußfassung. Die Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP verlangen gemäß § 52 unserer Geschäftsord-
nung namentliche Abstimmung. Das Verfahren ist 
Ihnen bekannt. Ich eröffne die namentliche Abstim-
mung. — 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied 
des Hauses anwesend, das seine Stimme nicht ab-
gegeben hat? — Das ist offensichtlich nicht der Fall. 
Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. 

Meine Damen und Herren, in meinem Vademe-
cum steht, daß jetzt die Mittagspause eintritt. Da-
mit kann ich Sie leider nicht beglücken. Wir ma-
chen eine Pause, bis das Ergebnis der Auszählung 
mitgeteilt werden kann. Dann setzen wir die De-
batte mit der Beratung des Einzelplanes 05 — Ge-
schäftsbereich des Auswärtigen Amts — fort. 

Ich gebe Ihnen das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Einzelplan 04, Geschäftsbe-
reich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzler-
amtes, auf den Drucksachen 10/6304 und 10/6331 
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bekannt. Von den voll stimmberechtigten Mitglie-
dern des Hauses haben 412 ihre Stimme abgegeben. 
Es gab keine ungültigen Stimmen. Mit Ja haben 
gestimmt: 242 Abgeordnete. Mit Nein haben ge-
stimmt: 170 Abgeordnete. Es hat keine Enthaltun-
gen gegeben. 19 Berliner Abgeordnete haben ihre 
Stimme abgegeben. Davon war keine ungültig. Mit 
Ja haben 11 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 8 Ab-
geordnete. Enthaltungen hat es nicht gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 412 und 19 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	242 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 	170 und 8 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 

Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Stommel 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Unland 

Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 
Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 
Frau Dr. Adam

- Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

fraktionslos 
Handlos 
Voigt (Sonthofen) 
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Nein 

SPD 

Dr. Ahrens 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Möhring 
Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Ranker 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröer (Mülheim) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Dr. Struck 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Dr. Wieczorek 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Löffler 
Frau Luuk 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Bastian 
Bueb 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Fritsch 
Frau Kelly 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Rusche 
Dr. Schierholz  

Schmidt (Hamburg-
Neustadt) 

Senfft 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 
Ströbele 

Damit ist der Einzelplan 04, Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramts, ange-
nommen worden. 

Ich rufe nun auf: 
Einzelplan 05 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
— Drucksache 10/6305, 10/6331 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rose 
Hoppe 
Würtz 
Suhr 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 10/6506 bis 
10/6510 und 10/6558 unter Nr. 2 vor. Vielleicht darf 
ich den Geschäftsführer der GRÜNEN bitten, recht-
zeitig hier oben bekanntzugeben, ob wir das in 
einer Abstimmung erledigen können oder ob 
getrennte Abstimmungen notwendig sind. 
Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-

rung des Ältestenrats sind für die Beratung bis zu 
zwei Stunden vorgesehen. Es muß j a nicht so sein. 
— Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-

geordnete Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Mit dem vorgelegten Haus-
haltsentwurf im September hat sich die Bundesre-
gierung nicht mit Ruhm bekleckert. Nach den Bera-
tungen im Haushaltsausschuß und den dort vorge-
nommenen Nachbesserungen, insbesondere im Per-
sonalbereich, kann man von einem befriedigenden 
Etat sprechen. Ich will meinen Kollegen Rose und 
Hoppe deutlich sagen, daß sie dabei kräftig mitge-
holfen haben. 
Meine Damen und Herren, die Gesamtausgaben 

steigen zwar etwas geringer als im Entwurf vorge-
sehen — dies wegen der Dollarkursanpassung bei 
den Pflichtbeiträgen zu internationalen Organisa-
tionen —, sind jedoch mit 3,2 % beachtlich. Schon 
jetzt möchte ich aber auf einen Schönheitsfehler 
hinweisen: Die von den Koalitionsfraktionen be-
schlossenen globalen Ausgabensperren von 3 bzw. 
6 % bei den Arbeitsmitteln der Auslandsvertretun-
gen werden erhebliche Sorge bereiten, denn gerade 
hier besteht besonderer Nachholbedarf. Ich halte 
nichts davon, mit der einen Hand zu geben und mit 
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der anderen zu nehmen. Ich glaube, dies ist keine 
glückliche Entscheidung. 

Demgegenüber sind im Personalbereich 101 neue 
Stellen sowie Mittel für 44 zusätzliche Hilfskräfte 
im Haushalt enthalten, so daß man hoffen kann, 
daß der Haushalt damit bei der Wahrnehmung der 
zusätzlichen Aufgaben im Bereich des Asyls und 
der Sicherheit gute Erfolge zeitigen wird. 

Nun soll allerdings nach dem Beschluß der Regie-
rungsfraktionen durch Stelleneinsparungen ein 
Teil von dem wieder genommen werden, was vorher 
aus guten Gründen bewilligt wurde. Diesem Verfah-
ren können wir nicht zustimmen. Natürlich dienen 
einige dieser neuen Stellen auch dem strukturellen 
Bedarf; trotzdem müssen im Sinne des von uns für 
erforderlich gehaltenen Stufenplans folgende 
Punkte weiterverfolgt werden: 

Erstens. Für den Ausbau des mittleren Dienstes, 
für die Erweiterung der Personalreserve sowie für 
operative Stellen ist mehr Personal notwendig. 

Zweitens. Der Aufgabenzuwachs muß auch im 
Amt in Bonn personelle Konsequenzen haben. Ich 
bin es leid, immer wieder darauf hinweisen zu müs-
sen, daß wir bis zum heutigen Tage in der Zentrale 
in Bonn kein ausreichendes Personal für soziale 
Dienste und Frauenfragen, für die technischen Be-
reiche und für das Krisenmanagement haben. Ich 
halte es geradezu für beschämend, daß wir immer 
wieder davon hören, daß ein Mitarbeiter wegen völ-
liger Arbeitsüberlastung und ungenügender Beach-
tung der körperlichen und der seelischen Belastung 
durch den Dienst im Ausland keinen Ausweg mehr 
wußte. Hier ist nach meiner Auffassung dringend 
Abhilfe geboten. 

Drittens. Weitere Stelleneinsparungen sollten im 
vorliegenden Haushalt 1987 durch das Auswärtige 
Amt nicht mehr erbracht werden. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich aber 
darüber, daß beim Ehegattenzuschlag zum ersten-
mal ein Mindestbetrag von 100 DM eingesetzt wur-
de, obwohl ich gern der Empfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses, den Ehegattenzuschuß höher an-
zusetzen, gefolgt wäre. 

(Zustimmung des Abg. Voigt [Frankfurt] 
[SPD]) 

Für den Ehegattenzuschlag bei der Aufwandsent-
schädigung müssen nach meiner Meinung Fakto-
ren wie Aufgabe des Berufs, Verlust der eigenen 
Alters- und Sozialversorgung, kostenlose Mitarbeit 
der Ehefrau sowie besondere Schwierigkeiten der 
privaten Lebensführung und der Schulausbildung 
der Kinder im Ausland angemessener berücksich-
tigt werden. 

Ich glaube, daß im sozialen Bereich hingegen ge-
wisse Verbesserungen erreicht sind, insbesondere 
bei der Bemessung des Kaufkraftausgleichs für den 
einfachen und den mittleren Dienst, beim Mietzu-
schuß, bei den Schulbeihilfen sowie bei den Reise-
beihilfen im Ausland. Weitere Verbesserungen wer-
den vor allem im Sinne der jüngsten Empfehlungen 
des Auswärtigen Ausschusses und des Innenaus-

schusses geprüft werden müssen. Ich denke dabei 
an die Verbesserung der Ersatzleistungen für Ehe-
partner bei Körper-, Sach- und Vermögensschäden, 
an eine Ausweitung der Sonderurlaubsverordnung 
für Ehepartner, an die Verbesserung der versor-
gungsrechtlichen Lage der Ehepartner sowie an die 
Anhebung und Vereinheitlichung des Auslandszu-
schlags für den einfachen und den mittleren 
Dienst. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Es ist sehr wich

-

tig, daß das endlich kommt!) 

Sicher müssen wir auch die Abschaffung des nega-
tiven Kaufkraftausgleichs prüfen. 

Die Sach- und Investitionsausgaben sind für das 
Funktionieren unseres auswärtigen Dienstes von 
erheblicher Bedeutung. Hier gab und gibt es Eng-
pässe, die infolge der überproportionalen Kosten-
steigerungen im Ausland das Arbeiten erschwert 
oder sogar beeinträchtigt haben. 

Ich bin der Auffassung, daß wir der Gefährdungs-
lage der Mitarbeiter im Ausland noch mehr Beach-
tung schenken müssen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Richtig!) 

Mit der Entscheidung, bei den Bewachungskosten 
die Zweckbestimmung des Titels zu erweitern, sind 
wir, so glaube ich, auf dem richtigen Wege. 

Eine moderne Büro- und Informationstechnik ist 
für den auswärtigen Dienst unerläßlich, soll die 
wachsende Flut der Informationen und der Infor-
mationsverarbeitung bewältigt werden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Noch wichtiger 
ist die gute Behandlung der Menschen!) 

Dies wird eine gewisse Stellenvermehrung unum-
gänglich machen. 

Die Ausgaben für politisch-operative Aufgaben 
sind das Handwerkszeug unseres Dienstes und des 
Bundesaußenministers. 

In Anbetracht der Zeit möchte ich hier nur auf 
die humanitäre Hilfe und unseren Beitrag für den 
Hohen Flüchtlingskommissar eingehen. Wie im 
Vorjahr haben wir die humanitäre Hilfe mit 54 Mil-
lionen DM angesetzt. Diese Ausgaben für die So-
fort- und Katastrophenhilfe sowie die Flüchtlings-
hilfe sind bedeutsam und werden vom Bundesfi-
nanzministerium wie bisher bei nicht vorherzuse-
henden Ereignissen auf Grund des Notfallcharak-
ters aufgestockt. Der Haushaltsausschuß hat ein-
vernehmlich unseren Regelbeitrag für den UN

-

Flüchtlingskommissar um eine Million DM auf sie-
ben Millionen DM erhöht. Mit unseren Gesamtlei-
stungen für den UNCR liegen wir 1986 nach dem 
derzeitigen Stand an der zweiten Stelle hinter den 
USA, ein nach meiner Meinung für die Bundesrepu-
blik Deutschland annehmbaren Platz. 

Ich bin auch der Auffassung, daß der Bundesau-
ßenminister mit der Entscheidung des Haushalts-
ausschusses für das Programm „Südliches Afrika", 
den zusätzlichen Verpflichtungsermächtigungen 
für 1988 bis 1990 von 12 Millionen DM, gut leben 
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kann. Wir haben eine Sperre im Haushaltsausschuß 
für dieses Programm, das ja die verehrte Frau Kol-
legin Hamm-Brücher ins Leben gerufen hat, einge-
bracht. Aber ich glaube, daß wir gerade in diesem 
Bereich für die Benachteiligten in Südafrika etwas 
tun können. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, der Haushalt des Aus-
wärtigen Amtes schafft die Voraussetzungen zur 
sachgerechten Arbeit für die Bürger unseres Lan-
des und auch unserer Industrie im Ausland. Herr 
Bundesaußenminister, nützen Sie diese Chance! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Rose. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Kollege Würtz hat 
mit freundlichen Worten ausgedrückt, daß wir uns 
alle im Haushaltsausschuß sehr bemüht haben, den 
Einzelplan des Auswärtigen Amts auch für das Jahr 
1987 zu neuen Höhen zu bringen und damit dem 
Außenminister auch die Gelegenheit zu geben, 
seine und der Bundesregierung Außenpolitik durch-
zusetzen. 

Ich möchte, weil es heute den ganzen Tag über 
doch einige außenpolitische Irritationen gegeben 
hat, bevor ich auf den Haushalt selber eingehe, 
noch ein bißchen was über Probleme sagen, die wir 
in der letzten Zeit in der Presse gelesen haben: daß 
z. B. eine deutsch-sowjetische Verstimmung einge-
treten sei, daß, wie es heute dauernd geheißen hat, 
mit dem Nahen Osten etwas passiert sei oder daß 
wir mit Südafrika oder mit verschiedenen anderen 
Problemregionen in der Welt zu tun hätten. Immer 
wieder nämlich lauten Zeitungsüberschriften: Mos-
kau setzt die Kampagne gegen Bonn fort. In der 
Tat, meine Damen und Herren, muß es sich um eine 
Kampagne im wahrsten Sinne des Wortes handeln; 
denn die angelsächsische Bedeutung dieses Wortes 
entspricht unserem Begriff Wahlkampf. Und darum 
handelt es sich. Wer nämlich unterhalb der don-
nernden Schlagzeilen liest, weiß, daß die praktische 
Politik gegenüber den Ostblockstaaten eigentlich 
recht vernünftig und erfolgreich ist. Eben hat z. B. 
der tschechoslowakische Außenminister Chnoupek 
die Beziehungen zu Bonn positiv beurteilt. Da 
klingt es eben nicht anders als komisch, wenn man 
uns Deutschen ab und zu revanchistische oder mili-
taristische Tendenzen unterstellt. Dieses Ritual der 
Ablenkung oder der Gegnereinschüchterung brau-
chen die sozialistischen Staaten offensichtlich. 
Doch nicht wir sind es, die 1968 die Tschechoslowa-
kei überfallen haben, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

nicht wir sind es, die in Afghanistan einmarschiert 
sind, und nicht wir sind es, die friedliche Spazier-
gänger jenseits unserer eigenen Grenzen erschie-
ßen. Weil heute vormittag so viel von „Weiter so!" 
die Rede war — und da hieß es: Wir Sozialdemokra-
ten nicht! —, sage ich: Von uns aus ist diese Politik, 

die von der anderen Seite gemacht wird, nicht zu 
unterstützen. Nicht weiter so! 

Meine Damen und Herren, wenn man diese und 
andere Völkerrechtsverletzungen beim Namen 
nennt, ist man noch lange kein Revanchist. Wir wol-
len nur die Wahrheit sagen, damit Unrecht nicht 
auf Dauer zugelassen wird. Das ist unsere Auffas-
sung von Politik. Die SPD sollte daher lieber die 
Gemeinsamkeit der Demokraten betonen und sich 
nicht ständig auf die Seite der anderen begeben; 
denn was sie jetzt gemeinsam mit den GRÜNEN 
macht, ist meinem Geschmack nach schändlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Beide Gruppen, SPD und GRÜNE, fallen der Bun-
desregierung ständig in den Rücken. Das Lob aus 
den Kreml-Gemächern wird einer fairen Opposi-
tionsarbeit vorgezogen. Da paßt es ins Bild, wenn 
man alles Böse in Washington und in Bonn, das 
Zukunftsheil der Meinschheit aber in Moskau wit-
tert. Die früher von der SPD so scharf zurückgewie-
sene Tatsachenbehauptung von einer Bedrohung 
durch den Osten wird in roter Magie zu einer Be-
drohung aus dem Westen umgesetzt. Soweit haben 
es Desinformation und rot-grüner Gedächtnis-
schwund inzwischen gebracht. 

Da steht von Herrn Ehmke am 24. September 
1986 in der „Neuen Ruhr-Zeitung", er sei für den 
Abzug der US-Truppen aus Europa. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Typisch!) 

Wenn ich mir das in dem Zusammenhang vorstelle, 
daß wir wegen der geburtenschwachen Jahrgänge 
sowieso Schwierigkeiten haben, heißt das nur, daß 
die Amerikaner verschwinden sollen, damit andere 
die Macht in Westeuropa erhalten. 

Da hilft, meine Damen und Herren, um mit Ihrem 
Kanzlerkandidaten zu sprechen, wirklich nur noch 
ein Bibelspruch: 

Sehet euch vor vor falschen Propheten, die in 
Schafskleidern zu euch kommen, inwendig 
aber sind sie reißende Wölfe. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Gucken Sie sich an!) 

Matthäus 7,15 — damit Sie auch wissen, wo Sie 
nachlesen müssen. 

Meine Damen und Herren, es ist heute vormittag 
auch noch einmal gesagt worden und paßt in diesen 
Zusammenhang, daß der bremische Senator Scherf 
dem amerikanischen Präsidenten etwas Schlimmes 
gewünscht hat. Es hat hier so geheißen, als habe 
man sich davon distanziert. Ich möchte noch mal 
aus einer Zeitung vom 25. Oktober 1986 zitieren, 
weil es hier heißt: 

Henning Scherf wörtlich: „Wenn Reagan in die 
Grube fährt, ist der Krieg zu Ende. Die Frie-
dens- und Aufbauperspektive der mittelameri-
kanischen Republik ist eng mit der Person des 
US-amerikanischen Präsidenten verbunden." 

Er hat also wörtlich gesagt: „Wenn Reagan in die 
Grube fährt ...". Er hat es später noch in der „Nord-
see-Zeitung", am 18. November 1986, vertieft, indem 
er sagte, man könne in dieser Situation, bei der es 
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ums tägliche Überleben gehe, nicht mit dem euro-
päischen Pazifismus kommen. Aber die Chancen 
der Nicaraguaner stünden dann gut, wenn der US

-

Präsident, der sich selbst als Contra bezeichne, in 
zwei Jahren, bei der nächsten Wahl, sein Amt auf-
geben müsse, es sei denn — so steht hier wörtlich 
zitiert —, „er geht vorher mit seinem Krebs unter 
die Erde. Hoffentlich kommt der Wechsel vor zwei 
Jahren". 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das bestrei-
tet der Herr Vogel hier!) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie das immer 
noch nicht glauben sollten: In „Radio Bremen" 
fragte am 21. November dieses Jahres Hans Jürgen 
Pape den Senator Scherf: 

Ist das nun wörtlich so wiedergegeben? Haben 
Sie das so gesagt? 

Darauf Bürgermeister Dr. Henning Scherf: 

Ich habe eine freie Rede gehalten. Ich habe 
überhaupt nicht gewußt, daß ein Journalist da-
bei war. Ich weiß nicht jedes Wort genau. Und 
meine Auffassung kann ich Ihnen sagen. Die 
habe ich da gesagt. Die sage ich auch an jedem 
anderen Platz. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er hat sich inzwi-
schen entschuldigt!) 

Ich bin davon fest überzeugt, daß, sobald der 
amerikanische Präsident Reagan sein Amt nie-
derlegt, egal wie, egal durch welche ... 

Der Satz wird dann ein bißchen verworren. Er geht 
nicht mehr richtig zu Ende. Unten heißt es: 

Das hat nichts damit zu tun, daß ich dem ameri-
kanischen Präsidenten den Tod wünsche. Ich 
wünsche ihm aber und den vielen, die seine 
Opfer sind in Nicaragua, daß seine Arbeit so 
schnell wie möglich zu Ende geht. Jeder Tag, 
den er da länger im Amt ist, bedeutet in Nicara-
gua für unschuldige Menschen den Tod. Und 
das ist für mich nicht eine Sache, die mich links 
liegen läßt ... 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist unerhört!) 

Im Grunde behauptet er nach wie vor dasselbe: 
Jeder Tag, den Reagan eher aus seinem Amt geht 
— wie er sagte —, egal wie, ist ihm nur angenehm. 

Meine Damen und Herren, was ist dazu zu sagen? 
Warum stellen Sie sich nicht hierher und fordern 
genauso die Distanzierung? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er hat sich selber 
distanziert!) 

— Ich fordere sie von Ihnen. Er hat sich nicht selber 
distanziert. Er hat es noch mal bestätigt, daß er im 
Grunde genommen so denkt. Ich möchte, daß Sie 
sich von solchen Aussagen distanzieren, weil das 
mit einer friedlichen Zusammenarbeit sowohl im 
westlichen Bündnis als überhaupt unter gesitteten 
Menschen nichts mehr zu tun hat 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und mit „Weiter so", wie Herr Vogel heute vormittag 
sagte, schon zweimal nicht. 

Meine Damen und Herren, jetzt viel zum Haus-
halt im einzelnen, was Stellen, Verbesserungen und 
Zukunftsaufgaben angeht, zu sagen, ist nicht mehr 
nötig. Kollege Peter Würtz von der Sozialdemokrati-
schen Partei, nicht von den Sozialisten, hat hier 
schon vieles erwähnt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Wi

-

schnewski [SPD]: Typischer Spaßvogel!) 

— Das ist dem Kollegen Peter Würtz sehr ange-
nehm. Er würde sich niemals als Sozialist bezeich-
nen lassen. Er hat hier erwähnt, daß wir vieles 
gemacht haben, um dem auswärtigen Dienst insge-
samt zu einem besseren Zukunftsbild zu verhelfen 
und damit auch dazu beizutragen, daß unsere Diplo-
maten in der Welt draußen die zukünftigen Aufga-
ben besser bewältigen können. Das ganze Parla-
ment hat sich bemüht, und manche Kollegen bei 
Koalition wie Opposition schufteten als Vordenker. 
Ich freue mich, daß sich der Auswärtige Ausschuß, 
daß sich die Frau Kollegin Huber und eine Reihe 
anderer sehr bemüht haben, um Verbesserungen zu 
bringen. Vorgedacht haben diese Kollegen. Nach-
denken mußten wir im Haushaltsausschuß, wie 
man das in die Tat umsetzt. Wir können insgesamt 
zufrieden sein. Das Ergebnis kann sich sehen las-
sen. 

Der gesamte Einzelplan des Auswärtigen Amtes 
mit seiner Steigerungsrate von 3,2 % ist Grundlage 
einer Politik, die auf den Frieden und den spezifi-
schen deutschen Beitrag zur Freundschaft der Völ-
ker ausgerichtet ist. Die Steigerungsrate könnte im 
übrigen noch deutlicher ausfallen, wäre nicht durch 
die Dollarkursentwicklung eine sinnvolle Ausga-
benbremsung eingetreten. Hier wirkt sich die 
Stärke der D-Mark und damit die Leistungskraft 
der deutschen Währung aus. Außenpolitik zu betrei-
ben mit dem Hintergrund einer kräftigen Wirt-
schafts- und Währungsmacht bringt doppelten 
Spaß. Diesen Vorzug vernünftig einzusetzen, erwar-
tet sich der Steuerzahler nach dem alten lateini-
schen Satz „Do ut des": Man darf auch durchaus 
etwas nehmen, wenn man etwas gibt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Auf Bayrisch: 
Eine Hand wäscht die andere!) 

— Dieser Satz ist vielleicht auch nicht verkehrt. Bei 
Ihnen wäre es gut, wenn Sie sich beide Hände wa-
schen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Riedl 
[München] [CDU/CSU]: Dem Voigt müßte 

man den Kopf waschen!) 

Meine Damen und Herren, es stand längere Zeit 
nichts in unseren Medien über Südafrika. Es ist rei-
ner Zufall, daß heute plötzlich wieder wegen eines 
Ereignisses, das eine Werft zu verantworten hat, 
über Südafrika gesprochen wird. Ich bin — ich sage 
das ganz offen — zunächst nicht dafür gewesen, 
daß man bei dem Sonderprogramm „Südliches Afri-
ka" eine große Aufstockung macht. Wir Berichter-
statter, die Kollegen Peter Würtz, Günther Hoppe 
und ich, haben uns trotzdem dazu durchgerungen, 
zunächst einen kleinen Sockel dazuzugeben, eine 
Erhöhung von drei auf dreieinhalb Millionen DM. 
Aber es gab am Schluß bei den Haushaltsberatun- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 249. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. November 1986 	19361 

Dr. Rose 
gen doch noch die deutliche Aufstockung um 12 Mil-
lionen, zwar nicht in einem Jahr, sondern in einem 
gestreckten Zeitrahmen. Das Ziel ist klar. So wie 
der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
vom 25. September dieses Jahres angekündigt hat, 
man wolle ein Ausbildungsprogramm für die 
schwarze und farbige Bevölkerung und deshalb zu-
sätzliche Haushaltsmittel auf den Weg bringen, so 
ist es jetzt geschehen, nach dem klaren Motto: ver-
sprochen und gehalten, und nach der Devise: Ver-
stärkte kulturelle Zusammenarbeit mit der nicht-
weißen Bevölkerung ist ein Schritt zur friedlichen 
Zukunft Südafrikas. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Denn Bildungsförderung ist das wichtigste Instru-
ment der Chancengleichheit. 

Meine Damen und Herren, natürlich wollen wir 
keinen umgekehrten Rassismus. Die weiße Bevöl-
kerung Südafrikas wird von uns deshalb nicht ver-
nachlässigt und schon gar nicht verteufelt. Doch 
Hilfsprogramme haben eher die nichtweißen Bevöl-
kerungsteile nötig. So sollen die vorhandenen deut-
schen Schulen und sonstigen Bildungsprogramme 
zunehmend den Nichtweißen erschlossen werden. 
Wir Deutsche treten nicht als Weltverbesserer auf. 
Aber wir freuen uns, wenn Menschen in anderen 
Regionen der Welt unsere Angebote annehmen. Da 
allerdings der gesamte Inhalt des erweiterten Son-
derprogramms „Südliches Afrika" noch nicht klar 
ist, haben wir — wie bereits erwähnt — eine qualifi-
zierte Sperre ausgesprochen. Denn Parlamentarier 
wollen mitreden, wenn die Regierung etwas tut. Das 
ist das originäre Recht des Parlaments. Das wollen 
wir auch einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Eid 
[GRÜNE]: Nicht mitreden, sondern kon-

trollieren!) 

Meine Damen und Herren, die Haushaltszahlen 
bestätigen die große Bedeutung des Gesamthaus-
halts des Auswärtigen Amtes, aber ganz besonders 
auch die des Kulturhaushalts. Wir haben hier eine 
Zuwachsrate von 5,4 % zu verzeichnen. Sie liegt also 
deutlich über der des Gesamthaushalts von 1,9%. 
Von 728 Millionen DM in 1982 steigerte man sich 
auf 864 Millionen DM im Jahre 1987. Trotzdem muß 
man selbstkritisch zugeben: Der große inhaltliche 
Sprung nach vorn ist noch nicht gelungen. Die erste 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers von 1983 
pflanzte nämlich die Förderung der deutschen 
Sprache klar in den Mittelpunkt der auswärtigen 
Kulturpolitik. Die Erfüllung dieser Kanzlerworte 
würde mehr Geld erfordern. Wir müssen erst über-
legen, wie wir das schaffen. 

Ich meine, wir sollten uns in Zukunft mehr um 
die Investitionen im Außensektor bemühen. Um-
und Neubauten sowohl der deutschen Schulen als 
auch der Botschaften wären dringend notwendig. 
Hier kann man gegenrechnen: Mieten kosten oft 
viel mehr, als wenn man in die Zukunft investiert. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Goethe-Insti-
tute auf Vordermann bringen!) 

Die Diskussion über das Schicksal der weiteren 
deutschen Schul- und Kulturpräsenz im Ausland 
muß daher sofort beginnen. 
Die Öffentlichkeit sollte die Tatsache wissen, daß 

es auch neue Wirkungsorte des Goethe-Instituts 
gibt, nämlich Budapest und Peking, was ab dem 
nächsten Haushalt insgesamt anlaufen soll. Ich bin 
dankbar, daß man auch in sozialistischen Ländern 
mit dem Goethe-Institut zu einer Regelung kommt. 

Nun noch ein Sonderproblem, nämlich die in-
ternationalen Organisationen. Eine davon, die 
UNESCO, ist schon lange im Gerede, und ich betone 
nochmals den klaren Austrittsbeschluß des CSU

-

Parteitages. Ich muß die Bundesregierung hier 
noch einmal auffordern, ihre bisherige Haltung zu 
überprüfen. 

Leider ist aber auch die Organisation der Verein-
ten Nationen ins Gerede gekommen. Am letzten 
Wochenende berichtete die „Süddeutsche Zeitung", 
daß die UNO vor dem finanziellen Ruin steht. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das ha

-

ben wir uns schon lange gedacht!) 

Nicht der Absprung der USA ist diesmal schuld, 
sondern die Säumigkeit vieler Länder und vor al-
lem die Haushaltspraxis. Wer an die Geschichte des 
Völkerbundes denkt, kann die Zerschlagung der 
Vereinten Nationen natürlich nicht wollen, auch 
nicht deren finanzielles Ausbluten, allerdings auch 
nicht die östliche Zahlungsnachlässigkeit bei 
gleichzeitiger antiwestlicher Propaganda. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erwarte von der Bundesregierung auch hier ein 
schlüssiges Konzept, wie ohne zusätzliche deutsche 
Finanzbelastung der Krise der UNO Einhalt gebo-
ten werden kann. Es zahlt sich hier bestimmt aus, 
daß Herr Außenminister Genscher nahezu jeden 
Winkel der UNO kennt und daß er deshalb seine 
verantwortungsvolle Tätigkeit dort erfolgreich ein-
setzen kann. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit dem 
Haushalt des Auswärtigen Amts eine Zukunftsinve-
stition gemacht. Die GRÜNEN haben wieder eine 
Reihe von Änderungs- und Streichungsvorschlägen 
eingebracht, die alle inkonsequent sind, besonders 
auch beim Ausstattungshilfeprogramm; denn hier 
würde die deutsche Außenpolitik gerade in der Drit-
ten Welt deutlich zurückgeworfen. Wir können die-
sen Änderungsanträgen nicht zustimmen. 

Für unsere Seite, für die CDU/CSU-Fraktion, 
kann ich die Bundesregierung nur ermuntern, das 
bisherige 56-Millionen-DM-Programm fortzusetzen. 
Wir selber stimmen dem Haushalt des Bundesmini-
sters des Auswärtigen zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fischer (Bad Hersfeld). 

Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn ich 
mich kurzfassen will, will ich Ihnen unsere Vorstel-
lungen von Außenpolitik skizzieren, einer Außen- 
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politik, die sich an den Interessen der Menschen 
orientiert und nicht an den Interessen von multina-
tionalen Konzernen, sogenannten Bündnisinteres-
sen und einer weltweiten Sicherheitspolitik, die 
nach unserer festen Überzeugung die Freiheit aller 
Menschen zunehmend bedroht. 

Wir treten für eine grundsätzliche Entmilitarisie-
rung der internationalen Politik der Bundesrepu-
blik ein. Die Probleme dieser Welt, Hunger und 
soziales Elend in der Dritten Welt, ökologische Kri-
sen, die drohende Atomkriegsgefahr, können nicht 
durch die Anhäufung von immer mehr Waffen und 
neuen, effektiveren Polizeiapparaten gelöst wer-
den. 

Wir treten ein für eine grundlegende Zivilisie-
rung von Macht, d. h. für eine Entmilitarisierung in 
allen Bereichen von Staat und Gesellschaft, im öko-
nomischen Bereich, wo wir alle diejenigen unter-
stützen, die darüber nachdenken, wie die Produk-
tion von Waffen auf die Produktion von zivilen Pro-
dukten umgestellt werden kann, im kulturellen Be-
reich, wo wir uns gegen die Militarisierung der 
Sprache, gegen die Darstellung militärischer Hel-
denfiguren, wie „Rambo", wehren, im Verhältnis zur 
Natur, wo wir alle die zerstörerischen, industrialisti-
schen Scheinsiege über die Natur in aller Welt erle-
ben, die immer häufiger zu neuen Katastrophen 
führen. 

Das alles heißt aber für uns, an erster Stelle eine 
Politik der Abrüstung zu verfolgen. Wir GRÜNEN 
begrüßen die Vorschläge der UdSSR, ohne deshalb 
unsere vorbehaltlose Verurteilung des sowjetischen 
Einmarsches in Afghanistan in irgendeiner Weise 
in Frage zu stellen; da sind wir mit allen Parteien in 
diesem Hause einig. Wir wollen aber gleichzeitig 
mögliche Abrüstungsschritte nicht durch Junktims, 
welcher Seite auch immer, blockiert sehen, weder 
durch ein Junktim der Sowjetunion, die jede Abrü-
stung vom Verzicht auf SDI abhängig macht, noch 
durch die NATO, die jede Abrüstung an vorherige 
konventionelle Aufrüstung koppelt. Wir GRÜNE 
treten ein für einseitige Abrüstungsschritte — auch 
einzelner Staaten — und hoffen, damit politische 
Signale für eine Entmilitarisierung unseres Konti-
nents zu setzen. 

Wir treten ein für eine Politik der Auflösung der 
Militärblöcke. Die Blockstrukturen sind schon 
heute in der Krise. Spätestens in Reykjavik wurde 
deutlich, daß für die USA mit ihrem starren Fest-
halten an SDI weder die Interessen der Menschen 
noch die der anderen NATO-Staaten wichtig sind. 
Mit SDI wird es „Zonen unterschiedlicher Sicher-
heit" zwischen Westeuropa und den USA geben, 
egal, ob dies Herrn Kohl gefällt oder nicht. 

Die Krise der militärischen Blockstrukturen ist 
für uns aber zugleich eine politische Krise. Die 
Blockstrukturen in Europa waren 40 Jahre lang 
auch ein Mittel, um alte Nationalismen und Chauvi-
nismen stillzuhalten; nicht zuletzt den deutschen 
Nationalismus und seine verbrecherische Politik in 
diesem Jahrhundert. Jetzt, wo die Blockstrukturen 
in die Krise geraten, muß sich die Bundesrepublik 
entscheiden: Will sie angesichts der Krise der 
NATO ihre eigene politische und wirtschaftliche 

Macht durch die Wiederbelebung eines bundesrepu-
blikanisch-deutschen Nationalismus neu definie-
ren? Genau das scheint uns der Weg zu sein, den die 
CDU/CSU mitsamt ihren ideologischen Beratern in 
diesen Tagen zu gehen versucht und der unser 
Land in eine fatale politische, militärische und wirt-
schaftliche Konkurrenz zu den USA, genauso zur 
UdSSR, zu Japan und anderen Staaten bringen 
wird. 

Wir sind überzeugt, die Bundesrepublik sollte 
statt dessen die Ansätze zu einer Politik der Ver-
söhnung und der Vertrauensbildung qualitativ ver-
stärken. Wir erinnern an die französische Aussöh-
nung. Wir erinnern auch an Brandts Kniefall vor 
dem Denkmal des Warschauer Ghettos. Allein eine 
solche Politik — nicht eine Politik forcierter Kon-
frontation, Kollege Rose, wie Sie sie vorhin vorge-
stellt haben — kann nach unserer festen Überzeu-
gung produktive Auswege aus der Krise der bisheri-
gen Bündnissysteme aufzeigen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir wollen Selbstbestimmung mit freiwilliger 
Selbstbeschränkung der Bundesrepublik verbin-
den; Selbstbestimmung insofern, als nicht mehr 
ausschließlich die Interessen der USA die Außen-
politik der BRD prägen sollten; auch das wurde aus 
Ihrem Beitrag deutlich, Kollege Rose. Freiwillige 
Selbstbeschränkung insofern, als wir klarmachen 
müssen, daß für uns Selbstbestimmung nicht er-
neut Ausleben eines großdeutschen Machtstrebens 
bedeuten kann. 

Eine solche Politik der Selbstbeschränkung heißt 
für uns konkret: endgültige völkerrechtliche Aner-
kennung der Grenzen in Mitteleuropa als Voraus-
setzung für die Durchlässigkeit dieser Grenzen; An-
erkennung der DDR — natürlich nicht Anerken-
nung des Schießbefehls der DDR; das ist für uns 
ebenso klar —; einseitige Abrüstungsschritte; Ver-
zicht auf den Besitz oder den Mitbesitz, auf die 
Kontrolle oder Lagerung von ABC-Waffen; Verzicht 
auf die Ausplünderung der Dritten Welt; Herstel-
lung von gleichberechtigten Beziehungen zu allen 
Ländern der Dritten Welt. 

Wir wollen unsere Sicherheit nicht mehr auf die 
Bedrohung anderer gründen. Wir wollen unseren 
Reichtum ebensowenig auf die Armut anderer Men-
schen gründen. 

Eine solche Politik geht für uns in eins mit allen 
positiven Ansätzen einer Demokratisierung und 
Entstaatlichung von Außenpolitik. Von der demo-
kratischen Opposition in Osteuropa haben wir sehr 
viel über die Bedeutung einer zivilen Gesellschaft 
gelernt, auch von der Fähigkeit dieser Menschen in 
Osteuropa, im Widerspruch zu hochgerüsteten 
Staatsapparaten Beziehungen zu Menschen und 
Gruppen untereinander und auch im Verhältnis zu 
anderen Ländern herzustellen. Wir GRÜNEN ver-
stehen uns als eine Kraft, die in solidarischem Dia-
log über die Grenzen der Blöcke und Nationalstaa-
ten hinweg — auch nach Osteuropa, auch in die 
Dritte Welt — mit allen zusammenarbeitet, die für 
Demokratie, für Menschenrechte, die für gerechte 
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soziale Beziehungen, die für Frieden und Umwelt-
schutz eintreten. 

Erst wenn es wirklich Raum für die Aktivität sol-
cher Bewegungen gibt, werden die Forderungen 
nach Demokratie und Menschenrechten aus dem 
ideologisierten und militarisierten Schlagabtausch 
zwischen Ost und West herausgelöst werden kön-
nen. Dann können sie als das gelten, was sie wirk-
lich sind: die solidarische und gemeinsame Anstren-
gung zur Schaffung menschenwürdiger Verhält-
nisse. 

Maßstab unserer außenpolitischen Vorstellungen 
sind deshalb nicht mehr die Interessen einzelner 
Nationalstaaten. Es sind die Interessen der einzel-
nen Menschen, die mehr sind als die Bürger und 
Bürgerinnen ihres Staates. Es sind die Interessen 
ökologischer Systeme, die nicht an nationalstaatli-
chen Grenzen enden. Es sind die globalen Interes-
sen am Erhalt unserer Erde. 

Außenpolitik muß sich heute nach unserer festen 
Überzeugung zugleich als Weltinnenpolitik verste-
hen. In diesem Rahmen müssen gemeinsam Wege 
gesucht werden, um den inneren und äußeren Frie-
den, den Frieden zwischen Menschen und Natur, 
herrschaftsfreie Beziehungen zwischen den Ge-
schlechtern und den Generationen überall auf der 
Welt herzustellen. 

Lassen Sie mich in aller Kürze noch einige bei-
spielhafte Anmerkungen zum vorliegenden Einzel-
plan machen. Wir haben schon im Haushaltsaus-
schuß dagegen protestiert, daß im Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amtes wiederum 164 Millionen 
DM sogenannter NATO-Verteidigungshilfen auf-
tauchen, die die von uns kritisierte Militarisierung 
der Außenpolitik voll bestätigen. Diese Gelder kom-
men vor allem undemokratischen Regimen wie 
dem der Türkei zugute, das um den Preis des Ver-
zichts auf die Freizügigkeit der türkischen Arbeits-
emigranten in Europa u. a. mit diesen Millionen sei-
nen Krieg gegen das kurdische Volk bestreitet und 
im Auftrag der NATO in benachbarten Staaten, z. B. 
im Irak und auf Zypern, als regionale Polizei- und 
Ordnungsmacht agiert. 

Militärhilfe und Waffenexport als Mittel der Au-
ßenpolitik, damit wächst die Gefahr — das Geheim-
abenteuer des US-Präsidenten im Iran belegt dies 
nachdrücklich —, daß auch die deutsche Außenpoli-
tik, wenn sie solche Praktiken betreibt, mehr und 
mehr zum Anhängsel bündnis- und sicherheitspoli-
tischer Interessen verkommt. 

Und Herr Strauß als designierter Außenminister 
einer eventuellen zukünftigen CDU/CSU-Alleinre-
gierung 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das wäre ja 
schlimm!) 

bestätigt in diesen Tagen diese Linie mit seiner 
Nebenaußenpolitik in Saudi-Arabien voll und ganz: 
Die offiziell immer noch beschworene Rüstungsex-
portpolitik der Bundesrepublik muß nach Meinung 
der Unionsrechten endlich vom Tisch, das — Zitat 
Strauß — „Gleichziehen mit der klaren Linie 

Englands, Frankreichs und Italiens" bei Waffenex-
porten ist das erklärte Ziel. 

Auch die im Haushaltsausschuß einvernehmlich 
festgehaltene Streichung der Polizeiausbildungs-
hilfe an Guatemala im Einzelplan des Bundesmini-
steriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit wird 
vor diesem Hintergrund zum Pyrrhussieg, wenn 
von den Haushältern gleichzeitig auf die Möglich-
keit hingewiesen wird, für derartige Ausgaben lie-
ber den entsprechenden Titel im Einzelplan des 
Auswärtigen Amtes zu nutzen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Unerhört! — Dr. 
Schierholz [GRÜNE]: Unglaublich!) 

Trotz der von den USA heraufbeschworenen Fi-
nanzkrise der Vereinten Nationen, deren materiel-
ler Fortbestand über das Jahresende hinaus nach 
wie vor in den Sternen steht — nichts ist sicher, 
was die UN anlangt —, wird der Pflichtbeitrag der 
Bundesrepublik dagegen im Entwurf des Einzel-
plans auf Grund des günstigeren Dollarkurses sau-
ber um die entsprechenden Millionen herunterge-
fahren. 

Auch wir leugnen nicht die notwendigen Refor-
men innerhalb der UNO, können bisher aber nur 
erkennen, daß der Versuch der USA, mit finanziel-
lem Druck mehr politischen Einfluß in der UNO zu 
gewinnen — im übrigen beklagen wir die nicht er-
folgten Zahlungen der Sowjetunion und anderer 
Länder genauso —, die Arbeit großer Teile des für 
uns alle — für Sie genauso wie für uns — wichtigen 
Menschenrechtsbereichs der UNO quasi lahmlegt. 

Die freiwilligen Leistungen der Bundesrepublik 
im Rahmen der UNO sind unbestritten. Warum 
aber konnte sich das Auswärtige Amt nicht ent-
schließen, die Mittel für den UNHCR angesichts der 
weltweiten Flüchtlingskatastrophe einseitig und 
unabhängig von den Aufwendungen anderer Indu-
striestaaten deutlich heraufzusetzen, wie wir das 
gefordert haben? 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Warum war es nicht einmal möglich — übrigens der 
Empfehlung des Auswärtigen Ausschusses entspre-
chend —, unseren bescheidenen grünen Wunsch 
nach einem einmaligen freiwilligen Beitrag von 
40 000 DM für den „Voluntary Fund for Indigenous 
Populations" der UNO im Haushaltsansatz zu be-
rücksichtigen? 

Die Liste falscher Schwerpunktsetzungen im 
Rahmen des Entwurfs ließe sich beliebig fortset-
zen. 

Die besonderen Probleme des auswärtigen 
Dienstes und ihre völlig unzureichende Berücksich-
tigung im vorliegenden Einzelplan muß ich aus 
Zeitgründen leider beiseite lassen. Das gleiche gilt 
für den KSZE-Prozeß, den wir GRÜNE mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen und dem wir eine außer-
ordentliche Bedeutung beimessen. Gerade aber 
auch im Hinblick auf die KSZE muß sich der ver-
antwortliche Minister, müssen Sie sich, Herr Gen-
scher, fragen lassen, ob wir Sie mit diesem Haus-
haltsansatz noch beim Wort nehmen können, daß 
für Sie, wie Sie seinerzeit versicherten, die Men- 
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schenrechtspolitik — ungeachtet aller Bündnis

-

und Wirtschaftsinteressen — Richtschnur Ihres au-
ßenpolitischen Handelns sei. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Er liest ange-
strengt im Haushalt!) 

Ich persönlich glaube ja, daß dies für Sie persönlich 
die Richtschnur Ihres Handelns ist. Das gilt auch 
für Ihre Mitarbeiter. Die Mehrheit Ihrer Koalitions-
partner und mit Ihnen die Mehrheit des Hauses 
scheint da jedoch — allen verbalen Beteuerungen 
zum Trotz — ganz anderer Ansicht zu sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen vom Haushalt 
und der Außenpolitik! Es trifft sich j a, daß die 
Debatte über den Haushalt des Auswärtigen Amts 
auch die letzte außenpolitische Debatte dieser 
Legislaturperiode sein wird. 

(Wischnewski [SPD]: Das weiß man noch 
nicht!) 

Ich bin meinen Vorrednern sehr dankbar, daß wir 
in dieser Runde diesmal der Versuchung widerstan-
den haben, auch diese Debatte in eine Wahlkampf-
arena umzufunktionieren. Das ist ein guter Stil. 

Dennoch ist es eine wichtige, passende und not-
wendige Gelegenheit, auf den wichtigen Feldern un-
serer auswärtigen Beziehungen Bilanz zu ziehen 
und auch einen Ausblick auf die künftige Legisla-
turperiode zu versuchen. 

Liebe Kollegen, nachdem wir erst vor wenigen 
Wochen über die Situation des auswärtigen Dien-
stes, über seine ja leider weiter anhaltende Perso-
nal- und Stellenmisere sowie über die Notwendig-
keit der Schaffung eines eigenen Gesetzes für den 
auswärtigen Dienst sehr ausführlich debattiert ha-
ben, möchte ich heute zum Haushalt dieses für un-
ser Ansehen in der Welt so entscheidenden Ministe-
riums nur noch ganz wenige Sätze verlieren. Es 
wurde ja auch von den Haushältern erwähnt, daß es 
trotz einiger erfreulicher Etatverbesserungen und 
einer Steigerung über den Durchschnitt des Bun-
deshaushalts hinaus auch in diesem Jahr und für 
das nächste Jahr bisher nicht gelungen ist, den not-
wendigen Sprung nach vorn zu tun. Dennoch wer-
den wir uns schrittweise weiter darum bemühen, 
Herr Minister. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ist das qualitativ 
gemeint?) 

Denn es geht natürlich nicht an, daß wir auf die 
Dauer immer nur Löcher stopfen und hinter den 
dringenden Bedürfnissen dieses Amts hinterher-
hinken. 

Zur außenpolitischen Bilanz dieser Legislatur-
periode möchte ich für meine Fraktion einige Fest-
stellungen treffen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Es sind wahr

-

scheinlich Behauptungen!) 

— Es ist ja eine sehr erfolgreiche Bilanz, Herr Kol-
lege Voigt. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um 
allen zu danken, zuvörderst dem Herrn Bundesau-
ßenminister und seinen Mitarbeitern, die zum Er-
folg, zum Ansehen, zur Berechenbarkeit und zur 
Zuverlässigkeit unserer Außenpolitik so entschei-
dend beigetragen haben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und für die zu

-

rückgelegten Flugkilometer!) 

— Dazu muß man manchmal fliegen, Herr Kollege 
Schierholz. Das dürfte Ihnen nicht anders ergehen, 
falls Sie das mal tun sollten, was ich, ehrlich gesagt, 
nicht hoffe. 

(Bohl [CDU/CSU]: Die GRÜNEN fliegen 
besonders viel! Immer 1. Klasse!) 

Wir Liberalen möchten keinen Zweifel auch 
daran lassen, daß es diese erfolgreiche Außenpolitik 
ist, die mit an vorderster Stelle der Erfolgsbilanz 
der Bundesregierung steht. Deshalb können wir 
Störungen oder auch nur Irritationen dieses Kurses 
nicht gutheißen. Jede Neben-Außenpolitik, von wel-
cher Seite und aus welcher politischen Richtung 
auch immer sie betrieben wird, könnte nämlich die-
sen klaren Kurs gefährden. Wir warnen davor. Au-
ßenpolitik steht in der alleinigen Zuständigkeit der 
Bundesregierung und des hierfür zuständigen Mini-
sters, nicht in der Zuständigkeit einer Partei oder 
eines Parteivorsitzenden, auch nicht eines Bundes-
landes oder seines Ministerpräsidenten. 

Außenpolitik — das hat das Schicksal großer 
deutscher Außenpolitiker von Bismarck bis Gustav 
Stresemann uns doch gelehrt — ist viel zu sensibel, 
als daß sie sich für die Austragung innen- oder gar 
parteipolitischer Positionskämpfe eignen würde. 

Das gilt heute nach unserer Überzeugung vor al-
lem für die geduldige Fortsetzung unserer realisti-
schen Entspannungspolitik. Das gilt auch — nach 
der Debatte von heute morgen unterstreiche ich das 
— für die Glaubwürdigkeit unserer Südafrikapoli-
tik. Und das gilt auch für den Fortbestand unserer 
bisher und, soweit es an uns liegt, sicher auch in der 
Zukunft weiter gültigen restriktiven Waffenexport-
politik. 

Unsere außenpolitische Devise ist deshalb: Kurs 
halten; Irritationen vermeiden; Kurswechsel nicht 
zulassen. Kurs halten ist das Gütesiegel liberaler 
Außenpolitik. 

Wir schätzen uns sehr glücklich, daß wir in Hans

-

Dietrich Genscher hierfür einen hochqualifizierten 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Keine Wahlre

-

de!) 

und weltweit angesehenen Lotsen haben. Den wol-
len wir auch behalten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Keine Wahlrede! 
— Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜ

-

NE]) 
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— Eine Bilanz zu ziehen, ist ja erlaubt. Ich greife 
niemanden an, sondern ich ziehe Bilanz. Sie kön-
nen mich ja widerlegen. Aber ich glaube, daß wer-
den Sie gar nicht erst versuchen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie versuchen 
jetzt wie die Neue Heimat, die Bilanz zu 

schönen!) 

In diesem Zusammenhang nenne ich einige bei-
spielhafte Meilensteine dieses Kurses aus den letz-
ten Jahren. Der eine ist der europäische Einigungs-
prozeß. So mühsam und gelegentlich auch wechsel-
voll er vorangeht, glaube ich doch, mit der Europäi-
schen Akte und dem Weltraumforschungsprojekt 
Eureka, an dem sich ja auch Nicht-EG-Mitgliedstaa-
ten beteiligen 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Na, na, na!) 

— beides übrigens deutsche Initiativen —, wird die-
ser Prozeß wichtige Fortschritte machen, wenn es 
gelingt, diese Möglichkeiten nutzbar zu machen. 
Wenn wir die Zusammenarbeit und den Zusammen-
halt auf solchen wichtigen Feldern europäischer In-
teressen stärken, wird das zu guter Letzt auch den 
politischen Einigungsprozeß voranbringen. Hierbei 
dürfen wir nicht müde werden. 

Als zweiten Meilenstein und Fortschritt möchte 
ich die Zusammenarbeit der EG mit anderen regio-
nalen Staatenzusammenschlüssen erwähnen. Hier 
sind doch sehr erfreuliche Fortschritte bei der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit den ASEAN-
Staaten festzustellen. Auch der Abschluß eines Ko-
operationsabkommens zwischen der EG und zen-
tralamerikanischen Staaten wird die wirtschaftli-
che Entwicklung in dieser Region stärken und für 
beide Regionen von Vorteil sein. 

So etwas geht hier meistens unter, meine Damen 
und Herren, aber es ist doch eine wesentliche au-
ßenpolitische Leistung, wenn man weiß, wie kompli-
ziert solche Abkommen über regionale Zusammen-
arbeit sind. 

(Wischnewski [SPD]: Das findet unsere An-
erkennung!) 

Ich möchte auch noch eine politische Anmerkung 
machen; denn es erweist sich als besonders wichtig, 
Demokratisierungsprozesse in diesen Regionen zu 
stärken, in Lateinamerika ebenso wie in Südost-
asien. So begrüßen wir Liberalen beispielsweise 
ausdrücklich, daß nach dem Besuch von Bundesau-
ßenminister Genscher auf den Philippinen schon 
bald nach dem — übrigens: verdienten — Sturz von 
Ferdinand Marcos eine intensive Beratung und Un-
terstützung der Bemühungen der bewundernswert 
tapferen Präsidentin Corazon Aquino eingeleitet 
wurde. Wir wünschen den Bemühungen auch zur 
inneren Befriedung dieses liebenswerten Landes 
und seiner liebenswürdigen und liebenswerten 
Menschen den verdienten Erfolg, und wir wünschen 
den Frieden in diesem Land. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
den GRÜNEN) 

Dritter Punkt, meine Damen und Herren: Kurs 
halten, das gilt auch für unser Verteidigungsbünd-
nis und bei der Realisierung der Devise unserer 

Regierung „Frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen". 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die Regierung 
macht das Gegenteil! — Dr. Schierholz 

[GRÜNE]: Wann war das Ihr Motto?) 

— Hören Sie doch mal zu. Ich spreche j a für meine 
Fraktion. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aber das reicht 
doch nicht für die ganze Regierung! Die 
Regierung macht doch das Gegenteil! — 
Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

— Aber wohl! Herr Genscher hat es heute früh 
gesagt, und ich wiederhole es für meine Fraktion: 
Das heißt konkret, wir müssen folgerichtig die in 
Reykjavik zum Greifen nahen Abrüstungsvorstel-
lungen im Bereich der europäischen Mittelstrek-
kenwaffen zugunsten einer Null-Lösung auf beiden 
Seiten ebenso unterstützen wie die schrittweise Re-
duzierung der atomaren Langstreckenwaffen bis 
Anfang der neunziger Jahre. Darin stimmen wir 
doch überein. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Kurzstrecken

-

waffen waren gemeint, oder?) 

Seit dem ersten NATO-Doppelbeschluß 1979 set-
zen wir uns im Mittelstreckenbereich für eine Null-
Lösung auf beiden Seiten ein. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Seit wann tun 
Sie das denn?) 

Nun, da diese Null-Lösung in Sichtweite ist, dürfen 
wir sie keinesfalls dadurch gefährden, daß wir die 
Problematik des Ungleichgewichts bei Kurzstrek-
kenraketen sozusagen additiv draufsatteln. 

Natürlich sind wir der Meinung, daß sicherge-
stellt werden muß — Herr Genscher hat es heute 
früh gesagt —, daß unmittelbar nach dem Abschluß 
einer Mittelstreckenwaffenvereinbarung auch die-
ser Bereich konsekutiv ebenso auf die Agenda der 
Abrüstungsgespräche gehört wie die gleichgewich-
tige Reduzierung der konventionellen Rüstung. 

Aber man sollte bitte doch nicht versuchen, eine 
nun greifbare Chance, die wir früher beinahe nur 
als einen Traum angesehen haben, durch Draufsat-
teln zu torpedieren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Gute Antwort an 
Herrn Dregger!) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an 
die Erklärung der NATO-Minister und die Be-
schlüsse von Halifax. Sie sind nämlich in diesem 
Zusammenhang sehr interessant und sehr wichtig. 
In der ersten Erklärung wird die Politik der Allianz 
bekräftigt: Der Westen lädt die Staaten des War-
schauer Pakts zu Verhandlungen mit dem Ziel ein, 
zu einer drastischen Reduzierung der Rüstung zu 
kommen. Diese Politik der Zusammenarbeit und 
gleichgewichtigen Abrüstung bekräftigt ja auch die 
Gültigkeit des Harmel-Konzepts für das Bündnis. 

In einer zweiten Erklärung werden — übrigens 
zum erstenmal in diesem Rahmen und auf Grund 
einer deutsch-französischen Initiative — Vor-
schläge zur umfassenden konventionellen Abrü- 
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stung gemacht, weil j a, wie wir alle wissen — die 
Eingeweihten jedenfalls —, MBFR nur einen klei-
nen Teilaspekt der konventionellen Rüstung behan-
delt — und den seit Jahren leider auch ohne Er-
folg. 

Bei dieser Gelegenheit hat sich übrigens einmal 
mehr gezeigt, wie wichtig unsere enge Zusammen-
arbeit mit Frankreich ist, und zwar nicht nur für die 
Europäische Gemeinschaft, sondern auch für das 
Bündnis. Nun erhoffen wir allerdings für Ende des 
Jahres auf einen positiven Bericht der in Halifax 
eingesetzten Arbeitsgruppe zur Konkretisierung 
dieser Beschlüsse oder Empfehlungen. 

Der vierte Punkt. Trotz der derzeitigen Trübung 
des deutsch-sowjetischen Verhältnisses, die wir Li-
beralen sehr bedauern, besonders bedauern nach 
dem erfolgreichen Besuch des Außenministers in 
Moskau in diesem Sommer — wir halten diese Trü-
bung für überwindbar, wenn wir sie hier nicht pau-
senlos zerreden, meine Damen und Herren von der 
SPD —, möchten wir feststellen, daß der Dialog mit 
den Staaten des Warschauer Paktes nicht unterbro-
chen ist, sondern daß er intensiv fortgesetzt wurde 
— das hat Herr Kollege Rose, glaube ich, vorhin 
auch erwähnt — und durch positive Ergebnisse z. B. 
im Bereich der kulturellen Zusammenarbeit in Un-
garn und Rumänien sogar ausgebaut wird. 

Sehr hoffnungsvoll hat sich die Zusammenarbeit 
im Rahmen des KSZE-Prozesses entwickelt. Das 
hat eigentlich kaum jemand erwartet. Wenn wir uns 
daran erinnern, daß die KSZE-Folgekonferenz von 
Madrid schon beinahe zu scheitern drohte und nur 
durch die ungeheuren Anstrengungen auch des 
deutschen Außenministers dann fortgesetzt wurde, 
in die KVAE-Konferenz von Stockholm einmünde-
te, dort große Fortschritte erbracht hat, daß nun der 
hoffnungsvolle Start in Wien hinter uns liegt, dann 
muß man sagen, daß es ein großes Verdienst und 
ein positives Ergebnis dieser Legislaturperiode 
war. 

Dankbar dürfen wir also feststellen, daß es kei-
nen Rückfall in eine Ost-West-Eiszeit gegeben hat 
— wie von mancher Seite hier prophezeit —, und 
hinzufügen, daß wir natürlich alles vermeiden und 
verhindern müssen, was zu Rückschlägen in diesem 
diffizilen Bereich führen könnte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dann müssen 
wir den Kanzler abtreten lassen!) 

Kurs halten als Gütesiegel, das wünschen wir Libe-
ralen — das muß ich nach der Debatte von heute 
früh sagen — auch bei der Fortsetzung unserer 
Südafrikapolitik. Ich zitiere aus der Entschließung 
des Rates der Südafrikanischen Christlichen Kir-
chen: „Apartheid ist Sünde." Meine Damen und 
Herren, ich glaube, in so wenigen Worten könnte es 
nicht klarer ausgedrückt werden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was sagen die 
deutschen Banken?) 

Und Kurshalten auch bei der Fortsetzung einer 
restriktiven Waffenexportpolitik und bei der Inten-
sivierung des Nord-Süd-Dialogs und Kurshalten, 
Herr Kollege Rose, meine ich, im Bereich der Fort- 

setzung der dringend notwendigen Reformen im 
Rahmen der UNESCO. Wir möchten aber unserem 
Außenminister danken, daß wir trotz mancher an-
deren Meinung in diesem wichtigen multilateralen 
Gremium weiterarbeiten und daß wir die Reformen, 
die dort nötig sind, dann auch durchsetzen werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einen 
nachdenklichen Ausblick auf internationale — ge-
nauer gesagt: weltweite — Aufgaben machen, bei 
deren Lösung offenbar die herkömmlichen Instru-
mente der Außenpolitik nicht mehr voll ausreichen. 
Hinter dem Begriff „Außenpolitik" verbirgt sich 
heute ja viel mehr als nur die Pflege zwischenstaat-
licher Beziehungen. Auf vielen Feldern ist Außen-
politik zur Weltinnenpolitik geworden. Das heißt: 
Eine staatenübergreifende Verantwortung für Frie-
den, Gerechtigkeit und die Bewahrung der Schöp-
fung liegt vor, wie es im Aufruf für ein Friedenskon-
zil der Christenheit heißt. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich komme zum 
letzten Absatz. Herr Präsident, ich habe schon auf 
acht Minuten meiner Redezeit verzichtet. 

Hierzu zählt nicht nur das Bemühen um friedli-
che Konfliktlösungen in den Krisenherden der 
Welt. Hierzu gehört auch eine engagierte Men-
schenrechtspolitik, um die wir uns verstärkt hier im 
Parlament kümmern wollen. Hierzu gehört die soli-
darische Bekämpfung des Flüchtlingselends. Und 
hierzu gehört der Kampf gegen die ökologische 
Selbstzerstörung unserer Lebensgrundlagen auch 
in den Entwicklungsländern. Das alles ist nicht 
mehr Außenpolitik, sondern diese Probleme sind 
Weltinnenpolitik. 

(Genscher [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir werden darüber nachzudenken haben, mit wel-
chen besseren Instrumenten sie zu lösen sind. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und den GRÜNEN) 

Es lag mir daran, nicht nur eine Bilanz zu geben, 
sondern auch einen Ausblick unserer mühseligen 
Arbeit zu geben, weil die Verantwortung für die 
friedliche Entwicklung in der Welt ein besonderes 
Anliegen unserer deutschen Außenpolitik und Welt-
innenpolitik sein muß. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordneten Stobbe. 

Stobbe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Bundesaußenmini-
ster, zu Beginn ein Wort zu Syrien, genauer: zu dem 
Berliner Urteil und der Beteiligung von staatlichen 
syrischen Stellen an einem Terrorakt in meiner 
Stadt Berlin. Es ist ja erst wenige Wochen her, da 
haben die europäischen Staaten — dazu die USA 
und Kanada — in Stockholm ein Dokument be-
schlossen, in dem sie sich feierlich dazu verpflichtet 
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haben, sich gegenseitig beim Kampf gegen den Ter-
rorismus zu unterstützen und terroristische Aktivi-
täten auf eigenem Boden nicht zu dulden. 

Ich stelle deshalb die Frage an Sie — die Ent-
wicklung und der Prozeß in Berlin laufen ja schon 
einige Zeit; die Bundesregierung war darüber un-
terrichtet —, ob Sie auf Grund dieses Dokuments 
mit der DDR gesprochen haben, damit sie etwas 
gegen diese syrischen Stellen unternimmt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das haben wir 
schon vor Monaten im Ausschuß gefragt!) 

— Diese Frage haben wir im Ausschuß schon vor 
geraumer Zeit gestellt. 

Wenn ja, wäre ich dankbar, wenn Sie etwas dazu 
sagen könnten. Wenn nein, fordere ich Sie auf, die-
sen Schritt zu gehen und mit der DDR zu sprechen 
im Sinne des Stockholmer Dokuments. Ich möchte 
Sie auch bitten, diese Schritte auf der Grundlage 
von eigenen Entscheidungen zu gehen, die die Hal-
tung der Bundesregierung im Kampf gegen den 
Terrorismus dieser Art unter Beteiligung staatli-
cher Stellen unmißverständlich klarstellen. Das 
heißt, ich gehe so weit, zu fordern, daß Sie als Bun-
desregierung bereit sein sollten, auch den Schritt 
eines Abbruchs der diplomatischen Beziehungen zu 
Syrien zu gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich als Sozialdemokrat bin es leid, in der deut-
schen Innenpolitik von Herrn Geißler der Kompli-
zenschaft mit Terroristen bezichtigt zu werden, nur 
weil wir einen rechtsstaatlich höchst zweifelhaften 
Vorschlag aus der Koalition ablehnen, 

(Beifall bei der SPD) 

und gleichzeitig eine Bundesregierung zu beobach-
ten, die sich in dieser Frage laut Auskunft im Aus-
wärtigen Ausschuß höchst lau verhalten hat. 

(Beifall bei der SPD — Voigt [Frankfurt] 
[SPD]: Das liegt doch nur daran, daß 
Strauß seine Geschäfte mit Syrien machen 

will!) 

Ich wäre dankbar, wenn Sie dazu noch etwas sagen 
würden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist eben Dop-
pelmoral!) 

Ich wäre auch dankbar, wenn Sie etwas zu den 
Fragen sagen würden, die Herr Gansel Ihnen heute 
gestellt hat. Ich habe Sie genau beobachtet und 
habe genau zugehört: Sie sind ausgewichen. Herr 
Außenminister, ich muß überhaupt sagen: Auswei-
chen scheint Ihre Stärke in dieser Koalition zu 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das reizt dazu, sich in Abänderung einer ur-
sprünglich geplanten Rede mit Ihrer Position in 
dieser Regierung ein wenig auseinanderzusetzen; 
denn die Koalition aus CDU, CSU und FDP war ja 
mit dem Ziel angetreten, im Innern eine konserva-
tive Wende zu erzwingen, aber in den Außenbezie-
hungen sozialliberale Kontinuität walten zu lassen. 

Das war von Anfang an ein Widerspruch in sich. 
Die SPD ist deshalb nicht müde geworden, 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sind ganz schön 
müde!) 

Herrn Genscher vor Selbsttäuschung zu warnen; 
denn der Druck der CDU/CSU auf die geistig-politi-
sche Substanz des sozialliberalen Entspannungs-
denkens war vorhersehbar, war unausweichlich in 
dieser Koalition und hat sich, wie die Entwicklung 
gezeigt hat, schon in der Regierung Kohl/Genscher 
ständig verstärkt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin 
Dr. Hamm-Brücher? 

Stobbe (SPD): Ja bitte, Frau Kollegin. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Kollege, darf 
ich den Spieß einmal umkehren und Sie fragen, wie 
es die SPD eigentlich mit der Kontinuität ihrer Au-
ßenpolitik in der sozialliberalen Koalition gehalten 
hat? 

Stobbe (SPD): Die SPD steht in der Kontinuität 
ihrer Beschlüsse. 

(Lachen der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP] sowie bei Abgeordneten der CDU/

-

CSU) 

Die SPD hat im Plenum und in der deutschen Of-
fentlichkeit oft genug darauf hingewiesen. Sie ha-
ben Grundlagen der sozialliberalen Entspannungs-
politik verletzt, 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Wo 
denn?) 

u. a. auch dadurch, daß Sie gegen veränderte außen-
politische Parameter beider Weltmächte, aber auch 
unserer westlichen Führungsmacht, nicht aktiv an-
gegangen sind. 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Hamm

-

Brücher [FDP]: Alles falsch!) 

Heute muß die SPD feststellen, daß in der Regie-
rung Kohl/Bangemann von dieser außenpolitischen 
Kontinuität keine Rede mehr sein kann. Herr Au-
ßenminister, Sie hatten diesen Anspruch auf Konti-
nuität erhoben, weil er in ganz entscheidendem 
Maße der Legitimierung des von Ihnen betriebenen 
Koalitionswechsels diente. Aber wie konnten Sie 
auch nur einen Augenblick lang annehmen, daß die 
CDU/CSU Sie bei der Fortführung Ihrer Außenpoli-
tik tatsächlich unterstützen würden? Sie haben bei 
der Wende so getan, als hätten Sie vergessen, daß 
diese Parteien die Entspannungspolitik bis aufs 
Messer bekämpften. Dafür zahlen Sie jetzt einen 
hohen Preis. Die gegen Sie anhaltenden politischen 
Quertreibereien aus der CSU und aus der Stahl-
helmfraktion in der CDU belegen, daß starke Kräfte 
in den Reihen Ihres Koalitionspartners eine ganz 
andere Außenpolitik wollten und wollen 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Und durchsetzen!) 

und durchsetzen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Nein!) 
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Gewiß, Sie kämpfen gelegentlich dagegen an. Das 

wollen wir Ihnen bescheinigen, und das haben wir 
Ihnen auch bescheinigt, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie passen sich 
immer an, Herr Genscher!) 

aber Sie gleichen dann gewissermaßen einem um-
gekehrten Phönix, dessen Gefieder im grellen Licht 
der von Ihrem Koalitionspartner gezündeten Feuer 
zwar immer wieder einige Augenblicke lang leuch-
tet, der dann aber abstürzt. Wenn er aus der Asche 
wieder aufsteigt und die Bühne der Außenpolitik 
betritt, dann ist er zerrupft, zerzaust und im wahr-
sten Sinne des Wortes verkohlt. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Ihr habt einen Vo-
gel, der zerrupft ist!) 

Die Wahrheit ist, daß schon lange nicht mehr 
Kontinuität den Kurs Ihrer Außenpolitik bestimmt, 
sondern Ihre kontinuierliche Kapitulation vor dem 
außenpolitischen Wendedruck. 

(Beifall bei der SPD — Voigt [Frankfurt] 
[SPD]: So ist es! Endlich einmal die Wahr-

heit!) 

Ich muß Ihnen deshalb sagen, daß sich das Stich-
wort von der Kontinuität, das wir damals natürlich 
gerne aufgenommen haben, als die große Lebens-
lüge unseres Außenministers erwiesen hat. 

(Beifall der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD] 
und Frau Matthäus-Maier [SPD]) 

Ich möchte einige Fehlleistungen der deutschen 
Außenpolitik auflisten. Wollten Sie nicht, Herr Au-
ßenminister, auf der Grundlage einer festen Einbin-
dung der Bundesrepublik Deutschland in das west-
liche Bündnis eine Verständigungspolitik mit 
Osteuropa fortsetzen, bei der unser Verhältnis zur 
Sowjetunion die zentrale Rolle spielt? 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er wollte eine 
neue Seite aufschlagen! Die ist jetzt zu-

rückgeschlagen!) 

Herausgekommen ist dabei die Fehlleistung, daß 
sich unser Verhältnis zur Sowjetunion verschlech-
tert hat, wie die jüngsten Besuchsabsagen erneut 
beweisen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das hat er noch 
nicht gemerkt!) 

Da hilft doch auch nicht der Hinweis des Bundes-
kanzlers auf den Abschluß des technisch-wissen-
schaftlichen Abkommens, das ja schon in grauer 
Vorzeit konzipiert war. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das sind alles 
Verharmlosungen!) 

Verschlechtert hat sich dieses Verhältnis in einer 
Zeit, in der eine neue sowjetische Führung auf fast 
allen für uns interessanten Gebieten mit neuen 
Denkansätzen aufwartet, die im Interesse aller 
Deutschen abgeprüft werden müssen. Doch von ei-
ner Weiterentwicklung, von einer Mehrung der poli-
tischen Substanz in den deutsch-sowjetischen Be

-

ziehungen kann in den letzten vier Jahren nun weiß 
Gott keine Rede sein. 

Weiter: Sollte in unserem Verhältnis zur Volksre-
publik Polen nicht jene besondere Hinwendung 
zum Ausdruck kommen, zu der wir Deutschen auf 
Grund der Geschichte verpflichtet sind? Ich stelle 
fest, daß die Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu Polen auf eine unerträgliche Art 
und Weise belastet worden sind durch politisches 
Geschwätz über das Deutsche Reich in seinen 
Grenzen von 1937. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein, die Bundesrepublik Deutschland ist in den 
letzten Jahren in diesen Verhältnissen nicht weiter-
gekommen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Milliarden

-

kredite haben wir gegeben!) 

Statt dessen gibt es neue Spannungen. Wer aber die 
mühsame Aussöhnung mit Polen gefährdet, setzt 
die ganze mühevoll geschaffene Entspannung in 
Europa aufs Spiel. — Ich muß Ihnen sagen: Dieser 
Zwischenruf war sehr entlarvend. Sie wollen etwas 
mit Geld heilen, was nur politisch aus einer ganz 
bestimmten Gesinnung heraus überhaupt in Ord-
nung gebracht werden kann, wenn überhaupt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Rose [CDU/CSU]: Jetzt weiß ich, 

warum Sie in Berlin verloren haben!) 

Blicken wir in unser eigenes westliches Bündnis 
hinein! Wir haben es als Opposition oft gesagt, und 
wir sagen es auch heute, und zwar gegenüber dem 
Außenminister wie dem Bundeskanzler gleicherma-
ßen: Das Fehlen einer kritischen Auseinanderset-
zung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land mit fundamental veränderten außenpoliti-
schen Positionen der USA muß sich verhängnisvoll 
auf den inneren Zusammenhalt des Bündnisses 
auswirken. Gewiß, im Bündnis war es immer not-
wendig, angesichts sich verändernder Verhältnisse 
neue Positionsbestimmungen für die Politik gegen-
über dem anderen Bündnis vorzunehmen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Warum sind Sie eigent

-

lich in Berlin beim Parteitag ausgezogen?) 

Insofern reden wir hier auch keineswegs einer ein-
fachen Fortschreibung der Entspannungspolitik der 
ersten Phase das Wort. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Wir wollen ja 
eine neue Phase!) 

Die Bundesrepublik hat ein selbstverständliches In-
teresse daran, Lehren zu ziehen und diese in eine 
zweite Phase der Entspannung einzubringen. Aber 
die Formulierung dieser Politik kann nur im Dialog 
im Bündnis entstehen, und dieser Dialog muß ange-
sichts veränderter amerikanischer Positionen not-
wendigerweise kritisch sein. Denn es gibt doch ei-
nen globalen amerikanischen Unilateralismus, der 
die Bedeutung des westlichen Bündnisses und auch 
einzelner Partner im Bündnis drastisch herabge-
stuft hat. Das können Sie doch als Außenminister 
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nicht übersehen. Dies wird bei SDI exemplarisch 
deutlich. 

(Beifall des Abg. Schierholz [GRÜNE]) 

Die Europäer waren eben nicht eingeladen, mit der 
amerikanischen Regierung über einen solchen Plan 
zu diskutieren, ob er denn überhaupt Sinn macht 
und in Angriff genommen werden soll. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wir wollen ihn ja 
auch nicht!) 

Dennoch arbeitet die Bundesregierung unver-
drossen mit einem unkritischen Bild der Reagan-
Administration. Herr Außenminister, wo bleibt Ihr 
Kontinuitätsanspruch, wenn Sie in der Diskussion 
über das zur Zeit entscheidende Hindernis für ei-
nen Durchbruch in der Abrüstung, nämlich das 
SDI-Programm, nicht Ihr ganzes Gewicht in die 
Waagschale werfen zugunsten der Erhaltung des 
ABM-Vertrages? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das Gewicht 
reicht nicht aus!) 

— Das ist meine These. 

Nehmen wir Reykjavik. Herr Außenminister, Sie 
haben sich genauso wie der Herr Bundeskanzler 
wider besseres Wissen daran beteiligt, aus diesem 
gescheiterten Gipfel einen Erfolg machen zu wol-
len. Die Warnungen der Opposition haben Sie nicht 
nur überhört, Sie haben sie abgetan. Jetzt aber 
müssen Sie in der „Herald Tribune" — — 

(Rühe [CDU/CSU]: Daß der Gipfel geschei- 
tert ist, sagen nur die deutschen Sozialde- 
mokraten, sonst niemand auf der Welt!) 

— warten Sie doch mal ab, Herr Rühe! — Jetzt aber 
müssen Sie in der „Herald Tribune" lesen — es han-
delt sich um die Ausgabe vom vergangenen Mon-
tag —, was James Reston über den politisch ange-
schlagenen amerikanischen Präsidenten schreibt. 
Der amerikanische Starjournalist zitiert Donald 
Regan, Präsident Reagans wichtigsten Berater im 
Weißen Haus. Ich wäre dankbar, wenn Sie das Zitat 
— es ist ganz kurz — auch wirklich hören würden. 
Regan sagt — ich zitiere —: 

Einige von uns sind wie eine Reinigungskolon-
ne, die einer Parade auf der Hauptstraße folgt, 
um mit Schaufeln sauberzumachen. Wir nah-
men Reykjavik und drehten eine Sache, die in 
Wahrheit schlimm war, zu etwas um, das ziem-
lich gut aussah. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ja, ja! — Zurufe 
von der CDU/CSU: Und?) 

Ich finde, das ist ein erhellendes, zugleich aber ein 
für die Bundesregierung äußerst peinliches Einge-
ständnis des Stabschefs im Weißen Haus. Herr 
Bundeskanzler, Herr Außenminister, in eine solche 
Situation kommen Sie eben, wenn Sie amerikani-
sche Vorgaben einfach nur so nachplappern. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Zu welcher Kolonne gehören Sie denn?) 

— Das kann ich Ihnen sagen: Ich gehöre zu denen, 
die es als eine Pflicht empfinden, im Deutschen 
Bundestag das deutsche Volk vor denen zu warnen, 

die aus der ersten politischen Sache Abrüstung eine 
Public-Relations-Angelegenheit machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und das ist hier geschehen, und zwar leichtfertig. 
Es ist auch keine Schwarzmalerei, wenn ein Vertre-
ter der Opposition so spricht, sondern es ist notwen-
dig, um unser Volk auf die Wahrheit aufmerksam 
zu machen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Lauter Experten 
für PR!) 

Und noch eine Fehlleistung: Wollten wir nicht ge-
meinsam, daß die deutsche Außenpolitik auf einem 
Geschichtsbild aufbaut, das die Deutschen als lern-
willig und lernfähig hinsichtlich ihrer Vergangen-
heit zeigt? Was aber ist geschehen? Herr Genscher, 
müssen Sie Ihre Außenpolitik nicht im Dunstkreis 
eines selbstgefällig verkürzenden und damit auf ge-
fährliche Art und Weise verharmlosenden Ge-
schichtsbildes durchführen, welches den Herrn 
Bundeskanzler Kohl immer erneut zu den fatalsten 
Äußerungen verleitet? Können Sie denn bestreiten, 
daß Ihr eigener Kanzler Sie außenpolitisch von ei-
ner Peinlichkeit in die andere taumeln ließ, von der 
Gnade der späten Geburt in Israel über Bitburg bis 
hin zu diesem Goebbels-Gorbatschow-Vergleich? 
Vor dem Hintergrund dieses Geschichtsverständ-
nisses des Herrn Bundeskanzlers wirkt Ihr außen-
politischer Kontinuitätsanspruch, wenn Sie ihn 
denn überhaupt noch aufrechterhalten, zutiefst un-
glaubwürdig. 

Das Fazit, das die SPD ziehen muß, ist, daß es in 
der Koalition von CDU/CSU und FDP kein gemein-
sames außenpolitisches Fundament gibt, mit der 
Folge eines Gesichts- und Gewichtsverlustes, wel-
cher die Bedeutung der Bundesrepublik Deutsch-
land im internationalen Gefüge vermindert hat. 
Herr Außenminister, Sie waren Mitkonstrukteur 
der deutschen Entspannungspolitik, welche in Er-
gänzung zur notwendigen Westbindung der Bun-
desrepublik Deutschland die Verständigung mit 
dem Osten herbeiführte. In der von Ihnen mitbe-
gründeten Koalition aus CDU/CSU und FDP leiten 
Sie jetzt bestenfalls einen Reparaturbetrieb in 
Sachen Entspannung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Doch die von Ihren Partnern angerichteten Schä-
den werden immer größer, und ihre Behebung ge-
lingt Ihnen immer weniger. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Bei Ihren Scherben 
von Berlin sollten Sie nicht so reden!) 

Das ist als außenpolitische Bilanz sehr mager, wird 
den von Ihnen selbst gesetzten Ansprüchen in kei-
ner Weise gerecht und bleibt als Politik gegenüber 
den außenpolitischen Notwendigkeiten der Bundes-
republik Deutschland weit hinter dem zurück, was 
unser Volk braucht. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD  — 
Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zugabe!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Stercken. 
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Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Stobbe! Ich 
möchte zu dem Ton und der Art und Weise zurück-
kehren, mit der wir sonst im Auswärtigen Ausschuß 
und auch in internationalen Begegnungen die 
schwierigen — — 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Mach mal 
nicht auf vornehm!) 

— Es geht nicht nur um Vornehmheit. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß bei unseren Gesprächen, die 
wir hier jüngst mit einer sowjetischen Delegation 
geführt haben oder die die Delegation des Auswär-
tigen Amtes kürzlich mit der sowjetischen Delega-
tion in Wien gehabt hat, irgendeiner dieser Gedan-
ken dort den frenetischen Applaus gefunden hätte, 
den Ihre Ausführungen gerade in Ihrer Fraktion 
gefunden haben. 

(Zuruf von der SPD: Wir sind auch nicht 
der Maßstab für Sie!) 

Ich rate deshalb dringend, Herr Kollege Stobbe, 
sich beispielsweise, da das Ihnen ja nicht so schwer 
fallen kann, an Gorbatschow zu orientieren, von 
dem ich eine völlig von Ihrer Deutung abweichende 
Analyse des Reykjaviker Gipfels gehört habe. 

Ich frage mich: Warum ist diese Form der Kritik, 
die Sie uns wieder vorgetragen haben, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Die war sehr 
gut!) 

nun wirklich das Privileg der deutschen Sozialde-
mokratie? Warum ist es nicht die Analyse, die wir 
tagtäglich nicht nur in den Blättern der Sowjet-
union oder aus dem Munde Gorbatschows, sondern 
auch bei der KSZE aus dem Munde Schewardnad-
ses hören? Warum versuchen Sie, hier etwas zu 
betreiben, was die Publizistik der eben genannten 
Staaten versucht in diesem Augenblick in diesem 
Lande zu unterstützen, weil sie Wahlkampfhilfe ge-
ben möchte? 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Weil sie die Zettel 
für den Wahlkampf schon gedruckt ha-

ben!) 

Ein ruhiger außenpolitischer Beobachter hat Veran-
lassung, in dieser Situation zu sagen: Liebe, liebe 
Ratgeber aus allen Teilen dieser Welt, schaut mal 
erst, wie es bei euch daheim zugeht, wie da gewählt 
wird! Sollen wir dann demnächst auch Wahlkampf-
hilfe für irgendeine sowjetische Partei beispiels-
weise geben können? Das ist von unserer Seite, 
glaube ich, zurückzuweisen, weil es aus einem Land 
kommt, das nun nicht gerade als Experte für Wah-
len in freien Ländern angesehen werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kehren wir zum Haushalt des Auswärtigen Am-
tes zurück; denn wir wollen mit der Gewährung die-
ser Mittel eine Politik ermöglichen, die Frieden und 
Sicherheit für unser Land und für Europa gewähr-
leistet. Denn Außenpolitik ist — das immer wieder 
zu betonen können wir nicht müde werden — Frie-
denspolitik, und in diesem Sinne sind auch die Be-
diensteten des Auswärtigen Amtes gleichermaßen 
wie die Dienstleistenden in der Bundeswehr Dienst-

leistende am Frieden dieses Landes, Dienstlei-
stende am Frieden Europas. 

Deshalb sollten wir, so meine ich, soweit sich die 
Kollegen dem anschließen, Ihnen, Herr Bundesmi-
nister, insbesondere auch für die Bediensteten des 
Auswärtigen Amtes den Dank dieses Hohen Hau-
ses aussprechen und dies mit dem Versprechen ver-
binden, daß die Bemühungen um eine bessere Aus-
stattung und eine weitere Sicherung des Dienstes 
des Auswärtigen Amtes auch in der nächsten Legis-
laturperiode anhalten werden. 

Dankbar bin ich auch und insbesondere deshalb, 
weil sich die außenpolitischen Beiträge dieses Par-
laments — und nur diese rechtfertigen ja eine so 
umfassende Tätigkeit in aller Welt — sehr einge-
hend in die außenpolitischen Bemühungen des Au-
ßenministeriums integriert haben. Ich glaube, wir 
haben das gegenseitig als eine wertvolle Unterstüt-
zung empfunden. In der Wahrung deutscher Inter-
essen ist Parlamentariern vieles möglich, zu dem 
ein Auswärtiges Amt nicht befähigt ist. 

Meine Damen und Herren, nun ein kleiner Sei-
tenstrahl auf das Thema „Bund und Länder im Be-
reich der Außenpolitik", denn ich halte es für wich-
tig, daß wir das noch in dieser Legislaturperiode 
einmal markieren: Es gibt einen Auswärtigen Aus-
schuß des deutschen Bundesrates, und da wir inzwi-
schen mit so vielen Auswärtigen Ausschüssen in 
aller Welt in Beratungen eingetreten sind, könnte 
ich mir vorstellen, daß wir in der nächsten Legisla-
turperiode auch einmal mit dem Auswärtigen Aus-
schuß des Bundesrates tagen, 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/

-

CSU) 

um dabei zu überlegen, was die Beschwernisse auf 
beiden Seiten sind, damit sie auch in den beiden 
Kammern einmal einer Beratung unterworfen wer-
den. 

(Bohl [CDU/CSU]: Und das kann man so

-

gar zu Fuß machen!) 

Meine Damen und Herren, was mit dieser Außen-
politik im Interesse der Bundesrepublik Deutsch-
land weiter geleistet werden soll, möchte ich im 
Lichte einiger besonders aktueller Probleme erläu-
tern. Ich sagte schon, Frieden und Sicherheit sollen 
auf der Grundlage des Gleichgewichts gefestigt 
werden. Dies wollten Sie, Frau Kollegin Hamm-
Brücher, mit Ihren Überlegungen sicherlich nicht 
ausschließen, daß das Gleichgewicht auch im Be-
reich der konventionellen Waffen oder im Bereich 
der Defensivwaffen eine Zielsetzung unserer Politik 
ist. Wer nämlich weiterhin in einem der wichtigen 
Rüstungsbereiche eine Überlegenheit anstrebt oder 
festschreiben möchte, gefährdet möglicherweise 
eine ausgewogene Lösung in allen Bereichen. 

Bei den konventionellen und den Defensivwaffen 
liegen noch keine realistischen Lösungsmöglichkei-
ten vor. Ich sehe unsere vorrangige Aufgabe darin, 
insbesondere bei den konventionellen Waffen in 
Europa ein annehmbares Gleichgewicht anzustre-
ben. 
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Im Bereich der nuklearen Waffen liegen schon 

respektable Verhandlungsergebnisse auf dem 
Tisch. Die Sowjetunion sollte auch für die konven-
tionellen Streitkräfte Obergrenzen akzeptieren, wie 
es seit Jahren bei den MBFR-Verhandlungen in 
Wien versucht wird. Wer dem Trugschluß erliegt, 
konventionelle Waffen stellten keine sonderliche 
Bedrohung dar, dem empfehle ich, sich sorgsam mit 
der Feuerkraft heutiger konventioneller Waffen — 
unter Einbezug der konventionell umgerüsteten Ra-
keten aller Reichweiten — zu befassen. 

Gestatten Sie mir eine Bemerkung zu den auf 
beiden Seiten in Entwicklung begriffenen Defensiv-
systemen. Kossygin wurde schon am 9. Februar 
1967 auf einer Pressekonferenz gefragt: 

Sind Sie der Ansicht, daß man sich über ein 
Moratorium für den Ausbau von Raketenver-
teidigungssystemen einigen kann, wenn ja, un-
ter welchen Bedingungen? 

Hier Kossygins Antwort: 

Welche Waffen müssen als Spannungsfaktor 
betrachtet werden, die Offensiv- oder die De-
fensivwaffen? Ich glaube, Verteidigungssyste-
me, die einen Angriff abwenden sollen, bilden 
keine Ursache des Wettrüstens. Sie stellen viel-
mehr einen Faktor dar, der die Vernichtung 
von Menschen verhindert. 

Seit dieser Zeit streiten sich die Gelehrten, ob das 
Laserabwehrsystem um Moskau, ob Antiraketenra-
keten, Killersatelliten und das Lenkungssystem von 
Krasnojarsk mit dem ABM-Vertrag vereinbar sind. 

(Zuruf des Abg. Stobbe [SPD]) 

Wir haben noch mehr Gelehrte, Herr Kollege Stob-
be, die sich streiten, seit unsere amerikanischen 
Verbündeten eine Nachrüstung auf diesem Gebiet 
versuchen. Ich empfehle die Gelassenheit des nie-
derländischen Ministerpräsidenten Lubbers, der 
nach seinem Besuch in Moskau vor wenigen Tagen 
sagte, daß das energische Festhalten der Sowjets an 
einem Verhandlungsjunktim zwischen einer Redu-
zierung der europäischen Mittelstreckenraketen 
und dem SDI-Projekt kein unüberwindliches, son-
dern ein verhandlungstaktisches Problem sei. 

Zu den Aufgaben der deutschen Außenpolitik ge-
hören weitere Beiträge zur Festigung der deutsch-
amerikanischen Beziehungen. Mehr Jugend aus 
beiden Ländern müssen wir zueinanderführen. 

(Beifall des Abg. Carstens [Emstek] [CDU/-
CSU] und des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Das Parlament bietet ein eigenes Austauschpro-
gramm an, meine Damen und Herren; aber die Gei-
ster, die wir gerufen haben, werden wir heute nicht 
mehr los. Wie viele junge Menschen melden sich in 
unseren Abgeordnetenbüros und möchten dabei be-
rücksichtigt werden! Es ist ein großes Verlangen. 
Ich glaube, wir müssen dies jetzt auch in unserer 
Verantwortung hier im Parlament deutlich machen. 
Es muß etwas geschehen, um dieser enttäuschten 
Jugend, die wir abweisen müssen, auch eine Chan-
ce, eine Möglichkeit zur Begegnung mit jungen 
Menschen in den Vereinigten Staaten zu verschaf-
fen. 

Die Atlantische Gemeinschaft haben wir immer 
als eine Brücke empfunden. Der Pfeiler, auf dem 
wir leben, ist Europa, weithin getragen von der Ko-
operation der besonders auch heute vielfach schon 
beschriebenen Zusammenarbeit zwischen Deutsch-
land und Frankreich; ein Modellfall, wie es einmal 
der Deutsche Bundestag beim Abschluß des 
deutsch-französischen Vertrages festgestellt hat. 
Ich gebe zu bedenken, Herr Außenminister: in stei-
gendem Maße führen die Gespräche mit unseren 
britischen, italienischen, spanischen Kollegen zu 
der Idee, daß ähnliche Vereinbarungen der Intensi-
vierung politischer Zusammenarbeit auch mit die-
sen Staaten denkbar sein sollten. Dieser Deutsche 
Bundestag hat dies einmal als Präambel dem 
deutsch-französischen Vertrag vorangestellt. Ich 
glaube, hier ist ein Feld, auf dem sich unsere euro-
päischen Initiativen im nächsten Jahr dringend er-
weitern können. 

Eine letzte Bemerkung, meine Damen und Her-
ren, gilt dem Komplex der KSZE. Die Delegation 
des Deutschen Bundestages, die dort war, hat mehr 
Bewegung, mehr Flexibilität festgestellt; aber sie 
hat auch festgestellt, wie schwierig es wird, daß wir 
uns in der Frage des Korbes III jetzt auf eine Eini-
gung oder auf drastische Fortschritte beziehen kön-
nen, weil wir nicht das gleiche Verständnis von den 
Menschenrechten haben. Wir denken an die indivi-
duellen Menschenrechte. Die Gesprächspartner 
aus der Sowjetunion sprachen nur von kollektiven 
Rechten, die durch gesellschaftliche Kräfte oder Or-
ganisationen wahrzunehmen seien. 

Belastend für diesen Prozeß, für den wir auch der 
deutschen Delegation in Wien Erfolg wünschen, ist 
natürlich ein Ereignis, wie wir es alle, wie ich den-
ke, miteinander in den letzten Tagen erlitten haben. 
Die Frage, wie menschlich oder wie unmenschlich 
es in Deutschland zugeht, ist durch, hier wurde 
heute gesagt: den Tod eines Menschen, ich sage: 
den Mord an einem Menschen mitten in Deutsch-
land deutlich geworden. Das ist nicht die Normali-
tät, das ist abnorm. 

Ich meine, der Deutsche Bundestag sollte in der 
Trauer über den Mord an einem deutschen Lands-
mann der DDR einmal mehr die Empfehlung ge-
ben, dem Beispiel der Bundesrepublik Deutschland 
zu folgen und einen Gewaltverzicht auszusprechen, 
einen Gewaltverzicht, der natürlich auch die An-
wendung von Gewalt mitten in Deutschland aus-
schließt. Ich kann mir sonst beim besten Willen 
nicht vorstellen, daß man sich bei der KSZE in Wien 
zur Jause trifft und daß die Beauftragten der Völker 
im gleichen Zeitraum aufeinander schießen. An-
spruch und Wirklichkeit müssen zur Übereinstim-
mung kommen. 

Friedenspolitik schützt zunächst das Leben. Ent-
spannung schaffen heißt Spannungsursachen be-
seitigen. Außenpolitik muß verdeutlichen, daß in al-
ler Welt die Spannung andauert, wenn den Völkern 
nicht das Selbstbestimmungsrecht gewährt wird. 
Wie soll ich Vertrauen empfinden, wenn mir Frei-
heit und Recht vorenthalten werden? Außenpolitik 
ist nicht nur Analyse, Außenpolitik ist aktiver Bei-
trag zur Lösung der Spannungsursachen. Geben 
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wir dem Auswärtigen Dienst die materielle Voraus-
setzung zum Einsatz für deutsche, europäische und 
atlantische Interessen! Unterstützen wir seinen 
Beitrag zur Festigung des Friedens! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort weiter 
gebe, muß ich zunächst den Abgeordneten Gen-
scher fragen, ob er als Minister sprechen will. Dann 
sind Sie nach der Verfassung dran. Als Abgeordne-
ter würde jemand anders vor Ihnen dran sein.  — 
Sie  wollen als Minister reden. Bitte, dann sind Sie 
dran. 

(Kühbacher [SPD]: Als Minister ist er so-
wieso dran!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, diese vergebliche Hoffnung hatten Sie 
auch schon vor vier Jahren. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich habe zunächst Anlaß, Ihnen auch 
im Namen der Mitarbeiter des Auswärtigen 
Dienstes für das Verständnis zu danken, das wir in 
dieser Legislaturperiode bei allen Fraktionen ge-
funden haben. Insbesondere ist auch die Debatte 
dankbar empfunden worden, die wir neulich über 
die Lage des Auswärtigen Dienstes hatten. 

Herr Kollege Stobbe, Sie haben nach der Reak-
tion der Bundesregierung auf den Ausgang des Pro-
zesses in Berlin gefragt. Die Bundesregierung wird 
ihre Entscheidung noch heute abend treffen und 
morgen bekanntgeben. Ich glaube, es ist angemes-
sen, daß wir die Fakten des Urteils einbeziehen und 
ich das vor allen Dingen dann tun kann, wenn die 
Debatte, die mich selbst betrifft, hier abgeschlossen 
ist. 

Ich würde gern, Herr Kollege Stobbe, noch ein-
mal auf eine Frage eingehen, die die ganze Debatte 
durchzogen hat, nicht nur heute, sondern seit dem 
Abend der Beendigung der Reykjavik-Konferenz, 
nämlich wie diese Konferenz zu bewerten ist. Hier 
bin ich wirklich einer gänzlich anderen Meinung 
als Sie. Wir haben inzwischen eine internationale 
Entwicklung, die durch viele Ereignisse gekenn-
zeichnet ist, die die Menschen wachgerüttelt haben, 
auch in ihrer gemeinsamen Verantwortung für die 
Zukunft der Menschheit. Tschernobyl ist das große, 
das wachrüttelnde Ereignis aus dieser Zeit. Die 
Rheinverschmutzung dieser Wochen ist ein weite-
res Beispiel für grenzüberschreitende Gefahren. Et-
was, was die Menschen auch hätte wachrütteln sol-
len, was in diesem Umfang, weil kaum vorstellbar, 
nicht geschehen ist, sind sinkende Atom-U-Boote, 
von denen keiner weiß, wann sie einmal schreckli-
che Wirkungen für die ganze Menschheit haben 
werden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Völlig richtig!) 

Der Blick in die Sahel-Zone zeigt, was die Verunrei-
nigung der Luft für die wirkliche Vernichtung na-
türlicher Lebensgrundlagen bedeutet. Das alles 
macht deutlich, daß wir im Grunde die Überlebens-
aufgaben nur noch als Weltinnenpolitik verstehen 

können, wie es hier von verschiedenen Rednern ge-
sagt worden ist. 

Wir werden alle diese Probleme und auch die Zu-
kunft unserer Menschheit nur meistern können, 
wenn wir uns nicht jedesmal der „Hilfe danach" 
rühmen, der Hilfe nach einer Rheinverschmutzung 
mit Ersatzzahlungen an die Betroffenen, der Hilfe 
nach Tschernobyl durch die großartige ärztliche 
Leistung des amerikanischen Arztes, der nach Mos-
kau gegangen ist, auch der Hilfe nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Kommt es zur großen atomaren Kata-
strophe, gibt es keine Hilfe danach, weil es kein 
Danach mehr gibt. Hier ist ein neues Denken not-
wendig. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Wenn etwas Reykjavik ausgezeichnet hat, dann 
die Tatsache, daß die beiden Männer, die sich dort 
gegenübersaßen, dieses neuen Denken in Ansätzen 
wirklich gezeigt haben. Das hat es ihnen möglich 
gemacht, Herr Kollege Stobbe, auf beiden Seiten, 
über ihren Schatten zu springen, auch Positionen 
zu überwinden, die in der Vergangenheit Ergeb-
nisse von Verhandlungen behindert haben. Ich den-
ke, daß wir diesen neuen Ansatz im Denken nicht 
gering einschätzen sollten. Das ist für mich das Ent-
scheidende aus Reykjavik. Ich sage Ihnen: Nie-
mand wird zurück können in die Zeit vor Reykja-
vik.  Das kann man versuchen; das werden auch 
manche versuchen. 

(Stobbe [SPD]: Das versuchen sie jetzt 
schon!) 

Man sollte es auch nicht niedriger hängen, als es ist. 
Nehmen Sie Reykjavik einmal als Anfang eines 
neuen Denkens, einer neuen Entwicklung. Lassen 
Sie uns auf dem aufbauen — so wie es die Bundes-
regierung sagt —, was dort an Annäherungen er-
zielt worden ist. Wenn wir als Ergebnis aus Reykja-
vik erreichen könnten, daß es zur doppelten Null

-

Lösung kommt, daß also die atomaren Mittelstrek-
kenraketen größerer Reichweite aus Europa gänz-
lich verschwinden, die sowjetischen und die ameri-
kanischen, daß es bei hundert Sprengköpfen der 
Amerikaner in Amerika und hundert Sprengköpfen 
der Sowjetunion im asiatischen Teil der Sowjet-
union bleibt, wäre das nicht ein großer Fortschritt 
für die Menschheit 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

und übrigens auch die Bestätigung einer realisti-
schen Politik? 

Ich habe Ihnen heute in meinem ersten Beitrag 
in der Atmosphäre dieser Sache etwas leidenschaft-
licher als jetzt vorhalten müssen — ich wiederhole 
es jetzt —, daß Sie durch den Ausstieg — damit 
komme ich zu Ihrer Bemerkung zur Kontinuität — 
Ihrer Partei aus der Politik, die wir einmal gemein-
sam verantwortet haben, bereit waren hinzuneh-
men, daß die Sowjetunion 140 Systeme, d. h. dreimal 
140 Sprengköpfe; behalten hätte. Wenn die Frage 
der Kontinuität auftritt, Herr Kollege Stobbe, dann 
müssen Sie sich diese Frage selbst stellen. Hätten 
Sie auf Ihrem Kölner Parteitag nicht den früheren 
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Bundeskanzler mit 4 % Ihrer Delegiertenstimmen 
alleingelassen, sondern sich hinter uns gestellt in 
einer Politik, die die neue Regierung im Sinne der 
alten fortgeführt hat — diese Kontinuität kann man 
sehr wohl unterstreichen —, dann hätten Sie beige-
tragen, daß eine solche Entwicklung möglich 
wurde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben zum ABM-Vertrag Fragen gestellt. Ich 
will sie gern beantworten. Die Bundesregierung 
läßt keinen Zweifel daran, daß sie dafür eintritt, daß 
der ABM-Vertrag auch in Zukunft in seiner restrik-
tiven Auslegung beachtet wird. Das haben wir in 
der NATO-Außenministersondersitzung im Oktober 
1985 vertreten. Das ist die Meinung aller Bündnis-
partner. Die Amerikaner haben uns das zugesi-
chert. 

Auch im Verhältnis der offensiven zu den defen-
siven Waffen ist ein neuer und gemeinsamer Denk-
ansatz der Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union deutlich geworden, nämlich daß man sich für 
eine bestimmte Zeit über die weitere Anwendung 
des ABM-Vertrages verständigt. Was man noch 
nicht hat entscheiden können, ist, was nach Ablauf 
dieser Frist geschehen soll. Aber daß darüber wei-
ter verhandelt werden muß, muß unser gemeinsa-
mes Ziel sein. 

Lassen Sie mich ein Drittes sagen, das auch zur 
Kontinuität deutscher Sicherheitspolitik gehört. Es 
hat eine Zeit gegeben, wo wir alle der Meinung 
waren, daß wir als ein Land, das selbst darauf ver-
zichtet hat, chemische Waffen zu produzieren oder 
zu besitzen, einen besonderen Rechtstitel haben, 
von allen anderen Ländern dieser Welt zu verlan-
gen, daß die chemischen Waffen weltweit beseitigt 
werden. Warum begnügen Sie sich heute mit der 
Forderung nach der Beseitigung in Europa, wo Sie 
doch genau wissen, daß das Problem gar nicht die 
regionale Ausdehnung ist, sondern daß das Problem 
der Verifikation ist? Die ist schwieriger, wenn man 
nur für eine bestimmte Region diese Waffen ächtet 
und nicht für die ganze Welt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Haben wir nicht selbst als Europäer die Verantwor-
tung, dafür zu sorgen, daß nicht nur wir in Europa 
von dieser Geißel der Menschheit freigehalten wer-
den? Wir wollen doch auch nicht, daß Industriestaa-
ten des Nordens chemische Waffen produzieren, die 
dann in der Dritten Welt eingesetzt werden kön-
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio-
nen) 

Auch die Völker der Dritten Welt haben einen An-
spruch darauf, von dieser Geißel befreit zu werden. 
Jetzt sind wir in der Abrüstungskonferenz in Genf 
ganz nahe beieinander. Lassen Sie uns jetzt ge-
meinsam dafür streiten, daß die chemischen Waffen 
weltweit beseitigt werden! 

Sie sprechen von den Problemen in der Atlanti-
schen Allianz. Meine Damen und Herren, es kann 
doch gar nicht anders sein, als daß es unterschiedli-
che Auffassungen in einem Bündnis gibt, vor allen 

Dingen, wenn es ein Bündnis von demokratischen 
Ländern mit einer offenen öffentlichen Meinung ist. 
Die unterschiedlichen Auffassungen werden auch 
ganz offen ausgetragen. Ich fand, daß die Tagung 
der Außen- und Verteidigungsminister der Westeu-
ropäischen Union in Luxemburg eine deutliche Be-
stätigung größeren europäischen Selbstbewußt-
seins, auch größerer europäischer Übereinstim-
mung war, als wir es in der Vergangenheit erlebt 
haben. Herr Kollege Wörner wird Ihnen diesen Ein-
druck bestätigen, wie ich das auch sagen kann: 
Diese sieben Länder, die dort zusammensaßen, 
Frankreich, England, Italien, Luxemburg, Belgien, 
die Niederlande und wir, die Bundesrepublik 
Deutschland, sind zu gleichen Ergebnissen gekom-
men, nämlich daß wir wünschen, daß es eine Ver-
ständigung zwischen den beiden Großmächten über 
die Beseitigung der Mittelstreckenraketen größerer 
Reichweite gibt, daß wir aber auch wollen, daß Ver-
handlungen über die Mittelstreckenraketen kürze-
rer Reichweite geführt werden, damit wir nicht das 
neue Kapitel einer neuen Grauzone mit neuen In-
stabilitäten bekommen, sondern damit wir auch da 
gleiche Obergrenzen auf niedrigerem Niveau schaf-
fen. 

Mein Gott, warum sollen wir denn nicht aufneh-
men, was der Generalsekretär der SED gesagt hat 
— ich habe das in meinem ersten Beitrag zitiert —, 
daß das Teufelszeug aus der DDR und der CSSR 
weg soll, wenn eine Verständigung über Mittel-
streckenraketen größerer Reichweite erzielt ist? 
Wenn wir das auch fordern, dann kritisieren Sie 
uns doch nicht, daß wir die Verhandlungen über die 
anderen Fragen behindern. Das liegt alles in der 
Kontinuität einer deutschen und europäischen Si-
cherheitspolitik. 

Dasselbe, meine verehrten Kollegen von der SPD, 
gilt doch auch für die Politik, die wir als Europäer 
machen. Als wir zusammen regierten, Herr Kollege 
Stobbe, war es eine Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland, die vorgeschlagen hat, daß die Euro-
päische Gemeinschaft ein Kooperationsabkommen 
mit den ASEAN-Staaten schließt, damit diese wich-
tige Entwicklungs- und Industrieregion, wie ich hof-
fe, bald eine noch besser entwickelte Industriere-
gion Südostasiens, mit uns kooperieren kann, poli-
tisch und wirtschaftlich. Das hat sich großartig ent-
wickelt. In der Kontinuität dieser Entwicklung liegt 
es, daß die jetzige Bundesregierung vorgeschlagen 
hat, ein gleichartiges Kooperationsabkommen mit 
den Staaten Zentralamerikas zu schließen. Das ha-
ben wir auch geschlossen, und wichtige Stabilisie-
rungseffekte in den Staaten Zentralamerikas sind 
bereits Ergebnis dieser Zusammenarbeit mit den 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft. 

Jetzt sind wir dabei, das nächste Kooperations-
abkommen — wie ich hoffe, recht bald — zustande 
zu bringen, nämlich mit den Staaten der Golfregion, 
wo eine Stabilisierung im Interesse des Friedens in 
der nah- und mittelöstlichen Region und auch im 
Interesse der Energieversorgung der Welt wichtig 
ist. Hier ist die Europäische Gemeinschaft also 
selbstbewußt als ein Faktor des Friedens in der 
Welt, als eine Region tätig, von der friedliche und 
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nicht kriegerische Initiativen ausgehen, was es in 
der Vergangenheit gegeben hat. 
Die Fortschritte, die wir in der Europäischen Ge-

meinschaft mit der Einheitlichen Europäischen 
Akte machen konnten sind doch erheblich. Dazu 
kann man wirklich auch nur ja sagen und das un-
terstützen. Was Eureka angeht, der Schritt zur eu-
ropäischen Selbstbehauptung in den neuen Techno-
logien, die Teilnahme der Bundesrepublik Deutsch-
land an der Definitionsphase für Hermes, damit wir 
an der friedlichen bemannten Weltraumfahrt teil-
nehmen können, das alles ist Ausdruck europäi-
scher Selbstbehauptung, damit unser demokrati-
sches Europa seinen Platz in einer Welt einnehmen 
kann, die immer weniger von der Bipolarität zwi-
schen Moskau und Washington bestimmt wird, in 
der die Volksrepublik China ihre Rolle spielt, in der 
wir als Europäer unsere Rolle spielen müssen. Ich 
sage „Europäer", nicht nur gemeint als die Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft, sondern ich meine 
das ganze Europa. 
Meine verehrten Kollegen, alles das, was wir in 

der Europäischen Gemeinschaft vom Beginn ihrer 
Gründung geleistet haben, zeigte Mut zur Zukunft. 
Was die Europäische Gemeinschaft heute braucht, 
ist der Mut zum ganzen Europa. Man wartet auf 
uns, man wartet darauf, daß wir in der Zusammen-
arbeit, in der Nutzung der Möglichkeiten der 
Schlußakte von Helsinki weitergehen. 
Die nationalen Interessen, die wir Deutschen ha-

ben, können wir nur verwirklichen, die können wir 
wirklich nur durchsetzen, wenn wir in Europa zu 
einem besseren Verhältnis zwischen West und Ost 
kommen. Ein deutscher, ein nationaler Alleingang 
hilft uns nichts. Aber unsere nationalen Interessen 
in das größere Europa einzubetten, das ist deut-
scher Beitrag zu einem friedlichen Europa, das ist 
aber auch Wahrnehmung eigener nationaler Inter-
essen. Deshalb kann deutsche Außenpolitik, des-
halb muß sie immer europäische Friedenspolitik 
sein. Dabei wird es bleiben; dafür möchte ich Ihnen 
garantieren. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind es ja gewöhnt, daß bei der 
Debatte über den Haushalt des Auswärtigen Amtes 
von den großen Ereignissen in der Welt die Rede ist, 
von den Hintergründen, von Bündnissen, Spannun-
gen und Verhandlungen. Das ist auch gut und rich-
tig so. Trotzdem, finde ich, ist kein Grund gegeben, 
jetzt Erfolgsbilanz zu ziehen und Lobeshymnen zu 
verbreiten, Frau Hamm-Brücher. Es sind allzu viele 
Fragen offengeblieben trotz einiger guter Ansätze, 
die wir vermerken. 

Man muß in der Außenpolitik ganz besonders 
vorsichtig sein mit der Verkündung von Ergebnis-
sen, die man vielleicht erst Jahre später wird errei-
chen können. Es ist doch eher so, daß wir täglich, 
manchmal erschwert durch neue Peinlichkeiten  

und neue Vorfälle, um Lösungen zittern, die wir 
doch alle erhoffen. Wenn es jetzt in der Außenpoli-
tik eine Gemeinsamkeit gibt, dann die, daß wir uns 
doch oft gemeinsam bedrückt fühlen und keines-
wegs über Themen froh sind, die wir im Wahlkampf 
ausschlachten könnten. Das wollen wir überhaupt 
nicht. Wir möchten gerne, daß wir gerade in der 
Außenpolitik besonders gut dastehen; denn wir sind 
mit unserer geographischen Lage ein Land, das 
eine gute Außenpolitik ganz besonders nötig hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es hat sie!) 

Ich möchte nicht, daß die Debatte heute endet, 
ohne daß wir aus unserer Sicht auch noch ein Wort 
zum Haushalt gesagt haben. Der Haushalt soll 
nicht ganz als Nebensache abgetan werden; denn er 
gibt ja dem Auswärtigen Amt das Rüstzeug, um 
seine kontinuierliche Vertretung in der Welt sicher-
zustellen. 

Ich möchte hervorheben, Herr Außenminister, 
daß der Auswärtige Dienst in den letzten Jahrzehn-
ten viele neue Aufgaben zugewiesen bekommen 
hat. Gleichzeitig hat er viele Stellen eingebüßt, so 
daß wir den Nachholbedarf nur ganz allmählich 
decken. Das alles ist eigentlich sehr paradox. Aber 
es ist eben so eingetreten. Wir können nicht erfreut 
darüber sein, daß der Nachholbedarf nur stück-
weise gedeckt wird und daß wir erst in jüngster Zeit 
die sozialen Bedürfnisse stärker in den Mittelpunkt 
unserer Betrachtung gestellt haben. Das war alles 
schon vor 15 Jahren offenkundig, damals, als Au-
ßenminister Brandt das Gutachten zur Reform des 
Auswärtigen Dienstes in Auftrag gegeben hat. Ei-
gentlich haben wir heute nicht weniger, sondern 
mehr Probleme. 

Der jetzt vorgelegte Haushalt steigt zwar ein biß-
chen mehr als der Haushalt allgemein. Aber nun 
ziehe ich einmal die Rüstungssonderhilfe für Portu-
gal ab, ebenso die einmaligen Summen für Bot-
schaftsbauten, den Erwerb des Postministeriums. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das ist aber alles 
Geld!) 

und die jährlichen Anpassungen. Dann bleibt doch 
eine sehr bescheidene Verbesserung übrig, und das 
zu einer Zeit, in der die Regierung und die sie tra-
genden Fraktionen sich nicht genug tun können zu 
sagen, wie gut es uns doch gehe, in der Milliarden 
Steuergelder zum Verteilen übrig sind und in der 
phantastische Steuernachlaßvorschläge gemacht 
werden. Eine bessere Zeit für bessere Ansätze kann 
es doch gar nicht geben. Das muß man einmal sa-
gen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Wo ist das 
Geld denn? — Kühbacher [SPD]: Der Mini

-

ster kümmert sich nicht um sein Haus! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein unge

-

deckter Scheck!) 

— Ich habe noch nie einen ausgestellt. Aber wenn 
wir Geld haben, sollten wir es auch richtig ausge-
ben. 
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Es gehört zur Verantwortung der Parlamentarier, 

auch dafür zu sorgen, daß der Staat und seine 
Dienste funktionsfähig bleiben. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Man kann nicht nur mit Steuergeschenken winken. 
Es gehört zur Redlichkeit, heute klar zu sagen, daß 
es trotz der Stellenverbesserungen an den Aus-
landsvertretungen und in den Goethe-Instituten, die 
natürlich begrüßt werden, immer noch so ist, daß 
eine große Unterversorgung im mittleren Dienst be-
steht. Das wurde schon vor 15 Jahren beklagt. Das 
ist immer noch so. 

Eine Unterversorgung besteht auch bei Sachmit-
teln, besonders auf dem Gebiet der Bürotechnik. 
Wir waren jetzt mit einer Gruppe in Asien. Da ha-
ben wir wieder gesehen, wie mittelalterlich einige 
Vertretungen ausgerüstet sind. Tagelang von jegli-
chen Nachrichten aus der Bundesrepublik abge-
schnitten, vertreten sie unser Land in bedeutenden 
Ländern, z. B. auf den eben genannten Philippinen. 

Ich kann auch Ungerechtigkeiten bei Einstufun-
gen nicht übersehen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der Minister 
kriegt zuviel und die Beschäftigten zuwe-

nig!) 

Wir betrauen manche Leute in der Welt, die Reprä-
sentanten der ganzen Bundesrepublik sind, mit 
schweren Aufgaben, während ihr Gehalt in keinem 
Verhältnis zu der Verantwortung steht, die sie 
wahrnehmen. Das kann sich doch sicher nicht im-
mer weiter so fortsetzen. 

Den sozialen Problemen hat sich das Haus erst in 
letzter Zeit nachhaltiger gewidmet. Ich will hier 
nicht auf Einzelheiten eingehen. Aber es bleibt 
noch manches zu tun. 

An dieser Stelle möchte ich aber das Problem der 
Frauen im Auswärtigen Dienst hervorheben. Die 
Attraktivität des Auswärtigen Dienstes wird erst 
wiederhergestellt sein, wenn eine bessere Regelung 
für die Ehegatten gefunden wird, 

(Würtz [SPD]: Sehr wahr!) 

die unter Verzicht auf eigenes Einkommen, eigenen 
Beruf und eigene Rente 

(Würtz [SPD]: Sehr richtig!) 

ihre Dienste draußen unentgeltlich leisten, und das 
wird dort von ihnen auch erwartet. 

(Beifall bei der SPD) 

So schön es auch ist, daß der Haushaltsausschuß in 
seiner großen Güte nun einen Mindestbetrag für 
den Ehegattenzuschlag festgesetzt hat: Aber diese 
100 DM sind wahrlich keine Lösung des Problems. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch im Kulturbereich gibt es noch viele Mängel 
und Engpässe. Dieser Bereich steht im Haushalts-
plan ganz hinten. Wer da aber meint, daß es schon 
sinnvoll sei, wenn der hinten steht, der vergißt, daß  

es auch von unseren Aktivitäten abhängt, wie viele 
Menschen auf der Welt Deutsch lernen 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der Bundeskanz

-

ler muß erst einmal Deutsch lernen!) 

und enge, freundschaftliche Beziehungen zur Bun-
desrepublik wünschen, das zahlt sich politisch im-
mer aus. 

Die meisten Probleme, meine lieben Kollegen, 
sind nicht neu. Sie sind, wie gesagt, schon seit 
15 Jahren offenkundig und haben sich zum Teil 
noch verschärft. Fünfmal hat die Regierung seither 
einen Bericht zur Reform des Auswärtigen Dienstes 
vorgelegt. Das fünfte Mal ohne Nummer vor dem 
Titel, damit man nicht mehr merkt, wie sehr sich 
diese Reform verschleppt. Schuld daran sind be-
stimmt nicht die Mitarbeiter des Auswärtigen Am-
tes, des Auswärtigen Dienstes. Sie haben die drin-
gendsten Verbesserungen oft genug sogar gegen die 
Spitze ihres eigenen Hauses durchsetzen müssen. 
Und sie haben oft ordentliche, gute Arbeit geleistet, 
nicht wegen guter, sondern trotz schlechter Aus-
stattung. Dafür gebührt ihnen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber neben dem Minister, der für einen fühlba-
ren, wenn auch allmählichen Reformvollzug mehr 
hätte tun müssen und statt dessen manches dem 
Parlament überließ, haben auch wir Politiker 
schuld, wir, die wir uns speziell mit der auswärtigen 
Politik befassen. Es ist uns nicht gelungen, vor dem 
ganzen Parlament, wie man hier heute wieder se-
hen kann, und in der Öffentlichkeit das Bild einer 
eher nonchalanten, sekttrinkenden Diplomatie zu 
zerreißen und statt dessen die harte Alltagsarbeit 
der Auslandsvertretungen an schwierigen Orten 
der Welt ins Bewußtsein zu rücken 

(Beifall bei der SPD) 

und das wechselvolle, familienunfreundliche und 
oft risikoreiche Leben dieses Berufsstandes aufzu-
zeigen, der nur dann einmal ins Licht tritt, wenn 
irgendwo ein Mord oder ein Unglück passiert, wie 
jetzt jüngst geschehen. Wie kein anderer ist dieser 
Berufsstand auf Wechsel und Wegsein program-
miert. Deswegen hoffe ich, daß wir — wie schon 
andere Länder vor uns mit Erfolg — es doch noch 
zustande bringen, daß dieser Berufsstand ein eige-
nes Gesetz bekommt. Vorarbeit dazu haben wir je-
denfalls geleistet. 

Es gibt in unserem Parlament nicht viele Berei-
che, in denen sich die Abgeordneten in der Vergan-
genheit so oft mit der Rolle des Zuhörers und spä-
ten Kommentators begnügt haben wie in der Au-
ßenpolitik, obwohl die Außenpolitik doch ganz 
handfeste — nicht bloß verteidigungspolitische, 
sondern auch wirtschaftliche und kulturelle Grund-
lagen hat. Auch daran mag es liegen, daß die Reali-
täten, mit denen es der auswärtige Dienst zu tun 
hat, so sehr im Verborgenen geblieben sind. 

Der Haushalt 1987 ist jedenfalls nur ein kleiner 
Schritt mit punktuellen Verbesserungen. Wir sind 
dafür zwar dankbar, aber ein strukturelles Kon-
zept, wie man das Notwendige — und da fallen 
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einem vergleichbare Länder durchaus positiv ein — 
auch in kleineren Schritten tun kann, ist er nicht. 
Dies bleibt weiterhin eine Zukunftsaufgabe für Re-
gierung und Parlament. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, daß ich, als ich vor mehr als 17 Jahren 
hier an dem Pult meine erste Rede hielt, optimisti-
scher war als heute. Aber es muß bei Einsicht, Ko-
operationsfähigkeit und ernstem Willen doch mög-
lich sein, zu Lösungen zu kommen. Man kann doch 
nicht immer nur über die Probleme reden. Und so 
wünsche ich denn dem Auswärtigen Ausschuß, daß 
er sich künftig mehr Gewicht verschafft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der FDP) 

Und dem Auswärtigen Dienst wünsche ich, daß die 
nächsten 15 Jahre besser für ihn sein mögen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Da dies, Frau Kollegin 
Huber, Ihre letzte Rede in diesem Parlament gewe-
sen ist, möchte ich für Ihre Mitarbeit im Namen 
aller danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜ-
NEN. Nach einer mir vorhin gegebenen Zusage 
kann über alle Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN in einer einzigen Abstimmung entschie-
den werden. Ich rufe also die Anträge zusammenge-
faßt auf. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Die sind ja 
gar nicht da, Herr Präsident!) 

— Das überlassen Sie bitte dem Präsidententisch 
hier. Sonst muß ich die Mehrheiten genauer fest-
stellen; und dann kommt vielleicht gerade mit ei-
nem Ohr im Sand eine Mehrheit zustande. 

(Heiterkeit) 

Es handelt sich um die Änderungsanträge der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 
10/6506 bis 10/6510 und 10/6558 unter Nr. 2. 
Wer diesen Anträgen zuzustimmen wünscht, den 

bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Diese Änderungsanträge 
sind mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 05. Wer dem Einzelplan 05 — Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amts — in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Einzelplan 05 ist mit Mehrheit angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 
— Drucksachen 10/6314, 10/6331 —  

Berichterstatter: 
Abgeordnete Löher 
Dr. Friedmann 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Frau Seiler-Albring 
Frau Traupe 
Walther 
Suhr 
Dr. Riedl (München) 

Einzelplan 35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 

— Drucksache 10/6326 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Walther 
Rossmanith 
Suhr 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 10/6537, 
10/6559, 10/6560 und 10/6558 unter Nr. 3 vor. 

Auf Grund einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
für die gemeinsame Beratung der Einzelpläne 14 
und 35 90 Minuten vorgesehen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Frau Traupe hat das 
Wort. 

Frau Traupe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Interessanterweise beraten wir den 
Verteidigungshaushalt in den letzten Jahren immer 
zu recht später Tageszeit. 

(Kühbacher [SPD]: Warum wohl?) 

— Das ist wahrscheinlich ein Beweis dafür, wie 
hoch das Ansehen des Bundesverteidigungsmini-
sters in seiner eigenen Fraktion und auch in der 
Regierung ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Bohl 
[CDU/CSU]: Brigittes Märchenstunde! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Am Ende einer Legislaturperiode bietet es sich 
an, eine Bilanz der Verteidigungspolitik dieser Bun-
desregierung zu ziehen. Vier Jahre saß der CDU

-

Kollege Dr. Wörner auf dem Stuhl des Verteidi-
gungsministers, vier Jahre, in denen er nicht mit-
half, konkrete Abrüstungsschritte in Europa voran-
zubringen, in denen er sich nicht an ernsthaften 
Überlegungen beteiligte, wie man die Zahl der kon-
ventionellen Waffen im Herzen Europas verringern 
könne, ohne eine Gefährdung freilich des eigenen 
Landes. 

Im Gegenteil. Zu keiner anderen Zeit fanden in 
der Bundesrepublik Deutschland so viele militäri-
sche Übungen und Großmanöver statt. Zu keiner 
anderen Zeit wurde die Bevölkerung so sehr durch 
Tiefflüge betroffen. 

(Kühbacher [SPD]: Unerhört!) 
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Zu keiner anderen Zeit wurden die Soldaten so 
stark belastet. Und zu keiner anderen Zeit war das 
menschliche Klima zwischen einem Minister und 
seinen zivilen wie militärischen Mitarbeitern so ge-
stört. 

(Kühbacher [SPD]: Das kann niemanden 
wundern!) 

Ob Sie sich nicht vielleicht manchmal im stillen 
dessen schämen sollten, Herr Wörner, was Sie frü-
her über die Verteidigungsminister Georg Leber 
und Hans Apel gesagt haben? Sie, Herr Dr. Wörner, 
haben sich als Mann großer Worte und theatrali-
scher Auftritte erwiesen. Die Verantwortung für un-
ser Land stand dahinter zurück. 

(Dr. Struck [SPD]: Sehr wahr! Leider wahr! 
— Lachen bei der CDU/CSU) 

Unbestritten ist, daß es ein Verteidigungsmini-
ster im demokratischen Staat nicht leicht hat. Er 
muß und soll sich vielen kritischen Fragen stellen. 
Doch angesichts der gewaltigen Waffen- und Trup-
penmassierung in Mitteleuropa hätte gerade der 
deutsche Verteidigungsminister mit konkreten Ab-
rüstungsvorschlägen in die Allianz gehen, aber 
auch Gespräche mit den Verteidigungsministern 
des Warschauer Pakts suchen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit Sie sich erst gar nicht an der falschen 
Stelle loben, Herr Dr. Wörner: Der Abzug von mehr 
als 1 000 atomaren Sprengköpfen aus der Bundesre-
publik war überfällig. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die Wirkung und die Reichweite dieser ato-
maren Sprengköpfe kennt, kann sich immer nur 
entsetzt fragen, wer in unserem Land solche Waffen 
hat aufstellen lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Apel!) 

— Das ist ein Irrtum; die sind älter. 

Nun hatte ich als Haushaltsberichterstatterin 
meiner Fraktion die Möglichkeit, Ihre Arbeit als 
Bundesminister während der ganzen Zeit „beglei-
ten" zu können. Deshalb kann ich feststellen: Von 
Jahr zu Jahr, Herr Kollege Dr. Wörner, ist Ihr Um-
gang mit dem Verteidigungs- wie dem Haushalts-
ausschuß schlechter, unparlamentarischer gewor-
den. Im Grunde waren auch die Unionskollegen in 
beiden Ausschüssen froh, wenn Sie dort erst gar 
nicht erschienen. 

Ihr Parlamentarischer Staatssekretär, unser Kol-
lege Würzbach, gibt es den eigentlich noch, außer 
auf Empfängen und öffentlichen Veranstaltungen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Haben wir nicht einmal das Instrument der Parla-
mentarischen Staatssekretäre eingeführt, damit sie 
dem Parlament regelmäßiger zur Verfügung stehen 
sollten? 

Doch so chaotisch, meine Damen und Herren, wie 
im ablaufenden Haushaltsjahr 1986 ging es in 
den zehn Jahren, in denen ich nun im Bundestag  

und im Haushaltsausschuß bin, noch bei keinem 
Verteidigungsminister zu. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Im Aus

-

schuß war es immer ruhig!) 

Da es zur Politik dieser Bundesregierung gehörte, 
überhöhte Haushaltsansätze bei militärischen Be-
schaffungstiteln zu haben, haben Sie sich in vier 
Jahren, Herr Wörner, immer mehr zum Gefällig-
keitsminister gegenüber der Rüstungsindustrie 
degradiert. Ich hoffe, die Informationen treffen zu, 
daß Ihnen der Finanzminister allein in diesem Jahr 
gut eine Milliarde DM aus Ihrem Etat für Mittel, die 
nicht verbraucht werden mußten, abnehmen will. 
Damit würden wir recht bekommen, als wir am An-
fang des Jahres 1986 verlangten, weit mehr als eine 
Milliarde Mark zu sparen. 

(Würtz [SPD]: Sehr wahr!) 

Es ist schon makaber, Herr Wörner, zu verfolgen, 
wie Sie sich 1984 Ihrer weitschauenden Bundes-
wehrplanung rühmten. In Wirklichkeit aber — ich 
erinnere an die Bestellungen von sieben Challen-
ger-Maschinen, vielen Munitionsarten, der ausge-
rechnet 35 ECR-Tornados, obwohl es sinnvoller ge-
wesen wäre, 72 oder wenigstens 40 zu kaufen, oder 
von 150 Leopard 2, obwohl die Division 250 brauch-
te, oder des dritten Flottendienstboots — stellten 
Sie nicht die Sicherheit für unser Land in den Mit-
telpunkt Ihrer Arbeit, sondern Sie betrieben Indu-
striebefriedigungsaktionen! 

(Zuruf des Abg. von Hammerstein [CDU/

-
CSU]) 

Ihr Bluff mit dem großen Technologieprogramm, 
wonach noch mehr High-Tech in der deutschen 
Wirtschaft entwickelt werden sollte, ist nichts ande-
res als ein großes Geldrauswerfprogramm. Selbst 
die Industrie hat ja in diesem Jahr Probleme, für 
die überreichlichen Forschungsmittel einen sinn-
vollen Bedarf nachzuweisen. Eben deshalb kann — 
Gott  sei dank — der Finanzminister zulangen. 

Im Verteidigungshaushalt muß sich jedoch die Si-
cherheit des eigenen Landes widerspiegeln. Bei Ih-
nen steht viel zu sehr die Auslastung zu großer 
Rüstungskapazitäten im Mittelpunkt. Ich werfe Ih-
nen vor, daß Sie das Geld der Steuerzahler ver-
schleudern, Herr Minister; denn die qualifizierten 
zivilen Mitarbeiter und Soldaten haben zu Recht 
Bedenken gegenüber großspurigen technologischen 
Verbesserungen und den überhöhten Rechnungen, 
die Ihnen die Industrie auch deshalb schreibt, weil 
sie die Mittel in Ihrem Haushalt besser kennt als 
Sie und die meisten Politiker Ihrer Fraktion. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Gerade deshalb teile ich auch die Forderung der 
SPD, die Rüstungsausgaben zu begrenzen und als 
politisches Signal nach innen und nach außen den 
Anteil der Verteidigungsausgaben am Gesamthaus-
halt zu senken. 

(Beifall bei der SPD) 

Was für uns entscheidend ist: Man kann es. 
Meine Damen und Herren von der Koalition, der 
amerikanische Kongreß und das englische Unter- 
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haus haben es uns gerade vorgeführt, daß man im 
Verteidigungsbereich erheblich sparen kann. Sie 
haben die Wünsche ihrer Verteidigungsminister zu-
rückgeschnitten. 

Ihr Haushaltsentwurf könnte nach unserer Vor-
stellung für das Jahr 1987 gut um 1,6 Milliarden DM 
gekürzt werden. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Das hast 
du im Haushaltsausschuß nie gesagt!) 

— Du bist ja auch nie da. Außerdem verstehst du 
nichts davon; das ist klar. 

Wir haben Ihnen diese Vorschläge ganz seriös 
unterbreitet. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

— Erfreulicherweise, Herr Kollege Biehle, haben 
die Kollegen der CDU, der CSU und der FDP im 
Haushaltsausschuß wenigstens Kürzungsvor-
schläge in Höhe von 448 Millionen DM im Detail 
mitgetragen, und Sie haben darüber durch die glo-
bale Minderausgabe, die j a auch diesen Haushalt 
noch einmal trifft, etwa die Hälfte der Mittel, die 
wir gekürzt haben wollen, auch fortgenommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie gehören ja 
auch zu den Besserwissern!) 

Unverforen war der zeitliche Druck, unter den 
das Parlament bei großen Beschaffungen — Herr 
Biehle, das geht Sie nun wieder an —, wie den 35 
ECR-Tornados, den 250 Leo 2 oder der Freigabe von 
380 Millionen DM für die Konzeptions- und Defini-
tionsphase des Jägers gestellt wurde, ohne daß wir 
kritische Fragen stellen konnten. Dinge, Herr Bieh-
le, die im Bundesministerium der Verteidigung mo-
natelang strittig gewesen sind, 

(Biehle [CDU/CSU]: Das ist die Unwahr-
heit!) 

sollten im Verteidigungs- und im Haushaltsaus-
schuß in einer Woche entschieden werden. Da wir 
alle Aufgaben im Wahlkreis und auch Funktionen 
in der Partei an anderer Stelle haben, kann nie-
mand in so kurzer Zeit solch wichtige Fragen in der 
eigenen Fraktion sorgfältig beraten. Selbst dann, 
wenn man als Berichterstatter, lieber Herr Biehle, 
sehr intensiv mit den Dingen beschäftigt ist, 
braucht man bei solchen großen und wichtigen Pro-
jekten Zeit, um nachzufragen. 

(Zuruf von der SPD: Aber die sagen nur 
„Hurra" und durch!) 

Wenn in der Presse, aber auch in der Truppe der 
immer geringer werdende Konsens in der Verteidi-
gungspolitik zwischen den großen Parteien beklagt 
wird, dann liegt auch in Ihrem Umgang, Herr Wör-
ner, mit dem gesamten Parlament und der Opposi-
tion ein wichtiger Grund. 

Ich werfe Ihnen vor und bedauere das zugleich, 
daß es so ist, daß Sie aus wahltaktischen Gründen 
keinen Konsens mit der Opposition in wichtigen 
Fragen gesucht haben. Sie sind aber auch gar nicht 
in der Lage — was ja viel interessanter ist —, auf 
sorgfältig zu prüfende Fragen um die Entwicklung 
eines modernen Abfangjägers vernünftige Antwor-

ten zu geben. Gerade die Dimension dieses Projekts 
verlangt dies; denn noch sind die 380 Millionen DM 
nicht mit entsprechenden Aufträgen belegt, Herr 
Kollege von Hammerstein. Oder wollen Sie viel-
leicht, meine Damen und Herren von der Koalition, 
die Sie dann in die Opposition kommen, daß wir in 
der neuen Legislaturperiode prüfen, vielleicht auch 
in einem Untersuchungsausschuß, wer denn eigent-
lich dafür gesorgt hat, daß die Entwicklungskosten 
ohne einen sorgfältigen Nachweis beim Jäger 90 
von Jahr zu Jahr explodiert sind. Wer anders ist 
dafür verantwortlich zu machen als der Minister 
Wörner und vielleicht einige Vertreter der Indu-
strie? 

So intensiv sich der Verteidigungsminister be-
müht hat, das Geld der Steuerzahler zur Industrie 
zu schaffen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist wahr!) 

so wenig hat er sich um die Lage der Soldaten und 
seiner zivilen Mitarbeiter gekümmert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist traurig!) 

Nichts hat er in den letzten vier Jahren für die zivi-
len Mitarbeiter getan. Doch: einen dritten Staatsse-
kretär bestellt, von dem wir überhaupt nicht wissen, 
was er eigentlich tut. Viele andere Stellen bei den 
zivilen Mitarbeitern hingegen sind gekürzt wor-
den. 

Auch im Haushaltsjahr 1987 muß der Verteidi-
gungshaushalt im personellen Bereich wieder als 
Steinbruch herhalten. Neue Stellen in anderen Res-
sorts werden im Verteidigungsbereich eingespart. 
Gerade die immer komplexer werdenden nationa-
len und internationalen Waffenentwicklungen ver-
langen qualifizierte Fachleute mit technischen, juri-
stischen und betriebswirtschaftlichen Kenntnissen. 
Allein das Bundesamt für Wehrtechnik und Be-
schaffung hat 1972 noch mit 19 421 Mitarbeitern 
seine auch damals sehr umfangreiche Arbeit gelei-
stet. 1985 waren es noch 17 862 Bedienstete bei ei-
nem heute wahrscheinlich sogar doppelt so um-
fangreichen Arbeitspensum. Prüfen Sie einmal, wie 
es sich verhält. Für 150 internationale Programme 
hat der Verteidigungsminister nicht genügend Mit-
arbeiter und nicht einmal genügend Reisekosten. 
Gute Mitarbeiter können viel Geld sparen, vor allen 
Dingen dann, wenn man sie sorgfältig prüfen läßt. 
Sie kommen nämlich sogar, Herr Biehle, der Indu-
strie auf die Schliche, wenn man das will. 

Erfreulich an der augenblicklichen personellen 
Lage der zivilen Mitarbeiter ist allein die hohe Zahl 
der Auszubildenden. Aber auch die könnte noch an-
gehoben werden; denn die Altersstruktur gerade 
bei den zivilen Mitarbeitern wird von Jahr zu Jahr 
kritischer. Warum haben Sie, Herr Wörner, nicht 
gegenüber dem Bundesfinanzminister für neue 
Stellen gekämpft und dafür Einsparungen im Rü-
stungsbereich angeboten? 

Kritisch ist aber auch die Lage der Soldaten. Es 
ist richtig, daß zwischen 1983 und 1987 die Zahl der 
Zeitsoldaten gestiegen ist. Die Lage der Soldaten ist 
jedoch nicht besser geworden. In keinem anderen 
Ressort gibt es mehr die Besoldungsgruppe A 2 — 
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nur bei den Soldaten. Zoll und Grenzschutz wurden 
besser bedient vom Finanz- und Innenminister. 

Schlimmer aber ist es, daß nur ein paar kosmeti-
sche Verbesserungen bei der Struktur erfolgten. Be-
sonders im Unteroffiziers- und Feldwebelbereich, 
aber auch im militärfachlichen Dienst und auch bei 
den Offizieren ist die Enttäuschung darüber ge-
wachsen, daß man für einen harten Dienst und sehr 
lange Arbeitszeiten weder angemessen bezahlt 
wird noch menschliche Anerkennung erhält. Im Ge-
genteil: Immer mehr Frauen sind über die Bela-
stung verbittert, die ihre Männer durch ihre Berufs-
wahl für sich und ihre Familien übernommen ha-
ben. 

Wenn sogar „Bundeswehr aktuell" am 17. Novem-
ber 1986 auf das „Hammelburger Manifest" der ent-
täuschten Hauptleute eingeht, zeigt dies nur, wie 
sehr sich die Stimmung unter den Soldaten in den 
vier Jahren Ihrer Regierungszeit verändert hat. 
Wenn angesichts von 2 800 auf ihre Beförderung 
wartenden Hauptleuten der neue Generalinspek-
teur mit der Schaffung von 260 Stabsoffiziersstellen 
in den Jahren 1983 bis 1985 antwortet und die Früh-
pensionierung von 350 Offizieren in 1986 als Lösung 
präsentiert, der weitere 790 folgen sollen, dann be-
friedigt das nicht. 

(Berger [CDU/CSU]: Selbst dagegen war 
Sie j a! Sie haben selbst keinen Vorschlag!) 

— Natürlich sind die Probleme beim Heer erheblich 
größer, Herr Wellershoff, als bei der Marine. 

Für die sachliche Zusammenarbeit im 11. Deut-
schen Bundestag sollten die personellen Fragen der 
Bundeswehr in den Mittelpunkt gestellt werden. Da 
haben wir Sozialdemokraten mehrfach die Zusam-
menarbeit angeboten. Wegen der vielen unbeque-
men und ungelösten Fragen haben Sie, Herr 
Dr. Wörner, diese nicht mit uns diskutieren wollen. 
Auch hier hat es kein Bemühen um Konsens gege-
ben. Dies aber haben die im Verteidigungsbereich 
für uns alle arbeitenden Menschen nicht verdient. 

Die SPD-Fraktion lehnt aus den vorgetragenen 
Gründen Ihren Verteidigungshaushalt ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Ich spreche zugleich für 
meinen Kollegen Paul Löher, der seit Jahren insbe-
sondere die Personaltitel des Verteidigungshaus-
halts betreut hat. Herr Löher kandidiert nicht wie-
der für den Deutschen Bundestag und hat deshalb 
heute darauf verzichtet zu sprechen. 

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, um Paul 
Löher sehr herzlich für die auch warmherzige 
menschliche Betreuung der Soldaten bei der Bun-
deswehr und auch des Zivilpersonals an dieser 
Stelle zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Frau Traupe hielt es für richtig, eben darauf hin-
zuweisen, daß der Verteidigungsminister nicht in 
zufriedenstellendem Maß mit dem Parlament zu-
sammenarbeiten würde. 

(Beifall des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Ich möchte dem entschieden und aus Überzeugung 
widersprechen. Der Verteidigungsminister ist ein 
vielgefragter Mann: Er soll nicht nur im Ministe-
rium sein; er soll bei der Truppe sein; er ist auf 
internationaler Ebene ein gesuchter Gesprächs-
partner. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er ist Bestandteil 
der westlichen Abschreckung!) 

Überall soll er sein. Er hat da viel an Rat, an Wissen 
und an Persönlichkeit einzubringen. Deshalb danke 
ich ihm dafür, daß er jederzeit zur Verfügung 
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieser unser Dank gilt auch an die zivile Seite 
der Hardthöhe. Ich möchte für die zivile Seite na-
mentlich den beiden Staatssekretären, Herrn 
Staatssekretär Ermisch und Herrn Staatssekretär 
Professor Timmermann, danken. Stellvertretend 
für die militärische Seite möchte ich dem General-
inspekteur danken. 

(Zuruf von der SPD: Da ist noch ein Staats

-

sekretär!) 

Frau Traupe hielt es eben für richtig, in eine 
Generalabrechnung für die letzten vier Jahre Ver-
teidigungspolitik einzutreten. Frau Traupe, wenn 
Sie die Haushaltsdebatte so anlegen, gehe ich hier-
auf sehr gerne ein. Gestern hat Ihr Kollege Wieczo-
rek in seiner Eigenschaft als Obmann im Haus-
haltsausschuß gesagt: Wenn Herr Rau Kanzler wer-
den sollte, womit wir alle nicht rechnen, 

(Zurufe von der SPD: Aber wir!) 

wolle er als erstes den Anteil des Verteidigungs-
haushalts am Gesamthaushalt auf jenen Anteil zu-
rückführen, der 1982 gegeben war. Im Jahre 1987 
liegt der Verteidigungshaushalt bei 18,9 % am Ge-
samthaushalt. Er lag 1982 bei 18,3% am Gesamt-
haushalt. In absoluten Zahlen ausgedrückt heißt 
dies, daß Sie von der SPD diesen vorliegenden 
Haushalt um 1,7 Milliarden DM kürzen wollen. 

(Frau Traupe [SPD]: Du kannst nicht rech

-

nen, um 1,3 Milliarden!) 

In diesem Rahmen lagen auch die Kürzungsanträ-
ge, die Sie im Parlament gebracht haben. Es waren 
im Haushaltsausschuß etwas mehr als 1,5 Milliar-
den DM. 

Nur, meine Damen und Herren insbesondere von 
der SPD, Sie müssen sich einmal klarwerden, was 
Sie denn eigentlich wollen. Ihr abrüstungspoliti-
scher Sprecher Herr Bahr betont vehement, daß er 
die Null-Lösung bei den Mittelstreckenraketen wol-
le, und er weist gleichzeitig darauf hin, daß dann die 
konventionelle Verteidigung um so mehr an Bedeu-
tung gewinne. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist richtig!) 
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Er sagt sehr deutlich und ohne Einschränkung, daß 
diese konventionelle Verteidigung aber erheblich 
teurer sei als die heutige Form der Verteidigung. 

(Frau Traupe [SPD]: Das sagt er nicht!) 

Mit anderen Worten: Herr Bahr sagt: Die Verteidi-
gung wird mehr Geld kosten, und Herr Rau sagt, er 
will den Anteil des Verteidigungshaushalts und da-
mit insbesondere seinen Ansatz herunterfahren. 

(Abg. Dr. Klejdzinski meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident, dann 
komme ich mit meiner Zeit nicht hin. — Sie haben 
j a genug Redner. 

Zu allem Überfluß gibt es dann bei Ihnen in der 
SPD noch das von Bülowsche Papier, das ja die 
Bundeswehr letztlich auf eine Milizarmee zurück-
führen will, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ja dummes 
Zeug, was Sie da erzählen!) 

auf einen Kernbestand von etwa 400 000 Soldaten 
und dazu etwa 800 000 Reservisten. Wer sich jemals 
mit der Materie befaßt hat, der weiß, daß es die teu-
erste aller Lösungen ist, wenn man Soldatenplätze 
mit Reservisten besetzt. Ein Reservistenjahr kostet 
rund doppelt so viel wie ein Wehrpflichtigenjahr. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Deshalb können 
Sie das auch nicht mehr bezahlen!) 

d. h. zu deutsch, was von Bülow will, ist noch teurer 
als das, was heute im Verteidigungshaushalt steht. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie werfen ihm 
vor, daß er gegen die Verteidigung ist!) 

Es sind aber nicht nur die Finanzansätze, die bei 
Ihnen so auseinanderklaffen. Im Grunde genom-
men ist es auch die Konzeption, die bei Ihnen so 
auseinanderklafft. Wenn Herr Rau sagt, falls er 
Kanzler würde, wolle er zunächst einmal den 
NATO-Doppelbeschluß aufkündigen, dann läuft es 
j a in der Richtung darauf hinaus, was Sie auf dem 
Nürnberger Parteitag gesagt haben. Auf dem Nürn-
berger Parteitag haben Sie gesagt, Sie wollen auf 
den Zustand von 1979 zurück. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Vor 1979!) 

Das heißt, Sie wollen, Herr Voigt, den Russen kon-
kret 420 Raketensprengköpfe atomarer Art zugeste-
hen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Erstens: Vor 1979! 
Zweitens heißt das nicht Russen, sondern 

Sowjets!) 

Das ist seine Aussage, an der es nichts zu deuteln 
gibt. Sie widersprechen sich da am laufenden Band. 
Sie verhandeln mit der SED; Sie verlangen eine 
atomwaffenfreie Zone, aber nicht die Vernichtung 
dieser Waffen, sondern Sie verlangen nur, daß diese 

Waffen zurückgezogen, mithin im Hinterland zu-
sätzlich gelagert werden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ein Schritt 
in die richtige Richtung! Können Sie das 

nicht begreifen?) 

An jedem Flugplatz, an dem die zusätzliche Lage-
rung stattfindet, gründen Sie aber sofort Bürger-
initiativen und gehen massiv dagegen vor. 

Sie sprechen auf Ihrem Nürnberger Parteitag da-
von, daß die strukturelle Verteidigungsfähigkeit der 
Bundeswehr hergestellt werden müsse. Mit ande-
ren Worten: Die Bundeswehr dürfe — so Sie — kei-
nen Angriffskrieg führen können. Ich frage Sie nur: 
Wer hat denn 13 Jahre lang die Bundeswehr ge-
führt? Was haben denn da Ihre Minister bloß aufge-
baut, 

(Zuruf von der SPD: Eine sehr gute Poli-
tik!) 

wenn Sie heute der Bundeswehr vorwerfen, sie 
könne jederzeit einen Angriffskrieg führen? Das 
sind doch Vorwürfe an Ihre ureigenste Adresse. 

(Zuruf von der SPD: Das tut doch keiner!) 

Werden Sie doch einmal mit sich einig, was Sie da 
eigentlich wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frau Traupe, dieses Beispiel zeigt wie viele ande-
re: Es gibt in Ihrer Fraktion auf jedem Gebiet der 
Politik mehrere Richtungen. Kommen Sie einmal 
mit sich ins klare, bevor Sie ernsthaft Regierungs-
verantwortung anstreben. 

(Frau Traupe [SPD]: Besser als dieser Mi-
nister!) 

Nun Frau Traupe, haben Sie eben ein aus Ihrer 
Sicht schlechtes Beispiel angeführt, indem Sie da 
sagten, beim Kampfflugzeug der neunziger Jahre 
sei alles zu schnell gegangen. Wer sich mit der Ma-
terie beschäftigte — Sie haben es auch getan; ich 
weiß dies genau —, der hat sich seit Monaten mit 
dem Thema Kampfflugzeug der 90er Jahre befas-
sen können. Was Sie damals wollten, war in Wirk-
lichkeit folgendes: Sie wollten, daß der Verteidi-
gungsminister zu jener Zusammenkunft der Vertei-
digungsminister geht, ohne daß er eine vollwertige 
Unterschrift unter das entsprechende MOU hätte 
setzen können. Sie wollten eigentlich einen Parla-
mentsvorbehalt mit der Folge, daß die Unterschrift 
nicht vollwertig gewesen wäre. Wir sind einen ande-
ren Weg gegangen. Das wissen Sie; das sollten Sie 
der Fairneß halber sagen. Wir haben zunächst nur 
die Entwicklungskosten freigegeben und wollen 
uns nach Abschluß der Definitionsphase klipp und 
klar frei entscheiden können. Wir haben nicht das 
ganze Flugzeug freigegeben, wir haben nur die De-
finitionsphase freigegeben und nicht mehr. Wir wol-
len im Frühjahr einwandfrei vergleichen können, 
ob das, was die deutsche Industrie mit ihren Ver-
bündeten hier entwickelt, eine ernsthafte Alterna-
tive zu dem ist, was Amerika möglicherweise anbie-
tet. Dieses Vorgehen halte ich für richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Als wir den Verteidigungshaushalt berieten, stan-

den wir vor einer Gesamtproblematik. Der Entwurf 
des Haushalts, den uns der Finanzminister vorge-
legt hatte, sah ja ein Steigen der Neuverschuldung 
von 620 Millionen DM vor. Im Laufe der Beratun-
gen kamen weitere Nachforderungen, und es kam 
die Erkenntnis dazu, daß das Steueraufkommen 
beim Bund im nächsten Jahr etwa 1 Milliarde DM 
niedriger sein werde, als bisher unterstellt wurde. 
Wenn wir die Dinge hätten laufen lassen, dann 
wäre die Neuverschuldung um etwa 2,5 Milliarden 
DM gestiegen. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Oder wir 
hätten einen Nachtragshaushalt machen 

müssen!) 

Statt dessen haben wir so gekürzt, daß die Neuver-
schuldung um 1 Milliarde DM sinkt. 

Dies war natürlich nicht möglich, ohne auch im 
Verteidigungshaushalt, der ja der zweitgrößte im 
Bundeshaushalt ist, Einsparungen vorzunehmen. 
Herr Verteidigungsminister, wir haben darüber 
manch kritisches Wort getauscht. Ich weiß: Jede 
Mark, die wir gestrichen haben, hat Ihnen auch 
ganz persönlich wehgetan. Bisweilen hatte ich den 
Eindruck, als wäre es ein Schnitt in Ihr Fleisch. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich schätze es — das muß ich ausdrücklich sa-
gen —, wenn ein Minister und seine Leute so enga-
giert für ihre Aufgabe kämpfen. Wir kamen nicht 
umhin: Wir mußten 450 Millionen DM aus Ihrem 
Haushalt herausstreichen. Ich möchte aber aus-
drücklich sagen: Dies geschah, ohne daß die Vertei-
digungsfähigkeit auch nur im geringsten geschmä-
lert worden wäre. 

Wir haben auch kein einziges Projekt gestreckt 
oder gestrichen. Wenn wir etwa in Anpassung an 
den Dollarkurs 90 Millionen DM herausgenommen 
haben, so war dies im Grunde genommen eine for-
male Anpassung. Wenn wir 190 Millionen DM her-
ausgenommen haben, weil Zeitsoldaten jetzt bereit 
sind, länger zu dienen, wodurch die Nachversiche-
rung nicht so anfällt, wie ursprünglich unterstellt, 
dann ist das im Grunde genommen ein Vorgang, 
der die Verteidigungsfähigkeit erhöht, obwohl wir 
dafür 190 Millionen DM weniger brauchen. 

Wenn wir die Preise für Benzin und Diesel, also 
für Energie, der jetzigen Preissituation angepaßt 
haben und im übrigen der Tatsache Rechnung ge-
tragen haben, daß die Lager voll sind, dann ist dies 
eine finanzielle Anpassung, ohne daß im übrigen 
die Verteidigungsfähigkeit tangiert wird. 

Nun ist es aber nicht so, Frau Traupe, als wäre in 
den vier Jahren nicht eine ganze Menge sowohl im 
Personal- als auch im Materialsektor geschehen. 
Ich darf nur einmal daran erinnern: Herr Horn, wir 
haben im nächsten Haushalt Mittel für 2 000 län-
gerdienende Soldaten mehr angesetzt. Damit haben 
wir in dieser Legislaturperiode 14 000 Längerdiener 
mehr. Es sind jetzt insgesamt 265 000. 

Wir haben 16 000 Unteroffiziere neu gewonnen. 
Das ist ein wichtiger Tatbestand, wenn man dem 

Vorwurf des Gammelns begegnen will, einem Vor-
wurf, den man immer weniger hört. 

Wir haben in diesen vier Jahren 3 850 Planstellen 
bei der Bundeswehr zusätzlich genehmigt. Die Stel-
len werden z. B. benötigt, um die Heeresstruktur IV 
vollenden zu können oder um neue Projekte — wie 
beim Tornado oder bei der Fregatte — beginnen zu 
können und anderes mehr. 

Nicht zu vergessen: Wir haben auf Grund des 
Personalstrukturgesetzes die vorzeitige Pensionie-
rung von 1 200 Offizieren eingeleitet. Das bedeutet 
eine Verjüngung des Offizierscorps und im übrigen 
einen Abbau beim Verwendungsstau. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir als Bericht-
erstatter 50 Millionen in den Haushalt eingebracht 
haben, um arbeitslosen Zeitsoldaten nach ihrer 
Entlassung helfen zu können. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist ganz wichtig! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Eine 

ganz großartige Leistung!) 

Wir haben darüber hinaus im Rahmen der Unter-
haltssicherung weitere 11 Millionen Mark in den 
Haushalt eingestellt. Ich möchte daran erinnern: 
Obwohl wir den Wehrsold, das Weihnachtsgeld und 
das Entlassungsgeld erst am 1. Oktober 1984 erhöht 
haben, werden Wehrsold und Weihnachtsgeld schon 
wieder zum 1. Januar 1987 erhöht. Wir werden im 
Zusammenhang mit der Verlängerung der Wehr-
dienstzeit erneut am 1. Oktober 1989 sowohl den 
Wehrsold, wie das Weihnachtsgeld, wie auch das 
Entlassungsgeld erhöhen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Maßnahmen auf diesem personellen Sektor 
ließen sich beliebig verlängern. Mit anderen Wor-
ten: Es ist eine konsequente Politik der Verbesse-
rung der Personalsituation 

(Frau Traupe [SPD]: Gar nicht wahr!) 

und damit der Erhöhung der Verteidigungsfähig-
keit betrieben worden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ähnliches gilt im übrigen auch auf dem Material-
sektor. Wir haben z. B. „Patriot" und „Roland" auf 
den Weg gebracht, was einer Verbesserung der 
Luftverteidigung Europas dient. 

(Frau Traupe [SPD]: Mit unseren Stim-
men!) 

Wir haben „MARS" auf den Weg gebracht. Wir ha-
ben z. B. 35 ECR-Tornados zur besseren Aufklärung 
und zur besseren Durchsetzungsfähigkeit dieses 
Waffensystems bestellt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Frieden schaffen 
mit immer weniger Waffen!) 

Ich darf daran erinnern: Wir haben 150 Leopard-2-
Panzer in Auftrag geben können. Wir werden dem-
nächst über ein drittes Flottendienstboot entschei-
den, und wir werden darüber hinaus noch eine 
ganze Menge anderer Dinge in Arbeit nehmen kön- 
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nen. Auch auf dem Materialsektor ist die Verteidi-
gungsfähigkeit erhöht worden. Für beides, für die 
Tatsache des Fortschritts auf dem personellen wie 
auf dem materiellen Sektor, möchte ich ein herzli-
ches Dankeschön sagen. 

Nun sind eben kritische Worte im Zusammen-
hang mit der Rüstungsindustrie gefallen. Als heute 
morgen Herr Gansel hier sprach und die Blaupau-
sen der Kieler Werft erwähnte — ich mißbillige, daß 
deren Verkauf ohne entsprechende Genehmigung 
erfolgte —, als er generell zu Attacken gegen die 
Rüstungsindustrie ausholte und als auch Sie, Frau 
Traupe, eben viele kritische Worte gesagt haben, da 
würde ich einmal am liebsten fragen: Sind Sie denn 
dagegen, daß z. B. die Werft in Kiel jetzt drei Contai-
nerschiffe baut, für die der Bundesverteidigungsmi-
nister je Schiff 75 Millionen DM zuschießt, weil die 
Schiffe im Ernstfall der NATO zur Verfügung ste-
hen? 

(Zuruf des Abg. Waltemathe [SPD]) 

— Nun frage ich Sie, Herr Waltemathe: Sind Sie als 
Bremer Abgeordneter, dagegen, daß die Bremer 
„Vulkan" zwei Containerschiffe baut, für die aus 
dem Verteidigungshaushalt 50 Millionen DM ge-
zahlt werden? Soll ich Ihr Nicken als Ablehnung 
dieses Auftrags verstehen? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

— Eben nicht. Aber dann prangern Sie es gleichzei-
tig wieder an. Sind Sie dagegen, daß wir ein drittes 
Flottendienstboot an die Neue Flensburger Gesell-
schaft geben — zu den zwei Booten dazu, die bereits 
gebaut werden? 

(Frau Traupe [SPD]: Die waren auch nicht 
geplant!) 

Hier widersprechen Sie, aber das ist genau Rü-
stungsindustrie. Hier halten Sie große Reden, wenn 
es konkret wird und wenn es um Ihre Wahlkreise 
geht, stellen Sie es plötzlich ganz anders dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte hier auch ein für allemal mit dem Vor-
urteil aufräumen, als würden wir eine reinrassige 
Rüstungsindustrie unterhalten. Wir haben in 
Deutschland kaum ein Rüstungsunternehmen, das 
ausschließlich von der Verteidigung lebt. Es gibt 
einige wenige auf dem Waffen- und Munitionssek-
tor, sonst aber nicht. Bei den Werften ist der Anteil 
des Baus für die Marine von 5% auf jetzt 10 % 
gestiegen, weil die zivilen Aufträge zurückgegangen 
sind. Selbst in der Luftfahrtindustrie ist der Bun-
deswehranteil unter 60 % gesunken. 

Damit wir auch einmal den Umfang sehen: Diese 
sogenannte Rüstungsindustrie hat im letzten Jahr 
für 21 Milliarden DM Güter produziert, aber auf den 
Export fallen insgesamt nur 2,5 % des gesamten Ex-
ports. Das entspricht einem Prozent unseres Sozial-
produkts. Das heißt, in Beschäftigtenzahlen ausge-
drückt: 250 000 Menschen arbeiten in dieser Rü-
stungsindustrie. Zugegeben, nicht wegen der Be-
schäftigung dieser Unternehmen geben wir die Auf-
träge dorthin. Ebensowichtig, wie eine leistungsfä-
hige Bundeswehr für unsere Verteidigung ist, ist 
eine leistungsfähige Rüstungsindustrie. Ich habe  

die herzliche Bitte an den Verteidigungsminister, 
bei unseren Bündnispartnern auch für die Produkte 
unserer Industrie zu werben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aus diesem einseitigen Zug muß ein Zug auf Ge-
genseitigkeit werden. 

(Frau Traupe [SPD]: Ja, bei den Bündnis-
partnern!) 

Meine Damen und Herren, die Sicherheitslage 
der Bundesrepublik Deutschland kann nicht iso-
liert von der Sicherheitslage in der Welt gesehen 
werden. Mehrfach ist heute der Name „Reykjavik" 
gefallen. Wir wollen doch ehrlich sein: In Reykjavik 
ist etwas in Gang gekommen, etwas in Richtung 
Abrüstung auf dem atomaren Sektor. Wenn es rich-
tig ist, daß der Osten uns auf dem konventionellen 
Sektor überlegen ist, wenn es richtig ist, daß der 
Osten auch auf dem Sektor der Kurzstreckenrake-
ten überlegen ist, und wenn es richtig ist, daß allen-
falls bei den Mittelstreckenraketen in der Kampf-
kraft ein ungefähres Gleichgewicht besteht, 

(Berger [CDU/CSU]: Auch das ist nicht der 
Fall! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Was soll 
denn der Begriff „Kampfkraft" bei den Mit-

telstreckenraketen heißen?) 

dann müßte eigentlich, wenn ich logisch denke, bei 
einem schrittweisen Vorgehen zunächst einmal das 
Übergewicht auf dem konventionellen Sektor abge-
baut werden und dann das Übergewicht auf dem 
Sektor der Kurzstreckenraketen, bis man zu einer 
Null-Lösung bei den Mittelstreckenraketen kom-
men könnte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich weiß natürlich auch, daß eine Diskussion und 
eine Willensbildung in Gang gekommen sind, die 
diese Schrittfolge nicht mehr zulassen. Wenn man 
aber mit der Null-Lösung bei den Mittelstreckenra-
keten beginnt, dürfen, so meine ich, die Verhand-
lungen nicht isoliert über Mittelstreckenraketen ge-
führt werden, sondern dann müssen auch die ande-
ren Waffensysteme, die mit anderer Reichweite, im 
Auge behalten werden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und dann 
kommt die Wiedervereinigung!) 

Nun, in jedem Falle aber — ich danke für den 
Zwischenruf — wird die konventionelle Verteidi-
gungsfähigkeit künftig an Bedeutung gewinnen. 
Dies heißt wiederum, daß auch auf Deutschland An-
forderungen zukämen, die aus meiner Sicht weder 
wirtschaftlich noch politisch in der Weise verkraft-
bar wären, daß der deutsche Verteidigungshaushalt 
beliebig gesteigert werden könnte. 

Vor diesem Hintergrund habe ich tatsächlich die 
folgende Überlegung in die politische Diskussion 
eingeführt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was sagt Herr 
Lintner dazu?) 

— Ich spreche hier als freier Abgeordneter! 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/-
CSU und der SPD) 
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Das Abrücken von atomaren Systemen bedeutet j a 
im Grunde genommen ein Auseinanderrücken der 
Militärblöcke. Das heißt, dazwischen könnte durch-
aus Raum für eine Wiedervereinigung Deutsch-
lands entstehen, wobei ich betonen möchte: Dies ist 
aber ein Sicherheitskonzept, das sich aus sich her-
aus tragen muß. Das heißt, es muß nicht nur im 
deutschen Interesse, sondern muß auch im westli-
chen Interesse und ebenso im östlichen Interesse 
liegen. 

(Walther [SPD]: Richtig!) 
Ich habe den Eindruck, daß durch die KSZE- und 

die KVAE-Konferenzen eine Änderung des Bewußt-
seins in beiden Blöcken in Gang gekommen ist. 
Wenn dort von der Selbstbestimmung der Völker 
die Rede ist, muß dies letztendlich eben auch auf 
freie Wahlen in beiden Teilen Deutschlands hinaus-
laufen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/

-

CSU und der SPD) 
Da sich dann der Charakter der beiden Systeme 
ändern wird — ihr militärischer Charakter wird 
nicht mehr so im Vordergrund stehen wie bisher — 
und da j a, wie ich außerdem sehen muß, im Grunde 
jedes NATO-Land einen anderen Status in der 
NATO hat, könnte dann eine Phase beginnen, in der 
ein wiedervereinigtes Deutschland durchaus Part-
ner seiner westlichen Verbündeten sein könnte, 
ohne dadurch Mißtrauen im Osten hervorzurufen. 
Dafür daß dies einigermaßen akzeptiert würde, 

wäre Voraussetzung, daß ein solchermaßen wieder-
vereinigtes Deutschland durch westliche Demokra-
tien „verbürgt" würde. Ich möchte diesen Gedanken 
hier nicht weiterführen; meine Zeit ist auch gleich 
abgelaufen. Mir kommt es nur darauf an, nicht im 
reinen Raketendenken steckenzubleiben, sondern 
ein Stück deutscher Politik operativ auf der Welt-
bühne einzuführen. 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schierholz? 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident, meine 
Zeit ist gleich um. — Ich wollte dies in die operative 
Politik eingeführt haben. Mir liegt daran, daß we-
nigstens der Fuß in die Türe gestellt wird, wie ge-
sagt, im allseitigen Sicherheitsinteresse. 
Nochmals, verehrter Herr Verteidigungsminister, 

recht herzlichen Dank für die gute Zusammenar-
beit, die wir hatten. Ich möchte Ihnen und Ihren 
Herren weiterhin viel Glück bei dieser schwierigen 
Arbeit wünschen. Sie dürfen sicher sein, daß auch 
in Zukunft unsere Zusammenarbeit fruchtbar ge-
staltet werden wird. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bastian. 

Bastian (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach den gestern veröffentlichten Zah-
len brechen die Rüstungsausgaben im Weltfrie-

densjahr alle Rekorde. In jeder Minute werden 3,4 
Millionen DM für Waffenkäufe ausgegeben. Im sel-
ben Zeitraum verhungern 40 Kinder. Bis zum Jah-
resende werden 1 800 Milliarden DM für Rüstung 
verschwendet sein. Mit weniger als 1 /3% dieser un-
vorstellbaren Summe, nämlich mit knapp 5 Milliar-
den DM, könnte eine der schlimmsten Geißeln der 
Menschheit in den Ländern der Dritten Welt, die 
Malaria, ein für allemal beseitigt werden; doch die-
ses Geld steht nicht zur Verfügung. 

(Abg. Eigen [CDU/CSU]: Das geht nicht! 
Das geht nur über Chemie!) 

Und so werden die Menschen in diesen Ländern 
weiter an Malaria dahinsiechen und sterben, ge-
nauso wie weiterhin Jahr für Jahr 20 Millionen Kin-
der in unserer so schönen Welt elend zugrunde ge-
hen werden, weil die Menschheit so klug ist, dafür 
zu sorgen, daß pro Kopf der Erdbevölkerung mehr 
Kilo Sprengstoff als Brot produziert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — von Hammer-
stein [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 

nicht!) 

Niemand sage, das wäre nicht auch unsere Schuld. 
Auch unsere ständigen Forderungen nach mehr mi-
litärischem Schutz und nach wirksameren nuklea-
ren Garantien der westlichen Führungsmacht, un-
ser ständiges Pochen auf militärische Stärke sind 
mitverantwortlich dafür, daß die Rüstungsausgaben 
der NATO die des Warschauer Paktes Jahr für Jahr 
beträchtlich übersteigen, wobei die Bundesrepublik 
mit dem für 1987 vorgesehenen Militärhaushalt von 
über 50 Milliarden DM einen stolzen sechsten Platz 
in der Weltrangliste der Länder mit den höchsten 
Rüstungsausgaben einnimmt, und dies schon ohne 
Berücksichtigung der verschleierten Rüstungsaus-
gaben im Gesamthaushalt. Wenn man sich diese 
Zahlen vergegenwärtigt, wird klar, welchen Wahn-
sinnstanz wir aufführen, indem wir eine Aufrü-
stungspolitik finanzieren, die sich immer katastro-
phaler vom Versprechen des Bundeskanzlers ent-
fernt, Frieden mit immer weniger Waffen schaffen 
zu wollen. 

(Senfft [GRÜNE]: So ist es! Glatter Wahl-
betrug! — Weitere Zurufe von den GRÜ-
NEN — Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] 

[SPD]) 

Nicht jeder Vorgänger des Bundeskanzlers im Amt 
hat es mit der Wahrheit stets genau genommen, 
doch so ungeniert hat noch keiner die Öffentlich-
keit getäuscht, wie Bundeskanzler Kohl das am Be-
ginn seiner Kanzlerschaft mit jenem erkennbar 
nicht ernstgemeinten Versprechen getan hat. Was 
hätte ansonsten nähergelegen, als dieses Verspre-
chen schon bei der Entscheidung über die Statio-
nierung amerikanischer Mittelstreckenwaffen in 
unserem Land vor nunmehr drei Jahren durch ei-
nen Verzicht auf eben dieses Ausrüstungsvorhaben 
einzulösen, dessen destabilisierende Wirkung da-
mals vorauszusehen war und von den Kritikern des 
Vorhabens auch vorausgesagt wurde. 

(Beifall bei den GRÜNEN — von Hammer-
stein [CDU/CSU]: Sie sind mal General ge-

wesen!) 
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Was hätte nähergelegen, wenn es dem Kanzler mit 
seiner Ankündigung ernst gewesen wäre, als in der 
Folge im Bündnis und gegenüber den Vereinigten 
Staaten auf ernsthafte Abrüstungsschritte zu drän-
gen und jenem unseligen Vormachtstreben der 
USA entgegenzuwirken, das die NATO vom ur-
sprünglichen Sicherheitskollektiv gleichberechtig-
ter Länder vor den Augen des Kanzlers und mit sei-
ner willfährigen Unterstützung in eine Hilfstruppe 
zur Durchsetzung amerikanischer Weltmachtinter-
essen umgewandelt hat? Doch nichts davon kam 
Bundeskanzler Kohl und seinem Verteidigungsmi-
nister in den Sinn. Im Gegenteil, der Bundeskanzler 
hat bei allen nur möglichen Gelegenheiten dem 
amerikanischen Präsidenten bedingungslose Ge-
folgschaft auch gegen die offensichtlichen Interes-
sen der Menschen in beiden deutschen Staaten of-
feriert. Diese Willfährigkeit hat der Kanzler auch 
beim bisher größten Betrugsmanöver in der an sol-
chen Enttäuschungen ja nicht gerade armen Ge-
schichte ehrgeiziger Rüstungsvorhaben unter Be-
weis gestellt, nämlich bei der sogenannten Strategi-
schen Verteidigungsinitiative der USA. Vielleicht 
hat Herr Kohl ja wirklich nicht begriffen, daß die-
ses Projekt alles andere als defensiv ist, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

weil es beim gleichzeitigen Ausbau der amerikani-
schen nuklearen Offensivpotentiale nur als Ergeb-
nis eines Strebens nach der risikolosen Fähigkeit 
zur nuklearen Offensive bewertet werden kann. 
Trotzdem hätten er und sein Verteidigungsminister 
erkennen müssen, daß es keine Abrüstung geben 
wird, solange die USA entschlossen sind, am SDI

-

Programm über die Forschungsphase hinaus fest-
zuhalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klejdzinski? 

Bastian (GRÜNE): Nein, im Augenblick nicht. Ich 
habe leider nur sehr wenig Redezeit. 

(Zuruf von der SPD: Wird doch nicht ange

-

rechnet!) 

Er hätte die in diesem Punkt sehr eindeutigen 
Erklärungen aus dem Kreml ernst nehmen sollen, 
die keinen Zweifel daran lassen, daß auch Verein-
barungen über den Abbau der Mittelstreckenrake-
ten in Europa nicht möglich sein werden, solange 
der amerikanische SDI-Stolperstein nicht aus dem 
Weg geräumt ist. Aber es wird ja ohnehin immer 
offenkundiger, daß der Bundeskanzler diesen Ab-
bau, daß er Abrüstung gar nicht will. 

Schon vor Reykjavik, als sich bei den Mittel-
streckenraketen ein Verhandlungsergebnis auf der 
Basis der von ihm früher als großartige amerikani-
sche Friedensoffensive gepriesenen Null-Lösung 
abzuzeichnen schien, hat Herr Kohl zugelassen, daß 
aus seiner Partei plötzlich Bedenken gegen einen 
so weitgehenden Raketenabbau geäußert wurden, 
die selbst in den USA irritierten. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Bundesbeden

-

kenträger!) 

Nachdem das Desaster von Reykjavik, die brutale 
Vernichtung der Menschheitshoffnung auf Abrü-
stung durch das Festhalten des amerikanischen 
Präsidenten am SDI-Vorhaben, seine Sorge, es 
könnte zu einer Null-Lösung für Westeuropa kom-
men, zerstreut hatte, ist der Kanzler vollends auf 
jene Linie eingeschwenkt, die General Rogers, von 
den deutschen Generalen Altenburg und Mack 
dienstbeflissen sekundiert, vor wenigen Tagen mit 
militärischer Offenherzigkeit markiert hat: Null-Lö-
sung kommt nicht in Frage, weil, wie der General 
betonte, der sogenannte NATO-Doppelbeschluß 
vom Dezember 1979 von Anfang an eine Illusion 
gewesen sei und die amerikanischen Mittelstrek-
kenwaffen mit der sowjetischen SS-20 nichts zu tun 
hätten, was die Kritiker dieser nuklearen Aufrü-
stung Westeuropas immer schon gewußt und gesagt 
hatten. So ist die Katze doch noch aus dem Sack 
gekommen, als erneuter Beweis dafür, daß man der 
Bundesregierung in ihrer Sicherheitspolitik nicht 
glauben kann, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

weil ihre Aussagen zur Bedrohung, zu angeblich 
unverzichtbaren Sicherheitsvorkehrungen und zum 
vorgetäuschten Abrüstungswillen unrichtig sind. 

Weitere Beweise gibt es genug. Ich brauche nur 
auf das Wartime Host Nation Support-Abkommen, 
auf die Pläne für eine europäische Atomstreit-
macht, bei der man dann endlich auch die Hand am 
Drücker hätte, auf die ständigen Plädoyers des Ver-
teidigungsministers für eine europäische Verteidi-
gungsinitiative und auf die militärischen Inhalte 
von Eureka hinzuweisen. Doch läßt die Kürze der 
Zeit Ausführungen dazu nicht zu. 

So möchte ich mich auf die abschließende Fest-
stellung beschränken, daß die GRÜNEN es ableh-
nen, an der Finanzierung einer Unsicherheitspolitik 
mitzuwirken, die auf bewußter Täuschung der Öf-
fentlichkeit beruht, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aber ehrlich ge-
sagt: Eine Sicherheitspolitik haben die 

GRÜNEN auch nicht!) 

von einer gezinkten Bedrohungsvorstellung aus-
geht, die Abschreckung mit Massenvernichtungs-
waffen für unverzichtbar hält, den Ersteinsatz von 
Nuklearwaffen ausdrücklich vorsieht, die Stationie-
rung amerikanischer Mittelstreckenwaffen auf un-
serem Boden gutheißt und die bedingungslose Un-
terstützung des amerikanischen Vor- und Über-
machtstrebens den eigenen Interessen voranstellt. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Was ist mit 
Rußland, Herr Bastian?) 

Ich habe gerade noch einen Beweis, der mir so-
eben in die Hände gekommen ist, dafür mitge-
bracht, wie primitiv dieses Zinken von Daten von-
statten geht, wenn es sich darum handelt, sowjeti-
sche Überlegenheit darstellen zu wollen. In dem 
jüngsten Faltblatt der Bundesregierung über NATO 
und Warschauer Pakt wird in einem Kräftever-
gleich bei den Daten der strategischen Nuklearra-
keten nur die Zahl der Trägersysteme aufgeführt, 
weil, wie wir ja alle wissen, die Sowjetunion da den 
Vereinigten Staaten leicht überlegen ist. Die Zahl 
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der Gefechtsköpfe, die von diesen Trägersystemen 
transportiert werden, wird verschwiegen, weil dann 
das Bild sowjetischer Überlegenheit nicht aufrech-
zuerhalten wäre, weil, wie wir ebenfalls wissen, die 
Amerikaner auch mit weniger Trägerraketen mehr 
Gefechtsköpfe transportieren können als die So-
wjets mit mehr Raketen. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist Propaganda!) 

Das ist ein ganz gravierendes Beispiel für die primi-
tive Art und Weise, wie die Öffentlichkeit ge-
täuscht 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kühbacher 
[SPD]: Das will ich nicht glauben, daß der 

Herr Wörner so primitiv ist!) 

und ein Horrorszenario sowjetischer Überlegenheit 
vorgeführt wird, das der tatsächlichen Nachprüfung 
nicht standhält. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Da vorne ist der 
Papierkorb!) 

— Leider ist es vom Bundespresseamt in so großer 
Zahl verteilt, daß man befürchten muß, daß es an 
allen Schulen vorrätig ist. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das haben die 
nur gemacht, damit die Friedensbewegung 

noch stärker wird!) 

— Ja natürlich, das ist klar. Einigermaßen orien-
tierte Leute, wie wir sie zum Glück in der Friedens-
bewegung haben, erkennen diesen Schwindel na-
türlich sehr schnell. Nur die Nichtorientierten fal-
len darauf herein, und das ist die miese Spekulation 
bei solchem Propagandamaterial. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — von Hammer

-

stein [CDU/CSU]: Das war der alte Gene

-

ral! — Kühbacher [SPD]: Jetzt bin ich ge

-

spannt, ob der Minister dazu Stellung 
nimmt!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Am 10. September dieses Jah-
res haben wir den Bundeshaushalt der Verteidi-
gung in erster Lesung hier behandelt. Die Regie-
rung übergab uns einen Entwurf, in dem die Ausga-
ben für den Verteidigungshaushalt mit 51,3 Milliar-
den DM angesetzt waren. In sehr intensiven und im 
großen und ganzen sehr kollegialen Beratungen ha-
ben wir diesen Entwurf geprüft und legen heute ein 
Ergebnis vor, das mit einer Summe von 50,8 Milliar-
den DM abschließt. 

Daß im Verteidigungsministerium ob dieser vor-
genommenen Kürzungen nicht eitel Freude 
herrscht, versteht sich von selber. Ich bin jedoch 
der Ansicht, daß die Kürzungen sachgerecht sind, 
an keinem Punkt zu Lasten des Auftrages der Bun-
deswehr gegangen sind und daß unsere inhaltlichen 

Veränderungen qualitative Verbesserungen be-
wirkt haben. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Die Steigerungsrate von 1,9 % entspricht exakt 
der Steigerung des Gesamthaushalts. Wir meinen, 
daß in dieser moderaten Zunahme zum Ausdruck 
kommt, daß wir uns der Tatsache bewußt sind, daß 
Ausgaben für Verteidigung in solcher Höhe in star-
ker Konkurrenz zu anderen Politikbereichen ste-
hen und deshalb besonders sorgfältig geprüft und 
eingesetzt werden müssen. 

Unsere Ablehnung weitergehender Kürzungsan-
träge der Opposition entspricht aber der Einsicht, 
daß trotz aller Bemühungen um Rüstungskontrolle 
und Rüstungsbegrenzung eine optimal ausgestat-
tete Bundeswehr mit motivierten Soldaten und zivi-
len Mitarbeitern von lebenswichtiger Bedeutung 
für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland sind. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Zuruf der Abg. Frau 

Traupe [SPD]) 

— Frau Kollegin, ich habe Ihnen im letzten Jahr an 
dieser Stelle schon gesagt, daß wir uns von nieman-
dem vorschreiben lassen, was wir kürzen, wo wir 
kürzen und wo wir gemeinsam mit Ihnen etwas 
darauflegen. 

(Zurufe des Abg. Würtz [SPD]) 

— Lieber Kollege Peter Würtz, wir unterhalten uns 
gerne anschließend draußen. Jetzt hörst du erst ein-
mal zu. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ausrüstung und Struktur der Streitkräfte des 
Warschauer Paktes stellen nach wie vor ein Bedro-
hungspotential dar, das uns bei Verschiebung der 
Gleichgewichte der Gefahr äußerer Erpressung 
ausliefern kann. Dieser Gefahr vorzubeugen muß 
ein Grundanliegen liberaler Sicherheitspolitik sein, 
für die die Sicherheit vor äußerer Pression Voraus-
setzung für freiheitliche Gestaltung des innerstaat-
lichen Lebens ist. 

Wir meinen, der Verteidigungshaushalt 1987 ist 
solide und bedrohungsgerecht. Die Mittel für den 
Bereich Forschung und Entwicklung steigen über-
proportional. Die Einführung moderner Munition 
und Munitionsbevorratung ist deutlich verbessert 
worden. Die zulaufenden Waffensysteme werden 
mit den erforderlichen Führungssystemen ausge-
stattet — um nur einige Teilaspekte anzusprechen. 
Allen drei Teilstreitkräften sind die Mittel zur Ver-
fügung gestellt worden, die sie in die Lage setzen, 
die vorhandenen Waffensysteme und Ausrüstungen 
in optimalem Zustand zu erhalten, sinnvolle und 
notwendige Maßnahmen zur Kampfwerterhaltung 
und Kampfwertsteigerung zu ergreifen und die Be-
schaffung der Waffensysteme der 90er Jahre vorzu-
bereiten. 

Andererseits, meine Kollegen und Kolleginnen, 
können wir nicht die Augen davor verschließen, daß 
die Kostenentwicklung bei den komplexen und 
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hochmodernen Waffensystemen besorgniserregend 
ist. Diese Sorge verstärkt sich noch unter dem 
Aspekt, daß bei einer möglichen Reduzierung der 
Zahl der nuklearen Gefechtsköpfe die Fähigkeit zur 
konventionellen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland noch höhere Priorität erhält. 

Diese Komplexität und Kostenentwicklung bei 
den modernen Waffensystemen zwingen uns zu-
nehmend auf den Weg der internationalen Rü-
stungskooperation. Diese ist zwar unter dem Ge-
sichtspunkt der Einheitlichkeit der Struktur der Be-
waffnung im Bündnis wünschenswert, andererseits 
macht mir die konkrete Abwicklung bei diesen Ko-
operationen nach wie vor und zunehmend Sorge. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Richtig!) 

Ich nenne hier nur beispielhaft die Entwicklung bei 
RAM und bei der Panzerhaubitze, die nicht leben 
und nicht sterben kann. 

Internationale Rüstungskooperationen dürfen 
kein Selbstzweck sein. Sie dürfen weder Einbahn-
straße hinsichtlich des Technologietransfers und 
der Verwertbarkeit der Ergebnisse sein noch dür-
fen sie zu Sackgassen, d. h. zu Milliardengräbern 
werden. 

(Zurufe von der SPD: Richtig!) 

Angesichts der auf uns zukommenden internationa-
len Kooperation, z. B. beim Jäger 90 und der NATO

-

regatte, müssen unsere Verhandlungspositionen 
durch geeignete Vertragsbedingungen optimiert 
werden. Es muß im Extremfall auch möglich sein, 
eine Kooperation zu verlassen, ohne daß der bünd-
nispolitische Himmel einstürzt. Wir begrüßen nach-
drücklich die Bestrebungen des Ministers, durch or-
ganisatorische Maßnahmen die Effizienz des ge-
samten Rüstungsmanagements zu optimieren. 

Eine Nebenbemerkung: Wer verhandeln will, muß 
präsent sein. Aus diesem Grund haben wir die Rei-
sekostenansätze erhöht, weil wir gesehen haben, 
daß es wohl nicht sein darf und sein kann, daß 
internationale Konferenzen in der zweiten Jahres-
häfte nicht oder personell nur unvollkommen wahr-
genommen werden können, weil die Reisekasse 
leer ist. Allerdings werden wir im Verlauf des näch-
sten Haushaltsjahres sehr genau prüfen, ob der 
Schlüssel und die Bewirtschaftung für diese Mittel 
sachgerecht sind oder ob wir hier doch Veränderun-
gen vornehmen müssen. 

Wir erwarten, daß der neue Generalinspekteur 
der Bundeswehr, dem ich für sein nicht einfaches 
Amt an dieser Stelle Erfolg und eine sichere Hand 
wünsche, die Bundeswehrplanung sorgfältig analy-
siert und gegebenenfalls in Teilbereichen revidiert, 
um Kostenentwicklung und Finanzrahmen im 
Gleichgewicht zu halten. Herr Generalinspekteur, 
wir sichern Ihnen hierbei unsere Unterstützung 
gern zu. 

Ich möchte nun zum entscheidenden Träger der 
Verteidigung kommen, ohne den auch das beste Ge-
rät sinnlos wäre: die Menschen in der Bundeswehr. 
Die Motivation unserer Soldaten ist der wichtigste 
Faktor für eine optimale Auftragserfüllung. Der 
Soldat muß sich nicht nur mit dem Auftrag der 

Streitkräfte identifizieren, er muß sich auch in der 
Gesellschaft wiederfinden, er muß sich hier sozial 
und emotional eingebunden fühlen. Hier waren De-
fizite zu beseitigen. 

Lassen Sie mich nur einige wenige Beispiele nen-
nen, die entweder auf Betreiben der FDP oder mit 
ihrer vollen Unterstützung durchgesetzt worden 
sind. Zu nennen wären die Verbesserungen auf dem 
Gebiet der Auslandsbesoldung, der Erhöhung der 
Vergütung für Spitzendienstzeiten, die Verbesse-
rung der Berufsförderung für Soldaten auf Zeit, 
Verbesserung der Auslandsschulbeihilfen, die vor-
zeitige Einberufung arbeitsloser Wehrpflichtiger 
und die Einberufung von Wehrpflichtigen, die stu-
dieren wollen, in der Weise, daß ihnen keine Fehl-
zeiten erwachsen, Erhöhung — das wurde bereits 
von Dr. Friedmann genannt — des Wehrsoldes, des 
Weihnachtsgeldes und des Entlassungsgeldes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein besonderes Anliegen ist meiner Fraktion die 
Absicherung der ausscheidenden Zeitsoldaten ge-
gen die Folgen der Arbeitslosigkeit. Wir haben wäh-
rend der Haushaltsberatungen 50 Millionen DM für 
den Haushalt 1987 eingestellt und die Regierung 
aufgefordert, ein geeignetes Konzept zu entwickeln. 
Wer den Anteil der Längerdiener in der Bundes-
wehr erhöhen will, woran angesichts der demogra-
phischen Entwicklung kein Weg vorbeiführt, der 
muß dafür sorgen, daß die Soldaten auf Zeit, die 
nach ihrem Ausscheiden aus der Bundeswehr nicht 
gleich einen Anschlußarbeitsplatz finden, im Ex-
tremfall nicht auf das Sozialamt verwiesen werden 
müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben diese Gelder eingestellt, und ich muß 
sagen, daß ich die Pressemitteilungen von einigen 
Kollegen aus der SPD zu diesem Thema als ganz 
besonders wenig hilfreich empfinde. Ich habe hier 
noch etwas anderes stehen, aber das sage ich dann 
lieber doch nicht. Wer hat denn lange Jahre den 
Verteidigungsminister gestellt; wer hat denn in all 
diesen Jahren die Gelegenheit gehabt, hier tätig zu 
werden? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Traupe [SPD]: Da gab es keine Ar-
beitslosen! — Dr. Klejdzinski [SPD]: Hat 

die FDP nicht mitregiert?) 

Wir erwarten von der Regierung eine solide Rege-
lung, und zwar für das gesamte Jahr 1987. Es wäre 
unerträglich, wenn auf der einen Seite frei wer-
dende Haushaltsmittel für die Beschaffung von 
Waffensystemen, die auf der Zeitachse noch nicht 
dran gewesen wären — z. B. für den Leo 2 —, zur 
Verfügung gestellt würden, auf der anderen Seite 
aber diese wesentliche soziale Sicherungsmaß-
nahme nicht durchgeführt würde. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

In der nächsten Legislaturperiode ist mit Vorrang 
die Lösung des Problems der extrem hohen Dienst-
zeitbelastung anzupacken. Auf Betreiben meiner 
Fraktion findet demnächst eine Anhörung vor dem 
Verteidigungsausschuß statt. Ich sagte bereits, daß 
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sich der Soldat in dieser Gesellschaft, die er vertei-
digen soll, wiederfinden muß. Das bedeutet, daß die 
hohe Dienstzeitbelastung in einer freizeitorientier-
ten Gesellschaft, die die 35-Stunden-Woche an-
strebt, zu einem Schlüsselproblem wird. Es wird ein 
Hauptanliegen meiner Fraktion sein, in Zukunft da-
für zu sorgen, daß vor allem geeignete organisatori-
sche Maßnahmen gefunden werden, mit denen die 
Dienstzeitbelastung gesenkt werden kann. 

Für Soldaten wird es niemals wie in anderen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens geregelte 
Dienstzeiten geben. Dafür ist ein angemessener fi-
nanzieller Ausgleich zu finden, der von der bisheri-
gen Regelung der Vergütung von Spitzendienstzei-
ten abweicht. Er muß u. a. individuell bemessen 
sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir werden dem Familienumfeld der Soldaten 
künftig größere Aufmerksamkeit widmen müssen. 
Wir werden weiter nach Regelungen suchen müs-
sen, mit denen Familien, die unter den berufsbe-
dingten Versetzungen des Ehemannes oder Vaters 
besonders leiden, vor vermeidbaren Härten ge-
schützt werden können. 

Schließlich möchte ich noch auf die Einbindung 
der Reservisten in die Streitkräftestruktur einge-
hen. Die Reservistenkonzeption liegt uns noch nicht 
vor. Wir wissen aber, daß wir hier vor außerordentli-
chen Schwierigkeiten sowohl in personeller als 
auch in finanzieller Hinsicht stehen werden. Auf 
Grund der demographischen Entwicklung wird die 
Bundeswehr zu einer Zeit mit diesem absehbaren 
Mehrbedarf an Reservisten konfrontiert, in der die 
Personalknappheit auf dem Arbeitsmarkt ihre Kon-
kurrenzfähigkeit gegenüber anderen Arbeitgebern 
zusätzlich beeinträchtigt. 

Die Reservistenkonzeption wird neben rein orga-
nisatorischen Vorsorgemaßnahmen im Bereich der 
Infrastruktur deutliche Verbesserungen sowohl in 
materieller Hinsicht als auch in bezug auf die in-
haltliche Ausgestaltung des Dienstes mit sich brin-
gen. Weder wird es angehen, daß Teile der Reservi-
sten finanzielle Benachteiligungen bei Besoldung 
und Rentenansprüchen haben, noch wird es ange-
hen, daß sie ihre Verwendung als verfehlt, inhalts-
los und ärgerliche Zeitverschwendung empfinden. 

(Richtig! bei der SPD) 

Lassen Sie mich abschließend noch eine grund-
sätzliche Bemerkung machen. Wir müssen in Zu-
kunft verstärkt darauf achten, daß bei der Planung 
neuer Waffensysteme, bei der Entwicklung ihrer 
Komponenten und Teilkomponenten und des Ver-
bundes aller Waffen der Bundeswehr im Verein mit 
den NATO-Partnern Aspekte der Rüstungskon-
trollpolitik berücksichtigt werden. 

(Beifall bei der FDP — Voigt [Frankfurt] 
[SPD]: Das ist aber einmal eine höchst er

-

forderliche Einsicht! Spät, aber immerhin!) 

— Ich bedanke mich, Herr Voigt, für Ihre Zustim

-

mung. — Das bedeutet konkret, daß wir einerseits 
den militärpolitischen Erfordernissen Rechnung 

tragen müssen — ich hoffe, da stimmen Sie auch 
zu —, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Da habe ich 
keine Probleme!) 

daß wir andererseits aber auch immer überlegen 
müssen, inwieweit durch das Unterstreichen des de-
fensiven Charakters bestimmter Waffensysteme 
auch hier ein Beitrag zur Vertrauensbildung gelei-
stet und damit eine Chance zur Rüstungsbegren-
zung und möglichen Rüstungsminderung genutzt 
werden kann. 

Ich betone es nochmals: Im Hinblick auf die 
Struktur der Bundeswehr der 90er Jahre müssen 
wir bereits jetzt organisatorische, personelle und 
waffentechnische Strukturen planen, und zwar so, 
daß die defensive Struktur der Bundeswehr weiter-
hin betont wird. Wir müssen die Entwicklung der 
Waffentechnologie nutzen, der Personalsituation 
der Streitkräfte Rechnung tragen. Das heißt, wir 
müssen das tun, was rüstungskontrollpolitisch nutz-
bar und finanzierbar ist. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir sind in der auslaufenden Legislaturperiode 
auf vielen Gebieten einen Schritt vorangekommen. 
Wir sehen hinsichtlich der Bundeswehrplanung für 
die nächsten zehn Jahre Problembereiche und Risi-
ken. Wir werden insbesondere im Hinblick auf die 
Preisentwicklung bei Rüstungsgütern ein waches 
Auge haben, d. h. hinsichtlich der bei der Beschaf-
fung angewandten Verfahren und Methoden. 

Noch wichtiger sind uns die Situation der Men-
schen in den Streitkräften, ihr soziales Umfeld und 
ihre Identifizierung mit dieser Gesellschaft. 

Die FDP bietet dem Koalitionspartner und dem 
Verteidigungsminister auf dem Gebiet der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik auch bei unter-
schiedlicher Beurteilung mancher Probleme und 
Schwerpunktsetzung in manchen Gebieten ihre 
Hilfe und Unterstützung bei der Bewältigung der 
Zukunftsprobleme an. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Horn. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf zu Beginn der Bundeswehr dan-
ken. Denn die Bundeswehr hat sich in den drei 
Jahrzehnten ihres Bestehens zu einem verläßlichen 
Instrument der Verteidigung im Bündnis entwik-
kelt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie ist besser als 
ihr Minister!) 

Auf dem Höhepunkt der Konfrontation zwischen 
Ost und West gegründet, unter schwierigen Um-
ständen aufgebaut, in die Normalität staatlicher In-
stitutionen hineingewachsen, hat sie ihren Beitrag 
zur Erhaltung des Friedens leisten können. 

Die Bundeswehr hat den Status der Bundesrepu-
blik und die Möglichkeiten der Mitsprache im 
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Bündnis durch ihre Leistungen verbessert und zur 
Stabilität der westlichen Allianz beigetragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies war mit eine wichtige Voraussetzung für die 
erfolgreiche Ostpolitik. Die Bundeswehr ist mit der 
Politik der Entspannung und Rüstungskontrolle 
verbunden. Offiziere der Bundeswehr sind Mitglie-
der von Delegationen europäischer Sicherheits- und 
Rüstungskontrollkonferenzen; sie wirken an Ver-
handlungen konzeptionell mit. 

Die Bundeswehr hat keine leichte Aufgabe zu er-
füllen. Ihr nicht nur an Jahrestagen zu danken, son-
dern ihre Probleme rechtzeitig aufzugreifen, das 
bleibt die Aufforderung an alle Bundesregierungen 
und auch an unser Parlament. Die Mittel müssen 
den Aufgaben angemessen sein, für die der Bund 
Streitkräfte unterhält. 

In den 90er Jahren wird die Zahl der Wehrpflich-
tigen abnehmen. Die verfügbaren finanziellen Mit-
tel werden nicht zunehmen. Das strategische Kon-
zept und das Rüstungsprofil werden sich verändern. 
Die Streitkräfte können nicht die Last verdrängter 
Probleme und einer widersprüchlichen Sicherheits-
politik tragen. Der Auftrag der Bundeswehr muß 
für die Gesellschaft nicht nur nachvollziehbar und 
akzeptabel, sondern er muß für den Soldaten auch 
erfüllbar sein. 

Zur Weiterentwicklung der Bundeswehr fordern 
wir Sozialdemokraten deshalb: Die Bundeswehr-
planung für die kommenden Jahrzehnte muß den 
Erfordernissen der Vorneverteidigung gerecht wer-
den und sich an dem Ziel der strukturellen Nichtan-
griffsfähigkeit orientieren. Da die von der Bundes-
regierung vorgelegte Bundeswehrplanung diesen 
Ansprüchen nicht entspricht, lehnt die SPD sie ab. 

Eine Reform der Streitkräftestruktur muß dem 
Ausbau der stabilitätsfördernden Fähigkeit zur 
Vorneverteidigung dienen und insbesondere die 
Funktion der Panzerabwehr, der Sperren und der 
Luftverteidigung stärken. Die Struktur der Streit-
kräfte soll die Fähigkeit zur politischen Krisenbe-
wältigung stärken; sie darf keineswegs krisenver-
schärfende Wirkungen erzeugen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der personelle Verteidigungsumfang muß quali-
tativ verbessert werden. Der personelle Friedens-
umfang muß eine grenznahe Deckung ermöglichen, 
die vor vollendeten Tatsachen durch Überra-
schungsangriffe wirksam schützt, ausreichen, um 
in einer Krise die Heranführung alliierter Streit-
kräfte zu sichern, Vereinbarungen und deutschen 
Zusagen im Rahmen der Vorneverteidigung ent-
sprechen. 

Im Rahmen dieser Erfordernisse müssen größere 
Teile der Streitkräfte auf Kaderverbände reduziert 
und Präsenzlücken durch Verfügungsbereitschaft 
und Reservisten abgedeckt werden, muß das Aus-
bildungssystem so gestaltet werden, daß jeder 
Wehrpflichtige am Ende seines Grundwehrdienstes 
für seine zukünftige Verwendung als Reservist aus-
gebildet ist. Deshalb lehnt die SPD die Verlänge-

rung des Wehrdienstes auf 18 und des Ersatz-
dienstes auf 24 Monate ab, 

(Berger [CDU/CSU]: Genau damit unter-
grabt ihr die Vorneverteidigung, und zwar 

die im ganzen Bündnis!) 

und sie wird es auch rückgängig machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Verlängerung führt zu einer Ausweitung der 
schon heute beklagenswerten Unterbeschäftigung 
vieler Wehrpflichtiger in den Kasernen und lenkt 
von der auch aus anderen Gründen dringend erfor-
derlichen Änderung der Bundeswehrstruktur ab. 
Außerdem, Herr Minister, belastet sie auch zuviel 
die Ausbilder selbst, die dann mit den Wehrpflichti-
gen beschäftigt sind, die besser in der Reservisten-
ausbildung beschäftigt würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier ist ein Widerspruch: auf der einen Seite Er-
höhung der Grundwehrdienstzeit, auf der anderen 
Seite 400 000 Wehrübungen. Das ist für die Bundes-
wehr nicht nachvollziehbar. Deshalb nahm auch 
General Dr. Wachter — denn das ist ein Heeres-
problem — seinen Hut, weil er als zweitoberster 
Soldat des Heeres diese Probleme und den Wider-
spruch Ihrer Planung klar gesehen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Voigt 
[Frankfurt] [SPD]: Der Mann versteht was 

von der Sache!) 

Die Bundeswehrplanung von Verteidigungsmini-
ster Wörner ist gescheitert. Deshalb arbeitet die 
Hardthöhe im stillen bereits an einer völligen Neu-
fassung. Das wissen doch auch Sie ganz genau. 
Aber vor den Wahlen wird es der Öffentlichkeit ver-
schwiegen. 

Herr Wörner hat die wichtigste Aufgabe seines 
Ressorts, die Personal-, die Rüstungs- und die Fi-
nanzplanung zur Deckung zu bringen, verfehlt. Ge-
wiß, seine Ausgangsposition — das muß ich ihm 
bescheinigen — war denkbar schlecht. Hatte sich 
doch der Bundeskanzler in der wichtigsten Frage, 
nämlich beim Personal, gegenüber den USA auf die 
Erhaltung einer Friedenspräsenz der Bundeswehr 
von 495 000 Mann festlegen lassen, die — was jeder 
Sachkenner wußte — von vornherein unhaltbar 
war. 

(Heistermann [SPD]: Der redet über vieles, 
was er nicht weiß!) 

Bereits am 30. September 1983 hatte der damalige 
Generalinspekteur gemeldet — bitte, Frau Seiler

-

Albring, dem Generalinspekteur Altenburg werden 
Sie ja wohl noch glauben können —: 

Trotz der vorgeschlagenen, als realisierbar be-
urteilten Gegenmaßnahmen wird der derzei-
tige Umfang aktiver männlicher Soldaten in 
den 90er Jahren auf ca. 420 000 — ohne Maß-
nahmen sogar unter 300 000 — absinken. Eine 
Änderung/Modifizierung der derzeitigen Struk-
tur ist daher nicht zu umgehen. Folglich sind 
Entscheidungen zu treffen über die neue Struk-
tur der Streitkräfte in den 90er Jahren ... 
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Wenn wir Sozialdemokraten dies fordern, werden 

wir vom Minister in die Ecke gestellt. Der General-
inspekteur hat es gefordert. Er hat nicht recht be-
halten. Aber die Bundeswehr wird diese Misere 
austragen müssen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sehr richtig!) 

Die notwendigen Entscheidungen sind bis heute 
nicht getroffen, und sie werden auch vor den Wah-
len nicht mehr kommen, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Feigheit vor der 
Wahl!) 

weil der Union und der FDP die Verlängerung des 
Grundwehrdienstes auf dem Rücken der jungen 
Wehrpflichtigen als das kleinere Übel erschien. 
Selbst wenn damit das Personalproblem keines-
wegs gelöst werden kann, ließ sich damit doch der 
Eindruck entschlossenen Handelns vordergründig 
erwecken. 

Sie, meine Damen und Herren von Union und 
FDP, haben am 18. Oktober 1984 in einer unverzeih-
baren Nacht-und-Nebel-Aktion mit Ihrer Mehrheit 
die Fiktion des Bundeskanzlers von einer 450 000 
Mann stark bleibenden Bundeswehr gebilligt. Weil 
das Personalproblem in erster Linie das Heer trifft, 
hat der zweitoberste Soldat seinen Abschied ge-
nommen. 

Während die Wochenarbeitszeit unserer Gesell-
schaft zurückgeht, ist die hohe Dienstzeitbelastung 
zum brisantesten Problem der Truppe geworden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Dadurch wird es schwerer und teurer, in Konkur-
renz mit der Wirtschaft geeignete Längerdiener für 
die Streitkräfte der 90er Jahre zu finden. Die Bun-
deswehr wird in den 90er Jahren weniger Soldaten 
haben. Dennoch wird der Personalbereich erheblich 
teurer. 

Der steigende Mittelbedarf für das Personal und 
die absehbaren Kostensteigerungen für Beschaf-
fungen sprengen den durch die Finanzleitlinie ge-
setzten Rahmen. Deshalb widerhole ich die von der 
SPD gestellten Forderungen nach einer Rüstungs-
klausur und der Einsetzung einer Wehrstruktur -
kommission. Das ist unumgänglich. 

(Mann [GRÜNE]: Wo wollen Sie die durch

-

führen?) 

Das auffallendste Kennzeichen der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik der Bundesregierung ist 
der Verfall der politischen Führung angesichts viel-
fältiger Herausforderungen: 

Im Ost-West-Verhältnis bieten sich mit der Abrü-
stungsoffensive von Herrn Gorbatschow neue 
Chancen für einen Ausgleich, für eine neue Runde 
der Entspannung. Die Regierung Reagan nimmt 
kaum mehr Rücksicht auf ihre Verbündeten. In der 
letzten Sitzung der Nordatlantischen Versammlung 
in Istanbul war für alle ersichtlich, daß der Druck 
der USA auf die Verbündeten — Herr Franke, das 
wissen auch Sie — vehement zunimmt. In der 
NATO ist die militärische Strategie im Wandel, 
nicht zuletzt wegen des amerikanischen SDI-Pro-
jekts, das der vereinbarten „flexible response" mit  

der Allgemeinen Nuklearen Reaktion das Rückgrat 
nimmt, die relative Verwundbarkeit aller europäi-
schen Territorien vergrößert und zu allem Über-
druß auch noch von der Regierung Kohl unterstützt 
wird — mit Brief und Siegel. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der weiß wieder 
mal nicht, was er tut! Wenn er überhaupt 
was tut! — Dr. Klejdzinski [SPD]: Wann 

hat der jemals was gewußt?) 

Die Antwort des Bundeskanzlers auf diese sicher-
heitspolitische Herausforderung ist Konzeptions-
und Ratlosigkeit. Am Beispiel der Null-Lösung für 
SS 20, Pershing II und Cruise Missiles in Europa 
wird klar, daß der Amtsnachfolger von Helmut 
Schmidt weder dessen Verständnis von Richtlinien-
kompetenz übernommen, noch dessen rüstungskon-
trollpolitische Ziele überhaupt verstanden hat. 
Einstweilen sind die Herren Genscher und Rühe 
Befürworter, die Herren Dregger, Strauß und To-
denhöfer Gegner der vollständigen Beseitigung der 
nuklearen eurostrategischen Systeme. 

(Leonhart [SPD]: Das ist die Geschlossen-
heit dieser Regierung!) 

Zum Verfall der politischen Führung bei uns und 
im Bündnis: In diesen Chor der Dissonanzen stim-
men dann zu allem Überfluß die höchsten NATO-
Generale noch ein. Der Oberbefehlshaber der 
NATO, General Rogers, sein Stellvertreter, General 
Mack, und der Vorsitzende des Militärausschusses, 
General Altenburg, wenden sich unisono gegen die 
von den Politikern in Reykjavik getroffene Ober-
einstimmung einer Null-Lösung im Mittelstrecken-
bereich, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die sind von der 
Bundesregierung vorgeschickt worden!) 

die damals nur an dem SDI-Projekt Reagans schei-
terte. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Es gibt ja keine po-
litische Leitung!) 

General Rogers droht sogar mit seinem Rücktritt 
bei einer auf die Mittelstreckensysteme bezogenen 
Null-Lösung. So der General in Istanbul vor dem 
Militärausschuß. 

(Dr. Struck [SPD]: Eine Frechheit ist so-
was!) 

Dies signalisiert den Verfall der politischen Füh-
rung. Wer hat eigentlich das Sagen im Bündnis? 
Ratifizieren die Politiker nur die Vorgabe der Mili-
tärs? Was sagt eigentlich der Bundeskanzler dazu? 
Warum läßt er seinen Außenminister im Regen ste-
hen? Warum stellt er jetzt schon künftige Koali-
tionsarithmetik, warum stellt er Wahlkampfausein-
andersetzungen vor die nationalen Interessen sei-
nes in dieser Frage existentiell betroffenen Lan-
des? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Struck [SPD]) 

Und dann, meine sehr verehrten Kollegen: Hat 
man denn die Öffentlichkeit schlichtweg belogen, 
als man die Nachrüstung mit der wachsenden Ge-
fahr der sowjetischen Mittelstreckenraketen be- 
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gründete? War es eine Reaktion auf eine echte mili-
tärische Bedrohung, oder war es eine binnengelei-
tete Rüstungsdynamik, die perspektivlos in die 
Krise führt? 

Es braucht nicht zu verwundern, daß die Konzep-
tionslosigkeit der Bundesregierung in Fragen der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik eine beäng-
stigende Negativbilanz erzeugt hat. Die Kanzlerpar-
tei droht mit ihrer Parole „Weiter so", was j a eigent-
lich nur heißen kann, daß offenbar weiterhin alle 
erfolgversprechenden Ansätze torpediert werden 
sollen, auch in Europa und insbesondere in der 
Bundesrepublik mit Rüstungskontrolle und Abrü-
stung Ernst zu machen. 

Die SPD setzt gegen diesen Politikansatz, der Rü-
stung mit Sicherheitspolitik und Lippenbekennt-
nisse mit Abrüstungsbemühungen verwechselt, ihr 
Konzept einer Strategie der Kriegsverhütung und 
ihre damit übereinstimmende Rüstungskontrollpo-
litik. Wie einstimmig auf dem Nürnberger Parteitag 
beschlossen, fordert die SPD, Strategie, Struktur 
und Bewaffung der NATO-Streitkräfte nach Maß-
gabe konsensfähiger zentraler Kriterien zu über-
prüfen und gegebenenfalls zu ändern. Dazu zählen 
die Fähigkeit zur Vorneverteidigung ohne Abhän-
gigkeit von Nuklearwaffen zum Zweck der Kriegs-
führung, die Fähigkeit zur Krisenbewältigung ohne 
Eskalationszwänge und die Fähigkeit zu Rüstungs-
kontrolle, Abrüstung und militärischer Entspan-
nung. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
SPD wird daher auch die SDI-Unterstützung auf-
kündigen und — wie es das im Januar 1985 zwi-
schen den Außenministern Shultz und Gromyko be-
schlossene und beim Genfer Gipfel bekräftigte 
Junktim vorsieht — darauf drängen — ich darf aus 
diesem Kommunique zitieren —: 

ein Wettrüsten im Weltraum zu verhindern und 
es auf der Erde selbst zu beenden und zugleich 
die Kernwaffen zu begrenzen, zu verringern, 
sowie die strategische Stabilität zu stärken. 

Ihr Fehler, meine Damen und Herren von der 
Union, besteht darin, daß Sie Sicherheitspolitik 
nur unter einseitigen militärischen Kategorien 
betreiben wollen. 

Dieser Satz, von Außenminister Genscher 1980 im 
Deutschen Bundestag an Sie gerichtet, hat auch 
heute noch seine Gültigkeit. 

Wir lehnen aus diesen Gründen den Verteidi-
gungshaushalt ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Bundes-
minister der Verteidigung das Wort. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jetzt kommt der 
Tag der Wahrheit!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zunächst einmal möchte ich mich sehr 
herzlich bei dem Vorsitzenden des Haushaltsaus-

schusses, bei den Kolleginnen und Kollegen des 
Haushaltsausschusses, aber insonderheit bei den 
Berichterstatterinnen und Berichterstattern bedan-
ken, bei Frau Seiler-Albring, bei Frau Traupe, beim 
Kollegen Friedmann, beim Kollegen Löher, dessen 
Ausscheiden ich sehr bedauere und dem auch ich 
Dank sagen möchte, und beim Kollegen Weng. Ich 
weiß, was das bedeutet. Ich kann nur sagen: Wir sto-
ßen bei allen Kolleginnen und Kollegen auf großes 
Verständnis und haben die nötige Kontrolle — wie 
sie vorgesehen ist —, aber auch die nötige Unter-
stützung im Grundanliegen der Verteidigung der 
Bundesrepublik Deutschland. Dafür möchte ich 
mich in aller Form — auch im Namen der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Verteidigungsministe-
riums — bedanken. 

Liebe Frau Traupe, ich habe Sie natürlich einge-
schlossen; denn ich nehme ihre Rede von vorhin als 
das, was sie wahrscheinlich auch sein sollte: ein biß-
chen Wahlkampf am heutigen Tage. 

(Frau Traupe [SPD]: Nein!) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie das alles 
ernst meinen. Liebe Frau Traupe, wir haben an die-
sem Tag unisono eine Melodie vernommen: Heute 
morgen hat man uns dargestellt, wie schlimm es in 
der Bundesrepublik Deutschland sozial, wirtschaft-
lich und finanziell aussähe. Ein Katastrophenbild 
voll neben der Wirklichkeit. Dann kam das Bild der 
Außenpolitik: eine Katastrophe. Die Bundesregie-
rung hat die deutschen Interessen verraten usw. 
Das war voll neben der Wirklichkeit. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jetzt spricht die 
letzte Katastrophe!) 

Jetzt reden Sie von der Truppe. Da kann ich nur 
sagen: Mit dem, was in der Truppe los ist, hat das 
überhaupt nichts zu tun. Sie stehen auch hier voll 
neben der Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Liebe Frau Traupe, jetzt reden Sie vom Konsens. 
Nehmen Sie mir doch einmal ab: Ich hätte den Kon-
sens gerne. Der Verteidigungsminister hätte am 
liebsten Konsens in den Grundfragen der Sicher-
heitspolitik. Wer hat denn den Doppelbeschluß ini-
tiiert, beschlossen und ist dann aus diesem Doppel-
beschluß ausgestiegen? Das war doch die SPD, das 
waren doch Sie. Wer war früher gegen atomwaffen-
freie Zonen und ist heute für atomwaffenfreie Zo-
nen? Das ist doch die SPD. Wer war früher für die 
Strategie des Bündnisses und verkündet nun laut-
stark, man brauche eine andere Strategie? Das ist 
doch die SPD. Sie haben den Konsens gebrochen, 
weil Sie aus der Verantwortung geflüchtet sind in 
dem Augenblick, als Sie in die Opposition gegangen 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frau Traupe 

(Abg. Horn [SPD] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)  

— ich habe leider nur 14 Minuten, lieber Kollege 
Horn, sonst würde ich gern auf Ihre Zwischenfrage 
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eingehen —, ich habe eine Blütenlese allein der 
letzten Monate mitgebracht. Da heißt es: 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Alle Zitate von 
Wörner?) 

Die Stadt Münster übernimmt die Patenschaft 
für das Kommando des I. Korps der Bundes-
wehr. Das beschloß der Hauptausschuß gestern 
mit den Stimmen von CDU und FDP. Die SPD 
sprach sich gegen die Ratsvorlage aus. 

Nächster Schlag: „SPD-Kritik an Schülerbesuch bei 
Bundeswehr", „Senator Grolle ist gegen die Ausstel-
lung ,Unser Heer`", „Schulsenator kritisiert Waffen-
schau", „Gelöbnisfeier in Bad Bergzabern — Die 
Jungsozialisten der SPD protestieren", „SPD-Kandi-
dat verurteilt öffentliches Gelöbnis". 

(Dr. Struck [SPD]: Was soll der Quatsch?) 

Hier halten Sie Festreden zur Bundeswehr, und 
draußen blockieren Sie Kasernen, streiten Sie ge-
gen öffentliche Gelöbnisse, bekämpfen Sie die Bun-
deswehr und fordern Sie zur Wehrdienstverweige-
rung auf. 

(Zuruf von der SPD: Unerhört! — von Ham

-

merstein [CDU/CSU]: So etwas muß jeden 
Tag öffentlich bekanntgemacht werden!) 

Wenn Sie das in Ordnung gebracht haben, dann 
können Sie wieder hierher kommen und von Kon-
sens reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jetzt zur Lage der Soldaten. 

(Kühbacher [SPD]: Herr Minister, das war 
leider etwas billig!) 

Ich habe mir einmal liebe Frau Traupe, allein die 
besonderen Leistungen Ihrer Regierung zusam-
menstellen lassen: Heraufsetzung der besonderen 
Altersgrenze für Soldaten um ein Jahr — SPD

-

eschluß —, Kürzung des einmaligen Ausgleichs 
für Berufssoldaten bei Zurruhesetzung vor dem 65. 
Lebensjahr, Besoldung für Soldaten auf Zeit erst ab 
7. Monat, teilweiser Wegfall oder Kürzung der Ver-
pflichtungsprämie, Kürzung der Übergangsbeihilfe, 
Anrechnung von Ausbildungsgängen auf die Be-
rufsförderung, Senkung der Beitragszahlungen an 
die Krankenkasse, Senkung der Beitragszahlungen 
an die Rentenkasse für alle Grundwehrdienstlei-
stenden von 100 auf 75%. Angesichts dieser verhee-
renden Bilanz spreche ich Ihnen das Recht ab, sich 
für die Lage der Soldaten so massiv zu engagieren, 
wie Sie es im Augenblick tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Sie sprechen uns über

-

haupt nichts ab! Sie nicht! — Dr. Struck 
[SPD]: Minusminister! Absteiger des Jah

-

res! — Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie Skandal

-

minister nicht! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Wir dagegen haben mit diesem Haushalt ein Zei

-

chen der Entschlossenheit gesetzt, das Notwendige 

zu tun, um die Sicherheit für unsere Bürger auf-
rechtzuerhalten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie Moralist! Den-
ken Sie einmal an Kießling! — Weitere Zu-

rufe von der SPD) 

Dazu muß die Bundeswehr einsatzfähig gehalten 
werden. Sie muß auch in den späten 80er und 90er 
Jahren ihren Auftrag erfüllen können. Bundeswehr 
und Bündnis bleiben auch im kommenden Jahr-
zehnt das Unterpfand unserer Sicherheit. Wer sie 
schwächt, gefährdet den Frieden und die Freiheit. 

Lieber Kollege Horn, ich will mich nicht mit Ihrer 
Alternative beschäftigen, weil mir die Zeit dazu 
fehlt. 

(Mann [GRÜNE]: So einfach ist das!) 

Aber eines kann ich nur sagen: Sie wollen weniger 
Geld, Sie wollen weniger Soldaten, Sie wollen weni-
ger Wehrpflicht. Dann sagen Sie, wir müßten die 
Vorneverteidigung aufrechterhalten. Das geht 
nicht: Ihre Beschlüsse schwächen nicht nur die Ab-
wehr- und Verteidigungskraft der Bundesrepublik 
Deutschland, sie isolieren uns im Bündnis, sie füh-
ren zum Abzug der Amerikaner, und sie bedeuten 
das Ende der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Horn  [SPD]: Wir wollen einmal sehen, 

wann die Amerikaner abziehen!) 

Wir dagegen haben unserem Volk die Freiheit 
bewahrt und den Frieden gefestigt. Wir haben die 
Bundeswehr stärker gemacht, haben ihr Ansehen 
in der Öffentlichkeit verbessert 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber nicht mit die-
sem Minister!) 

und haben ihr Selbstvertrauen zurückgegeben. Wir 
haben dazu beigetragen, daß Bewegung in das Ost-
West-Verhältnis kam. 

(Mann [GRÜNE]: Mit welchem Ergebnis?) 

Wir haben die Friedensdiskussion bestanden, und 
wir haben das Gewicht der Bundesrepublik 
Deutschland in der internationalen Politik ver-
stärkt. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist ja geradezu lä-
cherlich, was Sie da erzählen!) 

Ich kann nur sagen: Die Arbeit dieser Bundesregie-
rung auf dem Sektor der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik kann für sich in Anspruch nehmen, 
daß sie den Bürgerinnen und Bürgern der Bundes-
republik Deutschland genützt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Marke „knackige Wor-

te"!) 

Ich habe die Schwerpunkte meiner Arbeit zu Be-
ginn der Legislaturperiode festgelegt. Wir haben sie 
konsequent durchgehalten. Sie finden sie auch im 
Haushaltsplan 1987. An erster Stelle Personal, dann 
Betrieb und Ausbildung, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Kießling!) 
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Forschung und Entwicklung, Peripherie, Beseiti-
gung von Schwächen und Beschaffung neuer Waf-
fensysteme. 

Ich sage noch einmal: Im Mittelpunkt all meiner 
Bemühungen und Maßnahmen 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Stand nicht der Sol

-

dat!) 

stand und steht die Sorge um die Mitarbeiter, und 
zwar um die Soldaten wie um die Zivilen. Ich habe 
mein Wort eingelöst. Die Erfolge unserer Maßnah-
men liegen auf der Hand. Nur Böswillige können 
sie leugnen. Wir haben heute die beste Personallage 
und die beste Unteroffizierslage in der Geschichte 
der Bundeswehr. Das beweist am besten die Attrak-
tivität unserer Streitkräfte. Wir haben weniger ar-
beitslose und ausscheidende Zeitsoldaten als bei 
anderen vergleichbaren Altersgruppen. Das beweist 
die Wirksamkeit unserer Berufsförderung und un-
serer anderen Maßnahmen. 

Die Bundeswehr wurde aus den Kasernen her-
ausgeholt. Sie wird nicht versteckt. Sie stellt sich 
häufig und mit großer Zustimmung öffentlich dar. 
Das beweist: Die große Mehrheit unserer Bevölke-
rung steht hinter unserer Bundeswehr und dem 
Dienst unserer Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

29 000 zusätzliche Zeitsoldaten, jetzt inzwischen 
16 000 zusätzliche Unteroffiziere: Wir haben doch 
den Verwendungs- und Beförderungsstau ange-
packt. Wir haben ihn bei den Offizieren, bei den 
Unteroffizieren, bei den Offizieren des militärfachli-
chen Dienstes, angepackt; 4 000 neue Planstellen, 
liebe Frau Traupe. Gemessen an dem, was Sie in 
Ihrer Regierungszeit getan haben, nämlich über-
haupt nichts, muß ich, da Sie das Problem darge-
stellt haben, sagen, daß wir uns sehen lassen kön-
nen. Die Verjüngung ist im Gange. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ich wußte nicht, 
daß Sie ein so kurzes Gedächtnis haben!) 

Mehr als 30 % der 600 Bataillonskommandeure und 
mehr als 20% der 1 900 Kompaniechefs jenseits des 
Grenzalters sind herausgelöst. Das ist ein erster 
Schritt. Das ist noch nicht genug. Ich habe Ver-
ständnis für die Hauptleute, die noch nicht beför-
dert sind. Aber gemessen an der verzweifelten Si-
tuation, als Ihre Regierung aufhörte, wo man 
13 Jahre nur geredet und nichts getan hat, kann ich 
nur sagen, ist die Stimmungslage heute in der Bun-
deswehr definitiv besser. Wer sie besucht, weiß das 
auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben die Spitzendienstgrade für die Unter-
offiziere eingeführt, wir haben im sozialen Bereich 
ein ganzes Bündel von Maßnahmen beschlossen, 
während Sie geredet haben. 

(Horn [SPD]: Ich lade Sie einmal in meinen 
Wahlkreis zur Bundeswehr ein!) 

Wir haben für Kälte- und Nässeschutz gesorgt, Be

-

rufschancen der Zeitsoldaten — davon sprach ich 

bereits — verbessert. Auch in der Frage der Dienst-
zeitbelastung sind wir nicht untätig geblieben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Da haben Sie doch 
auf der ganzen Linie versagt!) 

Wir haben die fehlenden 35 Millionen DM bereitge-
stellt, Zulagen wieder in vollem Umfang bezahlt 
und inzwischen um 10% angehoben. Was haben Sie 
denn in Ihrer Regierungszeit getan? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sollen über die 
letzten vier Jahre reden, über das, was Sie 

da gemacht haben!) 

Wenn Sie mich schon stellen, dann wollen wir 
hier einmal zur Sache reden. Wo Sie den finanziel-
len Ausgleich für Dienstzeitbelastung gekürzt ha-
ben, haben wir ihn aufgestockt. Wo Sie 8 000 Zeit-
soldatenstellen gekürzt haben, haben wir die Lücke 
geschlossen und haben aufgefüllt. Wo Sie dem Ver-
wendungs- und Beförderungsstau bei Offizieren 
des Truppen- und militärfachlichen Dienstes sowie 
bei den Unteroffizieren tatenlos gegenüberstanden, 
haben wir gehandelt und angefangen, ihn schritt-
weise zu beseitigen. Wo Sie im wahrsten Sinne des 
Wortes planlos gehandelt haben, haben wir die Bun-
deswehr wieder auf eine klare planerische Grund-
lage gestellt. Zu keiner Zeit Ihrer Regierung ist so 
viel für die Soldaten geschehen wie in den vier Jah-
ren unserer Regierungszeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Das, was Sie jetzt 
gesagt haben, wird Sie noch einholen!) 

Natürlich muß noch etwas passieren. Wir müssen 
die Dienstzeitbelastung verringern und besser ent-
gelten. Wir müssen die Absicherung unserer Zeit-
soldaten gegen Arbeitslosigkeit weiter verbessern. 
Frau Seiler-Albring, ich gebe Ihnen ausdrücklich 
recht: Das Geld erlaubt es, vom 1. Januar 1987 an so 
zu verfahren. Das wird das Ziel unserer Maßnahme 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schließlich müssen wir verstärkte Hilfen für Fami-
lien beim Umzug finden, 

(Zuruf von der SPD: Warum haben Sie 
denn unseren Antrag abgelehnt?) 

wobei ich ausdrücklich erwähne: In einer Kritik bin 
ich mit Ihnen einig, und zwar was die zivilen Mitar-
beiter anbelangt. Hier muß ebenfalls etwas gesche-
hen. 

Ein letztes Wort zur Planung. Sie sagen, sie sei 
gescheitert, Herr Horn. Am Anfang dieses Jahres 
haben Sie nur gesagt: Ihr werdet niemals 40 000 
Weiter- und Erstverpflichtungen in einem Jahr er-
reichen. Das hat es auch noch nie gegeben, vom 
Anfangsjahr der Bundeswehr abgesehen. Was ha-
ben Sie gemacht? Katastrophenprophezeiungen. 
Was stellen wir heute fest? Wir haben die 40 000. So 
ist es mit Ihrer Kritik an der Bundeswehrplanung. 
Die Planung ist realistisch, sie gründet auf saube-
ren Berechnungen des von Ihnen zitierten General 
Altenburg und wird fortgesetzt von Admiral Wel-
lershoff. Ich kann nur sagen: Wir wissen selbst, daß 
diese Planung anspruchsvoll ist. Wir wissen, daß es 
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da Probleme gibt. Aber Problembeschreiber in Ge-
stalt der SPD haben wir genug. Wir lösen die Pro-
bleme, kann ich nur sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Mit dem Ansatzpunkt 

nicht!) 

Dazu ist diese Planung da. Sie wird auch umgesetzt 
werden. 

Diese Regierung hat die Kraft gehabt, die dazu 
nötigen Maßnahmen zu ergreifen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sind ja ein schö

-

ner Träumer!) 

Wir haben Punkt für Punkt umgesetzt, was wir ver-
sprochen hatten. Deswegen können wir uns in der 
Truppe und vor der Truppe zeigen, meine Damen 
und Herren. 

Wer Sicherheit will, muß die Bundeswehr einsatz-
bereit halten. Wer Sicherheit will, der muß die Stra-
tegie dieses Bündnisses wirksam halten. Er darf 
nicht zulassen, daß Kriege wieder führbar werden, 
weder nukleare noch konventionelle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Und was machen Sie für 

eine Politik?) 

Er muß das Bündnis intakt halten. Wer das Bündnis 
schwächt, wer laufend die Amerikaner angreift und 
sowjetische Politik mehr oder minder übernimmt, 
der wird das Bündnis nicht intakt halten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieses Ziel ist mit dem Haushalt 1987 gesichert. 
Daher bitte ich sehr herzlich, diesem Haushalt zu-
zustimmen. Unser Weg in die Zukunft, so wie im 
Haushalt 1987 vorgezeichnet, führt in die Sicher-
heit. Der von Ihnen vorprogrammierte Weg Ihrer 
Nürnberger Beschlüsse führt in die Unsicherheit. 

(Widerspruch von der SPD — Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: So viele Bretter vor dem Kopf 
können Sie doch gar nicht haben, daß Sie 

das jetzt nicht begreifen!) 

Wir werden auch weiterhin dafür sorgen, daß unse-
ren Bürgerinnen und Bürgern auch in den kom-
menden Jahren der Friede erhalten bleibt, daß ihre 
Freiheit sicher bleibt, daß sie in Ruhe ihrer Arbeit 
nachgehen können. Dem dient unsere Bundeswehr, 
dem dient unsere Bündnispolitik, und dem dient der 
Haushalt, wie wir ihn vorgelegt haben. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Wer glaubt, wird selig! — 
Kühbacher [SPD]: Eine Abschiedsrede!) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, darf 
ich nach § 31. unserer Geschäftsordnung zu einer 
Erklärung zur Abstimmung der Frau Kollegin 
Traupe das Wort erteilen. 

Frau Traupe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die GRÜNEN, die sich ja im Verteidi-
gungsausschuß nur durch teilweise Mitarbeit aus-
zeichnen, haben uns hier im Plenum zwei Anträge 
vorgelegt. Ich meine den Änderungsantrag auf 
Drucksache 10/6537 und den Entschließungsantrag 
Drucksache 10/6538. 
Ich möchte für mich erklären — aber ich vermu-

te, daß sich meine Fraktion dem anschließt —, daß 
ich beide Anträge ablehnen werde, und zwar mit 
folgender Begründung. 
Bei dem ersten Antrag ist es den verehrten Kolle-

gen der GRÜNEN entgangen, daß sich die Bundes-
wehr seit den 70er Jahren, seit unserer Regierungs-
zeit bemüht, Umweltschutz zu betreiben. Sie spart 
Energie auf Grund eines Programms ein, das wir 
selbst auf den Weg gebracht haben. Das ist erfreuli-
cherweise fortgesetzt worden. Wir haben außerdem 
vorgeschlagen — den Kollegen ist auch das entgan-
gen —, allein in Kapitel 14 12 mehr Geld für eine 
bessere Infrastruktur, die auch Maßnahmen zur 
Energieeinsparung und zur Verbesserung der Ka-
nalisation erfaßt, auszuweisen. Leider hat Herr 
Friedmann nicht mitgemacht. 
In dem zweiten Antrag finde ich eine persönliche 

Auffassung von mir wieder, nämlich daß keine 
deutsche Firma einen 30 % übersteigenden Anteil 
an der Wehrtechnik haben sollte, damit sie auf 
diese Weise nicht zu abhängig von der öffentlichen 
Hand wird. Ich habe nicht das geringste Verständ-
nis dafür, daß wir diesen Firmen, die gut an der 
Rüstungsindustrie verdienen, nun auch noch eine 
Umstellung ihrer Produktpalette mit den Geldern 
des Staates finanzieren sollen. 
Deswegen möchte ich auch dies ablehnen und 

erklären, daß ich die beiden Anträge mehr als 
Show-Anträge im Hinblick auf den Wahlkampf an-
sehe, so daß nicht die Möglichkeit besteht, sie sach-
lich zu bearbeiten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Es kommen 
noch mehr, Frau Traupe!) 

Präsident Dr. Jenninger: Wir kommen zur Abstim-
mung über den Einzelplan 14, und zwar zuerst zur 
Abstimmung über die Änderungsanträge der Frak-
tion DIE GRÜNEN. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat 
sich damit einverstanden erklärt, daß wir über die 
drei Änderungsanträge zu Einzelplan 14 gemein-
sam abstimmen. Es handelt sich um die Anträge 
auf den Drucksachen 10/6537, 10/6559 und 10/6560. 
Wer stimmt für die Änderungsanträge der Fraktion 
DIE GRÜNEN? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Änderungsanträge sind abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, wir stimmen jetzt 

über den Einzelplan 14 ab. Wer dem Einzelplan 14 
— Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Einzelplan ist 
angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Einzelplan 35. Hierzu liegt 
auf Drucksache 10/6558 unter Nummer 3 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? — Gegenpro- 
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be! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist 
abgelehnt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Bei einigen Ent- 
haltungen der GRÜNEN!) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 35. Wer dem Einzelplan 35 — Verteidigungs-
lasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt aus-
ländischer Streitkräfte — in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Einzelplan ist angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen 10/6319, 10/6331 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Esters 
Borchert 
Frau Seiler-Albring 
Suhr 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 10/6550 bis 
10/6554 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu zehn Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe, Sie 
sind damit einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Die Armut in den Ländern der Dritten Welt, 
Krankheiten, Hunger und Elend, sie dürfen uns 
schon aus mitmenschlicher Solidarität nicht 
gleichgültig lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Entwicklungszusammenarbeit beruht auf mit-
menschlicher Verantwortung für die eine Welt. 
Sie ist eine langfristig angelegte Gemein-
schaftsaufgabe. 

Das sind Zitate aus der Rede, die der Bundeskanz-
ler vor zwei Wochen anläßlich des 25jährigen Beste-
hens des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit hielt. Ich kann diesen und auch 
anderen Passagen in der Rede des Bundeskanzlers 
in der Jubiläumsveranstaltung zustimmen. 

Die Frage, die ich mir jedoch stelle, ist folgende: 
Handelt die Bundesregierung entsprechend? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wenn ich mir den Etat des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, den wir heute be-
raten, ansehe, ist die Antwort auf diese Frage: Nein. 
Es wird deutlich: Die Rede des Bundeskanzlers war 
eine der üblichen Sonntagsreden, auch wenn sie an 
einem Freitag gehalten worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch der Haushalt für 1987 macht deutlich: Der 
Stellenwert der Entwicklungspolitik in der deut-
schen Politik ist gesunken. Das ist daraus zu erse-
hen, daß die Bundesregierung einen Etatentwurf 
vorgelegt hatte, in dem die Steigerungsrate für die 
Entwicklungspolitik unter der Steigerungsrate des 
Gesamthaushalts lag. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Daß die Steigerungsrate für Entwicklungspolitik in 
dem uns jetzt nach der Ausschußberatung vorlie-
genden Entwurf um 0,4 % über der Steigerungsrate 
des Gesamthaushaltes liegt, ist darauf zurückzufüh-
ren, daß im Haushaltsausschuß in übrigen Berei-
chen gekürzt worden ist, nicht darauf, daß der An-
satz für Entwicklungspolitik gesteigert worden ist. 

Auch der Haushalt für das Jahr 1987 wird dafür 
sorgen — und deshalb lehnen wir ihn auch ab —, 
daß der Anteil der Entwicklungshilfe am Bruttoso-
zialprodukt der Bundesrepublik weiter zurückge-
hen wird. Dafür sorgen einesteils die zu niedrige 
Steigerungsrate, aber auch das ständige Steigen der 
Rückflüsse aus den Ländern der Dritten Welt. Die 
Zinsen, die die Entwicklungsländer auf die von uns 
gewährten Kredite zahlen, und die Tilgungen sind 
mittlerweile neben dem Bundesbankgewinn und 
den Abführungen der Bundespost die größten Ver-
waltungseinnahmen des Bundes. Dies empfinden 
wir als einen entwicklungspolitischen Skandal. 

Deshalb hatten wir bereits bei den Haushaltsbe-
ratungen im vergangenen Jahr einen Entschlie-
ßungsantrag vorgelegt, in dem die Bundesregierung 
aufgefordert wurde, dem Haushaltsausschuß und 
dem Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
des Deutschen Bundestages bis zum 30. April dieses 
Jahres Lösungsvorschläge zur künftigen Verwen-
dung von Tilgungs- und Zinsrückflüssen aus der 
bilateralen finanziellen Zusammenarbeit im Rah-
men des Einzelplans 23 vorzulegen. 

Diese Lösungsvorschläge sind von der Bundesre-
gierung nicht erarbeitet worden, obwohl ich weiß, 
daß auch viele der Kolleginnen und Kollegen bei 
den Koalitionsfraktionen der Auffassung sind, daß 
es eine vernünftige Regelung für die Wiederver-
wendung der Rückflüsse geben muß. Leider waren 
sie aber nicht bereit, im Ausschuß für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit unserem Antrag zuzustim-
men, wonach im Einzelfall Tilgungen und die Zah-
lung von Zinsen erlassen werden sollten oder aber 
in nationale Entwicklungsfonds überführt werden 
sollten. 

Wenn wir hier keine Lösung finden, wird der Tag 
nicht mehr allzu fern sein, da der Rückfluß aus Til-
gungen und Zinsen insgesamt größer sein wird als 
unsere neuen Leistungen an die Länder der Dritten 
Welt. 

(Zurufe von der SPD: So ist es! — Rich-
tig!) 

Bei einigen Ländern ist das ja schon der Fall. Dann 
wird es einen Nettotransfer von Kapital aus den 
Entwicklungsländern in die öffentlichen Kassen 
der Bundesrepublik Deutschland geben. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß es hier im Deutschen Bun-
destag jemanden gibt, der dies will. 
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Daß die Baransätze zu niedrig ausfallen, ist dar-

auf zurückzuführen, daß diese Bundesregierung die 
Verpflichtungsermächtigungen im Einzelplan 23 
nach der Wende drastisch zurückgeführt hat. Selbst 
die in dem Haushalt, den wir jetzt verabschieden, 
enthaltenen Verpflichtungsermächtigungen haben 
das Niveau von 1982 noch nicht wieder erreicht. 

(Zuruf von der SPD: Das muß man sich ein

-

mal vorstellen!) 

Wir Sozialdemokraten weisen seit Jahren vergeb-
lich darauf hin, daß ein Absenken der Verpflich-
tungsermächtigungen bald auch zu einem Absinken 
der Barleistungen führen muß. Es gehört zum ent-
wicklungspolitischen Einmaleins, das man heute 
Verpflichtungsermächtigungen braucht, um Pro-
jekte vorbereiten zu können, damit in einigen Jah-
ren das Geld, das die deutschen Steuerzahler zur 
Verfügung stellen, auch sinnvoll verwendet werden 
kann. 

Deshalb hatten wir Sozialdemokraten in den Aus-
schußberatungen die Erhöhung der Verpflichtungs-
ermächtigungen um rund 1 Milliarde DM beantragt. 
Dies wurde von den Koalitionsfraktionen jedoch ab-
gelehnt. Wir dachten uns dabei auch, daß ein Teil 
der Verpflichtungsermächtigungen genutzt werden 
sollte, um den Frontlinienstaaten im südlichen 
Afrika stärker zu helfen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das will diese 
Koalition nicht!) 

Angesichts der Ausnutzung wirtschaftlicher Macht 
durch die Republik Südafrika gegenüber den Front-
staaten halten wir dies für notwendig. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Beratungen des 
Haushaltsentwurfs für das Jahr 1987 und die damit 
zusammenhängenden Beratungen der Rahmenpla-
nung haben mir gezeigt, daß unser bisheriges Ver-
fahren, nämlich eine Rahmenplanung zu erstellen, 
in der für die einzelnen Länder Quoten festgelegt 
sind und in der bereits Projekte und Ersatzprojekte 
genannt werden, sehr fragwürdig ist. Die Soll-Ist-
Vergleiche aller Jahre machen uns deutlich, daß 
diese Rahmenplanung zumeist Makulatur ist, weil 
von ihr in erheblichem Ausmaß abgewichen wird. 
Die Rahmenplanungen und der Soll-Ist-Vergleich in 
der jetzigen Form waren der Versuch, dem Parla-
ment mehr Einfluß auf die Verteilung der deut-
schen Hilfe zu geben. 

Heute wissen wir wohl, daß das nicht gelungen 
ist. Deshalb müssen wir darüber nachdenken, ob es 
nicht sinnvoller ist, Quoten für die einzelnen Sekto-
ren, beispielsweise für landwirtschaftliche Entwick-
lungen, festzulegen. Das gäbe uns die Möglichkeit, 
die Länder stärker zu bedenken, die vernünftige 
Projektvorschläge machen. 

Ich weiß, daß diese Überlegungen nicht ganz ein-
fach in die Tat umzusetzen sind, da es unterschied-
liche Interessen auch in der Bundesregierung gibt, 
aber ich wollte diese Überlegungen in dieser Haus-
haltsdebatte vortragen, um uns alle zum Nachden-
ken anzuregen. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Borchert. 

Borchert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Anforderungen an die Ent-
wicklungspolitik haben sich seit dem Beginn der 
80er Jahre gewandelt. Die Schuldenkrise zahlrei-
cher Entwicklungsländer vor allem in Lateinameri-
ka, die Hungerkatastrophe in  Afrika und die Fehl-
entwicklungen, die wir sicher auch in der Entwick-
lungspolitik, in der Entwicklungshilfe, zu beklagen 
hatten, haben zu Ernüchterung und Nachdenklich-
keit geführt. 

Unsere Anstrengungen sind in dieser Situation 
darauf gerichtet, durch Gespräche den Politikdialog 
und durch eine Koordinierung der Gebermaßnah-
men die Wirksamkeit der weiter steigenden finan-
ziellen Mittel der Entwicklungshilfe zu verbessern. 

Wir haben in diesen Jahren die Entwicklungs-
hilfe entideologisiert. Herr Kollege Brück ich hatte 
bei Ihren Ausführungen den Eindruck, daß der 
Wahlkampf offensichtlich auch das Erinnerungs-
vermögen etwas getrübt hat. Wenn Sie darauf hin-
weisen, daß der Einzelplan 23 in diesem Jahr nur 
um 0,4% steigt, dann will ich Sie an die Zahlen in 
den Jahren erinnern, in denen Sie in diesem Mini-
sterium noch Verantwortung trugen. Im Jahre 1980 
stieg der Gesamthaushalt um 6 %, der Einzelplan 23 
um 5,1%, also um 0,9% unter der Durchschnittsstei-
gerung, in 1981 um 1,4 %, in 1982 um 0,5%. Addiert 
heißt das, daß der Gesamthaushalt in diesen drei 
Jahren um 16 % stieg, während der Haushalt für die 
Entwicklungspolitik nur um 10% stieg. Dann heute 
zu kritisieren, daß in all den Jahren, in denen wir 
die Verantwortung haben, der Haushalt stärker 
steigt als der Gesamthaushalt, und dann nur die 
geringere Steigerungsrate zu kritisieren, ist, glaube 
ich, angesichts der Zahlen der letzten Jahre Ihrer 
Regierungszeit reiner Wahlkampf. Ich nehme an, 
daß wir nach dem Wahlkampf über diese Zahlen 
mit Ihnen wieder sachlicher diskutieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diesem Jahr steigt der Haushalt stärker, und die 
Zahlen dieser Jahre zeigen, daß wir den Haushalt 
nicht zu Lasten der Entwicklungsländer konsolidie-
ren. Wir haben den Mitteleinsatz von Jahr zu Jahr 
gesteigert und haben die Effizienz der eingesetzten 
Mittel verbessert. Mit 6,9 Milliarden DM liegt auch 
in diesem Jahr der Gesamtplafond deutlich über 
der Steigerungsrate des Haushalts und deutlich 
über dem des Vorjahres. 

Die Verpflichtungsermächtigungen für die bilate-
rale finanzielle und technische Zusammenarbeit 
und für sonstige bilaterale und multilaterale Maß-
nahmen liegen mit 5,8 Milliarden DM deutlich über 
dem Soll des Jahres 1986, das etwa 5,2 Milliarden 
DM betrug. 

Ich möchte aus dem heute zur Beschlußfassung 
vorliegenden Haushalt drei Punkte besonders er-
wähnen. 
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Die Verpflichtungsermächtigungen für die bila-

terale technische Zusammenarbeit hat der Haus-
haltsausschuß um 150 Millionen DM auf 1,2 Milliar-
den DM angehoben. Hierin kommt die Überzeu-
gung zum Ausdruck, daß wir in der Entwicklungs-
politik eine langfristige Planung gerade auch der 
personellen Hilfe brauchen. Wir betonen mit dieser 
Steigerung auch, daß wir der personellen Hilfe be-
sondere Bedeutung beimessen. 

Bei der finanziellen Zusammenarbeit haben wir 
mit der Strukturhilfe ein neues Instrument geschaf-
fen. Mit diesem Instrument wird der Notwendigkeit 
entsprochen, flexibel auf neue Herausforderungen 
in den Entwicklungsländern zu reagieren, Verände-
rungen, die durch teilweise gravierende Verschlech-
terungen der wirtschaftlichen und der sozialen 
Rahmenbedingungen entstanden sind. Die Struk-
turhilfe wird in Anlehnung an die bereits geübte 
Praktik der Weltbank und auch einiger anderer Ge-
ber eingesetzt werden. Der Haushaltsausschuß 
wird die Entwicklung dieses Instruments intensiv 
und kritisch beobachten. Wir werden darauf achten, 
daß hieraus keine Haushaltshilfe wird, sondern daß 
diese Strukturhilfe zu einer Verbesserung der Rah-
menbedingungen führt und damit die Effizienz der 
Mittel weiter steigert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Entwicklungshilfe sind Staat und Gesell-
schaft gefordert. Institutionen mit langjähriger Er-
fahrung, z. B. die Hilfswerke der Kirchen, Stiftun-
gen, aber auch viele andere Organisationen, sind 
seit Jahren erfolgreich für die Dritte Welt tätig. Es 
gibt auch eine große Zahl privater Organisationen, 
die hier mit Erfolg arbeiten. Wir haben daher die 
Mittel für die Zuwendungen zu Maßnahmen der 
nichtstaatlichen Träger deutlich erhöht. Ich meine, 
auch in der Entwicklungspolitik muß das Sub-
sidiaritätsprinzip gelten, daß der Staat dort einzu-
greifen hat, wo private Träger die Aufgabe nicht 
oder nicht allein bewältigen können. 

Die internationale Verschuldung von Ländern 
der Dritten Welt bewegt uns alle. Die Bundesregie-
rung hat in enger Konsultation mit dem Haushalts-
ausschuß 36 der am wenigsten entwickelten Länder 
die Schulden erlassen und unterstützt sie nur noch 
mit Zuwendungen. Mit diesem Schuldenerlaß hat 
die Bundesregierung weltweit zwei Drittel aller 
Schuldenerlasse übernommen. Die Lösung der 
Schuldenkrise liegt aber nicht in einem generellen 
Schuldenerlaß im Rahmen der Entwicklungspolitik. 
Die Entwicklungsländer werden auch in Zukunft 
Kredite benötigen, um damit produktive Investitio-
nen zu finanzieren. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Die brauchen 
Wachstum!) 

Die Auslandsverschuldung ist dann unbedenklich, 
wenn aus den Erträgen der Investitionen der Schul-
dendienst finanziert werden kann. 

Zur Bewältigung der Schuldenkrise der Dritten 
Welt müssen die Industrieländer und die Entwick-
lungsländer betragen. Ich glaube, den Entwick-
lungsländern kann niemand die Aufgabe abneh-
men, die politischen und wirtschaftlichen Voraus-

setzungen zu schaffen, die erforderlich sind, damit 
Leistungsbereitschaft und Eigeninitiative die Ent-
wicklungsmöglichkeiten in den Ländern schaffen. 

Es ist aber unsere Aufgabe, die Aufgabe der Indu-
strieländer, durch ein dauerhaftes, inflationsfreies 
Wachstum die Voraussetzungen für weiter sin-
kende Zinssätze zu schaffen und die Märkte für die 
Produkte der Entwicklungsländer zu öffnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube, nur wenn die Bekämpfung des Protek-
tionismus mehr als ein Lippenbekenntnis ist, haben 
die Entwicklungsländer die Möglichkeit, genügend 
Exporterlöse zu erwirtschaften, um ihr eigenes 
Wirtschaftswachstum zu sichern und damit den 
Schuldendienst leisten zu können. 

Es stellt sich aber — da stimme ich dem Kollegen 
Brück zu — die grundsätzliche Frage, ob die in grö-
ßerem Umfang zurückfließenden Zins- und Til-
gungsleistungen als normale Einnahmen im Bun-
deshaushalt verbucht werden können. Ich habe auf 
diesen Problembereich bereits bei der Haushaltsde-
batte im Vorjahr hingewiesen. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir werden den Antrag der GRÜNEN, einen län-
derbezogenen Fonds zu schaffen, ablehnen, weil da-
mit die Probleme nicht zu lösen sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Herr Brück hat eine andere Forderung gestellt. 

Wir werden aber in der nächsten Legislaturpe-
riode die vorliegenden Vorschläge zu prüfen ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden auch nach neuen Lösungen für diese 
Fragen zu suchen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wichtig!) 

Ich glaube, daß wir dabei sowohl entwicklungspoli-
tische Überlegungen zu berücksichtigen haben als 
auch haushaltspolitische Fragen wie Fragen der 
Haushaltskontrolle, aber auch der Haushaltsklar-
heit. Dies ist eine Aufgabe, die in der nächsten 
Legislaturperiode den Einfallsreichtum aller her-
ausfordern wird. 

Die Berichterstatter haben bei den Haushaltsbe-
ratungen 1987 den Bundesminister der Finanzen 
gebeten, für den Haushalt 1988 ein Konzept für eine 
Art Generalbereinigung zur Zusammenfassung der 
Ausgaben für die entwicklungspolitische Zusam-
menarbeit im Einzelplan 23 vorzulegen. Unter 
haushaltsmäßigen Gesichtspunkten bedeutet dies, 
daß entwicklungspolitische Maßnahmen auch in 
den Haushalt des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit gehören und nicht un-
ter fachlicher Überschrift von anderen Ressorts 
wahrgenommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich glaube, daß es auch im Verhältnis zu den Ent-
wicklungsländern erforderlich ist, daß eine Ent-
wicklungszusammenarbeit aus einem Guß politisch, 
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haushaltsmäßig und personell von einem Ressort 
vertreten wird. Nur so ist eine ordnungsgemäße 
Aufgabenwahrnehmung möglich. 

Der Einzelplan 23 für das Haushaltsjahr 1987 bie-
tet eine Grundlage für eine solide Entwicklungspo-
litik. Wir werden diesem Haushalt zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und des 
Abg. Wieczorek [Duisburg] [SPD]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Herr Warnke, vor wenigen Tagen ha-
ben Sie in einem glanzvollen Festakt das 25jährige 
Jubiläum Ihres Ministeriums gefeiert. Da von der 
grünen Opposition keine Rednerin eingeladen war, 
möchte ich die heutige Haushaltsdebatte als Gele-
genheit nutzen, 

(Mann [GRÜNE]: Das war aber nicht sehr 
galant, Herr Minister!) 

Ihnen, Herr Warnke, nachträglich zum Festakt zu 
gratulieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Was zählen schon 21 Jahre BMZ, bevor Sie das 
Ruder ergriffen haben? In Ihrer unnachahmlichen 
Art haben Sie der BMZ-Politik einen CSU-Stempel 
aufgedrückt, 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das ist sehr gut!) 

der alles, was vor der Wende war, verblassen ließ. 

Herzlichen Glückwunsch, Herr Warnke, zum 
Glanzlicht Ihrer Amtsperiode, nämlich der Polizei-
hilfe für Guatemala! Wer will ernsthaft bezweifeln, 
daß die junge Demokratie Guatemalas von unseren 
vielfältigen Erfahrungen in der Terroristenbekämp-
fung profitieren kann? Nur ein paar Idealisten hal-
ten sich noch immer daran auf, daß der heutige 
Polizeichef Caballeros ein ausgebildeter Spezialist 
in der Aufstandsbekämpfung ist und Angehöriger 
des Geheimdienstes der Armee war, welcher Mas-
saker gegen die indianische Zivilbevölkerung ver-
übt hat und als Killertruppe bekannt ist. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Das gibt 
es doch in Nicaragua!) 

Und wer ist schon so kleinlich, Anstoß daran zu 
nehmen, daß Sie bei diesem feinen Geschäft kurzer-
hand die TZ-Durchführungsrichtlinien außer Kraft 
gesetzt haben? Die GTZ ist doch selber daran 
schuld, wenn sie zunehmend ausgeschaltet wird, 
weil Betriebsrat und ÖTV-Betriebsgruppe ihre neu-
gierigen Nasen in delikate Geschäfte stecken, die 
sie nichts angehen. 

Sie haben es wirklich nicht verdient, Herr Warn-
ke, daß der Haushaltsausschuß jetzt Ihren ver-
dienstvollen Neuansatz zerschlagen hat und ab 1987 
die BMZ-Polizeihilfe einfach verboten ist. Was sol-
len Sie nun den Polizisten in Peru und Uruguay  

erzählen, die sich doch schon so auf die neuen 
BMW-Motorräder gefreut haben? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Keine Schleich-
werbung hier! — Wieczorek [Duisburg] 

[SPD]: Tretroller kriegen die jetzt!) 

Diesen frechen Kerlen von der GTZ haben Sie es 
jetzt aber richtig gezeigt. Wie Sie diese Institution 
kaltgemacht haben — gut gemacht, Herr Warnke! 
Es mindert Ihren Ruhm gar nicht, daß der Kollege 
Esters von der SPD den Weg dafür bereitet hat, 
sozusagen in Amtshilfe von Parlament zu Exekuti-
ve. Wer von Ihnen ist eigentlich auf den trefflichen 
Einfall gekommen, in Zukunft auch Unternehmen 
direkt mit der Durchführung von TZ-Maßnahmen 
zu beauftragen, an denen eine Gebietskörperschaft 
beteiligt ist? Hat Herr Esters da an die kränkelnden 
Kommunalbetriebe im Ruhrgebiet gedacht, die ein 
bißchen an den BMZ-Projekten verdienen können? 
Oder will der Finanzminister auf diesem Umweg 
den Consulting-Töchtern von Lufthansa und Bun-
desbahn Nebeneinnahmen verschaffen? 

Herzlichen Glückwunsch, Herr Warnke, daß Sie 
die bonner Entwicklungshilfe endlich mit dem 
höchsten Güteprädikat, nämlich dem Weltbanksie-
gel, verziert haben! Warum soll sich das BMZ den 
Kopf über eine eigene Strukturhilfe zerbrechen, 
wenn die Weltbank doch schon seit 1980 diese schö-
nen Anpassungsprogramme erfunden hat? Haupt-
sache, die Dritte Welt wird an den Weltmarkt und 
an die Bedürfnisse der reichen Länder angepaßt. 

Aber war es denn wirklich nötig, Herr Warnke, 
daß Sie den Berichterstattern für den Einzelplan 23 
im Haushaltsausschuß so peinliche Formulierun-
gen zugemutet haben, wie z. B., daß ein „Junktim 
geschaffen [wird] zwischen strukturellen Reform-
programmen in dem betreffenden Entwicklungs-
land und dem Einsatz von Strukturanpassungsdar-
lehen" oder daß „die Partnerländer zu politischen 
Vorleistungen und Entscheidungen zu bewegen" 
sind? Da haben Sie es schon besser mit den zarten 
Seelen im AWZ gemeint, denen Sie die anstößigen 
Passagen im sonst identischen BMZ-Vermerk vor-
enthalten haben. 

Herzlichen Glückwunsch auch dazu, Herr Warn-
ke, daß Sie das mit der Exportförderung so elegant 
hinbekommen haben! Über 40% beträgt der Anteil 
der Mischkredite an den gesamten Finanzierungs-
zusagen bei der Kapitalhilfe für die ersten drei 
Jahre Ihrer Amtsperiode. Vor allem die Firma Sie-
mens wird sich bestimmt an die großzügigen Zu-
wendungen aus dem BMZ erinnern, wenn Sie bald 
einmal Hilfe brauchen werden. 

(Mann [GRÜNE]: Herr Strauß ist sehr zu-
frieden mit ihm! Da bin ich sicher!) 

Bei so viel Beschäftigungswirksamkeit kann ja 
wohl auch verkraftet werden, daß für die LLDCs 
und die Länder Afrikas südlich der Sahara die Zu-
sagen für 1984 und 1985 auf einen Tiefpunkt gesun-
ken sind. Und die paar Projekte in der ländlichen 
Entwicklung und bei der Grundbedürfnisbefriedi-
gung, die wegen der Mischfinanzierung dran glau-
ben mußten, hätten j a den Hunger in der Dritten 
Welt auch nicht beseitigt. 
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Was beschwert sich eigentlich das Parlament, daß 

es in der Entwicklungspolitik immer mehr ausge-
schaltet würde? 49 % der Vorhaben bei der FZ waren 
doch 1985 in der Rahmenplanung aufgeführt. Und 
bei der TZ war es sogar die Hälfte der Projekte. 
Nebenbei bemerkt: Die 50-Millionen-DM-Grenze für 
die Pflicht zur vorherigen Unterrichtung auch bei 
Reprogrammierungen früherer Zusagen ist doch 
nicht die Welt. Dafür muß doch nicht gleich der 
Bundesrechnungshof eingeschaltet werden. 

Bei einem der beiden reprogrammierten Vorha-
ben aus dem Jahr 1985, deren Finanzvolumen 50 
Millionen DM übersteigt und wo Sie, Herr Warnke, 
so bravourös den Haushaltsausschuß und den AWZ 
entgegen den Bestimmungen des Haushaltsver-
merks für die FZ nicht vorher informiert haben, 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

handelt es sich um die Sanierung der Düngemittel-
fabrik Kafue in Sambia mit 68 Millionen DM, ein 
Musterbeispiel der Förderung privatwirtschaftli-
cher Aktivitäten aus dem BMZ-Haushalt. 

(Mann [GRÜNE]: Welcher Konzern steckt 
denn dahinter?) 

Ein bundesdeutscher Anlagenbauer stellt eine Fa-
brik in Sambia auf, die nicht richtig die Produktion 
aufgenommen hat, und weigert sich, seinen 
Gewährleistungsverpflichtungen nachzukommen. 
Also springt das BMZ ein und bringt die Anlage mit 
Steuergeldern ins Laufen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ungeheuer!) 

Was zählt es da schon, daß die reprogrammierten 
Gelder wichtigen Entwicklungshilfeprojekten weg-
genommen werden, z. B. bei der Maismühle Kitwe 
10 Millionen DM, bei der Förderung für Klein- und 
Mittelindustrie 2 Millionen DM und bei der Errich-
tung von dezentralen Getreidesilos 10 Millionen 
DM? 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Das können doch 
die GRÜNEN ausgleichen!) 

Mein besonderer Glückwunsch, Herr Warnke, gilt 
der Tatsache, daß Sie endlich mal der Welt bewie-
sen haben, daß wir keine Vasallen der USA sind. 
Beim Weltbankkredit für Chile hat sich die westli-
che Führungsmacht j a dezent enthalten. Aber so 
viel Rücksichtnahme auf innenpolitische Kritik ha-
ben Sie nicht nötig. Ihr Vertreter im Exekutivrat 
der Weltbank hat mit seiner positiven Stimmab-
gabe Pinochet bestimmt auf den richtigen Weg bei 
der Einhaltung der Menschenrechte gebracht. 

Ich möchte Ihnen unseren herzlichen Dank aus-
sprechen, Herr Warnke, für die längst überfällige 
Umwälzung bei der ideologischen Gesamtausrich-
tung der Entwicklungspolitik. Jetzt wissen wir end-
lich, wie das Elend in der Welt beseitigt werden 
kann: Hilfe muß zuallererst uns selber nützen, wer 
gegen den Westen aufbegehrt, bekommt nichts, der 
Markt wird schon alles richten. 

(Mann [GRÜNE]: Das nennt er christlich!) 

Und da die Dritte Welt für ihre Armut selbst verant-
wortlich ist, brauchen wir kein schlechtes Gewissen 
mehr zu haben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Mein letzter Glückwunsch geht mehr an Ihren 
Kollegen Stoltenberg. Schön, daß wir nicht auf die 
Zinsen und Tilgungen aus der Dritten Welt verzich-
ten müssen, wo doch bei uns die Steuereinnahmen 
so arg zurückgegangen sind! Die 1,5 Milliarden DM 
im nächsten Jahr aus der Dritten Welt — dies ist 
immerhin der viertgrößte Einnahmeposten für den 
Bundeshaushalt neben den Steuern — kann die Re-
gierung ja gut zur Haushaltssanierung gebrau-
chen. 

Nach so vielen Glückwünschen noch ein Wort in 
eigener Sache. Auf Änderungsanträge zum BMZ-
Haushalt wollten wir natürlich nicht ganz verzich-
ten, denn nobody is perfect, Herr Minister. 

Erstens fordern wir Erweiterungen des Stellen-
plans für die neuen Bereiche Frauen, Ökologie und 
sozial-kulturelle Aspekte, die in der bisherigen 
BMZ-Struktur zu kurz kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dann fordern wir einen generellen Schuldener-
laß für die FZ-Kredite. In geeigneten Fällen könn-
ten die Tilgungs- und Zinszahlungen in einheimi-
scher Währung an gesellschaftlich kontrollierte 
Entwicklungsfonds geleistet werden. Herr Brück, 
Sie haben genau das gleiche — ich vermute, bei den 
GRÜNEN abgeschrieben —, so daß wir Ihrer Unter-
stützung sicher sein können. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der SPD) 

Wir fordern weiter die Wiederaufnahme und Aus-
weitung der Hilfe an Nicaragua und die Streichung 
der Mittel für El Salvador und Guatemala. 

Ferner haben wir den Antrag gestellt, die Ausga-
ben für die DEG in voller Höhe zu streichen. Damit 
wollen wir beispielhaft zum Ausdruck bringen, daß 
wir die Maßnahmen zur Förderung von Privatinve-
stitionen und anderen Formen der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit grundsätzlich ablehnen, da sie im 
Rahmen einer binnenmarkt- und selbsthilfeorien-
tierten Entwicklungsstrategie untauglich sind. Cha-
rakteristisch für die Qualität der DEG-Investitionen 
ist das Ölpalmprojekt Palmoriente in Ekuador. 

Vor wenigen Wochen war der Präsident der Kon-
föderation der Tieflandindianer Ekuadors, Cristobal 
Tapuy, auf Einladung der neu gegründeten Men-
schenrechtsorganisation FIAN in der Bundesrepu-
blik. In einem Gespräch mit den GRÜNEN charak-
terisierte er das wirtschaftliche Engagement der 
DEG mit folgenden Worten — mit diesen Worten 
möchte ich schließen —: 

Wir wollen nicht, daß unsere Gebiete durch 
agroindustrielle Unternehmen ... erobert und 
die Wälder ... ausgeplündert werden. Sie wer-
den 15 bis 20 Jahre ökonomische Schätze raus-
ziehen, später, wenn der Urwald nichts mehr 
hergibt, werden sie das Gebiet verlassen, und 
wir Indianer werden die Leidtragenden sein ... 
Das wichtigste Ziel der Indígena-Völker ist, ihr 
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Land zu bewahren und auf ihm zu leben. 
Nimmt man es uns weg, so sind wir tote Völ-
ker. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
mal über die Miskitos in Nicaragua! Das 

wäre vernünftiger!) 

Sorgen wir mit einer anderen Entwicklungspoli-
tik dafür, daß sie am Leben bleiben! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin 
Eid, bei so vielen Glückwünschen für das Ministe-
rium weiß ich gar nicht mehr, was ich noch sagen 
soll. 

(Tatge [GRÜNE]: Dann lassen Sie es doch 
einfach!) 

Ich wundere mich nur, daß es immer so schwierig 
ist, Ihre Persönlichkeitsstruktur zu unterscheiden. 
Wenn Sie mit uns irgendwo in der Dritten Welt 
sind, sind Sie eigentlich viel netter, als wenn Sie 
hier sprechen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Hier geht es nicht dar

-

um, Artigkeiten auszutauschen, sondern 
darum, die Regierung zu kontrollieren und 

zu kritisieren!) 

— Selbstverständlich wollen auch wir die Regie-
rung kontrollieren. Wir werden sie auch kristisie-
ren. Nur, man braucht ja nicht so bissig zu sein. 
Seien Sie doch so nett, wie Sie es sonst auch sind! 
Aber Sie müssen sich wahrscheinlich vor Ihrer 
Gruppe immer besonders hervortun. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Unsinn!) 

Wenn wir über den Haushalt des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit diskutie-
ren, sollten wir dreierlei tun. Wir sollten Rückschau 
halten auf die vergangenen vier Jahre der Legisla-
turperiode, eine Analyse des Haushaltes für das 
kommende Jahr vornehmen und eine Vorausschau 
für die Zukunft versuchen, wünschenswerte Verän-
derungen formulieren. Für die FDP-Fraktion will 
ich das tun. 

Die Rückschau auf unsere geleistete Arbeit in 
den vergangenen vier Jahren ist insgesamt positiv. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Fangen Sie mal 
mit der Kritik an!) 

Wir hatten am 5. März 1982 in diesem Hohen Hause 
gemeinsam beschlossen, in der Entwicklungspolitik 
drei Schwerpunkte zu bilden: Erstens die Förde-
rung und Intensivierung der ländlichen Entwick-
lung; zweitens die besondere Berücksichtigung der 
ärmsten Länder dieser Welt, vor allem im Sahel und 
auf dem afrikanischen Kontinent; drittens die Be-
wahrung oder Wiederherstellung der natürlichen 
Ressourcen. 

Wir sehen und wir erkennen an, daß sich das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit bemüht hat, diesen Forderungen des Parla-
ments gerecht zu werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nein!) 

Besonders der Anteil der ärmsten Länder an den 
Regierungszusagen hat bei der Finanziellen und bei 
der Technischen Zusammenarbeit insgesamt über 
50% erreicht. Frau Eid, ich versuche, das in vollen 
Worten zu sagen. Ich verwende keine Abkürzungen: 
TZ, FZ, GTZ. Denn das deutsche Volk versteht das 
überhaupt nicht. Ich werde also versuchen, das aus-
führlich zu benennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hinsichtlich der Berücksichtigung der übersekto-
ralen Schwerpunktbereiche — ländliche Entwick-
lung, Energie, Grundbedürfnisorientierung in der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit — ist 
ebenfalls unseren Grundlinien gefolgt worden. So 
hat sich der Anteil der ländlichen Entwicklung in 
der Finanziellen und in der Technischen Zusam-
menarbeit von 22,8% im Jahre 1982 auf 27,5% im 
Jahre 1985 erhöht. 

Im Schwerpunktbereich Grundbedürfnisbefriedi-
gung konnten die Mittel von 28,4% auf 34,8% erhöht 
werden. Dabei sind wir uns doch alle darüber im 
klaren, daß viele Anstrengungen nicht zum Erfolg 
geführt haben, weil die Projekte aus den verschie-
densten Gründen nicht durchgeführt oder konkreti-
siert werden konnten. Das lag entweder an der 
mangelnden Planungsreife oder auch am Unvermö-
gen der Umsetzung in den einzelnen Ländern. 

Der Bundestag hat mit Anträgen und Entschlie-
ßungen versucht, dem Bundesministerium Orien-
tierungshilfen an die Hand zu geben. Ich erinnere 
an die Anträge zur Förderung des kleinen und 
kleinsten Gewerbes und des Handwerkes sowie zur 
Förderung der bäuerlichen Betriebe, zur Förderung 
der Selbsthilfeorganisationen und des Kreditwe-
sens. Es muß aber ausdrücklich anerkannt werden, 
daß die Gesellschaft für Technische Zusammenar-
beit und der Deutsche Entwicklungsdienst ihre Ar-
beit eindeutig auf diese Schwerpunkte hin orien-
tiert haben. Dafür danken wir. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/-
CSU) 

Wir wollen aber zugleich anmerken, daß auch hier 
noch vieles verbesserungsbedürftig ist. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Vor allem möchte ich davor warnen, die guten An-
sätze im bürokratischen Dickicht ersticken zu las-
sen. 

Auch die Nicht-Regierungsorganisationen haben 
sich in den vergangenen Jahren noch stärker auf 
die genannten Schwerpunkte konzentriert. Hier 
wird eine bessere Koordination untereinander und 
mit staatlichen Stellen notwendig sein. 

Wenn ich den Blick auf den Haushalt 1987 richte, 
so darf ich feststellen, daß er wieder angemessen 
steigt. Mit 8,7 Milliarden DM leistet die Bundesre-
publik Deutschland alleine mehr als der gesamte 
Ostblock, der nur etwas über 6 Milliarden DM auf-
bringt. Zwar erreichen wir damit unser gestecktes 
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Ziel von 0,7 % des Bruttosozialprodukts leider im-
mer noch nicht. Es ist aber bei diesem Prozentsatz 
zu berücksichtigen, in welchem Umfang das Brutto-
sozialprodukt jeweils gestiegen ist und — vor allem 
— was in diese Zahl eingerechnet wird. Ein Bei-
spiel: Unsere französischen Nachbarn rechnen ihre 
für die kulturelle Zusammenarbeit zur Verfügung 
gestellten Mittel in diesen Prozentsatz ein, während 
bei uns die Goethe-Institute unberücksichtigt blei-
ben. In den skandinavischen Ländern, die zum Teil 
mehr als 1% des Bruttosozialprodukts an Entwick-
lungshilfe errechnen, ist die gesamte nichtstaatli-
che Hilfe im allgemeinen wesentlich geringer als 
bei uns. Wie dem auch sei: Bedauerlich für uns 
Freie Demokraten bleibt vor allem, daß insbeson-
dere im privaten Bereich, bei den privaten Investo-
ren ein dramatischer Rückgang zu verzeichnen ist. 

Damit komme ich zum Ausblick und auf das, was 
noch verbessert werden kann, und das ist natürlich 
nicht wenig. 

Für die FDP will ich die wichtigsten Probleme 
nennen: Ich denke an die Verschuldungskrise, bei 
der noch keine Lösung in Sicht ist. Ich denke an die 
zunehmende Verletzung der Menschenrechte in im-
mer mehr Ländern. Ich denke an die immer deutli-
cher werdenden ökologischen Folgen auf Grund 
von politischen und auch auf Grund von wirtschaft-
lichen Fehlentscheidungen in den Ländern 
Afrikas. 

(Tatge [GRÜNE]: Nicht bloß daran denken, 
sondern auch etwas dagegen tun!) 

Ich denke nicht zuletzt an die sozialen Folgen in 
diesen Ländern, die im Verlaufe ihrer Entwicklung 
ja erhebliche gesellschaftliche Umwälzungen zu 
verzeichnen haben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Warum ist das denn 
so?) 

z. B. was die Rolle der Frauen dort betrifft. Ich 
denke an die schwerwiegenden Probleme der Ex-
porte, insbesondere auch im Agrarbereich, und 
nicht zuletzt an die zunehmende Militarisierung in 
vielen Entwicklungsländern. 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Sehr besorg

-

niserregend! — Frau Eid [GRÜNE]: Mit un- 
serer Polizei!) 

Die Probleme des Agrarmarktes in der Europäi-
schen Gemeinschaft dürfen nicht auf Kosten der 
Entwicklungsländer gelöst werden. Diesen Kern-
satz möchte ich ausdrücklich wiederholen, weil er 
in unsere Entschließung zum Aufbau einer eigen-
ständigen Nahrungsversorgung der Entwicklungs-
länder leider nicht eingegangen ist. 

Immer wieder begegnen wir in der Dritten Welt 
Projekten, die von uns finanziert oder mitfinanziert 
werden und bei denen zigtausend Hektar von Wald 
vernichtet werden müssen. Wenn solche Stau-
dämme zur Energiegewinnung wichtig sind, meine 
Damen und Herren, dann muß wenigstens gewähr-
leistet sein, daß das Holz, der wichtigste Rohstoff in 
diesen Ländern, auch genutzt werden kann, auch 
wenn das Projekt dadurch verzögert wird. 

Zum politischen Dialog mit unseren Partnern 
muß auch gehören, daß Urwälder oder andere sel-
tene Ökosysteme nicht weiter reduziert werden. In 
den Industrieländern können wir heute, was den 
gesamten Umweltschutz angeht, auf viele Erfah-
rungen zurückblicken, auch auf bittere Erfahrun-
gen im eigenen Lande. Meine Damen und Herren, 
es müssen doch wirklich nicht unbedingt alle Feh-
ler, die wir gemacht haben, überall auf der Welt wie-
derholt werden. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Zur Zukunft einer besseren und erfolgreichen Zu-
sammenarbeit gehört sicher auch die Lösung des 
Problems der Überbevölkerung. In vielen Ländern 
sind Anstrengungen sinnlos, wenn die Maßnahmen 
der Gesundheitsvorsorge, der Verhinderung der 
Landflucht, der Empfängnisverhütung und der bes-
seren Koordinierung aller staatlichen und nicht-
staatlichen wie auch der internationalen Organisa-
tionen nicht verbessert werden. Und schließlich 
müssen wir auch einen Weg finden, daß die Rück-
flüsse an Zinsen und Tilgungen aus Entwicklungs-
ländern — Herr Borchert hat darauf hingewiesen 
— irgendwann einmal zu bestimmten Schwer-
punktaufgaben wiederverwendet werden können, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

z. B. für die Rettung von Ökosystemen, für bevölke-
rungspolitische Maßnahmen oder ganz einfach da-
für, daß die Nahrungsversorgung aus eigener Kraft 
Wirklichkeit wird. 

Sie sehen, es ist viel zu tun. Die Lösung kann 
nicht lauten: alles aufgeben, wie es zum Teil aus der 
SPD verlautet. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ach, aus wel-
hen Teilen denn?) 

— Na  ja,  Sie wissen das ganz genau. — 

(Heiterkeit bei der FDP, der CDU/CSU und 
den GRÜNEN) 

Die Bundesrepublik Deutschland 

— und jetzt zitiere ich — 

steht in der vordersten Reihe derjenigen, die 
sich um die Förderung der Völker der Dritten 
Welt verdient gemacht haben. 

Dies sagte anläßlich der 25-Jahr-Feier des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
im Namen aller afrikanischen Staaten der Bot-
schafter der Republik Senegal, Herr Cheikh Leye, 
und hob hervor, daß die traditionellen deutschen 
Werte wie Freigiebigkeit und Humanismus bei der 
Entwicklungshilfe wirklich eine Rolle gespielt ha-
ben. 

Wir können auf 25 Jahre Entwicklungshilfe zu-
rückblicken. Wir können auch aus den Fehlern ler-
nen. Wir können neue Fehler vermeiden. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Richtig!) 

Beispielsweise müssen wir auch einmal darüber 
nachdenken, ob wir unsere Projekte nicht zu früh 
übergeben, ob wir nicht viel zu kurzfristig denken, 
ob wir die Zusammenarbeit nicht lieber auf ganz 
andere, viel längere Zeiträume und auf Dauer anle- 
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gen sollten. Der Haushalt 1987 kann nur eine Sta-
tion auf diesem Weg sein. Deshalb stimmen wir ihm 
zu. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Herr Warnke. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Jetzt könnt ihr 
etwas lernen!) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und meine Herren! Sie haben, Frau 
Kollegin Eid, viel Mühe auf Ihre Gratulationsrede 
verwendet. Sie haben ein bißchen wenig auf die 
Beurteilung unserer deutschen Entwicklungshilfe 
bei den Partnern in der Dritten Welt gehört. Vor 
allem: Sieh, das Gute liegt so nah! Sie haben ganz 
übersehen, zu etwas zu gratulieren, wozu wirklich 
Anlaß gewesen wäre: daß wir nach dem Höchst-
stand der deutschen Entwicklungshilfe im vergan-
genen Jahr nun in diesem Haushalt mit fast 7 Milli-
arden DM wiederum einen Höchststand haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Eid [GRÜNE]: Quantität ist keine 

Qualität!) 

— Warten Sie nur ab! — Beides — das vergangene 
Jahr und dieses Jahr — ist keine Selbstverständ-
lichkeit zu einer Zeit, wo die Wiedergewinnung fi-
nanzieller Solidität unsere Finanzen in Anspruch 
genommen hat. 

Ich danke dem Parlament für seine Unterstüt-
zung, insbesondere den Mitgliedern des Haushalts-
ausschusses und des Ausschusses für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit. Ich danke auch den Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern für ihre Zustimmung zur 
Fortführung und zum Ausbau unserer Entwick-
lungszusammenarbeit. 

Herr Kollege Brück, dieser Höchststand ist trotz 
aller Prozentbruchteile und trotz aller Rückfluß-
problematik erreicht worden. Ich habe mit Auf-
merksamkeit gehört, daß dieses Haus der Rückfluß-
problematik in der kommenden Legislaturperiode 
die ihr gebührende Aufmerksamkeit widmen will. 

Nur, mit den Verpflichtungsermächtigungen, lie-
ber Herr Kollege Brück, sind Sie in dem Denken 
der 70er Jahre steckengeblieben. Wir haben zu 
Hunderten von Millionen DM Verpflichtungser-
mächtigungen, die zu Ihrer Zeit eingegangen wor-
den waren, reprogrammieren müssen. Denn mit 
Verpflichtungsermächtigungen können Sie keinen 
Hungernden sattmachen. Deshalb haben wir jetzt 
das neue Instrument schnell abfließender Struktur-
anpassungshilfe geschaffen und werden es schnell 
und wirksam als moderne Entwicklungshilfe ein-
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Jahr 1987 wird das bisherige Gesamtvolumen 
deutscher öffentlicher Leistungen den 150 Milliar-
den DM nahebringen. Es wäre gut, wenn auch Sie  

von den GRÜNEN zur Kenntnis nähmen: Schwer-
punkt ist und bleibt in diesem Haushalt die Hilfe 
für die Armsten. Wir werden den Anteil für die ärm-
sten Länder von 23 auf 26% steigern. 

In der Tat kommt es nicht auf die Quantität an. 
Deshalb haben wir die Steigerung der Wirksamkeit 
vor die Steigerung der Millionen gesetzt. Noch im-
mer wird international auf diesem Gebiet zuviel 
vergeudet. Wir haben deshalb in dieser Legislatur-
periode zielorientierte Projektplanung eingeführt, 
die Erfolgskontrolle verstärkt und die Abstimmung 
der Geber untereinander intensiviert. Die Neu-
orientierung der deutschen Entwicklungshilfe be-
greift Entwicklung als Entfaltung der schöpferi-
schen Kräfte der Menschen und Völker der Dritten 
Welt. Das heißt, nicht wir bestimmen das Ziel, son-
dern wir leisten Hilfe zur Selbsthilfe. 

Ich danke den Kirchen, daß sie sich bereit gefun-
den haben, ihre reichen Erfahrungen auf dem Ge-
biet der Selbsthilfe einzubringen, um der staatli-
chen Entwicklungspolitik zu helfen, wirksamer als 
in der Vergangenheit Selbsthilfe im Idealfall für 
ganze Regionen und nicht nur für kleine Entwick-
lungsinseln wirksam werden zu lassen. 

(Tatge [GRÜNE]: Gerede!) 

Wir wollen damit den Begriff der Selbsthilfe von 
einer Leerformel auf ein konkretes und operationa-
les Arbeitsprinzip bringen. 

Meine Damen und Herren, der Politikdialog, den 
wir über die Rahmenbedingungen mit den Ent-
wicklungsländern führen, ist für uns keine Ein-
bahnstraße. Anders leben, damit andere überleben, 
das bedeutet: Wir brauchen den Mut zum Struktur-
wandel auch bei uns selbst. Wir müssen unsere 
Märkte offenhalten, damit die Menschen in den 
Entwicklungsländern die Früchte ihres Fleißes 
auch selbst ernten können. 

Wir müssen den europäischen Agrarmarkt in sei-
ner Struktur reformieren, 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das sagen Sie mal Ih
-ren Kollegen von der CDU!) 

damit nicht Milliarden den Landwirten bei uns vor-
enthalten werden und zur Subvention von struktu-
rellen Überschüssen zum Schaden der Menschen in 
der Dritten Welt auf dem Weltmarkt verwendet 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Aber Mut zum Strukturwandel, meine Damen 
und Herren von SPD und GRÜNEN, das heißt vor 
allem: Wir müssen uns heute auch aus entwick-
lungspolitischer Verantwortung der Kernenergie 
und anderer moderner Techniken der Energieer-
zeugung bedienen. Jede andere Politik führt zur 
Verteuerung von und zum Raubbau an nicht ersetz-
baren Energieträgern wie Öl und Kohle, auf die die 
Entwicklungsländer noch Jahrzehnte angewiesen 
sein werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 
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Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich bedaure; die Kürze der Zeit 
läßt mich sonst nicht zum Schluß kommen. 

(Mann [GRÜNE]: Das wird nicht angerech

-

net, Herr Minister!) 

— Wenn es nicht angerechnet wird: sehr gern, Frau 
Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Mann, bitte. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Der Mann hat doch 
keine Ahnung!) 

Mann (GRÜNE): Herr Minister, wenn auch Brasi-
lien sicherlich kein klassisches Land der Dritten 
Welt ist: Stimmen Sie mir zu, daß das Atompro-
gramm in Brasilien runde 30 Milliarden DM kostet 
und daß diese Mittel für ganz andere Zwecke, bei-
spielsweise — wenn wir bei der von Ihnen erwähn-
ten Energiepolitik bleiben — für regenerative Ener-
gieträger oder aber auch für Wasserkraft — nicht 
so gigantisch wie jetzt in Brasilien, sondern dezen-
tral — viel sinnvoller angelegt wären? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Tatge [GRÜ

-

NE]: Windenergie beispielsweise!) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Kollege, Sie täuschen sich, 
wenn Sie glauben, daß die Atomenergie in Brasilien 
aus Mitteln der deutschen Entwicklungshilfe fi-
nanziert worden ist. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Sie stehen gegen alle Länder der Welt, die vor 14 
Tagen in den Vereinten Nationen die friedliche 
Nutzung der Kernenergie beschlossen haben. In 
ideologischer Verblendung setzen Sie sich über die 
Existenzinteressen unserer Arbeitnehmer mit der-
selben Rücksichtslosigkeit hinweg wie über die Exi-
stenzinteressen der Menschen in der Dritten Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Das ist dummes Zeug!) 

Meine Damen und Herren, deutsche Politik ist 
auf Grund der Erfahrungen dieses Jahrzehnts ge-
prägt vom Eintreten für Menschenrechte, für Frie-
den und für Freiheit. Diese Grundprägung bringen 
wir im Rahmen der Neuorientierung auch in unsere 
Entwicklungspolitik ein. 

(Zuruf der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

Deshalb haben wir die Hilfe für El Salvador und für 
Guatemala wieder aufgenommen, zur Unterstüt-
zung von Staatsmännern wie Napoleon Duarte und 
Vinicio Cerezo, die sich unter Einsatz ihres Lebens 
für Freiheit, für Menschenrechte und gegen die Ex-
tremisten von rechts und von links in ihren Län-
dern behaupten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb haben wir die Neuzusagen für Nicaragua 
eingestellt, solange die Sandinisten in Zentralame-
rika Unfrieden stiften. 

(Ströbele [GRÜNE]: Eine Schweinerei ist 
das, eine Unverschämtheit ist das, so etwas 
zu sagen! Wer stiftet denn da Unfrieden?) 

Wir wollen eine politische Lösung. Wer aber will, 
daß in Nicaragua die Demokratie Fuß faßt, wer mili-
tärische Lösungen ablehnt, der ist nur glaubhaft, 
wenn er die Menschenrechtsverletzungen durch die 
Sandinisten beim Namen nennt, 

(Mann [GRÜNE]: Und was machen die 
Contras, Herr Minister?) 

wenn er die Verletzung der Pressefreiheit beim Na-
men nennt, wenn er die politischen Gefangenen 
beim Namen nennt, die heute in Nicaragua alle 
durch sandinistische Verursachung leiden müssen. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Wer die demokratische Entwicklung in Nicaragua 
will, 

(Zuruf von der SPD: Muß die Contras för-
dern?) 

muß den demokratischen Kräften in diesem Land, 
muß den Liberalen, muß den Christlich-Sozialen, 
muß den Sozialdemokraten 

(Ströbele [GRÜNE]: Ihre Mörderbanden!) 

und auch den Konservativen seine moralische Un-
terstützung bekunden, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

die dort nicht im sicheren Port des Deutschen Bun-
destages 

(Ströbele [GRÜNE]: Ihre Mörderbanden, 
Herr Minister, die Contras!) 

große Reden führen und „Mörder" schreien, son-
dern die dort ihre eigene Freiheit, ihre körperliche 
Unversehrtheit, ja, ihr Leben aufs Spiel setzen im 
Einsatz für die Demokratie in Nicaragua. Und hier 
wie anderswo ist die SPD in den 70er Jahren stek-
kengeblieben, hält den Sandinisten die Stange und 
läßt nicaraguanische Sozialdemokraten im Stich. 
Da ist der Skandal um das (nicaraguanische) Vor-
standsmitglied der SPD, den Bremer Senator und 
Bürgermeister Henning Scherf, der Präsident 
Reagan einen frühen Tod wünscht, nur damit die 
Sandinisten in Nicaragua freies Spiel haben. Damit 
zerstört die SPD nicht nur das Vertrauensverhält-
nis zum amerikanischen Verbündeten, sondern 
auch dringend notwendige Überparteilichkeit in der 
Stabilisierung Zentralamerikas. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist doch nicht zu 
fassen, was Sie da sagen!) 

Der vorliegende Haushalt gibt uns die Möglich-
keiten, die vor uns stehenden Aufgaben anzupak-
ken: Ernährungssicherung aus eigener Kraft ange-
sichts anhaltender Bevölkerungsexplosion, Bildung 
und Ausbildung frei von verfehlten europäischen 
Vorbildern, mehr Spielräume für Selbsthilfe, Kampf 
gegen das Vordringen der Wüste in Afrika und 
Schutz der tropischen Regenwälder, in der Tat, 
Herr Kollege Rumpf. 

Eine Aufgabe aber will ich besonders hervorhe-
ben: Das ist eine bessere Würdigung der Stellung 
der Frauen im Entwicklungsprozeß. Wir brauchen 
dafür keine neuen Stellen. Wir haben die Kraft, das, 
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Bundesminister Dr. Warnke 
was notwendig ist, durch Schwerpunktsetzung im 
eigenen Haushalt zu tun. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen aber 
niemand!) 

Meine Damen und Herren, mit der Neuorientie-
rung hat die Bundesregierung den gewandelten Be-
dingungen der 80er Jahre Rechnung getragen. So 
ist es möglich gewesen, die Modeerscheinung des 
Hilfepessimismus in unserem Lande in den letzten 
Jahren zu überwinden. Das Engagement des Bun-
despräsidenten auf seinen Reisen in die Dritte Welt, 
in seinem Auftreten innerhalb der Bundesrepublik 
hat dazu viel beigetragen. Wir danken ihm dafür, 
und wir werden unseren Weg fortsetzen von der 
Entwicklungshilfe über die Entwicklungszusam-
menarbeit zu der Entwicklungspartnerschaft mit 
den Völkern der Dritten Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Ströbele, ich rüge 
Sie für Ihre Bemerkung an den Minister „Ihre Mör-
derbanden". 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜ-
NEN. Darf ich davon ausgehen, daß wir über die 
Anträge gemeinsam abstimmen können? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

— Dann stimmen wir gemeinsam ab. 

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 10/6550, 10/6551, 
10/6552, 10/6553 und 10/6554 auf. Wer diesen Anträ-
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 23: Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit in der Aus-
schußfassung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Gegenstimmen der GRÜNEN 
und der SPD ist der Einzelplan 23 in der zweiten 
Lesung angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 
— Drucksachen 10/6321, 10/6331 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Diederich (Berlin) 
Frau Berger (Berlin) 
Suhr 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 60 Minuten vorgesehen; es kann auch 
weniger sein. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Beziehungen beider 
deutschen Staaten beruhen heute auf zwei wesent-
lichen Fundamenten, dem Grundlagenvertrag und 
den damit verbundenen Konkretisierungen, den 
Vereinbarungen zwischen Helmut Schmidt und 
Erich Honecker vom Werbellinsee 1981. 

Ich möchte feststellen: In den vier Jahren ihrer 
Regierungsverantwortung zehrte die Bundesregie-
rung von dem, was die sozialliberale Koalition er-
reicht hatte. Was ich vermisse, ist ein angemesse-
nes Verhandlungskonzept dieser Bundesregierung 
für die Zukunft. Ich kann mich da wohl auch auf 
Aussagen aus den Bereichen der Koalition stützen. 
Ich möchte weiter feststellen: Noch im Jahr 1982 
hatte uns ja der von mir sehr verehrte Kollege 
Lorenz einen Stufenplan vorgestellt. Davon ist seit-
her nicht mehr die Rede. Was wir von der Bundes-
regierung fordern, ist ein klares Konzept für die 
Fortschritte in der Frage der Deutschlandpolitik. 

Es sind sicherlich eine Reihe kleiner Schritte in 
dem Sinne und auf der Grundlage gemacht worden, 
die die sozialliberale Regierung gelegt hat. Aber ich 
halte es nicht für verwunderlich, wenn der Fort-
schritt mühseliger wird; denn wer kann glauben, 
daß ein Kanzler, der andere Staatsmänner mit 
Goebbels vergleicht, damit den Schießbefehl an der 
Mauer wegbekommt 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das ist ein schä-
biger Vergleich, Herr Kollege!) 

oder die Versäumnisse des Herrn Jenninger hin-
sichtlich der unterschiedlichen Behandlung von 
Berlinern und Bundesbürgern durch die DDR korri-
gieren oder Fortschritte in der Ausfüllung des Kul-
turabkommens erzielen oder etwa den Abschluß ei-
nes Umweltschutzabkommens befördern kann? Ich 
weiß, daß da etwas passiert. Aber wir wissen auch, 
daß das politische Verhalten dieser Regierung und 
in dieser Regierung dazu führt, Hemmnisse aufzu-
bauen. Wenn man etwas in der deutschen Frage 
erreichen will, muß man miteinander reden. Um 
miteinander reden zu können, muß man auch die 
richtigen Ausgangspositionen im Umgang schaffen. 
Ich sehe dies bei diesem Kanzler nicht gegeben, der 
die Deutschlandfrage im wesentlichen als Propa-
gandainstrument für den Wahlkampf einzusetzen 
gedenkt. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Das ist ja un-
glaublich, was Sie da erzählen!) 

Nach diesen Vorbemerkungen möchte ich mich 
der Politik des Ministeriums zuwenden. Ich möchte 
einige besorgte Worte an den Minister richten. In 
der Beschreibung der Aufgaben des Ministeriums 
im Vorwort zum Einzelplan hieß es 1982 u. a.: 

Die Öffentlichkeitsarbeit des Ministeriums soll 
durch objektive Information die Probleme des 
Verhältnisses beider deutscher Staaten zuein-
ander 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Beider 
Staaten in Deutschland!) 

und die Deutschlandpolitik der Bundesregie-
rung darstellen. 
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Dr. Diederich (Berlin) 
Ich glaube, das ist eine Aufgabenbeschreibung, 

der alle Seiten des Hauses zustimmen können und 
dürfen, mit Ausnahme der GRÜNEN, die das Mini-
sterium ja auflösen möchten. Herr Schierholz, ich 
kann Ihnen auch zu Ihrer Entschließung, von der 
ich gar nicht weiß, ob sie nun vorliegt oder nicht, die 
Sie aber jedenfalls vorlegen wollten, sagen, daß wir 
natürlich der Auflösung dieses Ministeriums nicht 
zustimmen werden, ohne daß ich das jetzt im ein-
zelnen begründen will. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist aber 
schade!) 

Ich komme zur Aufgabenbeschreibung zurück. Es 
ist ja interessant, daß dieser an sich allgemeingül-
tige Satz aus der Aufgabenbeschreibung im Jahre 
1985 geändert worden ist. Ich glaube, das ist be-
zeichnend. Jetzt heißt es nämlich: 

Die Öffentlichkeitsarbeit des Ministeriums soll 
die Deutschlandpolitik der Bundesregierung 
darstellen ... 

Dann heißt es weiter: 

... das Bewußtsein von der Einheit der Nation 
wachhalten und durch objektive Information 
über die Probleme im geteilten Deutschland 
unterrichten. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Den letzten 
Satz haben Sie fast verschluckt: „im geteil

-

ten Deutschland"!) 

Das heißt, damit soll das Bundesministerium unter 
einem gewissen Aspekt sozusagen zu einem Hilfs-
instrument des Bundespresse- und Informations-
amtes gemacht werden. Herr Minister, dies erfüllt 
uns mit Sorge, denn die Öffentlichkeitsarbeit für 
die Bundesregierung in den Vordergrund zu stellen 
und die objektive Information über die Probleme 
des geteilten Deutschlands in den Hintergrund zu 
drängen ist eine Sache, die wir nicht akzeptieren 
können und bei der Sie unsere Hilfe nicht haben 
werden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Das ist nur 
Ihre Auslegung!) 

— Herr Sauer, hören Sie mir bitte zu. Ich möchte 
das, was ich gesagt habe, durch die Praxis belegen; 
ich klammere mich sonst nicht so sehr an Worte, 
obwohl es ja doch manchmal hilfreich ist, auf das 
Gedruckte zu gucken. 

Mit Besorgnis beobachten wir die Tendenz zu ei-
ner von Parteibuchwirtschaft geprägten Personal-
politik in Ihrem Ministerium. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Früher bei 
euch!) 

Gerade in den letzten Monaten wurde der im Mini-
sterium über viele Jahre, zum Teil noch aus Zeiten 
der Großen Koalition gesammelte Sachverstand für 
die Fragen der DDR und die Beziehung zwischen 
den beiden deutschen Staaten zurückgedrängt. Es 
wurden bewährte Mitarbeiter — ich möchte sagen, 
ohne Grund — verdrängt und das nicht nur auf der 
Leitungsebene. Meine Damen und Herren, ich 
möchte davor warnen — es ist jetzt nicht die Zeit, 
das im einzelnen an Hand des Personalplans und 

der Organisationsspinne zu belegen —, daß das 
CDU-Parteibuch und die Nähe zu den Vertriebenen-
verbänden im Bundesministerium entscheidend 
werden 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das ist das letzte, 
was Sie sagen können!) 

und daß die wirkliche fachliche Qualifikation, die 
man sich nur durch Sachverstand und Beschäfti-
gung in der Sache über viele Jahre erwerben kann, 
in den Hintergrund gedrängt wird. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Belegen 
Sie das bitte auch einmal!) 

Deutschlandpolitik darf nicht in den Dienst einer 
Partei gestellt werden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Dann bele-
gen Sie es doch einmal!) 

— Herr Sauer, Sie können so lange schreien, wie 
Sie wollen. Ich werde diese Feststellungen hier den-
noch treffen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Belegen 
Sie es doch bitte mal!) 

— Ich möchte jetzt hier nicht mit einzelnen Namen 
arbeiten. Ich möchte aber sagen, daß die Ablösung 
des Herrn Meixner durchaus ein Signal gewesen 
ist. Das ist nur ein Name von vielen. Herr Sauer, ich 
bin bereit, Ihnen das an vielen Personen nachzu-
weisen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Sauer? 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Ja bitte. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Herr Kollege, wür-
den Sie die Freundlichkeit besitzen, dann Ihren 
Vorwurf zu belegen, es wären aus dem Bereich der 
Vertriebenenverbände Leute in das Ministerium ge-
holt worden? 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Sauer, ich 
möchte jetzt hier nicht im einzelnen Namen von 
Mitarbeitern aufzählen. Aber ich komme an einer 
anderen Stelle noch einmal zu einem Punkt, wo ich 
versuche, Ihnen in der Praxis nachzuweisen, daß 
meine Behauptung richtig ist. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Das war 
eine verdammt schwache Ausrede, Herr 

Kollege!) 

Meine Damen und Herren, die Berichterstatter 
haben es begrüßt, daß einzelne Titel, die der Ver-
stärkung des Kontakts der Menschen in beiden 
deutschen Staaten, der Intensivierung der deutsch-
landpolitischen Forschung und der Verstärkung 
des Besucherverkehrs nach Berlin dienen, mit zu-
sätzlichen Mitteln versehen worden sind. 

Ich möchte Gelegenheit nehmen, an diesem 
Punkt meiner Mitberichterstatterin Frau Berger 
für die langjährige Zusammenarbeit zu danken. 
Frau Berger, ich möchte auch hier sagen, daß ich in 
dieser Arbeit viel von Ihnen gelernt habe und daß 
ich mich gern an die Zusammenarbeit erinnern 
werde. In sachlicher Hinsicht sind wir immer einer 
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Dr. Diederich (Berlin) 
Meinung gewesen, auch wenn uns manchmal politi-
sche Auffassungen trennten. 

(Frau Traupe [SPD]: Das war immer bei 
den Berlinern, und das ist den Bund teuer 

gekommen!) 

— Also, meine liebe Brigitte, das stimmt nicht. Wir 
haben uns als wahre und richtige Haushälter ver-
halten. Wir haben versucht, die Mittel des Bundes 
dort einzusetzen, wo sie den größten Effekt erzielen. 
Ich glaube, die Dinge, die wir vertreten haben, ha-
ben wir auch im Haushaltsausschuß überzeugend 
vertreten. 

(Mann [GRÜNE]: Ihr Berliner, bekennt 
euch doch mal zu euren kleinen Schandta

-ten! — Stiegler [SPD]: Für Berlin tun wir 
es ja!) 

— Ja, ja, das ist auch sehr nett. Ich hoffe, daß ihr 
auch in Zukunft für Berlin all das tun werdet, was 
für Berlin notwendig ist. 

Ich möchte nur kurz einmal darauf eingehen, wo-
für zusätzliche Mittel verwendet werden. Ange-
wachsen gerade in diesem Haushalt — übrigens 
nicht nur in diesem Haushalt; das Ministerium soll 
j a für die ganze Bundesregierung koordinieren, in-
sofern gibt es da eine Mitverantwortung — 

(Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Das ist wohl ein 
Mißverständnis!) 

sind nämlich die Ausgaben für Vertriebenenver-
bände. Das kann man noch akzeptieren. Aber es ist 
doch eine sehr einseitige Entwicklung. Denn an an-
deren Stellen wird mit der Begründung, es sei nicht 
genügend Geld da, im Ministerium gespart. Herr 
Sauer, um Ihnen einen Beleg zu geben: Es ist über-
haupt nicht einzusehen, daß der „DDR-Report", der 
seit vielen Jahren als Pressespiegel im Ministerium 
erscheint, plötzlich auf eine zweimonatliche Er-
scheinungsweise reduziert werden soll, nicht aus 
sachlichen Gründen, sondern mit der Begründung, 
es sei nicht hinreichend Geld da. 

(Lintner [CDU/CSU]: Herr Diederich, was 
haben Sie denn gegen Vertriebene?) 

— Ich habe im Prinzip nichts gegen Vertriebene, 
Herr Lintner, aber ich glaube, daß die Rolle der Ver-
triebenenverbände in dieser Gesellschaft begrenzt 
werden sollte, daß es hier keine weiteren Auswei-
tungen geben sollte und geben kann. Wir haben an 
anderer Stelle hier darüber diskutiert. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Ein ganz 
merkwürdiges Demokratieverständnis ha

-

ben Sie! — Lintner [CDU/CSU]: Was wer

-

fen Sie denen denn vor?) 

Ich möchte auf einen anderen Punkt zu sprechen 
kommen. Das Ministerium führt mit den Bücherpa-
keten eine gute Tradition fort. Das fällt in den Be-
reich objektive Information, wie es die Aufgaben-
stellung des Ministeriums ist. Ich begrüße das aus-
drücklich. Herr Minister, die Aktualisierung darf 
nicht als ein Vorwand für die Einführung einseiti-
ger politischer Tendenzen dienen. Ich habe mir das 
neue Bücherpaket sehr intensiv angesehen. Ich 
habe auch namhafte Kenner der DDR-Fachlitera-

tur befragt. Ich möchte hier ein kurzes Resümee 
ziehen. Ich kann, wie gesagt, die einzelnen Bücher 
hier nicht auf den Tisch legen, aber ich bin gern 
bereit, Ihnen das im einzelnen zu belegen, auch 
wenn Sie mir das nicht abnehmen, Herr Sauer. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Die kennen 
wir doch selber!) 

Es sind kaum noch Monographien zum politischen 
und gesellschaftlichen System der DDR darin ent-
halten. Man muß ja sehen, daß diese Bücherpakete 
für Schulen gedacht sind und daß sie didaktisches 
Hilfsmaterial für Lehrer sein sollen. 

(Lintner [CDU/CSU]: Und Schüler!) 

Das finden wir positiv. Aber dazu braucht man wis-
senschaftlich fundierte Literatur, die einen Über-
blick vermittelt. Statt dessen finden wir, daß Einzel-
aspekte sehr stark betont werden: Wehrerziehung, 
Friedensbewegung, Staatssicherheitsdienst, Mas-
senmedien, Erlebnisberichte, Autobiographisches. 
Das ist für sich genommen auch noch nicht negativ. 
Aber wenn man sich die Literatur dann im einzel-
nen anguckt, sieht man: Es ist ideologisch befrach-
tete Literatur statt analytischer und struktureller 
Begleitliteratur für die Pädagogik. 

(Lintner [CDU/CSU]: Halten Sie eigentlich 
die Schilderung der Realität für ideolo-

gisch befrachtet?) 

Ich konstatiere in dem neuen Bücherpaket eine ge-
fährliche propagandistische Tendenz, 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

die eher einseitig und konservativ ist. Herr Mini-
ster, wir fordern das Ministerium auf, dies zu korri-
gieren. Kehren Sie zu pluralistischen und objekti-
ven Informationen zurück! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Lintner? 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Ja, Herr Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Kollege Diederich, hal-
ten Sie eigentlich die Schilderung der Wirklichkeit 
in der DDR für ideologisch überfrachtet oder be-
frachtet? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Welcher?) 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Nein, man kann die 
Wirklichkeit in der DDR natürlich unter vielen 
Aspekten schildern, Herr Lintner. Da Sie wissen, 
daß Literatur unter sehr subjektiven Aspekten ge-
schrieben wird, ist es wichtig, ein Spektrum darzu-
stellen. Ich habe hier betont, daß es wichtig und not-
wendig ist, gerade für die Didaktik, für den Lehrer, 
der j a in der Regel kein Fachmann in dem Bereich 
ist, vor allen Dingen aufbereitende systematische 
Literatur anzubieten, die einen Überblick ermög-
licht und die die gesamte Perspektive in ihrer 
Breite darstellt. Denn wir wollen kein verzerrtes 
Bild von der DDR geben, sondern wir wollen 
Deutschland in seiner ganze Vielfalt darstellen, und 
dies ist in diesem Bücherpaket nicht mehr an allen 
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Dr. Diederich (Berlin) 
Stellen gewährleistet. Ich appelliere an Sie, das zu 
verbessern. 

(Abg. Lintner [CDU/CSU] meldet sich er

-

neut zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Ja, gut, aber wir wol-
len hier jetzt eigentlich nicht in einen Dialog eintre-
ten. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Diederich, ich werde 
keine Zwischenfrage mehr stellen, aber ich möchte 
Sie jetzt doch fragen: Halten Sie die Schilderung 
der Allgegenwart des MfS und auch der Tatsache, 
daß Kriegspropaganda oder, wenn Sie so wollen, 
Erziehung zum Haß betrieben wird, für eine einsei-
tige tendenziöse Darstellung der Wirklichkeit in der 
DDR? 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Aber Herr Lintner, 
Sie haben mich nicht verstanden. Natürlich ist das 
ein Aspekt, der auch dargestellt werden muß. Nur, 
ich fordere, daß wir das gesamte Spektrum des ge-
sellschaftlichen Lebens der DDR darstellen und 
uns hier nicht einseitig auf bestimmte einzelne, 
sehr emotionsgeladene Aspekte konzentrieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
noch etwas zu einem letzten Punkt sagen. Sie wis-
sen, daß sich RIAS Berlin um die Beteiligung an 
einer terrestrischen Fernsehfrequenz in Berlin be-
wirbt. Der US-Kongreß hat eine Ermächtigung aus-
gesprochen, daß ab Herbst 1987 Mittel zur Verfü-
gung gestellt werden. Die Bundesregierung hat be-
reits früher signalisiert, daß sie bereit ist, hier et-
was zu leisten und die übrige Finanzierung zu über-
nehmen. Ich möchte jetzt nicht über die Details 
sprechen. Im Haushaltsplan sind zunächst etwas 
weniger als 9 Millionen DM für die Planungskosten 
eingestellt worden. Dieser Ansatz wurde auf Antrag 
der SPD im Haushaltsausschuß qualifiziert ge-
sperrt. Das heißt, daß der Haushaltsausschuß und 
damit das Parlament noch hinreichend Gelegenheit 
haben wird, sich mit den Einzelheiten zu befassen. 

Ich möchte hier nur folgendes feststellen: Der 
RIAS hat sich, was sein Rundfunkprogramm be-
trifft, in der Vergangenheit bewährt. Inwieweit sich 
die jetzige Programmreform bewährt, werden wir 
nach einiger Zeit sehen, wenn die erste modische 
Welle vorüber ist. Ich möchte allerdings anmerken, 
daß für meinen Geschmack in den Hörfunkpro-
grammen erstaunlich wenig Information, dafür 
aber sehr, sehr viel Musikteppich enthalten ist. 
Aber das ist ein Punkt, über den man an anderer 
Stelle diskutieren muß. 

RIAS-Fernsehen bedeutet in dem Zusammen-
hang aber eine andere Dimension. Ich möchte noch 
einmal notifizieren, woran wir Sozialdemokraten 
im Haushaltsausschuß und die gesamte Fraktion  

natürlich vor dem Parlament unsere Stellung-
nahme knüpfen wollen: 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Sie hätten lieber 
einmal in den zuständigen Unterausschuß 
kommen sollen; da war überhaupt keiner 

von Ihnen!) 

— Ich bin nicht Mitglied dieses Unterausschusses, 
Herr Hennig. Da ist Ihr Zwischenruf nicht gerecht-
fertigt. Aber alle, die im Haushaltsausschuß waren, 
werden bestätigen, daß ich mich im Haushaltsaus-
schuß, der dafür zuständig ist, intensiv damit befaßt 
habe. — Wir knüpfen unsere Stellungnahme also an 
folgendes: 

Erstens. Es darf keinen Staatsrundfunk geben, 
weder einen Rundfunk der Bundesregierung noch 
einen Rundfunk der Schutzmacht. 

Zweitens. Es müssen dieselben Regeln wie für 
staatlich finanzierte Sender — also ähnlich wie die 
Deutsche Welle oder Deutschlandfunk — gelten 
und auch die Mindestregeln, die das Bundesverfas-
sungsgericht im Urteil zu den privaten Fernsehan-
stalten aufgestellt hat. 

Das heißt für uns: Das Aufsichtsgremium, das 
vorgesehen und angekündigt ist, muß wirklich 
wirksam sein. Es muß den Intendanten und die An-
stalt wirklich kontrollieren können. Es darf nicht 
nur ein Beirat sein, der Zierde darstellt, sondern er 
muß etwas zu sagen haben. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: So wie beim 
SFB?) 

— Herr Schulze, Sie wissen, daß das Quatsch ist, 
was Sie da sagen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir kennen natürlich auch die Begrenzungen, unter 
denen ein Aufsichtsgremium des RIAS arbeitet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe über die Zusammensetzung überhaupt 
nichts gesagt. Ich möchte nur die Kompetenzen 
feststellen. Es kommt darauf an, daß im Hinblick 
auf eine pluralistische Personalpolitik, auf die Er-
füllung des Programmauftrags und die Abschir-
mung gegen die Staatseinwirkung das Aufsichts-
gremium hinreichend und wirksam tätig werden 
kann. 

Meine Damen und Herren, wir lehnen den Einzel-
plan 27 ab. Der Herr Dregger hat heute morgen von 
Einheit der Nation und Selbstbestimmungsrecht ge-
sprochen. Für mich tut diese Bundesregierung — 
ich sage dies als ein engagierter Berliner — nicht 
genug dafür. Sie reagiert, aber sie agiert nicht. 
„Weiter so, Deutschland!" schreiben Sie über Ihre 
Wahlplakate. Aber offenkundig ist nur die Bundes-
republik gemeint. Unsere Antwort ist: Wir brauchen 
eine neue Phase der Entspannungspolitik und eine 
neue Phase der Deutschlandpolitik. Unsere Ant-
wort auf die Parole der CDU „Weiter so, Deutsch-
land!" lautet: „So nicht!, aus Verantwortung für das 
ganze Deutschland!" 
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Dr. Diederich (Berlin) 
Meine Damen und Herren, der Herr Ertl hat 

heute in seiner Rede beeindruckend davon gespro-
chen, 

(Schulze [CDU/CSU]: Das war eine Ab

-

schiedsrede!) 

daß eine der Hauptaufgaben, die er in seiner politi-
schen Laufbahn gesehen hat, war, die Frage zu be-
antworten: Wie werden wir das geteilte Deutsch-
land und das geteilte Europa überwinden? Ich gehe 
aus dem Bundestag auch mit dem Vorhaben, dafür 
weiterzuwirken. Ich möchte hier die Bitte ausspre-
chen, daß Sie alle gemeinsam versuchen, diesen 
Weg voranzugehen und für eine neue Deutschland-
politik für das ganze deutsche Volk wirksam zu sein 
und hier Ergebnisse zu erzielen, die es uns möglich 
machen, solche schrecklichen Ereignisse, wie sie in 
den letzten Tagen an der Mauer geschehen sind, in 
Zukunft zu verhindern, weil dann Mauer und Sta-
cheldraht keine hindernden Grenzen mehr darstel-
len, sondern durch die Menschen, die von Ost nach 
West und von West nach Ost gehen, überwunden 
werden können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Sei

-

ler-Albring [FDP]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Berger (Berlin). 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Lieber Kollege Nils 
Diederich, die ersten Vorbemerkungen lagen weit 
unter Ihrem sonstigen Niveau. 

Weiterhin hätte ich mir gewünscht, daß Sie Ihre 
Bemerkungen über die Personalpolitik in den Be-
richterstattergesprächen vorgetragen hätten; dann 
hätten wir darüber eingehender diskutieren kön-
nen als in der knappen Zeit, die hier zur Verfügung 
steht. 

Drittens muß ich natürlich Ihren Hinweis auf die 
Einschränkung der Tätigkeit von Vertriebenenver-
bänden zurückweisen und Ihnen auch in aller Of-
fenheit sagen, daß wir im Gegenteil die Arbeit der 
Vertriebenenverbände und der Landsmannschaften 
durch eine Aufstockung der Mittel im Haushalt för-
dern wollen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Als Nach

-

holbedarf für die, die sie gestrichen hatten, 
jawohl!) 

— Ja, natürlich! 

Herr Kollege Diederich, es ist für mich schlicht 
und einfach nicht nachvollziehbar, daß die SPD

-

Fraktion trotz der Zustimmung zum Einzelplan 27 
im innerdeutschen Ausschuß und im Haushaltsaus-
schuß 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! 
Widerspruch des Abg. Büchler [Hof] 

[SPD]) 

hier im Plenum die Ablehnung angekündigt hat. — 
Herr Büchler, wenn Sie sich bei der Beratung nicht 
geäußert haben, kann doch ich nichts dafür. 
Schauen Sie im Protokoll nach! Im innerdeutschen 

Ausschuß und im Haushaltsausschuß ist dem Ein-
zelplan 27 zugestimmt worden. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Was erzählen Sie da 
für Märchen?) 

— Nein, Sie haben nur Empfehlungen gegeben, ha-
ben aber nicht empfohlen, ihn abzulehnen. Herr 
Büchler, Sie sind kein Gigant. 

Mit Ihrem Nein ausgerechnet zu diesem Einzel-
plan — da schließe ich an die Worte an, die Sie, Kol-
lege Diederich, zum Schluß hier gesprochen haben 
— müssen Sie fertig werden, denn nach fünf Jahren 
Konsolidierung des Einzelplans 27 liegt Ihnen mit 
dem Haushaltsentwurf 1987 ein Einzelplan zur Zu-
stimmung vor, der von 439 Millionen DM bei Regie-
rungsübernahme 1982 auf nunmehr 809 Millionen 
fast verdoppelt 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und neu strukturiert wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiter so!) 

Die Zahlen sind gleichsam auch ein Programm. 

Öffentlichkeitsarbeit im weitesten Sinne wurde 
unter sozialdemokratischer Führung eher kleinge-
schrieben. Wir sind da anderer Meinung. Wir leben 
mit der Teilung, aber wir haben auch dafür zu sor-
gen — —

(Zurufe von der SPD) 

— Ich weiß gar nicht, was es da bei Ihnen, Herr Kol-
lege Heimann, als ehemaligem Bundessenator und 
als Berliner Abgeordneten zu lachen gibt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich weiß das überhaupt nicht und muß mir das 
wirklich ernsthaft verbitten! 

Wir leben mit der Teilung, aber wir haben dafür 
zu sorgen, daß sich die Menschen bei uns nicht ein-
fach damit abfinden. Innerdeutsches braucht viel 
Öffentlichkeit, braucht immer neue Anstöße gegen 
die Gewöhnung und gegen die Gleichgültigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es werden ja immer weniger, die Deutschland noch 
als Ganzes erlebt haben und für die Rügen, Greifs-
wald, Görlitz, Dresden und Dessau keine „Fremd-
Orte" sind. Umgekehrt werden es immer mehr, die 
Mallorca besser als Dresden kennen, schon der 
Sonne und der bequemen Reisemöglichkeiten we-
gen. Das gilt besonders für junge Menschen. Sie 
sind in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht unbe-
dingt neugierig auf die DDR, anders als die Gleich-
altrigen drüben, die sehr genau wissen, wie es bei 
uns aussieht. 

Hier haben wir angesetzt. 1985 sind gemeinsam 
mit den Bundesländern 4 667 Gruppenreisen in die 
DDR mit rund 68 000 Teilnehmern unterstützt wor-
den. Nach Berlin und an die Grenze zur DDR fuh-
ren 10 204 Gruppen mit insgesamt 335 000 Teilneh-
mern. Für 1986 und 1987 ist mit wesentlichen Stei-
gerungen zu rechnen. 

Im diesjährigen Haushaltsansatz sind 19 Millio-
nen DM mehr für Studienreisen in die DDR, für 
Begegnungen und für den kulturellen Austausch 
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Frau Berger (Berlin) 
angesetzt worden als im letzten Jahr der früher für 
die Regierung Verantwortlichen, 19 Millionen DM 
mehr. 

Wir wissen inzwischen, daß viele Begegnungen 
Jugendlicher mit Gleichaltrigen in der DDR zu er-
freulich positiven Eindrücken geführt haben. Unter-
suchungen haben ergeben, daß Schüler vor Reise-
antritt bis zu 80 % der Meinung waren, sie reisten in 
ein „anderes Land", die DDR sei Ausland wie 
Frankreich oder die Schweiz. Nach der Rückkehr 
waren nur noch 20 % dieser Meinung. Die große 
Mehrheit hatte, salopp gesprochen, die Verwandt-
schaft wiederentdeckt. 

Wir begrüßen es außerordentlich, daß das Inter-
esse von Schulklassen und Jugendgruppen an Ber-
lin-Reisen und Reisen in die DDR wächst, obwohl 
die Kostenzuschüsse von 5 DM pro Tag und Teil-
nehmer und die Erstattung von 80 % der Reiseko-
sten relativ bescheiden sind. Früher mußten bereits 
ab Mitte des Jahres Anträge aus Mangel an Mitteln 
abgelehnt werden. Dies ist heute anders, weil wir 
Vorsorge getroffen haben. 

Ich möchte jedoch bei dieser Gelegenheit an die 
Bundesländer appellieren, ihrerseits zusätzliche 
Haushaltsmittel vor allem für Klassenfahrten in die 
DDR und nach Berlin bereitzustellen. In der ver-
gangenen Woche konnten wir in den Zeitungen le-
sen, daß Baden-Württemberg eine Million DM zu-
sätzlich zur Verfügung gestellt hat. Wir können nur 
hoffen, daß dieses gute Beispiel Schule macht. 

Von Lehrern wissen wir — der Kollege Diederich 
hat das Thema angesprochen —, wie sehr es an 
geeigneten Materialien über das Leben in der DDR 
fehlt. Auf meine Anregung hin ist eine Zeitschrift 
entstanden, die aus dem Einzelplan 27 finanziert 
wird, „Wir in Ost und West". Kritisch muß ich an-
merken, daß seit 1985 erst drei Nummern erschie-
nen sind. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Reine Propaganda

-

zeitschrift!) 

— Herr Kollege Büchler, ich habe Ihnen vorhin 
schon gesagt, Sie sind ein Gigant, insbesondere in 
der Qualität Ihrer Zwischenrufe. 

Kritisch muß ich also anmerken, daß seit 1985 
erst drei Nummern erschienen sind. Erfreulich ist, 
daß alle Ausgaben von Jugendlichen und auch von 
Lehrern positiv aufgenommen worden sind. Wir 
brauchen auch die Lehrer; sie müssen uns helfen, 
die Jugend wieder neugierig auf das zu machen, 
was von uns getrennt ist. Viel zu viele Jahre ist da 
zuwenig geschehen, was den hohen Anspruch der 
Präambel des Grundgesetzes erfüllt. Ich meine, wir 
haben einen erheblichen Nachholbedarf im 
Deutschunterricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ebenso wie die Herausgabe der angesprochenen 
Zeitschrift dient auch die Unterstützung deutsch-
landpolitischer Seminare dem, was so vereinfa-
chend mit der „deutschen Frage" umschrieben wird. 
Die Zahl der Teilnehmer an Seminaren und Tagun-
gen nahm von rund 94 000 im Jahre 1982 auf rund 
128 000 im vergangenen Jahr zu. Für 1986/87 ist mit  

weiteren Steigerungen zu rechnen. Die Anforderun-
gen an deutschlandpolitischer Literatur beim Ge-
samtdeutschen Institut sind seit 1982 von rund 
42 000 Anfragen auf 83 000 im Jahre 1986 gestie-
gen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Sauer 
[Salzgitter] [CDU/CSU]: Weiter so!) 

Bei den Berichterstattergesprächen hat Herr Mi-
nister Windelen eine eindrucksvolle Übersicht über 
die Aktivierung und Neuorientierung des Haushalts 
seit der Bundestagswahl 1983 vorgelegt. Die Zeit 
erlaubt mir nicht, auf alle Positionen dieser Über-
sicht einzugehen, bei denen die Ausgaben gegen-
über denen von 1982 wesentlich verstärkt wurden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Weiter so!) 

Ich nenne daher nur Neuorientierung und Verstär-
kung der deutschlandpolitischen Forschungs- und 
Bildungsarbeit, Aufstockung der Zonenrandförde-
rung, verstärkte Förderung der deutschlandpoliti-
schen Arbeit der Vertriebenenverbände und Lands-
mannschaften und die Erhöhung der Mittel für Be-
gegnungen. 

Wir rechnen auch damit, daß durch das im Mai 
unterzeichnete Kulturabkommen Kontakte hin-
über und herüber zunehmen werden. Auch dafür ist 
Vorsorge getroffen. 

Die Berichterstatter haben mit Bundesminister 
Windelen, mit Staatssekretär Rehlinger und mit 
Mitarbeitern des Ministeriums den Einzelplan be-
raten und dabei alle erbetenen Auskünfte erhal-
ten. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage — Abg. Frau Berger [Ber-
lin] [CDU/CSU] lehnt mit einer Handbewe-

gung ab) 

Vizepräsident Frau Renger: Das bedeutet wohl, daß 
Sie keine Zwischenfrage zulassen. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): So ist es. Alle 
Ausgaben, auch die Ausgaben für den besonderen 
humanitären Bereich, unterliegen der Kontrolle 
des Parlaments. Die besonderen Bemühungen der 
Bundesregierung im humanitären Bereich waren in 
den letzten vier Jahren außerordentlich erfolgreich. 
Hierfür möchte ich Herrn Bundesminister Winde-
len und besonders Staatssekretär Rehlinger dan-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mir liegt auch daran, in diesem Zusammenhang 
einen zuverlässigen Partner in meinen Dank einzu-
beziehen, der mit Stetigkeit auf der anderen Seite 
bemüht war, schwere menschliche Schicksale unter 
den gegebenen Umständen erträglicher zu machen. 
Ich meine Professor Wolfgang Vogel. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD — Dr. Schierholz 

[GRÜNE]: So, so!) 
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Frau Berger (Berlin) 
— Ich stelle fest, Herr Dr. Schierholz, daß es Ihnen 
an Herz, Verstand und an Erkenntnis der Lage der 
Nation fehlt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Welcher Nation? — Mann [GRÜ

-

NE]: Das war hart und nicht gerecht!) 

Zum Schluß möchte ich sagen: Dank auch für 
eine langjährige kollegiale Zusammenarbeit an 
meine Berliner Kollegen Lothar Löffler und Nils 
Diederich, die dem Deutschen Bundestag künftig 
nicht mehr angehören werden, was ich sehr bedau-
re. Sie werden hier fehlen. Dank auch allen Mitar-
beitern des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen für die 1986 geleistete Arbeit. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Einzelplan 
27 zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Auch gerade nach Ihrer Rede, 
Frau Berger, muß ich mich fragen: Was ist eigent-
lich Sache in der Politik der Bundesregierung ge-
genüber der DDR? Da läßt der Bundeskanzler per-
sönlich seit gut 14 Tagen keine Gelegenheit aus, um 
in aggressiver und demonstrativer Weise über die 
DDR herzuziehen. 

(Lintner [CDU/CSU]: Um so mehr können 
Sie die DDR loben! — Sauer [Salzgitter] 

[CDU/CSU]: Die morden ja auch!) 

Da wird einerseits das menschenfeindliche System 
angeprangert, und auf der anderen Seite bemühen 
sich die Fachleute für die kleinen Schritte, für hu-
manitäre Erleichterungen — und in diesem Sinne 
war gerade Ihre Rede, Frau Berger — darum, das 
Kulturabkommen zu loben, das Umweltschutzab-
kommen zu avisieren und ähnliches. Ich frage Sie: 
Welche neuen Erkenntnisse treiben Sie eigentlich 
— das frage ich hier insbesondere den leeren Stuhl 
— zu dieser Kampagne gegen die DDR? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Der wird 
doch nicht bei dir zuhören!) 

Eine solche Politik ist aus unserer Sicht voller 
Widersprüche, unausgegoren, konzeptionslos und 
nur auf Show und innenpolitische Vorteile ange-
legt; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

denn die verbal-radikale Verurteilung der DDR ist 
nicht etwa Ausdruck einer glaubhaften und unge-
teilten Menschenrechtspolitik, für die wir GRÜNEN 
uns einsetzen, sondern Mittel zum Zweck. Wann hat 
sich diese Regierung jemals für die Mitglieder der 
unabhängigen Friedensbewegung in der DDR ein-
gesetzt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

die nicht nur die Militarisierung dort beklagen, son-
dern auch die Aufrüstung bei uns scharf brandmar-
ken? Nicht um die demokratischen Rechte dieser 
Menschen auf freie politische Betätigung und Frei-
zügigkeit geht es, sondern um die Instrumentalisie

-

rung der Menschenrechtsfrage für eine nationalisti-
sche Ausrichtung ihrer Politik. Und davon zeugt 
auch der Haushalt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lintner 
[CDU/CSU]: Herr Schierholz, wissen Sie ei-
gentlich, wie viele wir von denen herüber-

geholt haben, die Sie jetzt meinen?) 

Einer solchen Politik widersprechen wir natürlich. 
Und wir fragen, Herr Windelen: „Ostpreußen ist 
deutsches Land", sagen Sie so etwas auch hier im 
Deutschen Bundestag? Und der Kanzler sagt: 

Mit unserem Vaterland meine ich nicht nur die 
Bundesrepublik und den anderen deutschen 
Staat, 

— hört, hört! — 

sondern auch die Menschen jenseits von Oder 
und Neiße. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

— Diese Äußerungen, Herr Sauer, sind ein Kniefall 
vor den großdeutschen Träumern, die den Unions-
parteien bei der Bayern-Wahl zu Herrn Schönhuber 
weggelaufen sind. Was hat Herr Strauß — so 
möchte ich hinzufügen — eigentlich Herrn Schön-
huber geboten, damit er nicht zur Bundestagswahl 
antritt? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Verfas-
sungsgerichtsurteile kennen Sie nicht?) 

Doch über diese wahltaktischen Überlegungen in 
den Unionsfraktionen hinaus geht es offensichtlich 
um eine Neuakzentuierung der Deutschlandpolitik, 
die auf Konfrontation statt auf Dialog setzt und die 
Tür für eine Politik im Interesse von menschlichen 
Erleichterungen, von Abrüstung, von Verbesserun-
gen im Umweltschutz und in anderen Bereichen 
zuschlägt. Vor diesem Hintergrund ist es kein Zu-
fall, daß die offenen und die versteckten Zuwen-
dungen an die Vertriebenenverbände im Einzel-
plan 27 erneut kräftig aufgestockt werden, 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Recht so!) 

während die Bundesregierung z. B. in den Verhand-
lungen über die Werra-/Weser-Entsalzung mit ei-
nem Taschengeld herkommt. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Da geht es 
doch nach dem Verursacherprinzip! — 
Böhm  [Melsungen] [CDU/CSU]: Sie haben 

von nichts eine Ahnung!) 

Die großmäulige Politik des Bundeskanzlers, Herr 
Böhm, torpediert den längst fälligen und möglichen 
Abschluß eines Umweltabkommens mit der DDR 
und gemeinsame Maßnahmen beider deutscher 
Staaten z. B. zur Luft- und Wasserreinhaltung — ich 
sage nur: Elbe! Elbe! Elbe! — auf Monate, wenn 
nicht auf Jahre. 

(Abg. Reddemann [CDU/CSU] und Abg. 
Lintner [CDU/CSU] melden sich zu Zwi-

schenfragen) 

— Eine Zwischenfrage der Herren Kollegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Möchten Sie die beant-
worten? 
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Dr. Schierholz (GRÜNE): Wenn Sie die Zeitguillo-
tine anhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Wir haben hier keine 
Guillotine. Ich halte die Uhr selbstverständlich an, 
wenn Sie die Zwischenfrage zulassen. — Das 
scheint der Fall zu sein. — Herr Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Da ich 
kein Jakobiner bin, ist die Frage des Fallbeils ohne-
hin kein Problem. 

Vizepräsident Frau Renger: Das hat von Ihnen 
auch keiner angenommen. 

Reddemann (CDU/CSU): Ich möchte Sie, Herr 
Kollege Schierholz, fragen, ob es nicht zweckmäßi-
ger gewesen wäre, daß Sie all das, was Sie hier vor-
tragen, bei den langen und ausführlichen Beratun-
gen im Ausschuß genannt hätten, während Sie statt 
dessen bei den meisten dieser Gelegenheiten leider 
nicht anwesend waren? 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Das ist völlig richtig, 
Herr Reddemann. Ich bedaure, bei der entscheiden-
den Sitzung nicht dabei gewesen sein zu können. 
Auf die Details des Haushalts komme ich mit Ihrer 
freundlichen Genehmigung gleich noch zurück. — 
Jetzt kommt Herr Lintner. 

Vizepräsident Frau Renger: Wollen Sie Herrn Lint-
ner auch noch hören? — Bitte, Herr Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Kollege Schierholz, hal-
ten Sie einen finanziellen Beitrag der Bundesregie-
rung in Höhe von mehreren hundert Millionen DM 
für die Werra-Entsalzung für einen Pappenstiel? 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Wieviel? 

Lintner (CDU/CSU): Mehrere hundert Millionen 
Mark. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Der hat 
von Tuten und Blasen keine Ahnung!) 

Oder müssen Sie zugeben, daß Sie die konkrete 
Höhe des Beitrags gar nicht kennen? 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Aber selbstverständlich 
kenne ich die. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wie hoch 
ist er denn?) 

Ich weiß auch, was es in den Verhandlungen mit 
den Ländern an Mühe gekostet hat, Herr Lintner. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Hessen insbeson

-

dere, ja!) 
— Hessen, Niedersachsen, Bremen; es waren alle 
beteiligt. Ich vertrete bekanntlich einen Wahlkreis, 
der von dieser Problematik konkret betroffen ist. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Butter bei 
die Fische! Wie hoch ist er?) 

Hunderte Millionen Mark, Herr Windelen wird sich 
freuen. Die finde ich im Haushalt nicht wieder. 
Drei- oder vierhundert Millionen DM ist genau un- 

sere Forderung, Herr Lintner. Ich freue mich, daß 
Sie die unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Böhm [Mel-
sungen] [CDU/CSU]: Der Mann hat von 

nichts eine Ahnung!) 

Ich frage Sie hier, meine Damen und Herren  — 
es  geht jetzt weiter —: Gilt in den Unionsfraktionen 
eigentlich noch das Wort von Herrn Rühe zur politi-
schen Bindungswirkung der Ostverträge, 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Sie sind schon 
längst nicht mehr auf dem laufenden!) 

oder hat sich der Schönhuber-Flügel um Herrn 
Dregger mit seinem Konfrontationskurs längst 
durchgesetzt? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Vom Haus-
halt keine Ahnung, aber parfümiertes Ge-

schwätz bringen!) 

Jede verantwortungsbewußte Politik, die die frie-
denspolitische Verantwortung der beiden deut-
schen Staaten mit Inhalt füllen will, muß nach unse-
rer Meinung die Oder-Neisse-Grenze und die DDR 
mit allen Konsequenzen völkerrechtlich verbindlich 
anerkennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jäger [Wan-
gen] [CDU/CSU]: Die Stimme der DDR!) 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hingegen symbolisiert allein schon durch 
seine Existenz den anachronistischen Anspruch der 
Bundesrepublik, alle Deutschen in den Grenzen 
von 1937 als Staatsmacht zu vertreten und zu reprä-
sentieren, 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Aber Herr 
Schierholz, das ist doch dummes Zeug!) 

bis der gewünschte deutsche Nationalstaat, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Noch fünf 
Minuten weiter und Sie stehen im „Neuen 

Deutschland" mit Ihrer Rede!) 

der als Wunschvision bei Ihnen Pate steht, mit der 
Bundesrepublik als bestimmendem Kern errichtet 
werden kann. Das ist der Hintergrund, Herr Jäger. 
Das wissen Sie doch sehr genau. 

Unser Antrag auf Auflösung des innerdeutschen 
Ministeriums und der Überführung seiner Abtei-
lungen ins Auswärtige Amt, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Ins ZK!) 

ins Bundeskanzleramt, in die Bundeszentrale für 
politische Bildung — 

(Schulze  [Berlin] [CDU/CSU]: Lassen Sie 
die Katze aus dem Sack, dann wissen wir 
wenigstens, wie Sie die anderen Deutschen 

behandeln!) 

natürlich nehmen wir auch gerne Ihren Vorschlag 
hier zu Protokoll, Herr Hennig — steht für eine 
Politik, die von nationalstaatlichen Zielsetzungen 
Abschied nimmt und den notwendigen Schritt zur 
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Dr. Schierholz 
Selbstanerkennung der Bundesrepublik vollzieht. 
Das steht heute auf der Tagesordnung. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Tillmann [CDU/CSU]: Vaterlandsverräter!) 

Jetzt wollte ich eigentlich — die Uhr ist leider 
auf 0 — noch etwas zu den Haushaltsposten sagen, 
nämlich zu Personalpolitik, Bücherpaketen, RIAS, 
Förderung bzw. völlig ausgebliebener Förderung — 
von  diesem Ministerium kann man das auch nicht 
erwarten — aller Eisenbahnstrecken von und nach 
Berlin. Ich nehme an, die Präsidentin gibt mir keine 
15 Minuten dazu. Deswegen sage ich jetzt nur noch 
zwei Sätze. 

Wir GRÜNEN wollen den Selbstbetrug gesamt-
deutscher Identität und Perspektive endlich been-
den und damit eine selbstkritische Hinwendung der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft zur eigenen 
demokratischen Verfassung und die Herausbildung 
einer eigenen demokratischen Identität voranbil-
den. Weder mit dieser Regierung noch mit diesem 
Haushalt des BMB ist solch eine Politik zu machen. 
Deswegen lehnen wir, wie Sie verstehen werden, 
diesen Haushalt ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Außerhalb der Tages-
ordnung hätte ich ihn noch gerne eine Weile weiter-
reden lassen. 

Meine Damen und Herren, Herr Ronneburger 
hat jetzt das Wort. 

Ronneburger (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich bin sehr dankbar dafür, daß 
die Reihenfolge der Redner im letzten Moment kor-
rigiert worden ist, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

weil mir das Gelegenheit gibt, auf den einen oder 
anderen Punkt von Herrn Dr. Schierholz einzuge-
hen. 

Herr Diederich, gestatten Sie mir eingangs, daß 
ich meiner Verwunderung darüber Ausdruck gebe, 
mit welcher Bemerkung Sie Ihre Rede heute einge-
leitet und mit welcher anderen Bemerkung Sie sie 
beendet haben. Sie haben zunächst einmal gesagt, 
diese Regierung habe keine Konzeption in der 
Deutschlandpolitik. Darf ich Sie, Herr Professor 
Diederich, daran erinnern, daß der von Ihrer Frak-
tion gestellte Minister für innerdeutsche Beziehun-
gen im Jahre 1980 in einem Vortrag vor dem Kura-
torium unteilbares Deutschland in Berlin ausdrück-
lich erklärt hat: Wer von ihm, wer von seiner Regie-
rung, von seinem Ministerium eine ganz exakte 
Konzeption für jede Maßnahme der Deutschland-
politik verlange, der verkenne die Situation, mit der 
wir es zu tun haben im Verhältnis der beiden deut-
schen Staaten zueinander. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Vor allem 
bei den Finanzen des Ministeriums!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Ronneburger (FDP): Nur wenn das nicht auf 
meine Zeit angerechnet wird, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Auf keinen Fall. 

Büchler (Hof) (SPD): Herr Kollege Ronneburger, 
erinnern Sie sich an die Worte Ihres Kollegen Hop-
pe, der die Bundesregierung extra aufgefordert hat, 
Perspektiven in die Deutschlandpolitik zu bringen? 

Ronneburger (FDP): Sie nehmen mir das Wort aus 
dem Munde; denn es wird ganz wichtig und notwen-
dig sein, Herr Kollege Büchler, daß wir uns einmal 
gerade auch angesichts der Rede von Dr. Schierholz 
auf die Grundlagen unserer gemeinsamen Deutsch-
landpolitik besinnen. Daraus wird sich ergeben, was 
Konzeption heißt. 

(Zuruf von der SPD: Da waren wir sehr 
weit, Herr Ronneburger!) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage? 

Ronneburger (FDP): Bitte. 

Büchler (Hof) (SPD): Ist es Ihnen denn recht, daß 
Herr Hoppe davon gesprochen hat, daß diese Regie-
rung keine Perspektiven in der Deutschlandpolitik 
hat, sondern wir erst wieder solche brauchen? 

Ronneburger (FDP): Nein. Mir ist eine solche Äu-
ßerung von Herrn Hoppe nicht bekannt, und wenn 
Sie sie hier so zitieren, ist sie zweifellos aus dem 
Zusammenhang gerissen. Ich bin gern bereit, mich 
mit Herrn Hoppe darüber auseinanderzusetzen. 
Hier geht es nämlich, Herr Kollege Dr. Schier-

holz, vor allen Dingen um die Frage: Auf welcher 
Grundlage beruht denn diese Politik? Sie verken-
nen, daß es rechtliche Grundlagen in der Verfas-
sung, in der Präambel der Verfassung gibt, Sie ver-
kennen offenbar, daß es vertragliche und rechtliche 
Grundlagen insgesamt gibt, die uns in unserer 
Deutschlandpolitik binden, die uns nicht nur bin-
den, weil es rechtliche und verfassungsrechtliche 
Bestimmungen sind, sondern weil diese Bestim-
mungen unserer politischen Grundauffassung ent-
sprechen und weil wir auch in Zukunft dann in 
Deutschland eine Politik um der Menschen willen 
machen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Von daher, Herr Kollege Diederich, ist Ihre ab-
schließende Bemerkung so völlig unverständlich. 
Haben wir nicht 1984 gemeinsam eine Entschlie-
ßung zum Bericht zur Lage der Nation verabschie-
det, 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

wo alles festgelegt ist? Sie scheiden von diesem 
Punkt, von diesem Rednerpult, aus diesem Plenum, 
wo wir Sie sicherlich in Zukunft an manchem Tage 
und in manchem Zusammenhang sehr entbehren 
werden, indem Sie eine neue Deutschlandpolitik 
fordern. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was war denn 
1985/86?) 
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Wir brauchen keine neue Deutschlandpolitik, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Doch, doch!) 
wir brauchen eine Politik, die sich für die Erhaltung 
des Friedens einsetzt, 

(Mann [GRÜNE]: Genau!) 
wir brauchen eine Politik, die die Situation der 
Menschen im geteilten Land verbessert; aber wir 
haben auch nie ein Hehl daraus gemacht, daß wir 
eine Politik betreiben, die das Ziel der deutschen 
Einheit im Sinne der Präambel des Grundgesetzes 
vor Augen hat, von der wir nicht abweichen wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Ihre Partei hat einmal die 

Ostpolitik eingeleitet! Arme FDP!) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Ronnebur-
ger? 

Ronneburger (FDP): Ja. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Sehr verehrter Herr 
Kollege Ronneburger, darf ich Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß ich nicht von einer neuen 
Deutschlandpolitik, sondern von einer neuen Phase 
der Deutschlandpolitik gesprochen habe? Ich habe 
also neue Aktivität verlangt. Würden Sie das bitte 
zur Kenntnis nehmen? 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Diederich, ich 
bin gern bereit, mich mit Ihnen gemeinsam an das 
unkorrigierte Protokoll zu setzen, das von heute ge-
schrieben worden ist. Sie haben nicht von einer 
neuen Phase, Sie haben von einer neuen Deutsch-
landpolitik gesprochen. Das mag ein Versehen ge-
wesen sein — ich akzeptiere das gerne —, aber 
auch bei der neuen Phase der Deutschlandpolitik 
sind meine Bedenken nicht ausgeräumt. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, wieviel unbefangener 
wären wir heute in diese Aussprache über den Ein-
zelplan 27 gegangen, wieviel unbefangener hätten 
wir die vielen noch ungelösten Fragen der Deutsch-
landpolitik ansprechen können, Herr Kollege Dr. 
Schierholz, wenn nicht in diesen Raum hinein prak-
tisch noch das Echo der Schüsse von Montag zu 
hören gewesen wäre! Ich kann nur sagen: Wir ha-
ben in der Vergangenheit nie darauf verzichtet, 
auch auszusprechen, was um der Menschen willen 
in Deutschland gesagt werden muß. Wir können das 
auch in diesem Zusammenhang nicht verschwei-
gen. 
Ich füge in aller Offenheit und im Bewußtsein 

hinzu, daß wir das Ziel der deutschen Einheit und 
auf dem Wege dorthin das Ziel der guten Nachbar-
schaft nicht aus dem Auge verlieren werden: Wer 
sich in der DDR der Hoffnung hingeben sollte, daß 
mit Schüssen an der Mauer die Einheit der deut-
schen Nation zerstört werden könnte, der allerdings 
hängt einer Illusion nach. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Kein Beifall 

bei der SPD!) 

Tatsächlich ist das Gegenteil richtig. Die Tatsache, 
daß eine technisch perfekte und dichte Grenze und 
der Schießbefehl die beiden Teile des deutschen 
Volkes voneinander trennen müssen, ist ein Beweis 
dafür, daß man auf diese Weise die Einheit der 
Nation nicht auflösen kann. 
Wir werden, sosehr uns dieser Vorfall wieder ein-

mal daran erinnert, wie weit jedenfalls die DDR 
noch in ihrem Handeln vom dem Zustand guter 
Nachbarschaft entfernt ist, 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber der Bundeskanz-
ler auch!) 

in aller Offenheit, Herr Kollege Ströbele, auch in 
Zukunft sagen, wo Menschenrechte verletzt wer-
den. Aber wir werden darüber hinaus bereit sein, im 
Interesse der Menschen im geteilten Land — in 
dem Sinne, für die, die davon betroffen sind, die 
Lasten der Teilung leichter zu machen — unsere 
Politik fortzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Deswegen, Herr Bundesminister, gehe ich, was 

Ihren Einzelplan angeht, nur auf einen einzigen 
Satz ein, nämlich auf den letzten Satz im Vorwort 
des Einzelplans. Dieser Satz lautet: „Wesentliche 
Änderungen gegenüber dem Vorjahr sind nicht ein-
getreten." Und wenn denn die Zahlen des Haushal-
tes Ausweis für die geplante Politik sind, dann be-
deutet dieser Satz, daß eine kontinuierliche — nicht 
eine neue oder auch mit einer neuen Phase begin-
nende — Deutschlandpolitik auch über den 25. Ja-
nuar des nächstens Jahres hinaus fortgesetzt wer-
den wird; eine Deutschlandpolitik, die mit den Rea-
litäten lebt und die doch das Ziel nicht aus dem 
Auge verliert, daß eines Tages die Freiheit, ange-
sichts der auch der Kollege Schierholz in diesem 
Hause sprechen kann, allen Deutschen zur Verfü-
gung steht und nicht nur denen auf dieser Seite der 
Grenze. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen! Meine Kollegen! Mein erstes Wort 
heute abend als vermutlich letzter Redner in dieser 
Debatte ist ein Wort des Dankes an die Kolleginnen 
und Kollegen des innerdeutschen Ausschusses und 
des Haushaltsausschusses für eine sachgerechte 
und für eine faire Beratung meines Einzelplans so-
wie für die Zustimmung, die dieser Einzelplan in 
den Fachausschüssen erfahren hat. 
Herr Kollege Diederich, Ihre Kritik muß ich er-

tragen. Ich kann sie auch ertragen, weil ich sie für 
unberechtigt halte. Ich habe Verständnis dafür, daß 
Ihre Fraktion einen solchen Beitrag von Ihnen er-
wartet hat. Deswegen möchte ich bei dem bleiben, 
was ich mir vorgenommen hatte. Ich wollte Ihnen 
genauso wie der Kollegin Berger herzlich für die 
Arbeit als Berichterstatter danken. Ich habe unsere 
Zusammenarbeit, Herr Kollege, und Ihr deutsch-
landpolitisches Engagement stets geschätzt. Ich 
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habe meinerseits versucht, dies durch Offenheit, 
durch volle Information und auch durch umfas-
sende Unterrichtung zu beantworten und zu hono-
rieren. Sie werden dem nächsten Bundestag nicht 
mehr angehören; ich bedaure das. Aber Sie werden 
in Ihrer wissenschaftlichen Arbeit sowohl der 
Deutschlandpolitik, als auch, wie ich erfahren habe, 
meinem Haus, wenn auch nur sehr mittelbar, ver-
bunden bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Diederich, Sie haben an unserer Öf-
fentlichkeitsarbeit und hier besonders an den Bü-
cherpaketen Kritik geübt. Ich möchte darauf nicht 
im einzelen eingehen. Wir freuen uns sehr darüber , 
daß gerade die Bücherpakete eine sehr große Auf-
nahme gefunden haben, eine beträchtliche Erhö-
hung der Abnahmezahlen in allen Bundesländern. 
Ich muß Ihnen ehrlich sagen: Dies ist für mich 
eigentlich ein besserer Maßstab als eine Kritik, die 
ich — und offenbar auch die Abnehmer — als nicht 
begründet empfinde. 

Herr Kollege Heimann, Sie haben eine angeblich 
einseitige, parteipolitisch ausgerichtete — — 

(Stiegler [SPD]: Falsa demonstratio non 
nocet! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ja, ich weiß, es ist unverzeihlich. Ich bitte die Ste-
nographen, den Namen Heimann in jedem Fall 
durch den Namen Diederich zu ersetzen. 

(Heiterkeit) 

Aber vielleicht ist dies eine Anwandlung von Spö-
kenkieken. Ich könnte mir denken, daß Herr Kol-
lege Heimann Sie, Herr Kollege Diederich, in Ihrer 
Aufgabe beerben wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Herr Kollege Diederich, Sie haben an einer an-
geblich einseitigen und parteipolitisch ausgerichte-
ten Personalpolitik Kritik geübt; so etwas sei kre-
ditschädigend. Ich meine, Herr Kollege Diederich, 
Sie sollten sich vielmehr um die Kreditschädigung 
des innerdeutschen Ministeriums durch dunkle Ma-
chenschaften sorgen, die wir und die auch die Ge-
richte bis heute noch nicht aufklären konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die 5,6 Millionen DM öffentlicher Mittel sind 
immer noch nicht aufgefunden. Ich fürchte, auch 
der Kollege Franke wird unter dieser Rufschädi-
gung noch lange zu leiden haben. 

Herr Kollege Heimann — — 

(Heiterkeit) 

— Herr Kollege Diederich, ehe Sie andere kritisie-
ren, sollten Sie erst dreimal durchs eigene Haus 
gehen. Ich denke noch mit Schrecken daran, wie 
Horst Ehmke damals als Kanzleramtsminister mit 
dem Personal des Kanzleramtes umgegangen ist, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr! 
— Stiegler [SPD]: Das war ein Gerücht, 

Herr Minister!) 

um Leute wie Guillaume unterzubringen. Bei uns 
werden Sie so etwas nicht erleben. Im übrigen: Sie 

haben nicht den mindesten Anlaß, sich über partei-
politische Benachteiligung im innerdeutschen Mini-
sterium zu beklagen. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 
Auch jetzt noch gehören 18 Referatsleiter Ihrer 
Partei an, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Sauer  [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wie sind 

denn die da hineingekommen?) 

nur acht der CDU. 
(Frau Eid [GRÜNE]: Wie viele GRÜNE gibt 

es denn dort?) 
Aber ich habe nicht vor, hier aufzurechnen. Auch 
SPD-Mitarbeiter sind zuverlässig. Sie nehmen ihre 
Arbeit ernst, genauso wie ihre CDU- und FDP-Kol-
legen. Ich sortiere nicht nach Parteibuch und hätte 
gewünscht, Sie hätten das auch so getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Aber GRÜNE wollen Sie 

keine, nur keine GRÜNEN!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
jetzt möchte Herr Diederich eine Zwischenfrage 
stellen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Bitte schön, Herr Kollege Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Minister, wür-
den Sie meine Bemerkung entgegennehmen, daß 
ich es natürlich, wenn meine Vermutungen falsch 
gewesen sind, bedauere, daß ich das gesagt habe, 
aber darf ich Ihnen die Hinweise, die es gibt, gele-
gentlich vortragen? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wir wür-
den gern wissen, wie die SPD-Leute da hin-

eingekommen sind!) 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Ja, das dürfen Sie, wie Sie wissen, jeder-
zeit. Aber ich nehme an, daß Sie offenbar einen 
besonderen Fall im Auge haben, den Sie dem Be-
reich der Vertriebenenverbände zugeordnet haben. 
Ich weiß nicht, ob es inzwischen diskriminierend 
ist, wenn Mitarbeiter in Vertriebenenverbänden ar-
beiten. Wenn Sie diesen Mitarbeiter meinen, dann 
darf ich Ihnen sagen: Er gehörte schon dem Vertrie-
benenministerium an. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Er hat lange Jahre in der Fraktion und in der Ver-
waltung des Deutschen Bundestages gearbeitet. Er 
hat diese Tätigkeit unterbrochen. Er kommt jetzt 
wieder in ein Ministerium. Ich finde, dies ist eine 
sehr sachgerechte Entscheidung. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Schönen 
Dank! — Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: 
Als Sachkenner zurück! — Abg. Büchler 
[Hof] [SPD] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

— Ich wollte jetzt eigentlich, Herr Kollege Büchler, 
meine Rede fortsetzen. Aber bitte schön. 
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Büchler (Hof) (SPD): Vielleicht ist es ganz hilf-
reich, Herr Minister, wenn Sie etwas zu den Umwäl-
zungen im Ministerium 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

und dem Hineinnehmen von neuen Mitarbeitern in 
den letzten zwei Tagen sagen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Kollege, ich hatte nicht vor, Ent-
scheidungen, die allein der Minister in seiner Orga-
nisationsgewalt zu treffen hat, vor dem Deutschen 
Bundestag auszubreiten. Das wäre auch ganz unge-
wöhnlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Hürland [CDU/CSU]) 

Die Bundesregierung kann eine gute Bilanz ihrer 
Deutschlandpolitik vorlegen. Das ist vor allem ein 
Erfolg für die Menschen im geteilten Deutschland. 
Unsere Politik ist deswegen erfolgreich, weil sie von 
klaren Grundsätzen ausgeht und weil sie beharrlich 
praktische Ergebnisse anstrebt. 

Grundsatztreue und solide Fortschritte für die 
Menschen: das sind die Kennzeichen dieser Politik. 
Dabei soll es auch künftig bleiben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und der Kanz

-

ler?) 

— Der Kanzler bestimmt die Richtlinien der Politik, 
und er interessiert sich besonders für die Deutsch-
landpolitik, 

(Mann [GRÜNE]: Als Elefant im Prozellan

-

laden!) 

wofür ich ihm verbunden bin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Also bleibt die Einheit unseres Vaterlandes auch 
in Zukunft unser Ziel. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Weiter so!) 

Daran halten wir fest. Niemand sollte vor den heuti-
gen Gegebenheiten mutlos werden. Sie sind nicht 
das letzte Wort der Geschichte. Nichts ist beständi-
ger als der geschichtliche Wandel. 

Diesen Wandel spüren wir heute überall in der 
Welt. Bisher unverrückbar erscheinende Positionen 
kommen in Bewegung. 

(Mann [GRÜNE]: Hoffentlich auch bei Ih

-

nen!) 

Das starre Blockdenken weicht der Einsicht, ge-
meinsam in einer Welt zu leben. Ideologien verlie-
ren an Bedeutung. Die Völker Europas besinnen 
sich zunehmend auf ihr verbindendes Erbe. Europa 
strebt zueinander. Das gilt besonders für seine 
Mitte. 

Der Weg zur Einheit führt über die Freiheit. 
Denn die Freiheit ist der Kern der deutschen wie 
der europäischen Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Sagen Sie mal etwas zur 
Auflösung der NATO und des Warschauer 

Pakts!) 

Beide Fragen können nur gemeinsam gelöst wer-
den. Die Politik der Bundesregierung richtet sich 
danach. Sie begreift ihre Deutschlandpolitik als ge-
samteuropäische Friedenspolitik. 

(Mann [GRÜNE]: Schön wär's!) 

Auch die innerdeutschen Beziehungen sind Be-
standteil dieser Friedenspolitik. Es ist eine Politik 
für mehr Menschlichkeit im geteilten Deutschland. 
Denn was den Menschen nützt, nützt auch dem 
Frieden. 

Am Ende dieser Legislaturperiode können wir 
feststellen, daß wir in den innerdeutschen Bezie-
hungen ein gutes Stück vorangekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Ausgangslage 1982 war schwierig. Nach der 
Mindestumtauscherhöhung und nach den Geraer 
Forderungen im Oktober 1980 drohte auch noch die 
Nachrüstungsdebatte die Deutschlandpolitik zu 
blockieren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie hat sie blok-
kiert!) 

Unverändert belasten der Schießbefehl, Kontakt-
sperren, Einreiseverbote und viele andere Probleme 
die innerdeutschen Beziehungen. Dennoch hat sich 
die Situation entkrampft, auch wenn wir von Nor-
malität und guter Nachbarschaft noch weit entfernt 
sind. 

(Mann [GRÜNE]: Wie man am Kanzler 
sehr gut bemerken kann!) 

In folgenden Bereichen gab es deutliche Fort
-schritte: teilweise Korrektur der Mindestumtausch-

sätze, Verbesserungen in der Grenzabfertigung, 
vollständiger Abbau der Selbstschußanlagen und 
der Vorfeldminen, Erleichterungen im Reisever-
kehr in die DDR, erhebliche Steigerungen bei West-
reisen von jüngeren DDR-Bewohnern, Abschluß 
des Kulturabkommens und Zunahme des kulturel-
len Austauschs, 

(Mann [GRÜNE]: Was ist mit Städtepart-
nerschaften?) 

Genehmigung zahlreicher Übersiedlungen, Beginn 
von Städtepartnerschaften, 

(Mann [GRÜNE]: Wo die CDU auf kom-
munaler Ebene regelmäßig dagegen 

schimpft!) 

Beginn des Jugendaustauschs, Beschleunigung des 
Post- und Telefonverkehrs. — Ich weiß, daß Ihnen 
dies alles nicht in den Kram paßt. Ihnen wäre es ja 
viel lieber, wir hätten die von Ihnen herbeigesehnte 
Eiszeit. Es ärgert Sie ja, daß Ihre finsteren Pro-
gnose nicht eingetreten sind. Sie werden auch in 
Zukunft nicht eintreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Büchler? 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Ich wollte das eigentlich nicht mehr tun, 
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Bundesminister Windelen 
Frau Präsidentin, auch im Interesse der Kollegen, 
die bisher ausgehalten haben, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Und der Steno

-

graphen!) 

und zwar deshalb, wie ich annehme, um mich zu 
hören und nicht die Zwischenfragen des Kollegen 
Büchler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich fahre in der Aufzählung fort: Beschleunigung 
des Post- und Telefonverkehrs; Regelungen im Um-
weltschutz für Berlin (West) und Bayern; Verbesse-
rung der Transitwege nach Berlin (West); gemein-
samer Abbau von Kalivorkommen; Übernahme des 
S-Bahn-Betriebs in Berlin (West). 

Meine Damen und Herren, dies sind einige wich-
tige Ergebnisse von vier Jahren Deutschlandpolitik 
dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Es ist eine Bilanz, wie sie wohl niemand vor vier 
Jahren vorausgesagt hätte. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Doch für uns ist dieses erfreuliche Ergebnis kein 
Anlaß zu Selbstzufriedenheit, sondern vielmehr ein 
Ansporn für unsere Arbeit in der Zukunft. Die 
Deutschlandpolitik steht besonders im Blickpunkt 
des öffentlichen Interesses, nicht nur bei uns, son-
dern auch bei unseren Nachbarn im Ausland. 

Wir dürfen nicht außer acht lassen: Das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl der Deutschen ist weiter le-
bendig. Unsere Jugend interessiert sich wieder 
mehr für die Vergangenheit und die Gegenwart un-
seres Vaterlandes. Wir bemerken ein wachsendes 
Engagement, und wir können berechtigt annehmen, 
daß dies auch so bleiben wird. 

Was wir in den letzten Jahren erreichen konnten, 
läßt uns mit Zuversicht in die Zukunft schauen. Ich 
sagte schon, daß wir trotz beachtlicher Fortschritte 
von normalen, gutnachbarschaftlichen Beziehun-
gen mit der DDR noch immer weit entfernt sind. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Aber wir lassen uns nicht entmutigen, und wir 
werden unsere Politik auch zukünftig von Vernunft  

und von Realismus sowie von gutem Willen leiten 
lassen. 

In der nächsten Legislaturperiode werden wir 
uns vor allem in folgenden Bereichen um weitere 
Fortschritte bemühen: um noch mehr Begegnungen 
von Menschen in Deutschland, um noch mehr kul-
turellen und wissenschaftlichen Austausch, um ge-
meinsame Maßnahmen zur Erhaltung der Natur 
und zum Schutz unserer Umwelt sowie um weitere 
Verbesserungen der Verkehrsverbindungen nach 
Berlin (West). 

Wir nehmen die Wünsche der Menschen im ge-
teilten Deutschland ernst. Sie bleiben Ausgangs-
punkt und Ziel unseres Handelns. Auf der Basis 
klarer Grundüberzeugungen konzentrieren wir uns 
auf das Machbare. Aber wir werden nicht schwei-
gen, wenn Menschenrechte in Deutschland verletzt 
werden, wenn in Deutschland nach wie vor auf 
Deutsche geschossen wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

nur weil sie versuchen, als Deutsche von Deutsch-
land nach Deutschland zu gehen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

In diesem Sinne werden wir unsere innerdeut-
sche Politik fortsetzen. Der vorliegende Haushalt 
bietet dafür eine gute Grundlage. Ich bitte Sie um 
die Annahme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Einzelplan 27 — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen — in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Gegen die Stimmen der SPD und der GRÜ-
NEN in zweiter Lesung angenommen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf morgen, Donnerstag, 
den 27. November 1986, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.35 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Frau Augustin 28. 11. 
Braun 26. 11. 
Dr. Dollinger 26. 11. 
Dr. Ehrenberg 26. 11. 
Feilcke 28. 11. 
Fischer (Homburg) 28. 11. 
Dr. Haack 27. 11. 
Haar 26. 11. 
Haase (Fürth) 28. 11. 
Heimann 26. 11. 
Heyenn 28. 11. 
Hoffie 28. 11. 
Huonker 26. 11. 
Jung (Düsseldorf) 27. 11. 
Milz 28. 11. 
Dr. Müller * 28. 11. 
Schmidt (Hamburg) 28. 11. 
Frau Will-Feld 28. 11. 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat den Änderungsantrag der Abge-
ordneten Suhr, Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN zur zweiten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1987 - Drucksache 
10/6489 - zurückgezogen. 

Die Fraktion der SPD hat ihren Antrag betr. Einheitliche Euro-
päische Akte - Drucksache 10/6013 - zurückgezogen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer 
Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung 
über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum 1986 bis 1989 
(Drucksache 10/5364) 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Lage von Presse und Rundfunk in der 
Bundesrepublik Deutschland (1978) Medienbericht (Druck-
sachen 8/2264, 10/358 Nr. 4) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Lage der Medien in der Bundesrepu-
blik Deutschland (1985) - Medienbericht '85 - (Drucksache 
10/5663) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung 
gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachste-
henden Vorlagen absieht: 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht zum 
Stand der immunbiologischen und virologischen Forschung 
in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 10/5932) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Antwort Europas auf die technologische Herausfor-
derung der modernen Zeit (Drucksache 10/4086 [neu]) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage 
zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates über ein gemein-
schaftliches Rahmenprogramm im Bereich der Forschung 
und technologischen Entwicklung 1987-1991 - KOM (86) 
430 endg. - (Drucksache 10/6065 Nr. 3.4) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachste-
henden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen bzw. von einer Be-
ratung abgesehen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Tafelkirschen, mit Ausnahme von Weichseln der 
Tarifstelle ex 08.07 C des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur-
sprung in der Schweiz (1987) - KOM (86) 414 endg. - Rats

-

Dok. Nr. 9098/86 (Drucksache 10/6111 Nr. 2.3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für einige tierische Fette und Öle von Fischen und 
Meeressäugetieren der Tarifstelle 15.12 B des Gemeinsamen 
Zolltarifs mit Ursprung in Norwegen (1987) - KOM (86) 427 
endg. - Rats-Dok. Nr. 9099/86 (Drucksache 10/6111 Nr. 2.4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontin-
genten für einige Fischereierzeugnisse mit Ursprung in 
Schweden (1987) - KOM (86) 436 endg. - Rats-Dok. 
Nr. 8981/86 (Drucksache 10/6111 Nr. 2.5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstok-
kung des durch die Verordnung (EWG) Nr. 1726/86 eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingents für Färsen und Kühe be-
stimmter Höhenrassen - KOM (86) 426 endg. - Rats-Dok. 
Nr. 9105/86 (Drucksache 10/6111 Nr. 2.6) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 zur Festlegung der 
allgemeinen Vorschriften der Beihilferegelung für Baum-
wolle - KOM (86) 459 endg. - Rats-Dok. Nr. 8879/86 (Druck-
sache 10/6111 Nr.2.7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Abwei-
chung von der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 hinsichtlich 
der auf bestimmte Mais- und Sorghummengen zu erheben-
den Einfuhrabschöpfung - KOM (86) 443 endg. - Rats-Dok. 
Nr. 8713/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.5) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Verlängerung 
einer der Fristen für die obligatorische Destillation von Ta-
felwein nach Artikel 41 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 im 
Wirtschaftsjahr 1985/86 - KOM (86) 411 endg. - Rats-Dok. 
Nr. 8731/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.6) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Heringe, frisch oder gekühlt, mit Ursprung in 
Schweden der Tarifstelle ex 03.01 B I a) 2 aa) des Gemeinsa-
men Zolltarifs - KOM (86) 417 endg. - Rats-Dok. 
Nr. 8701/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.7) 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine finan-
zielle Maßnahme der Gemeinschaft zur Tilgung der afrikani-
schen Schweinepest in Portugal - KOM (86) 392 endg. - 
Rats-Dok. Nr. 8535/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.8) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die ge-
meinsame Marktorganisation für Wein - KOM (86) 408 
endg. - Rats-Dok. Nr. 8732/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.9) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1465/86 vom 13. Mai 1986 zur 
Festlegung der monatlichen Zuschläge zum Auslösungs-
schwellenpreis, zum Zielpreis und zum Mindestpreis für Erb- 
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sen, Puffbohnen und Ackerbohnen für das Wirtschaftsjahr 
1986/87 — KOM (86) 452 endg. — Rats-Dok. Nr.8621/86 
(Drucksache 10/6065 Nr. 3.10) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3667/83 über die weitere Einfuhr 
neuseeländischer Butter zu Sonderbedingungen — KOM (86) 
451 endg. — Rats-Dok. Nr. 8464/86 (Drucksache 10/6065 
Nr. 3.11) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2179/83 zur Aufstellung all-
gemeiner Regeln für die Destillation von Wein und Nebener-
zeugnissen der Weinbereitung — KOM (86) 398 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 8733/86 (Drucksache 10/6065 Nr. 3.12) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3783/85 zur Aufteilung der Fang-
quoten der Gemeinschaft in den grönländischen Gewässern 
im Jahr 1986 — KOM (86) 439 endg. — Rats-Dok. Nr. 8774/86 
(Drucksache 10/6065 Nr. 3.13) 

Bericht der Kommission an den Rat über die Verwendung 
bebrüteter Eier in den Mitgliedstaaten und 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2772/75 über Vermarktungs-
normen für Eier und der Verordnung (EWG) Nr. 2782/75 über 
die Erzeugung von und den Verkehr mit Bruteiern und Kü-
ken von Hausgeflügel — KOM (86) 449 endg. — Rats-Dok. 
Nr. 9270/86 (Drucksache 10/6261 Nr. 2.5) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Ge

-

meinschaftsmaßnahmen zur Verbesserung und Anpassung 
der Strukturen im Bereich der Fischerei und der Aquakultur 
— KOM (86) 446 endg. — Rats-Dok. Nr. 9223/86 (Drucksache 
10/6261 Nr. 2.7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) 1 aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Marokko 
(1987) 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) 1 aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Tunesien (1987) 
— KOM (86) 440 endg. — Rats-Dok. Nr. 9239/86 (Drucksache 
10/6261 Nr. 2.8) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) 1 aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Israel (1987) — 
KOM (86) 442 endg. — Rats-Dok. Nr. 9240/86 (Drucksache 
10/6261 Nr. 2.9) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den in 
der Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung vom 31. De-
zember 1985 gegenüber Spanien und Portugal anzuwenden-
den Zollsatz auf Hybridsorghum zur Aussaat der Tarifstelle 
10.07 C I des Gemeinsamen Zolltarifs — KOM (86) 461 endg. 
— Rats-Dok. Nr. 9309/86 (Drucksache 10/6261 Nr. 2.10) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1700/85 über die für 1986 geltende 
Einfuhrregelung für Erzeugnisse der Tarifstelle 07.06 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs aus nicht dem GA TT  angehörenden 
Drittländern — KOM (86) 287 endg. — Rats-Dok. Nr. 7192/86 
(Drucksache 10/5706 Nr. 3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 339/79 zur Definition be-
stimmter aus Drittländern stammender Erzeugnisse der 
Nummern 20.07, 22.04 und 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs 
— KOM (86) 220 endg. — Rats-Dok. Nr. 7043/86 (Drucksache 
10/5706 Nr.4) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 79/117/EWG über das Verbot des Inverkehrbrin-
gens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die be-
stimmte Wirkstoffe enthalten — KOM (86) 237 endg. — Rats-
Dok. Nr. 6750/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 5) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff- 
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll- 
kontingents für Kabeljau, getrocknet, nicht gesalzen (Stock- 

fisch), der Tarifstelle ex 03.02 A I b) des Gemeinsamen Zollta-
rifs mit Ursprung in Norwegen — KOM (86) 229 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 6714/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 6) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen 
Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für einige landwirtschaftliche Waren — KOM (86) 195 
endg. — Rats-Dok. Nr. 6711/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festset-
zung des Grundpreises und des Ankaufpreises für Blumen-
kohl für die Zeit vom 1. bis 11. Mai 1986 — KOM (86) 252 
endg. — Rats-Dok. Nr. 6935/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 8) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für 
die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeug-
nisse — KOM (86) 254 endg. — Rats-Dok. Nr. 6938/86 (Druck-
sache 10/5706 Nr. 9) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Einfuhren der Reissorte „aromatisierter langkörniger Bas-
mati" der Tarifstelle ex 10.06 B I und II des Gemeinsamen 
Zolltarifs — KOM (86) 182 endg. — Rats-Dok. Nr. 6881/86 
(Drucksache 10/5706 Nr. 10) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Rum, Arrak und Taffia der Tarifstelle 22.09 C I 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in den mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten über-
seeischen Ländern und Gebieten (1986/87) — KOM (86) 246 
endg. — Rats-Dok. Nr. 7155/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 11) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2990/82 über den verbillig-
ten Absatz von Butter an Empfänger sozialer Hilfen — KOM 
(86) 218 endg. — Rats-Dok. Nr. 7185/86 (Drucksache 10/5706 
Nr. 12) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2245/85 über technische Maßnah-
men zur Erhaltung der Fischbestände in der Antarktis — 
KOM (86) 259 endg. — Rats-Dok. Nr. 7195/86 (Drucksache 
10/5706 Nr. 13) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 477/86 zum Erlaß geeigneter 
Maßnahmen für den Handel mit Ölverarbeitungserzeugnis-
sen mit Spanien und Portugal — KOM (86) 274 endg. — Rats-
Dok. Nr. 7170/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 14) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Rum, Arrak und Taffia der Tarifstelle 22.09 C I des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in den Staaten in Afri-
ka, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP-
Staaten) (1986 bis 1987) — KOM (86) 247 endg. — Rats-Dok. 
Nr. 7268/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 15) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Anpas-
sung der Verordnungen (EWG) Nr. 797/85, (EWG) Nr. 355/77 
und (EWG) Nr. 1360/78 im Bereich der Agrarstrukturen in-
folge des Beitritts Spaniens — KOM (86) 286 endg. — Rats-
Dok. Nr. 7126/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 16) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betreffend das Ge-
meinschaftsverzeichnis der benachteiligten landwirtschaftli-
chen Gebiete im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG (Portugal) 
— KOM (86) 280 endg. — Rats-Dok. Nr. 7124/86 (Drucksache 
10/5706 Nr. 17) 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Kabeljau, gesalzen, jedoch nicht getrocknet, 
der Tarifstelle ex 03.02 A I b) des Gemeinsamen Zolltarifs 
und 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Köhler (Pollachius virens) ganz und Filets 
von Köhler, gesalzen, der Tarifstellen ex 03.02 A I f) und ex 
03.02 A II d) des Gemeinsamen Zolltarifs und 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschafts-
zollkontingents für tiefgefrorene Filets und tiefgefrorene 
Fischmusblöcke vom Pazifischen Pollack (Theragra Chalgo-
gramma) der Tarifstellen ex 03.01 B II b) 17 und ex 03.01 B 
I n) 2 des Gemeinsamen Zolltarifs und 
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Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschafts-
zollkontingents für tiefgefrorene Filets und tiefgefrorene 
Fischmusblöcke vom Seehecht (Merluccius Hubbsi) der Ta-
rifstellen 03.01 B II b) 9 und ex 03.01 B I t) 2 des Gemeinsa-
men Zolltarifs KOM — (86) 258 endg. — Rats-Dok. Nr. 7134/

-

86 (Drucksache 10/5706 Nr. 18) 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontin-
genten für Sherry-Weine der Tarifnummer ex 22.05 des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1986/87) 
und 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Malaga-Weine der Tarifnummer ex 22.05 des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1986/87) 
und 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Jumilla-, Priorato-, Rioja- und Valdepenas-Weine 
der Tarifnummer ex 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
Ursprung in Spanien (1986/87) — KOM (86) 256 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 6923/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 19) 
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